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Rosinenpicken

Eine Rosine macht noch keinen Kuchen,

viele Rosinen sind noch kein Gebäck,

und willst du sie dann ohne Teig versuchen,

schmaust sie sich, ohne satt zu werden, weg.

Man nennt es auch im Fall von Brexit naschen,

Theresa May versäumt den süßen Rest,

und ihr Versuch, das Beste zu erhaschen,

erweist sich endlich doch als falscher Test.

Verloren geht der hungerstill'nde Kuchen

für einen viel zu kurzen Appetit,

und nichts hilft mehr, nicht bitten oder fluchen,

Magen und Darm knurr'n dann ihr altes Lied.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. September 2018
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WALD/346: Hambacher Forst - Superdemo am Samstag ... (BUND NRW)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands vom 1. Oktober 2018

Großdemonstration am 6. Oktober für den Erhalt des Hambacher Waldes:

 Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwartet



Köln/Buir: Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwarten die Organisatoren
bei der Großdemonstration am Samstag, dem 6. Oktober, am Hambacher Wald.
Aufgrund des überwältigenden Zuspruchs wird der ursprünglich geplante
Demonstrationszug nun als zentrale Protestveranstaltung ab 12:00 Uhr auf
einer Fläche nahe der Waldkante stattfinden, erklärten die Organisatoren.

Die Veranstalter der Großdemonstration, Initiative Buirer für Buir, der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und
die NaturFreunde Deutschlands, fordern vom Energiekonzern RWE, auf die
geplante Rodung des Hambacher Waldes zu verzichten. Damit lege RWE die Axt
an die Arbeit der Kohlekommission der Bundesregierung, die derzeit über den
Kohleausstieg verhandelt, kritisiert das Bündnis.

Auch bekannte Künstler unterstützen die Großdemonstration am kommenden
Samstag. So werden unter anderem die Pop-Rock-Band Revolverheld, der Kölner
Musiker Eddi Hüneke - Gründer der Wise-Guys - und aus Berlin die
Singer-Songwriter Höchste Eisenbahn auf der Kundgebung am Hambacher Wald
spielen.

"Den Hambacher Wald retten, den Kohleausstieg durchsetzen - das wollen wir
mit dem großen, bunten und friedlichen Protest erreichen", erklären die
Organisatoren.

Der Protest gegen die Abholzung des 12.000 Jahre alten Waldstücks wird
immer breiter. Mehr als 775.000 Menschen unterstützen bereits den 
Online-Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in dem die Bundesregierung und
die NRW-Landesregierung aufgefordert werden, sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einzusetzen.

Großdemonstration: Wald retten - Kohle stoppen!

6. Oktober 2018, 12 Uhr

Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Weitere Informationen:

www.stop-kohle.de


ZITATE

Andreas Büttgen, Sprecher der Initiative Buirer für Buir:

"RWE und das Land NRW haben nicht nur dem Hambacher Wald und damit meiner
Heimat massiven Schaden zugefügt, sondern auch den Menschen, die hier
leben. Umso wichtiger ist es, dass wir gemeinsam ein starkes Signal an
Konzern und Landesregierung geben: Der Hambacher Wald ist ein Symbol der
Einheit und der Zukunft - für uns vor Ort und weit darüber hinaus. Wir
vertrauen auf den Wandel. Wir gestalten den Wandel."

Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW:

"RWE hat wegen der beim Oberverwaltungsgericht Münster anhängigen
BUND-Klage noch kein Recht zu roden. Trotzdem schafft der Konzern im
Hambacher Wald tagtäglich Fakten, indem er Schneisen schlägt, Waldwege zu
Trassen für schweres Räumgerät erweitert und kahlschlagartige Lichtungen
holzt. Das sind klare Verstöße gegen die gerichtliche Stillhalteerklärung.
Die Landesregierung macht sich dabei zum Büttel von RWE und untergräbt den
Rechtsstaat, das stößt bei immer mehr Menschen auf großes Unverständnis."

Sweelin Heuss, Geschäftsführerin und Sprecherin von Greenpeace:

"Das Fraunhofer Institut hat errechnet, dass Deutschland bis 2030
vollständig und versorgungssicher aus der Kohle aussteigen kann und der
Hambacher Wald nicht gerodet werden muss. Rechtsgutachten bestätigen, dass
dieses sogar unzulässig ist. RWE torpediert diesen wichtigen demokratischen
Prozess und Hunderttausende wollen sich das nicht länger gefallen lassen.
Es ist an der Zeit für Ministerpräsident Laschet, RWE im Hambacher Forst zu
stoppen. Die Lösung für einen gesamtdeutschen Kohleausstieg liegt bei der
Kohlekommission."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:

"Was Gorleben für die Anti-Atom-Bewegung war, wird der Hambacher Wald für
die Anti-Kohle-Bewegung sein. RWE hat die Mitte der Gesellschaft gegen sich
aufgebracht - und wird erneut verlieren. Viele Tausende Menschen lassen am
6. Oktober die größte Demonstration gegen die Kohle entstehen, die das
Rheinische Revier bisher gesehen hat. Gemeinsam verteidigen wir den Wald
und unser Weltklima."

Uwe Hiksch, Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands und Anmelder der
Großdemonstration:

"Die Resonanz auf unseren Aufruf für den Protest am 6.10. ist
überwältigend. Wir erwarten mehr als 50 Busse, viele Tausende Teilnehmer,
die mit der Bahn anreisen und Unzählige aus der Region. Unser bunter und
friedlicher Protest wird deutlich machen: Der Hambacher Wald muss bleiben.
Gemeinsam werden wir RWE die rote Karte zeigen und für einen Kurswechsel in
der Kohlepolitik demonstrieren."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2018 
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WALD/345: Hambacher Forst - Demo in Hamburg ... (Ende Gelände Hamburg)


Ende Gelände Hamburg - AK "Umwelt vor Profit"

Pressemitteilung - Hamburg, 02.10.2018

Demonstration gegen Rodung des Hambacher Forsts

Dienstag, den 02. Oktober (16:00 Uhr) - Neuer Pferdemarkt, Hamburg



HAMBURG. Der AK "Umwelt vor Profit" ruft für Dienstag, den 02.10.2018,
zu einer Demonstration unter dem Motto "Umwelt vor Profit - Klima
schützen" auf. Die Klimaaktivist_innen planen ein Zeichen zu setzen,
gegen die Räumung und die bevorstehende Rodung des Hambacher Forsts.
Damit wollen sie zudem auf die katastrophalen Folgen der
klimaschädlichen Braunkohleverstromung aufmerksam machen.

Karla Haselmaus, Sprecherin des AK "Umwelt vor Profit" erklärt zur
Demonstration:

"Wir nehmen die profitgetriebene Zerstörung unserer Natur nicht mehr
hin. Der Hambacher Forst ist zum Symbol für die
Klimagerechtigkeitsbewegung geworden. RWE möchte den Wald zur
Braunkohlegewinnung abholzen, doch Braunkohle ist der klimaschädlichste
fossile Energieträger und trägt massiv zur Erderwärmung bei. Obwohl dies
schon Jahrzehnte bekannt ist, gibt es noch Unternehmen wie RWE, die
Profit über die Umwelt stellen und damit unsere Zukunft gefährden."

Karla Haselmaus fügt hinzu:

"Die Folgen des Klimawandels tragen nicht zuerst wir, sondern die
Menschen im globalen Süden. Unser Kampf ist deshalb nicht nur ein Kampf
gegen die Umweltzerstörung, sondern auch gegen die Ungleichheit und die
verhängnisvollen sozialen Probleme, die sie mit sich bringt. Wir müssen
jetzt handeln, um diese irrationale Vernichtung unseres Planeten zu
stoppen."


Informationen

Der AK "Umwelt vor Profit" ist ein Zusammenschluss von jungen Menschen,
die sich für Klimagerechtigkeit einsetzen wollen. Zusammengebracht hat
sie die drohende Rodung des Hambacher Forsts.

Den Aufruf zur Demonstration finden Sie unter:

https://www.facebook.com/events/474859686332936/

 * 

Quelle:

Ende Gelände Hamburg

AK "Umwelt vor Profit"

E-Mail: eg-hh@riseup.net
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WALD/344: Hambacher Forst - nach dem Kampf ist vor dem Kampf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 30.09.2018

Hambi-Rede auf dem Waldspaziergang 30.09.2018



Beim heutigen Waldspaziergang wurde unter anderem diese Rede von
einem Menschen aus dem Wald gehalten. Wie schön, endlich mal wieder
viele nicht-uniformierte Menschen auf der "Secu-Straße" (aka L276) zu
sehen! Vielen Dank auch allen anderen Redner*innen für die bunte
Vielfalt an Beiträgen. (Und auch danke an einige andere
Hambi-Aktivisti*, von deren spontaneren Beiträgen wir leider kein
Videomaterial haben.)


Ihr könnt die Rede anschauen [1] und/oder hier lesen:

Seit 16 Tagen räumt die Polizei die Besetzungen im Hambacher Forst.

16 Tage lang war dieser Wald ununterbrochen von zig Hundertschaften,
Räumpanzern, Hebebühnen und dem SEK belagert. Seit 16 Tagen fährt der
Staat seine ganze Übermacht auf, um ein Paar hundert Anarchas die
Botschaft einzuprügeln, dass ein widerständiges, wildes und freies
Leben hier nicht toleriert wird.

16 Tage Räumung haben die Besetzung noch lange nicht klein gekriegt.
In den letzten Tagen ist in Ghosttown nahe des Wiesencamps ein neues
Baumhausdorf entstanden. Und um das letzte alte Baumhaus, Paragraph11,
wachsen in diesem Moment die Barrikaden.

Diese Räumung hat eine Aufmerksamkeit her gebracht, die noch vor zwei
Jahren unmöglich erschienen wäre. Die Welt schaut dem deutschen Staat
auf die Finger. Und sie sieht, was der angebliche Musterschüler in
Sachen Umweltschutz, was die angebliche "Klimakanzlerin" für einen
Dreck am Stecken haben. Das allein ist ein riesiger Erfolg.

Aber die Räumung ist noch nicht zu Ende. Und wenn sie dieser Tage zu
Ende gehen sollte, dann fängt der Kampf erst richtig an. In der
kommenden Rodungssaison will RWE mit dem Wald kurzen Prozess machen.
Dafür war die Räumung nur eine Vorbereitung. Wenn sie anfangen zu
roden, dann ist es für uns Hambis natürlich viel schwieriger
einzugreifen, weil wir nicht mehr im Wald wohnen, sondern erstmal an
der Polizei vorbei müssen, um das Rodungsgebiet überhaupt zu sehen.

Deshalb werden wir, um den Wald retten zu können, jeden erdenklichen
Einsatz von der ganzen Bewegung brauchen. Viele von Euch waren
vielleicht dieser Tage die ersten Male im Wald und haben die ersten
Male mitbekommen, was es bedeutet, wenn der Rechtsstaat seine Zähne
zeigt.

Ich hoffe, dass Ihr noch Atem habt, denn der Überlebenskampf, den wir
für diesen Wald führen müssen, fängt Mitte Oktober erst richtig an.

Dieser Wald ist ein Symbol des Widerstands geworden. Unser Protest ist
eine Aussage: Wir lassen uns von den Machteliten in Politik und
Wirtschaft nicht mehr eine Wirtschaftsweise vorsetzen, die unseren
Planeten zu Grunde richtet! Dieser Wald, und der Widerstand zu seiner
Rettung, ist das Ausrufezeichen hinter dieser Aussage. Ich hoffe, Ihr
habt noch Atem, im Oktober immer wieder zu kommen - auch unter der
Woche! - und Euch vor das Ausrufezeichen zu stellen. Wir brauchen den
Wald, und jetzt braucht der Wald uns!

Ich komme bei Großdemonstrationen leicht in Feierlaune, in einen
emotionalen Höhenflug nach dem Motto: Wir sind so viele, wir haben
doch fast gewonnen, das können sie nicht ignorieren. Falls es euch
ähnlich geht, tut es mir Leid, da stören zu müssen: Doch, sie können
uns ignorieren. Armin Laschet und Herbert Reul interessieren sich
leider einen Scheißdreck, wie viele Menschen für die Rettung des
Waldes auf die Straße gehen. Sie werden uns - wie immer - so lange
ignorieren, bis wir sie zum Einhalten zwingen.

Es tut mir Leid, wenn ich irgendwem die Feierlaune stören muss, aber
wie gesagt, der Kampf fängt gerade erst an, und wir sollten ehrlich
darüber reden, was uns erwartet.

Ich will hier nicht mehr Panik verbreiten als nötig - auch in der
kommenden Rodungssaison werdet Ihr meistens einen gewissen Einfluss
darauf haben, wieviel Repression Ihr zu spüren bekommt. Aber manche
haben auch Pech, sind zur falschen Zeit am falschen Ort und treffen
auf den falschen Bullen, der Spaß daran hat, sich mal austoben zu
können.

Wir brauchen den Wald, und der Wald braucht jetzt uns - aber wir
müssen dabei auch wach sein, auf uns aufpassen und aufeinander
aufpassen.

Ich störe nur ungern eine Party, aber ehrlich gesagt ist mir
persönlich noch gar nicht so richtig nach Feiern zumute. Diese Räumung
läuft noch, und sie wird in den letzten Zügen wahrscheinlich nicht
freundlicher werden. Und diese Räumung und das Vorgehen der Polizei
haben mich unglaublich wütend gemacht.

Sie haben Abgase in besetzte Tunnel geleitet. Sie haben gedroht, Seile
zu kappen, an denen Menschenleben hingen. Sie haben Tripods mitsamt
Besetzer*innen durch die Gegend getragen. Sie haben ganze Gruppen von
Aktivist*innen gegen Barrikaden geschubst; gegen Barrikaden, in denen
teilweise Menschen am Hals fest gekettet waren. Sie wurden immer
wieder davor gewarnt, dass ihr rücksichtsloses Verhalten Menschenleben
gefährdet. Sie haben alle Warnungen in den Wind geschlagen. Und diese
Liste ist noch lange nicht vollständig.

Aber wir - sind immer noch im Wald.

Sie haben geprügelt, Platzverweise erteilt, Brillen zertreten,
geprügelt, die Presse fern gehalten, Gefangene nicht aufs Klo oder
telefonieren lassen, geprügelt, Arme gebrochen, eingesperrt, und von
vorne angefangen.

Aber für unsere Gegner - ist immer noch unsere Gewalt das
Hauptproblem.

In vielen Solidaritätsbekundungen und freundlich gesinnten
Presseartikeln ist vom "gewaltfreien Protest" im Hambacher Forst die
Rede. Wie gesagt, ich störe nur ungern - aber das ist ein bisschen
Unsinn. Was stimmt ist: Die Gewaltexzesse der Polizei standen nie in
irgendeinem Verhältnis zur teilweise militanten Gegenwehr, die es im
Wald immer wieder gab.

Der Punkt ist: Wenn die Besetzungen von Anfang an konsequent friedlich
gewesen wären, dann hätten sie die ersten drei Jahre nicht überlebt.
Ihr habt gesehen, wozu die Polizei und die RWE-Sicherheitsdienste
fähig sind - und das war von Anfang an so.

Die Besetzungen im Hambacher Forst hatten bewusst nie einen
gewaltfreien Aktionskonsens. Die letzten Wochen haben hoffentlich
allen hier den Grund dafür verdeutlicht:

Wir leben ja auch nicht in einem gewaltfreien Staat.

Wir leben nicht in einem funktionierenden Rechtsstaat, wenn es so
etwas denn geben kann.

Wir leben nicht in einem Staat, der auch nur versucht, sich seinen
Anspruch auf ein "Gewaltmonopol" würdig zu verdienen.

Zu diesem Zeitpunkt sind vier von unseren Freund*innen und
Weggefährt*innen in Untersuchungshaft, und eine weitere [rechtskräftig
zu neun Monaten verurteilt] wegen "rhythmischer Unterstützung" von
Böllerwerfer*innen [mit einem Tamburin].

Mit ihrer Einknastung sind wir alle gemeint! Also lasst uns unsere
Gefangenen nie vergessen: Bitte schaut auf den Blog von abc-rhineland,
findet ihre Knastadressen und schreibt schreibt schreibt Briefe!

Wir sind nicht alle - es fehlen die Gefangenen!

Was im Hambacher Forst in den letzten Wochen passiert ist, ist kein
versehentlicher Ausrutscher. Die massive Gewalt, die viele von Euch am
eigenen Leib erlebt haben; die Einschränkungen der Pressefreiheit; das
Gelächter über die Erinnerung an Menschenrechte; die Verlogenheit und
der abgrundtiefe Zynismus ihrer Verlautbarungen; die erfundenen und
überzogenen Anschuldigungen, mit denen sie Freiheitskämpfer*innen in
den Knast stecken; die völlige Blindheit für Augenmaß und
Deeskalation;

all das sind wir in den Besetzungen seit sechs Jahren gewohnt. Das ist
der Standard dieses Staates für die, die nicht nur bitten, sondern
fordern. Die nicht nur protestieren, sondern sich effektiv in den Weg
stellen.

All das ist übrigens auch schon immer der Standard dieses Staates für
Geflüchtete, insgesamt für nicht weiße Menschen, Sexarbeiter*innen,
Leute die als psychisch krank abgestempelt werden, Obdachlose und
andere mit sehr wenig Geld, Punks, und viele andere diskriminierte
Gruppen.

Dieser Staat kennt keine Rücksichtnahme. Nicht einmal nach dem
tödlichen Absturz unseres Freundes Steffen hat die Staatsmacht auch
nur einen Tag Ruhe gegeben. Es wurde behauptet, der Räumungseinsatz
sei gestoppt - aber selbst in Beechtown, wo der Unfall passierte,
liefen noch in derselben Nacht die Generatoren und Flutlichter.

Stellt Euch vor, die Polizei ist gerade dabei, Euch aus Eurem zu Hause
zu schmeißen. In dieser Situation stirbt ein Freund, woran auch
immer - und dann stellen die Bullen Flutlichter vor jedes Eurer
Fenster, und lassen sie die ganze Nacht durchlaufen.

Das ist nur ein kleiner, vielsagender Ausschnitt des Psychoterrors,
mit dem sie schon seit Wochen versuchen, die Menschen im Wald mürbe zu
machen.

Wenn es ein Gutes geben soll an der Brutalität dieses Einsatzes, der
immer noch läuft, dann ist es dies: Die alltägliche Brutalität der
Polizei ist um Einiges sichtbarer geworden. Das Vertrauen in den Staat
ist bei Vielen ins Wackeln gekommen.

Und vielleicht gärt bei Vielen auch die trotzige Einsicht: Diesen
Staat, der mit solch einer Gewalt an seinem rasanten Kurs auf den
Abgrund festhält, werden wir nicht allein mit untertänigen Appellen
zum Umdenken kriegen.

Dieser Staat erlaubt relativ viele Demonstrationen einzig deshalb,
weil sie ihn nicht allzu sehr stören. Aber dieser Staat wird nur dann
seinen Kurs wechseln, wenn wir ihn mit Entschlossenheit, langem Atem,
und allen sinnvollen Mitteln dazu zwingen.

Wir sehen uns in der Rodungssaison!

Wir sind hier, und wir sind laut, weil man uns den Hambi klaut!


[1] Link zum Video:

https://www.youtube.com/watch?v=jBp5dYas9ws

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/343: Hambacher Forst - eine sozialökologisch geregelte Zukunft ... (Netzwerk Ökosozialismus)


Netzwerk Ökosozialismus - 30. September 2018

Stellungnahme zum Kampf um den Hambacher Forst



In der Öffentlichkeit bisher ignorierte Analysen zeigen, dass auch
langfristig erneuerbare Energien den Verbrauch, wie er momentan ist,
möglicherweise nicht decken können. Eine Ressourcenstrategie, die auf
fossile Reserven für den Fall von Energiemangel bei ansonsten
zukünftig hauptsächlich erneuerbar produzierter Energie setzt, wie sie
die RWE vorgibt, setzt jedoch das völlig falsche Signal für die
aktuelle Situation, in der es um entscheidende energiepolitische
Weichenstellungen nicht nur für Kohle geht. Energiereserven könnten in
akuten Mangelsituationen irgendwann mal immer noch beschafft werden,
besser mit Gas als mit Kohle, besser als Import von ohnehin laufenden
Kraftwerken als durch zerstörerische Erweiterung neuer
Extraktionsgebiete, dazu muss nicht prophylaktisch ohne Not ein
Jahrtausende alter Wald zerstört werden, der als CO2-Speicher hier und
heute eine wertvolle Funktion hat. Soll auf Kohle und andere fossile
Energien in absehbarer Zeit vollständig verzichtet werden, gibt es gar
keine andere Möglichkeit als die enorm hohen Verbrauchsstandards an
Energie deutlich zu reduzieren, mit anderen Worten: auf bestimmte
Bereiche energieintensiven materiellen Wohlstands zu verzichten, z.B.
auf exzessive Mobilität durch Autos und Flugzeuge, auf
hochtechnisierte und industrialisierte Landwirtschaft, auf extrem
schnelllebigen Konsum vor allem von obsoleszenten Elektrogeräten, auf
aufwändig hochdesignte Verpackungen, auf Markenvielfalt, auf
Luxusgüter. Ökosozialisten und auch andere Verfechter einer
Postwachstums-Gesellschaft haben dazu etliche Vorschläge vorgelegt.
Die Notwendigkeit zu entsprechenden Suffizienzstrategien ist in der
politisch-ethischen Güterabwägung der eindeutig akzeptablere Weg als
die weitere CO2-Belastung mit allen hinlänglich bekannten
katastrophalen Folgewirkungen wie Unwetter, Dürren, Überschwemmungen,
Wüstenbildung, Artensterben, Übersäuerung der Ozeane, Wassermangel,
entsprechenden sozialen Folgewirkungen wie Fluchtbewegungen, Hunger,
Landvertreibungen usw.

Das entscheidende tiefere Problem ist aber, dass unser gegenwärtiges
auf Kapitalverwertung, Profitmaximierung und Generierung von immer
aufwändigeren Tauschwerten ausgerichtetes Wirtschaftssystem notwendige
Suffizienz gar nicht ertragen kann. Das angeblich effiziente
marktwirtschaftliche System, in welchem der Ideologie nach das Kapital
immer wirkungsvoll alloziert wird, in welchem die Nachfrage scheinbar
den Bedürfnissen entspringt und die Produktion steuert, dieses System
lebt in Wirklichkeit von Umständlichkeit, langwieriger
planlos-anarchischer Zufälligkeit und Redundanz, von absichtlicher und
auch unabsichtlicher Verschwendung: Markenvielfalt, Obsoleszenz,
Verpackungswahnsinn und sinnlose Werbung sind hier nur die bekannten
oberflächlichsten Verschwendungsphänomene.

Der Vorstoß RWEs ist ein Rückzugsgefecht, eine Verteidigung nach vorn,
da verzweifelt versucht wird, den absehbaren Strukturwandel, in
welchem RWE als Produzent der Erneuerbaren nur Profiteinbußen
hinnehmen müsste, durch die noch laufenden
Kohleförderungs-Vereinbarungen vorerst zu kompensieren. Was hier Sinn
machen würde, wären endlich Überlegungen zu einer gut durchdachten
Vergesellschaftung der großen Energiekonzerne, in welcher
Kapitalallokation, Produktionsziele und -strategien, Verteilug von
Arbeit, Geld und vor allem Gebrauchsgütern unter dem Vorzeichen einer
gemeinwohl-orientierten solidarischen Nachhaltigkeit sorgfältig
geplant würden. Nur die Entlastung der Konzernbetreiber vom Druck
einer profitgetriebenen Unternehmens-Sanierungslogik durch Einbettung
möglicher Konzernaufgaben in eine energiepolitische Gesamtperspektive
könnte die Faktoren umweltschonende Energieverorgung, geplante
allmähliche Suffizienz, Verteilungsfragen von Wohlstand und Arbeit auf
versöhnlichem Wege lösen. Dann müssten Menschen, die sich progressiv
der radikalen Suffizienz eines real-utopischen Lebens in Baumhäusern
verschrieben haben, auch nicht mit Waffengewalt verjagt werden, nur
weil Konzerne aus schierer Überlebensangst too big to fail sind. Nicht
das Mehr oder Weniger an Kohle, erneuerbaren Energien, an erhaltenem
oder verzichtbarem Wohlstand ist das Problem, sondern das eindeutige
Zuviel an großindustrieller Kapitallogik. Das zeigt sich an den
Kämpfen um den Hambacher Forst und wir Ökosozialisten nehmen ziemlich
parteiisch daran teil.

 * 

Quelle:

Presseerklärung des Netzwerks Ökosozialismus vom 30.09.2018

Internet: www.oekosozialismus.net
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WALD/342: Hambacher Forst - nicht mehr, sondern weniger Strom ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 29. September 2018

Lautstarker Protest gegen Räumung im Hambacher Wald und Kohlepolitik der
Landesregierung



Anlässlich eines Vortrags des NRW Energieministers Andreas Pinkwart
wurde am gestrigen Freitag lautstark vor dem Aachener Technologiezentrum
am Europaplatz protestiert. Bis zu 200 Menschen lauschten der Kundgebung
mit zahlreichen Redebeiträgen und Musik, riefen Sprechchöre und zeigten
vielfältig bunte Transparente mit Botschaften zum Erhalt des Waldes und
gegen die fatale Braunkohlepolitik der Landesregierung. Aufgerufen hatte
ein breites Bündnis bestehend aus der Seebrücke Aachen, GreenpeaceAachen,
Rhizom115, HambiBleibt Aachen, Fossil Free Aachen und vielen Weiteren.

Im Mittelpunkt der Kritik stand Andreas Pinkwart, der als Minister für
Wirtschaft und Energie in NRW den Protektionismus gegenüber dem
Stromriesen RWE zu verantworten hat. "Die Landesregierung ebnet RWE den
Weg, wo sie nur kann und RWE schafft im Wald fröhlich und rücksichtslos
Fakten", so eine Aktivistin. Die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald, die Umweltaktivist*inen gebaut hatten, um den Wald zu schützen,
werden von der Landesregierung seit zwei Wochen unter dem Vorwand von
Brandschutzmängeln geräumt. Profiteur ist der Energiekonzern, der nun
pünktlich zur Rodungssaison im Oktober einen aufgeräumten und
abholzbaren Wald vorfindet.

Pinkwart behauptet in aktuellen Interviews, dass RWE für Tagebau und
Rodungen von der früheren rot-grünen Landesregierung alle Genehmigungen
bekommen habe. Die Entscheidungen darüber seien im Lichte des Pariser
Klimaabkommens getroffen worden, Deutschland sei aber unabhängig von
einem etwaigen Kohleausstiegsbeschluss noch für lange Zeit auf
Braunkohle als Brückentechnologie angewiesen. Die Aktivistinnen und
Aktivisten widersprechen dem lautstark: Deutschland exportiere
massenhaft Strom, weil es durch die Braunkohlefverstromung faktisch eine
viel zu unflexible Überproduktion gebe. Nötig seien effektivere
dezentrale Speichermöglichkeiten für Wind- und Sonnenstrom, keine 
klima- und umweltzerstörenden Technologiedinosaurier. Die erteilten
Genehmigungen ziehen sie ebenfalls in Zweifel. Im Gegenteil befinde sich
das ganze Verfahren in der Schwebe und es ständen noch
Gerichtsentscheide, u.a. des OVG Münster aus.

Der Erfolg deutscher Klimapolitik steht und fällt mit den Entscheidungen
des Braunkohlelandes NRW. Knapp 30% der deutschen CO2-Emissionen hat
allein die Braunkohleverstromung zu verantworten. Wenn
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart in Interviews davon spricht, dass der
Stromsektor seine CO2-Emissionen ausreichend reduziert und damit das von
der Bundesregierung gesetzte Klimaziel 2020 erreicht habe" dann täuscht
er die Öffentlichkeit. Auch er müsste wissen, dass die Klimaziele der
Bundesregierung mit Blick auf das Pariser Klimaschutzabkommen völlig
unzureichend sind. Selbst dann, wenn er von den miserablen Klimazielen
ausgeht, müssten die Treibhausgas-Reduktionen in allen Sektoren - also
von Strom, Wärme und Verkehr - zusammen betrachtet werden. Umfassende
Emissionssenkungen im Verkehrssektor wird es hauptsächlich über
E-Mobilität geben. Und auch bei der Wärmewende wird Strom benötigt. Dass
Deutschland seine Klimaziele bis 2020 bereits hinreichend erfüllt, ist
Augenwischerei.

Die Aufteilung der Klimaziele auf die einzelnen Sektoren ist für die
Aktivist*innen ein eindeutiges Ablenkungsmanöver der Kohlelobby. Weitere
Reduktionsverpflichtungen lassen sich leicht mit der Argumentation
abwehren, man habe doch seinen Anteil geleistet und jetzt seien mal die
Anderen dran. Pinkwart beschwichtigt mit der Behauptung, Deutschland
liege beim Ausbau Erneuerbarer Energien im Stromsektor voll im Plan.
Auch das ist allerdings mit Vorsicht zu genießen: Momentan stammen in
Deutschland über 36% des Stroms aus Erneuerbaren. Laut Zielvorgaben des
Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) von 2017 soll ihr Anteil bis 2025
bei 40 bis 45% liegen. "Die bundesdeutschen Vorgaben sind erreichbar, da
hat Pinkwart Recht. Aber nur, weil es sich mehr um Bremsvorgaben als um
Zielvorgaben handelt", echauffiert sich eine Demonstrantin.

Tatsächlich werden die gesetzlichen Bestimmungen immer komplizierter,
Förderungen und Anreize sind kaum noch existent. Dementsprechend geht
der Zubau von Photovoltaikanlagen in den letzten Jahren dramatisch
zurück und Expert*innen prognostizieren, dass es der Windenergie bald
ähnlich ergeht. Die Regierung inklusive der FDP arbeitet seit Jahren am
Niedergang des EEG. Dabei könnte die EE-Branche sich viel schneller
entwickeln und Deutschland bei der Erreichung der Pariser Klimaziele
unterstützen, wenn die Politik sie nur ließe.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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WALD/341: Hambacher Forst - keine Alternative zum Dialog ... (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Hambi bleibt! Brief von Mexiko nach Deutschland



(Oaxaca-Stadt, 27. September 2018, educaoaxaca) - Am 20. September
erhielten wir die Nachricht vom Tod des Journalisten Steffen Horst
Meyn, welcher in Beechtown, einem kleinen Walddorf bestehend aus
Baumhäusern im Hambacher Forst, starb. Er stürzte, als er versuchte
die Räumungsaktion eines Sondereinheitskommandos zu dokumentieren.
Zweck der Räumung - die komplette Zerstörung des Hambacher Forsts zu
Gunsten der größten Braunkohlemine Europas.

Aus mexikanischer Sicht verurteilen wir die Gewalt, welche die
deutsche Regierung gegen die Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen
einsetzte, um ihre Interessen umzusetzen. Ein derartiger Umgang mit
Konflikten beweist einen eindeutigen Rückschritt in der Entwicklung
unserer heutigen Gesellschaft. Wir können nicht zulassen, dass
internationale Vereinbarungen, wie zum Beispiel das Pariser
Klimaabkommen, aufgrund von Gewinninteressen der Wirtschaft zunichte
gemacht werden.

Unter den gravierenden Umständen des Klimawandels wird weiterhin über
Möglichkeiten debattiert, wie dieser Situation auf die beste Weise
begegnet werden kann. Einer der Punkte in der Agenda der
Energiedebatte ist, dass der Energieverbrauch einiger Länder zu einer
beschleunigten Zerstörung des Planeten führt.

Der Fall des Hambacher Forsts hat gezeigt, dass die deutsche Regierung
der Kapitalgewinnung durch den Abbau von Rohstoffen deutlich mehr
Priorität beimisst als den Wünschen oder den Interessen der
Gesellschaft oder dem Naturschutz. Die Harmonisierung von
Finanzierung, der Bewilligung durch die Bevölkerung und die Verwendung
von nachhaltigen und weniger schädlichen Technologien zum Abbau der
Rohstoffe muss bei der Gewinnung von Rohstoffen gleichermaßen
berücksichtigt werden.

Die Verwendung von nachhaltigen Energiequellen muss in Einklang stehen
mit dem Einbeziehen der Bevölkerung und einer möglichst
umweltschonenden Technologie. Wir - die wir in Oaxaca, einem
Bundesstaat in Mexiko - leben, kämpfen bereits seit einiger Zeit mit
den gesellschaftlichen Konflikten hervorgerufen durch den ewigen
Disput zwischen Kapitalismus, Naturschutz und der Ausbeutung unserer
Bevölkerung [insbesondere "grüne" Energieprojekte wie Staudamm- und
Windkraftprojekte, ohne dass die indigene Bevölkerung um ihre
Zustimmung gebeten wird]. Die ausnahmslose Unterstützung unserer
Regierung von Projekten zur Förderung von erneuerbaren Energien und
die fehlende Rücksicht auf Menschenrechte und indigene Rechte
verschärfen diesen Konflikt nur noch mehr. Zudem kritisieren wir die
Vorgänge im mexikanischen Staat Coahuila, wo dutzende Minenarbeiter
2006 in einer Kohlemine im Besitz des Unternehmens "Grupo México"
verschüttet und bis heute nicht geborgen wurden.

Diese Umweltkonflikte, welche durch den fehlenden Dialog und Konsens
in unseren Gesellschaften vorangetrieben werden, stellen eine
Rückentwicklung unserer demokratischen Gesellschaften dar.

Aus diesem Grunde:

- Drücken wir unsere Solidarität mit allen Menschenrechts- und
Umweltaktivist*innen des Hambacher Forst aus.

- Verlangen wir von den deutschen Regierung, dass sie einen Dialog mit
AktivistInnen zur gegenseitigen Verständigung aufnehmen.

- Verlangen wir von den Behörden, dass sie das Leben der
Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen und der Journalist*innen
garantieren und respektieren, sowie die Sicherheit und das Recht der
Bevölkerung.

Oaxaca, Mexiko den 27. September 2018.

Teilnehmer*innen des Seminars über Soziale Bewegungen und Strategien
zur Verhinderung der Ausbeutung durch die Extraktion von Rohstoffen.

Servicios para una Educación Alternativa EDUCA A.C.

Red de Defensoras y Defensores Comunitarios de los Pueblos de Oaxaca
(REDECOM).

Organización comunitaria Monapaküy.

Centro de Derechos Humanos Tepeyac.

Preparatoria Comunitaria José Martí.

Organización Indígena de Derechos Humanos de Oaxaca (OIDHO) A.C.

Comité de Defensa de Derechos Indígenas (CODEDI) A.C.

Ojo de Agua Comunicación.

Pobladores Oaxaca.

Asamblea de Pueblos del Istmo en Defensa de la Tierra y el
Territorio.

Unión de Comunidades Indígenas de la Zona Norte del Istmo (UCIZONI)
A.C.

Comité de familiares de Pasta de Conchos, Coahuila.

Grupo de trabajo CLACSO Fronteras, regionalización y globalización en
América.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-hambi-bleibt-brief-von-mexiko-nach-deutschland/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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PROTEST/006: Musikszene - Grup Yorum-Konzert schlußendlich genehmigt ... (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 01.10.2018

Zum Grup Yorum-Konzert in Frankfurt



Die revolutionäre türkische Band Grup Yorum gab am 29.9.in Frankfurt, ein
Konzert unter dem Motto: "Eine Stimme gegen Rassismus."

Das Konzert fand statt, obwohl es seit dem 20.9. zeitweilig verboten war
und es drakonische Auflagen gab:

Es durften keine Bildern von dem wegen § 129b inhaftierten Gefangenen
Musa Asoglu aus Hamburg gezeigt werden, ebenso war der Verkauf der in
Türkei erlaubten Zeitschrift Yürüyüs verboten und Grup Yorum durfte 6
ihrer Lieder nicht spielen.

Das nächste Konzert findet in Düsseldorf um 14 Uhr am Sonntag, den 14.10.,
um 14 Uhr statt.

Weiterhin beginnt in Istanbul am 3.10. ein Prozess gegen 10 Mitglieder von
Grup Yorum.



https://www.facebook.com/pg/GYyasaklanamaz/posts/?ref=page_internal

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/476: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg mit Konsequenzen ... (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung der Klima-Allianz Deutschland und der
GRÜNEN LIGA - 28. September 2018

Braunkohle-Reserve: Kohlekraftwerk Jänschwalde komplett abschalten -
Strukturwandel jetzt zügig organisieren



Berlin/Jänschwalde, 28.09.2018. Am 1. Oktober geht der Block F des
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde in die Sicherheitsreserve.
Klima-Allianz Deutschland und GRÜNE LIGA fordern, das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Zuge des Kohleausstiegs bald abzuschalten und
nachhaltige wirtschaftliche Perspektiven für die Lausitz zu schaffen.

"Auch die übrigen Blöcke müssen demnächst vom Netz. Nur so kann die
Bundesregierung ihre eigenen und die internationalen Klimaziele
erreichen", sagt Stefanie Langkamp, Kohleexpertin der Klima-Allianz
Deutschland. "Wir brauchen einen Fahrplan für den Kohleausstieg und
ein umfassendes Strukturwandelpaket, damit in Jänschwalde und an den
anderen Kraftwerksstandorten endlich Klarheit herrscht. Nur so kann
die Region vorankommen und Zukunftsperspektiven aufbauen." Das gelte
für die Lausitz ebenso wie für die anderen Kohleregionen.

Eine vergütete Sicherheitsreserve wie jetzt bei den Blöcken E und F
sei jedoch kein geeignetes Konzept für den weiteren Kohleausstieg.
"Steuermillionen gehören nicht in die Taschen der Kraftwerksbetreiber,
sondern müssen in die Strukturentwicklung investiert werden", so
Langkamp weiter.

"Ein Weiterbetrieb des Kraftwerkes Jänschwalde bedroht die Zukunft des
Dorfes Proschim, wo Menschen seit Jahren in Angst vor einer
Zwangsumsiedlung leben müssen", kritisiert René Schuster von der
GRÜNEN LIGA. Der Betreiber LEAG plant weiterhin massive
Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd nach Jänschwalde.

Die GRÜNE LIGA kritisiert zudem, dass die Brandenburgische
Landesregierung der Region keine langfristige Vorbereitung auf die
Kraftwerksabschaltung ermöglicht hat. Die brandenburgische
Energiepolitik ging lange Zeit selbst davon aus, das gesamte Kraftwerk
Jänschwalde um 2020 stillzulegen. Erst mit der Planung neuer Tagebaue
versprach die Landesregierung den Beschäftigten einen längeren
Betrieb. "Mit dieser Politik hat sie die Lausitz um die Zeit betrogen,
sich langfristig auf das Ende des Kraftwerkes vorzubereiten.
Ministerpräsident Woidke sollte endlich aufhören, den Lausitzern Sand
in die Augen zu streuen", so Schuster, der seit 1999 Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses ist.

Teilt man die CO2-Menge gerecht auf, die gemäß dem Pariser
Klimaabkommen weltweit noch ausgestoßen werden darf, muss das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Jahr 2019 stillgelegt werden. Das ermittelten
Ökoinstitut und Prognos vergangenes Jahr im Auftrag des WWF. Auch bei
jedem anderen Ausstiegsszenario wird Jänschwalde als erster Lausitzer
Kraftwerksstandort geschlossen. Dennoch hat die Landesregierung bisher
jede konkrete Diskussion über die Zukunft des Standortes nach Ende der
Braunkohle verweigert.



Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde:

Die wichtigsten Hintergründe zum Kraftwerk Jänschwalde (inklusive der
Themen Fernwärme, Ausbildungsplätze und Gipsindustrie) hat die GRÜNE
LIGA in einem Hintergrundpapier zusammengestellt, das hier abrufbar
ist:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

Zitiertes Gutachten:

Öko-Institut/Prognos: Zukunft Stromsystem Kohleausstieg 2035, Januar
2017, zu Kraftwerkslaufzeiten im Transformationszenario, hier
abrufbar:

https://zukunft-stromsystem.de/download/ZukunftStromsystem_Kohleausstieg2035_Langfassung_de.pdf



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 20 Millionen
Menschen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 28.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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LESUNG/4158: Hamburg - Marc Engelhardt, Weltgemeinschaft am Abgrund, Warum wir eine starke UNO brauchen, 17.10.18


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Oktober 2018

Mittwoch, 17.10.18, 19.00 Uhr

Ort: Staatsbibliothek (Uni Hamburg), Von-Melle-Park 3, 20146
Hamburg

Zu Gast in der Staatsbibliothek
Was uns auf den Nägeln brennt
Weltgemeinschaft am Abgrund: Warum wir eine starke UNO
brauchen

Lesung und Diskussion mit dem Autor Marc Engelhardt



Die UN befindet sich in der schwersten Krisenzeit ihrer Gründung vor
70 Jahren. Ein globales neoliberales Spardiktat hat den Staatenbund
ebenso an den Abgrund manövriert wie Bürokratie und Dilettantismus in
den eigenen Reihen. Despoten und Populist_innen versuchen jetzt, der
UN den Rest zu geben. Mit ihren veralteten Strukturen und
unzureichenden Ressourcen sind die UN kaum mehr in der Lage, ihre
bisherigen Aufgaben zu erfüllen: den Erhalt des Weltfriedens, die
Garantie grundlegender Menschenrechte, die Ermöglichung von
Gesundheit und Entwicklung für alle - von neuen Herausforderungen wie
Cyberkriegen ganz zu schweigen. Was muss jetzt geschehen, damit die
UN erhalten bleiben? Müssen sie sich neuen Aufgaben zuwenden, um
relevant zu bleiben: dem globalen Terrorismus, Cyberkriminalität, der
Regulierung autonomer Waffensysteme? Welche Rolle sollte Deutschland
dabei spielen? "Weltgemeinschaft am Abgrund. Warum wir eine starke
UNO brauchen ist kein nüchternes Sachbuch. Es ist ein Plädoyer für
die Vereinten Nationen, leidenschaftlich und dringlich, jedoch nie
naiv oder beschönigend. Im Gegenteil." (Tatjana Heid, F.A.Z.)

Marc Engelhardt, 1971 in Köln geboren, studierte in Kiel
Meeresbiologie und Öffentliches Recht. Seit Ende 2010 und nach sieben
Jahren in Afrika lebt er in Genf und berichtet über die Vereinten
Nationen und die mehr als 200 internationalen Organisationen, die am
Genfer See angesiedelt sind. Sein besonderes Interesse gilt
Geschichten, die an der Nahtstelle Afrikas und Europas liegen.
Außerdem ist Engelhardt Korrespondent bei den Weltreportern, wo er
bis 2015 Vorsitzender des Netzwerkes war.

Eine Veranstaltung der Heinrich-Böll-Stiftungen Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein in Kooperation mit dem
Literaturzentrum Hamburg.

Datum: Mittwoch, 17.10.18

Zeit: 19.00 Uhr

Ort: Staatsbibliothek (Uni Hamburg), Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

Eintritt: 3,--

Karten unter 040.227 92 03 oder lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/4157: Hamburg - Roberto Giardina, "Lebst du bei den Bösen? Deutschland - meiner Enkelin erklärt", 08.10.18


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Oktober 2018

Montag, 8.10.2018, 19.00 Uhr

Ort: Italienisches Kulturinstitut, Hansastraße 6

Zu Gast im Italienischen Kulturinstitut

Roberto Giardina liest aus Lebst du bei den Bösen?

Deutschland - meiner Enkelin erklärt (Launenweber)

Aus dem Italienischen von Bettina Müller Renzoni

Moderation: Birgit M. Kraatz



Roberto Giardina lebt in Berlin. Seit Mitte der 80er Jahre berichtet
er als Korrespondent für italienische Tageszeiten über Deutschland.
Die achtjährige Francesca fragt ihren Großvater am Tag der Befreiung
Italiens von deutscher Besatzung, warum er bei den 'bösen Deutschen'
lebt. Entlang deutscher Geschichte, teutonischen Auffälligkeiten und
Kuriositäten erzählt er von seinen Erfahrungen mit seiner Wahlheimat.
"... ein grandioses Buch, das auch mit Klischees aufräumt." (FAZ).

Kooperation mit dem Istituto Italiano di Cultura Amburgo

Roberto Giardina, geb. 1940 in Palermo, kam 1986 als Korrespondent
der italienischen Tageszeitungen Il Giorno und La Nazione nach Bonn,
anschließend nach Berlin und berichtet seitdem von dort aus über
Deutschland. Seine literarischen Werke wurden ins Deutsche,
Französische und Spanische übersetzt. Er erhielt mehrere
Auszeichnungen u.a. für seine Auslandsberichtserstattung (Premio
Guidarello), Reportagen (Premiolini) sowie Essays (Saint-Vincent-
Preis).

Bettina Müller Renzoni, geb. 1961 in St. Gallen ist Romanistin und
Literaturwissenschaftlerin und übersetzt seit vielen Jahren
Belletristik und Sachbücher aus dem Italienischen und Französischen.
Sie ist Mitglied im Organisationskomitee des Pisa Book Festivals.

Datum: Montag, 8.10.2018

Zeit: 19.00 Uhr

Eintritt: 5,-

Ort: Italienisches Kulturinstitut, Hansastraße 6

Karten unter 040.227 92 03 oder lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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TAGUNG/2385: Halle - Gute Gentechnik, böse Gentechnik?, 10.-11.10.2018


idw - Pressemitteilung: Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Gute Gentechnik, böse Gentechnik? - Konferenz an der Uni Halle



An der Gentechnik scheiden sich die Geister: In der Pflanzenzucht
stößt der Einsatz gentechnischer Verfahren auf eine große Ablehnung.
In der Humanmedizin ist die Gesellschaft denselben Methoden gegenüber
deutlich positiver eingestellt. Woher kommt diese Entwicklung? Welche
Argumente gibt es für oder gegen den Einsatz gentechnischer Verfahren?
Gibt es einen Unterschied zwischen dem Einsatz bei Pflanzen und in der
Humanmedizin? Diesen Fragen geht eine Konferenz an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) nach, die am 10. und
11. Oktober am Universitätsplatz stattfindet.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat vor wenigen Wochen ein
vielbeachtetes Urteil zu modernen gentechnischen Verfahren gefällt:
Pflanzen, deren Erbgut zum Beispiel mit der Gen-Schere CRISPR/Cas9
verändert wurde, fallen auch dann unter das Gentechnikrecht, wenn
dadurch lediglich sogenannte Punktmutationen in das Erbgut eingefügt
werden. Dabei handelt es sich um gezielte Veränderungen einzelner
Abschnitte im Erbgut eines Organismus. Die Erzeugung und Nutzung
dieser Mutationen in Organismen waren bislang vom Gentechnikrecht
ausgenommen. Außerdem müssen sie als genetisch veränderte Organismen
(GVO) ausgewiesen werden. Für Pflanzen, deren Erbgut durch radioaktive
Strahlung oder den Einsatz von Chemikalien verändert wurde, gelten
diese Bestimmungen aber seit vielen Jahren nicht. "Das Urteil des EuGH
ist sowohl aus naturwissenschaftlicher als auch aus
rechtswissenschaftlicher Sicht kritikwürdig", sagt Tagungsorganisator
Dr. Timo Faltus, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Öffentliches Recht an der MLU. Punktmutationen seien Veränderungen,
die in Pflanzen auch auf natürlichem Wege, etwa durch die UV-Strahlung
der Sonne, durch radioaktive Strahlen oder chemische Substanzen
verursacht werden könnten, so der Jurist und Biologe Faltus. "Am
Erbgut einer Pflanze lässt sich später nicht mehr nachvollziehen,
woher die Veränderung rührt. Das Produkt ist das gleiche." Auch der
Einsatz von Gen-Scheren in der Humanmedizin, etwa bei der Gentherapie,
werde aktuell wieder stark diskutiert.

Die Konferenz nimmt sowohl das aktuelle EuGH-Urteil auf, orientiert
sich aber auch an den bereits seit langer Zeit geführten öffentlichen
Debatten über den Einsatz von gentechnischen Verfahren bei Pflanzen
und in der Medizin. Ziel ist es, die Argumente und Diskussionen
nachzuzeichnen, die zu dem in Teilen widersprüchlichen Bild von
Gentechnik in der Bevölkerung führten. Thematisiert werden auch
aktuelle Fragen, etwa zur klinischen Prüfung von Gentherapieansätzen.
Auf dem Programm stehen Vorträge, Workshops und Posterpräsentationen,
die gemeinsam von Natur- und Kommunikationswissenschaftlern, Juristen
und Ethikern veranstaltet werden. Die Veranstaltung richtet sich an
Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft und der Zivilgesellschaft, die
miteinander ins Gespräch kommen sollen.

Im Rahmen der Konferenz findet außerdem ein öffentlicher Abendvortrag
statt: Am Mittwoch, 10. Oktober, 19.30 Uhr, spricht der
Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Stephan Meyer von der Technischen
Hochschule Wildau über das Verhältnis von Grundrechten, Demokratie und
der Regulierung von Gentechnik.

Die Konferenz findet im Rahmen des Verbundprojekts "GenomELECTION"
statt, das von der MLU gemeinsam mit dem Museum für Naturkunde Berlin
koordiniert und vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert wird. Darin untersuchen Juristen, Philosophen und
Kommunikationswissenschaftler die ethischen und rechtlichen Grenzen
der regenerativen Medizin und entwickeln neue Strategien, wie sich
dieser komplexe Themenbereich der Bevölkerung angemessen vermitteln
lässt.

Konferenz: Prämissen und Anspruchsgruppen der Roten und Grünen
Genomeditierung

Mittwoch, 10. Oktober, und Donnerstag, 11. Oktober 2018

Löwengebäude und Melanchthonianum

Universitätsplatz 11 und 9

06108 Halle (Saale)

Vortrag von Stephan Meyer: Rote und Grüne Gentechnik - Risikosteuerung
und Demokratie

Mittwoch, 10. Oktober, 19.30 - 20.45 Uhr

Hörsaal A, Melanchthonianum

Universitätsplatz 9

06108 Halle (Saale)

Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei, eine Anmeldung ist
aufgrund des begrenzten Platzangebots erforderlich.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://kluth.jura.uni-halle.de/bmbf_genomelection/konferenz/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Tom Leonhardt, 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1240: Berlin - Klangwelten. Wie mächtig ist das Hören?, 09.10.2018


idw - Pressemitteilung: Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 27.09.2018

Klangwelten: Wie mächtig ist das Hören?



Über die Wirkung von Musik auf unsere gesellschaftlichen Begegnungen
diskutieren Helmut Oehring, Daniela Sammler und Dörte Schmidt am 9.
Oktober 2018, 18 Uhr, in Berlin. Die Veranstaltung findet in der Reihe
"Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben" von Akademienunion und
Schering Stiftung statt.

Ob zur Therapie bei seelischen Erkrankungen, für Höchstleistungen im
Sport oder für Propaganda - Musik wird vielfältig eingesetzt, oft auch
unabhängig von der Intention des Künstlers. Was aber erleben wir mit
der Musik? Welche Wirkung hat Musik auf uns und unsere
gesellschaftlichen Begegnungen? Und in welchem Spannungsverhältnis
stehen das Hören und der Einsatz von Musik zum musikalischen Schaffen
des Künstlers?

Diesen Fragen geht die transdisziplinäre Veranstaltung "Klangwelten:
Wie mächtig ist das Hören?" in der Berlin-Brandenburgischen Akademie
der Wissenschaften nach. Als Gäste erwarten Sie der Komponist Helmut
Oehring, die Neurowissenschaftlerin Dr. Daniela Sammler und die
Musikwissenschaftlerin Prof. Dr. Dörte Schmidt. Neben einer Diskussion
erwartet Sie ein Konzert für Oboe, Flügel und Stimme mit Kompositionen
von Helmut Oehring. Die Moderation übernimmt Katja Weber von
radioeins/rbb.

Helmut Oehring ist Komponist, Autor und Regisseur. Seine Kompositionen
und Produktionen werden in Konzertsälen, auf Bühnen und Festivals
weltweit aufgeführt. Er ist als Kind gehörloser Eltern aufgewachsen.

PD Dr. Daniela Sammler ist Kognitions- und Neurowissenschaftlerin am
Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften in
Leipzig. Sie untersucht die neuronalen Grundlagen von Intonation in
Sprache und Musik.

Prof. Dr. Dörte Schmidt ist Professorin für Musikwissenschaften an der
Universität der Künste in Berlin und Mitglied der
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften. Im Mittelpunkt
ihrer Forschungen stehen Musiktheater, die Musik des 20. und 21.
Jahrhunderts, die Kulturgeschichte der Musik und Beziehungen zwischen
den Künsten sowie musikalische Schaffensprozesse.

Eine Veranstaltung der Reihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben":

Dienstag, 9. Oktober 2018, 18 Uhr,

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, Leibniz-Saal, Markgrafenstr. 38, 10117 Berlin

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. Eine Anmeldung ist
erforderlich unter: www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BUCHBESPRECHUNG/141: Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2019 (SB)


Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2019






2018 "war" kein gutes Jahr für Vögel. "Stummer Frühling" lautete im
Mai der Titel einer Kleinen Anfrage einiger Abgeordneter sowie der
Grünen-Fraktion im Bundestag. Die Bundesregierung bestätigte
"signifikante Bestandsabnahmen" und einen "in den letzten 12 Jahren
insgesamt steigenden Druck auf die Brutvogelbestände". Die
Vogelpopulation ist weltweit stark rückläufig, in den vergangenen 30
Jahren hat sie sich in Deutschland halbiert (*). Und der Trend hält
an. "Stummer" Frühling - "tödlicher" Sommer: Finken und Amseln,
bislang selbstverständliche Garten- und Flurbegleiter sind in Not.
Der Ausblick auf 2019 ist Schweigen.

Zu drastisch formuliert? Es mag etwas verwundern, daß Norbert
Schäffer, Chef-Redakteur des vogelkundlichen Journals Der Falke und
Vorsitzender des bayerischen Landesbundes für Vogelschutz, LBV, in
seinem Begleitwort zum Taschenkalender für Vogelbeobachter kein Wort
darüber verliert - ganz im Gegensatz zu früheren Ausgaben dieses
Jahresbegleiters. Schäffer legt den Schwerpunkt auf Vogelbeobachtung
als Gewinn für den Menschen als soziales Wesen - den Aufenthalt an der
frischen Luft, wichtigen Zugang zur Natur, betont die gesundheitlichen
Aspekte und empfiehlt, Augen und Ohren offen zu halten. Man könnte
höchstens spekulieren, daß sich alles andere dann schon ergibt.
Schade.

Brauchen Vögel einen Kalender? Gewiß nicht. Aber Menschen richten sich
gerne danach. Der kleine Taschenkalender mit doppelseitigem Vogelfoto
für jeden Monat bietet jetzt das übliche Kalendarium sowie einige
nützliche Orientierungshilfen - etwa den Gesangs- und den
Vogelzugkalender, inklusive Erläuterungen, anhand derer man ganzjährig
Fragen nachgehen kann wie: Höre ich da einen Zilpzalp oder ist er
gerade nicht im Lande? Und was bedeutet es, wenn ich ihn doch höre?
Darüber hinaus findet man die Adressen der besten
Vogelbeobachtungsplätze in Deutschland, aufgeschlüsselt nach
Bundesland, sowie weitere Adressen, "die für Vogelkunde und
Vogelschutz von Bedeutung sind", d.h. Vogelschutzwarten,
Naturschutzbehörden, Forschungsinstitute etc. ...


(*) Vögel in Deutschland, Sudfeldt, C. R. Dröschmeister, W.
Frederking, K. Gedeon, B. Gerlach, C. Grüneberg, J. Karthäuser, T.
Langgemach, B. Schuster, S. Trautmann & J. Wahl (2013): Vögel in
Deutschland - 2013. DDA, BfN, LAG VSW, Münster.

1. Oktober 2018
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AUSSTELLUNG/177: München - "Gott, die Welt und Bayern", Bayerische Staatsbibliothek 17.10.-7.7.2019


idw - Pressemitteilung: Bayerische Staatsbibliothek

Gott, die Welt und Bayern

Staatsbibliothek zeigt Schätze der regionalen Staatlichen
Bibliotheken 



Von 17. Oktober 2018 bis 7. Juli 2019 zeigt die Bayerische
Staatsbibliothek in ihren Schatzkammern unter dem Titel "Gott, die
Welt und Bayern" hundert Sammlungshighlights der zehn regionalen
Staatlichen Bibliotheken in Bayern.

Im ersten Teil des dreiteiligen Ausstellungszyklus sind bis 13. Januar
2019 wertvolle mittelalterliche Handschriften und Drucke bis zur
Reformation zu sehen, darunter die berühmte Weltchronik Hartmann
Schedels oder das sogenannte Lorscher Arzneibuch, das zum UNESCO-
Weltdokumentenerbe zählt.

Mittelalterliche Handschriften, seltene Inkunabeln, kostbare Drucke,
Kartenwerke, Globen, Plakate, Briefe: Die Vielfalt der Exponate, die
aus den Tresoren der regionalen Staatlichen Bibliotheken nach München
kommen, ist beeindruckend. Zu den Spitzenstücken des ersten
Ausstellungsteils gehört das sogenannte "Lorscher Arzneibuch" aus dem
9. Jahrhundert, das seit 2013 Teil des UNESCO-Weltdokumentenerbes ist.
Präsentiert werden auch eine Gutenbergbibel von 1454/55, die berühmte
Weltchronik Hartmann Schedels von 1493 und der "Hexenhammer" von 1496
mit einem handschriftlichen Eintrag über eine bisher unbekannte
Hexenverbrennung. Jedes Schriftstück ist auf seine Art einzigartig und
erzählt eine jeweils eigene Geschichte. Die Ausstellung stellt die
Stücke in ihrer regionalen und überregionalen Bedeutung dar und
präsentiert sie so in ihrem kulturgeschichtlichen Zusammenhang.

Die zehn regionalen Staatlichen Bibliotheken Bayerns sind der
Bayerischen Staatsbibliothek in München unmittelbar nachgeordnet. Zu
ihnen zählen die Staatlichen Bibliotheken in Amberg, Ansbach, Neuburg
an der Donau, Passau und Regensburg sowie die Hofbibliothek
Aschaffenburg, die Staats- und Stadtbibliothek Augsburg, die
Staatsbibliothek Bamberg, die Landesbibliothek Coburg und die
Studienbibliothek Dillingen. Als wissenschaftliche Bibliotheken dienen
sie der Informations- und Literaturversorgung sowie der Sicherung,
Erhaltung und Pflege wertvoller historischer Bestände. Die
Bibliotheken bewahren wertvolle Handschriften und Frühdrucke,
herausragende Sondersammlungen und bedeutende Nachlässe. Als
Wissensspeicher und -vermittler und als Gedächtnisinstitution "ihrer"
Region erfüllen sie wichtige kulturpolitische Funktionen.

Prof. Dr. med. Marion Kiechle, Bayerische Staatsministerin für
Wissenschaft und Kunst: "Die regionalen Staatlichen Bibliotheken
repräsentieren mit ihren wertvollen Sammlungen einen wesentlichen Teil
des schriftlichen Gedächtnisses ihrer Region und somit der kulturellen
Identität Bayerns. Die Zusammenschau von 100 Kostbarkeiten aus diesen
Bibliotheken in der Bayerischen Staatsbibliothek macht geschichtliche
Zusammenhänge neu sichtbar."

Dr. Klaus Ceynowa, Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek:
"Es ist absolut beeindruckend, die vielfältigen Schätze unserer
regionalen Staatlichen Bibliotheken an einem Ort versammelt zu sehen.
Dies vermittelt gerade den Münchener Bürgern einen einmaligen Eindruck
von dem in den Regionen bewahrten, einzigartigen schriftlichen
Kulturerbe Bayerns. Wir würdigen mit dieser großen Ausstellung die
Arbeit der regionalen Staatlichen Bibliotheken als Hüterinnen der
kulturellen Vielfalt Bayerns."

17. Oktober 2018 - 13. Januar 2019

Mittelalterliche Handschriften und Drucke bis zur Reformation

21. Januar 2019 - 7. April 2019

Aus Orient und Okzident. Bücher, Karten, Globen des 16. und 17.
Jahrhunderts

15. April 2019 - 7. Juli 2019

Krieg und Frieden, Freud und Leid. Sammelobjekte des 17. bis 20.
Jahrhunderts

Öffnungszeiten

Montag bis Freitag 11 - 18 Uhr, Sonntag 13 - 17 Uhr

An Feiertagen sowie am 24. und 31. Dezember 2018 geschlossen

Eintritt frei

Katalog

Zur Ausstellung erscheint ein Katalog zum Preis von 19 Euro
(Verkaufspreis vor Ort in der Ausstellung). Mit freundlicher
Unterstützung der Förderer und Freunde der Bayerischen
Staatsbibliothek e. V.

Ort

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstr. 16, 80539 München

U3/6, Bus 58/68/153/154 Haltestelle Universität

Bus 100/153 Haltestelle Von-der-Tann-Straße

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.gott-welt-bayern.de 

Informationen zur Ausstellung, zu Führungen und zum Begleitprogramm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1304

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Staatsbibliothek, Peter Schnitzlein, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/632: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek am 4.10.2018


"eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einer offenen "eAusleihe-Sprechstunde" lädt die die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Donnerstag, 4. Oktober,
von 15.30 Uhr bis 17.30 Uhr ein. Im persönlichen Gespräch werden
Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien der Stadtbibliothek
beantwortet und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe
vermittelt. Der Eintritt ist frei. Es ist keine Anmeldung
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

Es handelt sich um eine monatlich stattfindende Veranstaltung. Die
nächste Ausleihe-Sprechstunde ist für Donnerstag, 8. November,
geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/631: Bielefeld - Führung durch die Stadtbibliothek am 4. Oktober


Führung durch die Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 4. Oktober, bietet die Stadtbibliothek
um 16 Uhr eine kostenlose Bibliotheksführung an. Im Anschluss daran
folgt eine inhaltliche und räumliche Vorstellung von Stadtarchiv und
Landesgeschichtlicher Bibliothek. Treffpunkt ist die Information im
Erdgeschoss. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/295: Folk, Rock und Punk für Menschenrechte im Amnesty Konzertjahr 2018


Amnesty International - 28. September 2018

Folk, Rock und Punk für Menschenrechte im Amnesty Konzertjahr 2018



Zahlreiche Musikerinnen und Musiker sind schon seit Jahren zusammen mit
Amnesty für die Menschenrechte aktiv - wie jetzt wieder U2 und Anti-Flag
auf ihren aktuellen Tourneen.

Auch in diesem Jahr setzen sich wieder Künstlerinnen und Künstler während
ihrer Konzerttourneen zusammen mit Amnesty für die Menschenrechte ein: Als
erste stand Judith Holofernes bei der Amnesty Jahresversammlung an
Pfingsten in Papenburg auf der Bühne. Folksängerin Joan Baez, die Amnesty
2015 als "Botschafterin des Gewissens" geehrt hatte, tourte im Sommer mit
Amnesty durch Deutschland.

Und jetzt sind im Herbst auch U2 und Anti-Flag für die Menschenrechte
unterwegs. Ob irische Kultband oder US-amerikanischen Polit-Punker: Beide
Bands kommentieren - mal eher gefühlvoll und mit Pathos, mal eher laut,
schnell und mit schonungslos-direkten Texten - das gegenwärtige
Weltgeschehen.

U2 und Anti-Flag unterstützen schon seit Jahren die Arbeit von Amnesty.
Neben herausragenden Projekten wie der "A Conspiracy of Hope"-Benefiztour
in den 80er Jahren, bei der Bands wie U2, Sting, Bryan Adams, Peter Gabriel
und Lou Reed zugunsten von Amnesty aufgetreten sind; oder der Anti-Flag
Cover-Version der Amnesty-Hymne "Toast to Freedom", die die Band gemeinsam
mit Musikern von den Beatsteaks, den Donots und Billy Talent aufgenommen
hat, sind es aber vor allem die unzähligen Konzerte, bei denen die vielen
ehrenamtlichen Amnesty-Mitglieder dabei sein können, um Unterschriften für
unsere Anliegen zu sammeln.

Hier sind alle anstehenden Tourdaten im Überblick:



U2

31. August und 1. September in Berlin (Mercedes-Benz Arena)

4. und 5. September in Köln (Lanxess Arena)

3. und 4. Oktober in Hamburg (Barclaycard Arena)

ANTI-FLAG (mit Cancer Beats und Worriers)

16. Oktober in Berlin (Pavillon)

18. Oktober in Berlin (SO 36)

19. Oktober in Hamburg (Fabrik)

20. Oktober in Köln (Live Music Hall)

21. Oktober in Stuttgart (LKA Longhorn)

23. Oktober in München (Backstage Werk)

25. Oktober in Saarbrücken (Garage)

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Meldung vom 28. September 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/folk-rock-und-punk-fuer-menschenrechte-im-amnesty-konzertjahr-2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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AFRIKA/714: Massenflucht in Kamerun ein Jahr nach der Unabhängigkeitserklärung anglophoner Gebiete


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Zivilbevölkerung muss besser vor Gewalt geschützt werden

Massenexodus gefährdet Glaubwürdigkeit von Wahlen



Göttingen, den 1. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat den Konfliktparteien im Bürgerkrieg in den
Minderheiten-Regionen Kameruns mangelnden Respekt und Schutz der
Zivilbevölkerung vorgeworfen. "Ein Jahr nach der Erklärung der
Unabhängigkeit der englischsprachigen Provinzen erleben wir einen
Massenexodus der anglophonen Minderheit, die vor dem eskalierenden
Bürgerkrieg flüchtet. Dringend muss die internationale
Staatengemeinschaft mehr für eine politische Lösung des Konflikts tun
und einen wirksameren Schutz der Zivilbevölkerung einfordern",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in Göttingen.
Mindestens 276.000 Menschen seien vor der Gewalt bereits geflohen.
Nachdrücklich forderte die Menschenrechtsorganisation die Behörden
des Kamerun auf, Zivilisten nicht mit Rücksicht auf die
Präsidentschaftswahlen am 7. Oktober 2018 an der Flucht zu hindern.

Befürworter der Unabhängigkeit der seit Jahrzehnten unter
Marginalisierung leidenden Regionen hatten am 1. Oktober 2017
symbolisch den neuen Staat "Ambazonien" ausgerufen. Aus Angst vor
Protesten von Befürwortern der Unabhängigkeit haben die Behörden
gestern einen zweitägigen Ausnahmezustand in den englischsprachigen
Gebieten verhängt.

Die Massenflucht ist problematisch für den 85jährigen
Staatspräsidenten Paul Biya, der am 7.Oktober 2018 von den
Wählerinnen und Wähler erneut in seinem Amt bestätigt werden möchte,
um seine siebte Amtsperiode anzutreten. Biya spielt seit Monaten den
eskalierenden Bürgerkrieg herunter und erweckt den Anschein von
Normalität in den anglophonen Regionen. Die für einen unabhängigen
Staat Ambazonien kämpfenden Aufständischen wollen hingegen zeigen,
dass glaubwürdige freie und unabhängige demokratische Wahlen in den
umkämpften Gebieten nicht möglich sind.

"Der Massenexodus ist ein klares Signal, dass die Zivilbevölkerung
keine Perspektive für ein Ende der Menschenrechtsverletzungen sieht",
sagte Delius. So flohen bereits 246.000 Menschen aus den zwei
anglophonen Regionen im Nord- und Südwesten Kameruns in andere
Landesteile, weitere 30.000 Menschen suchten im Nachbarland Nigeria
Zuflucht. "Der Schutz der Zivilisten muss im Vordergrund stehen. Sie
dürfen nicht willkürlich mit immer neuen Auflagen und Restriktionen
an der Flucht gehindert werden", forderte Delius. So hinderten im
Südwesten des Landes seit Mitte September 2018 oft Soldaten unter
Einsatz von Waffengewalt Zivilisten an der Flucht. Auch werden
Straßensperren genutzt, um den Massenexodus einzudämmen. In den
anglophonen Regionen im Nordwesten Kameruns ordneten die Behörden an,
die Flüchtenden dürften die Kontrollpunkte nur passieren, wenn sie
eine Adresse von Personen angeben könnten, zu denen sie fliehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/948: Antirassistische Parade des Bündnisses "We'll Come United" war ein großer Erfolg (Flüchtlingsrat HH)


Flüchtlingsrat Hamburg - Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Die antirassistische Parade des Bündnisses "We'll Come United" war ein
großer Erfolg.



Vor allem weil die Parade gezeigt hat, dass Geflüchtete in Deutschland
selbstorganisiert für ihre Rechte kämpfen.

Aber auch weil bei der Parade sichtbar wurde, dass sehr viele Menschen in
Solidarität mit Geflüchteten zusammenstehen
und dass die Deutsche Gesellschaft, die seit langem eine
Einwanderungsgesellschaft ist, eine Vielfältigkeit lebt, in der die
Menschen trotz ihrer Unterschiede zusammen halten.

Natürlich gibt es auf allen Seiten auch immer solche, die es den anderen
schwer machen, weil sie Angst haben, ihnen der Mut fehlt sich zu öffnen
oder weil sie dem falschen Gedankengut anhängen.

Das Gros der Menschen - so war es am Samstag in Hamburg zu sehen - möchte
einfach in Frieden miteinander leben, möchte gleiche Rechte für alle
und dass wir an hart erkämpften Werten und Rechten, wie zum Beispiel der
Universalität der Menschenrechte festhalten.

Es gibt eine starke Gegenbewegung zu dem weltweit aufflammenden Populismus
und Nationalismus.

In einer globalisierten Welt wirkt der Ruf nach einem neuen Nationalismus
ohnehin wie ein langweiliger Witz ohne Pointe.

Trotz all der positiven Energie, die das Wochenende ausgestrahlt hat,
beginnt mit dem Montag eine neue Woche und der Alltag in Verwaltung und
Behörden.

Für Morgen, den 02.10.2018 ist erneut ein Abschiebeflug aus Deutschland
nach Afghanistan geplant.

Mit Blick auf den jüngst veröffentlichten Bericht des UNHCR über die
aktuelle Lage in Afghanistan ist das Abschieben von Menschen nach
Afghanistan nicht hinnehmbar. 

Afghanistan ist ein Bürgerkriegsland, und die Afghanische Regierung ist
nicht in der Lage, die Bevölkerung vor bewaffneten Milizen und Anschlägen
zu schützen.

Die Lage in Kabul, das bisher als Fluchtalternative deklariert wurde,
beschreibt der neueste UNHCR-Bericht wie folgt:

»In Hinblick auf die gegenwärtige Sicherheits- und Menschenrechtslage,
 sowie die humanitäre Situation, ist Kabul keine generelle interne
 Fluchtalternative.«

 UNHCR, August 2018



Der Flüchtlingsrat Hamburg fordert den Hamburger Senat auf, keine Menschen
mehr nach Afghanistan abzuschieben!

Auch Menschen die straffällig geworden sind, stehen unter dem Schutz der
Grundrechte.

Die Würde des Menschen ist unantastbar!

Wir sind froh, dass es universelle Grundrechte und Menschenrechte
gibt.

Wenn wir vergessen, dass diese Rechte ein hohes Gut sind, das es zu
verteidigen gilt, riskieren wir deren Erhalt.

Flüchtlingsrat Hamburg

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Büroöffnungszeiten:

Mo. 10.30 - 14.30, Di. 17.00 - 19.00, Do. 15.00 - 19.00

Telefon (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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AKTION/060: "Frieden geht!" - 13 Tage, 1162 Kilometer, 80 Etappen (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2018

Magazin der DFG-VK

13 Tage, 1162 Kilometer, 80 Etappen

Der Staffellauf "Frieden geht!" gegen Rüstungsexporte von Oberndorf
nach Berlin

Von Theresa Bachmann



Nach 13 Tagen und über 1000 zurückgelegten Kilometern ist der
Staffellauf "Frieden geht!" mit einer Abschlussveranstaltung in Berlin
beendet worden. Ein breites Bündnis aus 18 Trägerorganisationen -
neben der DFG-VK beteiligten sich beispielsweise die IPPNW, Attac, die
Naturfreunde und die Evangelische Landeskirche in Baden - hatte sich
gebildet, um gemeinsam ein Zeichen zu setzen gegen deutsche
Rüstungsexporte. Ein Zeichen, das es in dieser Form in Deutschland
noch nicht gegeben hat.

Zwei Jahre Vorbereitungen waren vonnöten gewesen, um die Idee des
Staffellaufs in die Praxis umzusetzen. Mit zwei Hauptamtlichen, Sarah
Gräber und Max Weber, und unterteilt in sechs Arbeitsgruppen,
starteten die Planungen zu Strecke, Begleitteam, Kontakt zu Behörden,
Pressearbeit und vielem mehr. Am 21. Mai dann der Start: Vor den Toren
Heckler und Kochs, einem der größten Exporteure von Handfeuerwaffen
Deutschlands, setzte sich der Tross in Oberndorf am Neckar in
Bewegung.

Vielfalt ist wohl eines der Schlagwörter, mit dem die Tage des Laufes
am treffendsten beschrieben werden können. Zwar galt es, einen
ambitionierten Tagesplan einzuhalten. Doch war mit Geh-, Jogging-,
(Halb-)Marathon- und Radstrecken für jede*n etwas mit dabei.
Dementsprechend bunt gemischt war die Teilnehmer*innengruppe: Von
Geher*innen mit Kinderwagen bis zu Profiläufer*innen haben alle
zusammen eindrucksvoll unter Beweis gestellt, dass Rüstungsexporte aus
Deutschland in ganz verschiedenen Teilen der Gesellschaft auf
Interesse - und Ablehnung - stoßen. Tatsächlich lässt sich der
Mehrwert von "Frieden geht!" auch daraus ableiten, dass sich viele
hunderte Menschen beteiligt haben, die nicht in der klassischen
Friedensbewegung aktiv sind. Über Aktionen wie den Staffellauf können
also auch ganz neue Gruppen mit friedenspolitischen Themen erreicht
werden.

Dass nicht nur Vielfalt, sondern auch der Gedanke der Inklusion eine
wichtige Rolle spielt, zeigt ein ganz besonderes Beispiel auf der
knapp zehn Kilometer langen Gehstrecke von Helsa nach
Hessisch-Lichtenau, nahe der Grenze zu Thüringen. Eingehakt mit einem
weiteren Geher kam auch ein 82-jähriger blinder Teilnehmer aus Bremen
sehr zufrieden am Etappenziel an. Menschlich bewegende Erlebnisse wie
dieses sind ein wichtiger Teil von "Frieden geht!" und unterstreichen,
wie sehr versucht wurde, allen Interessierten die Teilnahme am Lauf zu
ermöglichen.

Die Strecke von Oberndorf am Neckar im Schwarzwald bis in die
deutsche Bundeshauptstadt führte auf den 1162 Kilometern durch
unterschiedlichste Regionen. Großstädte wie Frankfurt, Kassel, Erfurt
und Potsdam wurden genauso passiert wie kleine Dörfer in sehr ländlich
geprägten Gegenden Deutschlands. Gerade dort, in Gemeinden wie Lobejün
oder Großwülknitz, war die Begeisterung der Menschen vor Ort besonders
groß. Herzliche Empfangskomitees, überall geöffnete Türen, die große
Hilfsbereitschaft und die vielen liebevoll hergerichteten
Verpflegungsstationen haben dabei jede Station zu etwas Besonderem
gemacht.

Für viel Motivation hat darüber hinaus auch gesorgt, dass unterwegs
sehr viel Zustimmung zur Thematik des Laufes zum Ausdruck gebracht
wurde. "Schön, dass etwas dagegen getan wird." "Ich bin auch gegen
Rüstungsexporte." Rückmeldungen wie diese haben das Team an der
Strecke erfreulicherweise während der gesamten Zeit begleitet. Sie
bestätigen das Ergebnis der Umfrage, die "YouGov" im Auftrag von
"Frieden geht!" durchgeführt hat, wonach sich fast zwei Drittel der
Deutschen (64 Prozent) grundsätzlich gegen einen Verkauf von Waffen
und anderen Rüstungsgütern an andere Staaten aussprechen.

Alle Beteiligten- ob als Teilnehmer*innen oder Teammitglied -
nehmen viele, oftmals sehr beeindruckende Erinnerungen aus diesen
Tagen mit. Nach dem Auftakt in Oberndorf wurde die letzte Tagesetappe
an Tag drei, von Ettlingen bis nach Karlsruhe, oft als einer der
Höhepunkte genannt: Anstelle der erwarteten 50 Läufer*innen waren es
letztlich 150 Teilnehmer*innen, die in Begleitung der Polizei den
Staffelstab zum badischen Landestheater brachten und für einen
gelungenen Tagesabschluss sorgten. Ein anderes Beispiel ist das
bereits erwähnte hessische Helsa, wo kurzerhand der gesamte
Kindergarten mobilisiert wurde, um den ankommenden Läufer*innen einen
ganz besonders begeisterten Empfang zu bereiten.

Vor dem Erfurter Dom wiederum übernahm es der thüringische
Ministerpräsident Bodo Ramelow, die Teilnehmer*innen bei ihrer Ankunft
in der Landeshauptstadt willkommen zu heißen bzw. die nächste Gruppe
auf die Strecke zu schicken. Zielort an diesem Tag neun war Jena. Die
dortige Abschlussveranstaltung war gleichzeitig einer der größten
Höhepunkte auf der Strecke, für Läufer*innen wie für die Mitglieder
des Begleitteams. Ein buntes Friedensfest vor der Stadtkirche mit Big
Band und Kurzvorträgen erregte auch unter Passant*innen große
Aufmerksamkeit. Auf ihren letzten Metern in die Stadt hinein wurden
die Läufer*innen musikalisch von einer Jugend-Samba-Gruppe
unterstützt, so dass der Zieleinlauf regelrechten Umzugscharakter
bekam und in einer enthusiastischen Begrüßung am Kirchplatz endete.

Erlebnisse wie diese waren unentbehrlich, insbesondere für das
Begleitteam. In wechselnder Besetzung waren zwischen neun und dreizehn
Helfer*innen damit beschäftigt, den Lauf und die vor Ort anfallenden
Aufgaben sowie auftauchende Fragen und Probleme zu beantworten bzw. zu
lösen. Frühmorgens - oft ab fünf Uhr - begannen die Vorbereitungen für
die erste Tagesetappe, die letzten Absprachen für den folgenden Tag
wurden bis spät in der Nacht getroffen. Die Organisation von
Verpflegungsstationen für die Läufer*innen, Kartenmaterial,
Navigationsgeräten für die Begleitradfahrer*innen, Fragen zum
Streckenverlauf, die ständige Überwachung des Wetters, der Kontakt mit
Polizei, Regionalverantwortlichen und den lokalen Medien etc. haben
die 13 Staffellauf-Tage das Begleitteam oft an - teilweise auch über -
persönliche Grenzen gehen lassen. Chronischer Schlafmangel,
überraschende Zwischenfälle, Zeitdruck und die permanent erforderliche
Aufmerksamkeit für anstehende Aufgaben waren so manches Mal nur schwer
vereinbar. Dank der vielen großen wie kleinen positiven Erfahrungen,
Momente und Gespräche wurde das Team aber trotz aller Schwierigkeiten
von unglaublicher Motivation und Einsatzbereitschaft und sehr viel
Unterstützung bis nach Berlin getragen.

Die Ankunft in Berlin, mit der viele Hoffnungen verbunden
waren, ist daher auch als krönender Abschluss nach zwei Wochen
Höchstleistung zu verstehen. Einerseits noch einmal mit einem enormen
organisatorischen Aufwand verbunden, wurde der Finaltag 13
andererseits zweifelsohne zum großen Höhepunkt des Laufes. Der letzte
Halbmarathon von der Glienicker Brücke in Potsdam bis zum Berliner
Breitscheidplatz wurde hervorragend von der Polizei abgesichert, die
Straßen abgesperrt, so dass die letzten Meter über den Kurfürstendamm
bis zur Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche unvergesslich wurden: Die
Begeisterung und das große Interesse lagen förmlich greifbar in der
Luft, und die Freude verdrängte den größten Teil der Anspannung der
vorhergehenden Tage und Wochen.

Zu einem besonderen Erlebnis machte der Zieleinlauf auch die Begrüßung
der Läufer*innen mit dem "Frieden geht!"-Song des Kulturmobil-Teams.
Bereits auf der Strecke hatte das eigens für den Lauf komponierte und
schnell zum Ohrwurm avancierte Lied für viel gute Stimmung gesorgt. In
einem eigenen Fahrzeug, das in den größeren Städten zur mobilen Bühne
umfunktioniert wurde, leistete das Kulturmobil von Beginn an einen
äußerst wertvollen und durch die Bank als sehr positiv bewerteten
Beitrag zum Gelingen des Laufes.

Im Anschluss an die Kundgebung auf dem Breitscheidplatz setzte sich
der Demozug durch die Berliner Innenstadt in Richtung Reichstag in
Bewegung. Unterwegs wurden Zwischenstopps am Verteidigungsministerium
und am Potsdamer Platz eingelegt.

Gut 1000 Menschen waren dem Aufruf gefolgt und beteiligten sich an der
Abschlussdemonstration. Mit buntem Protest, Musik und Redebeiträgen,
u.a. von Jürgen Grässlin, dem südafrikanischen Rüstungskritiker Andrew
Feinstein sowie dem "Frieden geht!"-Schirmherr und früherem
UN-Vizegeneralsekretär Graf Sponeck, endeten 13 Tage Staffellauf quer
durch Deutschland vor dem Paul-Lönbe-Haus neben dem Reichstag.

Einige Tage später wurde bei einem Treffen mit Mitgliedern des
Wirtschaftsausschusses des Bundestags der Staffelstab übergeben, um
die Volksvertreter*innen auch auf direktem Weg zur Umsetzung der
politischen Forderungen des Laufes aufzufordern.

Was also bleibt nach "Frieden geht!"? Zunächst einmal noch
einiges an Arbeit. Die finanzielle Endabrechnung steht noch aus,
ebenso wie die Auswertungstreffen. In den nächsten Wochen werden
hierfür sowohl der Koordinierungs-Kreis als auch die
Regionalverantwortlichen und das Begleitteam zusammenkommen. Dabei
werden nicht nur positive Erfahrungen ausgetauscht, sondern
insbesondere diskutiert werden, was für eventuelle Neuauflagen
verbessert bzw. (stärker) beachtet werden müsste. Nicht zuletzt gilt
es, die Dokumentation des Laufes - in Bildern bzw. Videos wie in
Schriftform - voranzutreiben.

Darin steckt implizit schon die Frage nach dem Ausblick, der bereits
auf der Strecke des Öfteren thematisiert wurde. Vielfach wurde der
Wunsch nach einem zweiten Staffellauf im nächsten Jahr geäußert,
teilweise sogar schon konkrete Mitarbeit angeboten. Und auch wenn es
für konkrete Antworten hinsichtlich möglicher künftiger Läufe noch zu
früh sein mag, so ist eines doch sicher: Frieden geht weiter.

 * 
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ATTAC/1944: Aktionstag gegen CETA in Berlin und 40 weiteren Städten


Netzwerk Gerechter Welthandel

Pressemitteilung - Berlin, 1. Oktober 2018

Aktionstag gegen CETA in Berlin und 40 weiteren Städten


Breites Bündnis forderte Nicht-Ratifizierung des Abkommens und
gerechte Handelspolitik

Weitere Proteste am kommenden Samstag in Baden-Württemberg und Bayern



In Berlin und etwa 40 weiteren Städten bundesweit haben am Wochenende
Aktive aus regionalen Initiativen, Verbänden und Gewerkschaften gegen
das Handels- und Investitionsschutzabkommen der EU mit Kanada (CETA)
protestiert. Die Aktionen fanden im Rahmen des bundesweiten Aktionstags
gegen CETA statt, zu dem das Netzwerk Gerechter Welthandel aufgerufen
hatte.

Wenige Wochen vor den Landtagswahlen in Bayern und Hessen wurden
insbesondere die Landesverbände von Bündnis90/Die Grünen und der
Linkspartei dazu aufgefordert, im Falle einer Regierungsbeteiligung
dafür zu sorgen, dass das jeweilige Bundesland im Bundesrat gegen CETA
stimmt oder sich enthält. Beide Parteien haben sich auf Bundesebene klar
gegen das Abkommen ausgesprochen. Lokale Bündnisse aus zehn bayerischen
und sechs hessischen Städten haben sich mit Infoständen, Kundgebungen,
Demonstrationen und kreativen Aktionen am Aktionstag beteiligt. So wurde
in Nürnberg eine Anti-CETA Theater-Performance aufgeführt und in
Frankfurt/Main wurden die Statuen bekannter Persönlichkeiten mit
Botschaften gegen CETA ausgestattet.

Auch in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Niedersachsen,
Sachsen und Schleswig-Holstein fanden Aktionen statt. In Karlsruhe zog
eine Demonstration durch die Innenstadt, gefolgt von Kundgebungen und
Live-Musik.

Berlin: Demonstration vor den Landesvertretungen

Am Sonntag demonstrierten über 150 Personen im Berliner
Regierungsviertel. Dazu erklärt Uwe Hiksch von den NaturFreunde
Deutschlands: "Gemeinsam sind wir mit Pauken und Trompeten zu den
Landesvertretungen der Bundesländer gezogen, in denen Bündnis 90/Die
Grünen regieren und bisher keine klare Aussage zur Ablehnung von CETA im
Bundesrat getätigt haben. Wir erwarten von diesen Landesregierungen,
dass sie im Bundesrat dem CETA-Vertrag nicht zustimmen. Deshalb haben
wir mit unserer Lärmdemo einen hörbaren Weckruf an die Grünen geschickt."

Baden-Württemberg: Protest beim Grünen-Delegiertenkongress

Weitere Aktionen gegen CETA wird es am kommenden Samstag geben. In
München beteiligen sich Aktivist*innen an der "Mia ham's
Satt"-Demonstration für bäuerliche Landwirtschaft. In Konstanz, wo die
Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis90/Die Grünen stattfindet, wird
eine Kundgebung mit Unterschriftenübergabe an die Landesvorsitzenden
Sandra Detzer und Oliver Hildenbrand stattfinden. Dazu Ludwig Essig vom
Greenteam Schwabenpower: "Unser Ziel ist es, die Grünen von
Baden-Württemberg freundlich aber bestimmt an ihr Versprechen zu CETA zu
erinnern. Wir fordern sie dazu auf, auch in Regierungsverantwortung zu
ihren Positionen zu stehen. CETA ist eine Gefahr für unsere Demokratie,
unsere Umwelt und den Rechtsstaat; damit ist CETA ein umfassendes
Abkommen, das sicher vieles ist - aber nicht grün!"

CETA trat am 21. September 2017 zu großen Teilen vorläufig in Kraft, für
die vollständige Ratifizierung ist jedoch die Zustimmung aller
EU-Mitgliedstaaten notwendig. Dazu sagt Roman Huber von Mehr Demokratie:
"Auch wer das Abkommen nur ändern oder nachbessern will, muss die
vorliegende Fassung ablehnen. CETA ist eben nicht der neue
Gold-Standard. Wir sehen, dass die folgenden Abkommen wieder dahinter
zurückfallen. Wer will, dass zukünftige Abkommen verbessert werden, muss
CETA jetzt ablehnen!"




Verzeichnis aller lokalen Aktionen:

www.ceta-aktionstag.de/aktionskarte/aktionen

Das Netzwerk Gerechter Welthandel ist im April 2017 aus dem
Zusammenschluss des zivilgesellschaftlichen Bündnisses "TTIP
unfairHandelbar" mit dem Trägerkreis der bundesweiten
Großdemonstrationen "CETA & TTIP STOPPEN! Für einen gerechten
Welthandel!" entstanden. Zu den ca. 60 Mitgliedsorganisationen gehören
unter anderem Attac, der BUND, Campact, der Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB), der Deutsche Kulturrat, Greenpeace, Mehr Demokratie und die
Naturfreunde Deutschlands. Wir treten für eine Handels- und
Investitionspolitik ein, die auf hohen ökologischen und sozialen
Standards beruht und nachhaltige Entwicklung in allen Ländern fördert.

Weitere Informationen unter:

www.gerechter-welthandel.org

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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DISKUSSION/085: Karlsruher Bürgerdialog - "Autonome Technologien im europäischen Kontext", 20.10.2018


idw - Pressemitteilung: Karlsruher Institut für Technologie

Zukunftsfragen mitgestalten

Karlsruher können bei Dialog zu autonomen Technologien
mitmachen



Antworten auf die zentralen Zukunftsfragen Europas, etwa Arbeit,
Mobilität oder Pflege, können nur im Dialog von Wissenschaft, Politik
und Gesellschaft gefunden werden. Die Bundesregierung lädt deshalb im
Herbst 2018 bundesweit zu Dialogveranstaltungen ein. Bürgerinnen und
Bürger aus der Oberrheinregion können sich am Samstag, den 20. Oktober
2018 beim Karlsruher Bürgerdialog "Autonome Technologien im
europäischen Kontext" an der Diskussion beteiligen. Bürgerinnen und
Bürger können bis zum 10. Oktober online ihr Interesse bekunden.

"Neue Technologien verändern die Gesellschaft und umgekehrt prägt die
Gesellschaft technische Innovationen. Mit Bürgerinnen und Bürgern in
den Dialog zu treten, wird somit zum wichtigen Erfolgsfaktor für
erfolgreiche und nachhaltige Innovationen", beschreibt der Präsident
des KIT, Professor Holger Hanselka, den hohen Stellenwert, den das KIT
diesem Dialog einräumt.

"Das Maß, in dem Technologien in das Leben des Einzelnen eingreifen,
wird weiter zunehmen - etwa beim autonomen Fahren, bei der
Automatisierung von Arbeit oder beim Einsatz von Technik in der
Pflege. Hier Interesse zu wecken und Vertrauen zu schaffen, ist eine
wichtige Aufgabe auch der Wissenschaft. Gelingen kann das nur mit
frühzeitigen Gesprächen mit Bürgerinnen und Bürgern auf Augenhöhe", so
Professor Armin Grunwald, Leiter des Instituts für
Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des KIT, das den
Karlsruher Bürgerdialog organisiert.

Als Vertreter des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)
wird Staatssekretär Dr. Georg Schütte mit den Bürgerinnen und Bürgern
aus Karlsruhe und Umgebung über zentrale Zukunftsfragen diskutieren
und über aktuelle Vorhaben der Bundesregierung in der
Forschungspolitik informieren.

Insgesamt 100 Bürgerinnen und Bürger sind eingeladen, sich bei der vom
BMBF finanzierten Veranstaltung zu beteiligen. An neun "Runden
Tischen" geht es um folgende Fragen:

1) Wie wollen wir in Europa zukünftig leben und arbeiten?

2) Grenzenlose Mobilität durch autonomes Fahren?

3) Demografischer Wandel in Europa! Wer pflegt uns?

4) Intelligente Technologien - Europa lebt jetzt smart?

Bei den vier Themen werden jeweils konkrete Fragen diskutiert, die
auch von den Bürgerinnen und Bürgern selbst eingebracht werden können.
So könnte es beim Thema Autonomes Fahren darum gehen, wie sich diese
Systeme in Bestehende integrieren lassen, wie eine mögliche
Übergangsphase aussehen, wie grenzüberschreitender Verkehr mit
autonomen Fahrzeugen funktionieren und welche Rolle generell EU-weite
Mobilität ohne Grenzen spielen könnte.

Beim Thema Pflege könnte etwa die Frage im Mittelpunkt stehen, wie
sich der gesellschaftliche Wandel in unterschiedlichen Ländern Europas
auswirkt. Welche technischen und nicht-technischen Lösungsansätze es
geben könnte und wie sich "smarte" Anwendungen, beispielsweise
Sensormatten, die Stürze erkennen und melden, auf das Zusammenleben
von Familien auswirken könnten. Auch wie sich die Lebens- und
Arbeitswelt insgesamt durch Digitalisierung und Automatisieren
verändern wird und was diese technologischen Entwicklungen in einem
gesamteuropäischen Kontext bedeuten, können Diskussionsthemen sein.

Der Karlsruher Bürgerdialog "autonome Technologien im europäischen
Kontext" findet statt

am Samstag, 20. Oktober 2018, 9:30 Uhr bis 17:00 Uhr

im Südwerk, Henriette-Obermüller-Straße 10, Karlsruhe

(Es gibt während der Veranstaltung eine kostenlose Kinderbetreuung.)

Interessierte können sich unter www.buergerdialog.kit.edu bis
Mittwoch, 10. Oktober 2018, vormerken lassen. Das KIT wählt dann eine
möglichst vielfältige Teilnehmergruppe aus.

Die Ergebnisse des Dialogs werden vor Ort mit Vertreterinnen und
Vertreter des BMBF diskutiert und darüber hinaus in der
Entscheidungsfindung des Ministeriums berücksichtigt sowie in den
Gesamtdialog-Prozess eingebunden. Die beteiligten Wissenschaftler aus
der Technikfolgenabschätzung erheben begleitend mit Fragebögen die
Meinungen der Bürgerinnen und Bürger, um das Format inhaltlich und
methodisch auszuwerten.

Weitere Informationen: www.dialog-ueber-europa.de

Details zum KIT-Zentrum Mensch und Technik:

www.mensch-und-technik.kit.edu/index.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6198: Hamburg - Hamburger Lesefrühstück, Peter Henning, Mein Schmetterlingsjahr, 20.10.2018


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Oktober 2018

Samstag, 20.10.2018, 12.00 Uhr, Einlass: 11.00 Uhr

Ort: Hotel Wedina, Gurlittstr. 23

Hamburger Lesefrühstück

Peter Henning liest aus Mein Schmetterlingsjahr

Die faszinierende Reise zu einer bedrohten Spezies -
(Theiss)

Moderation: Alexander Häusser



"Schmetterlinge schenken Glücksmomente" (Peter Henning). Ein Jahr
lang dauerte Hennings große Falterexpedition kreuz und quer durch
Europa. Jetzt erschien seine Liebeserklärung an die rar gewordenen
flüchtigen Wesen, die zum Schönsten und Geheimnisvollsten zählen, was
die Natur zu bieten hat. Henning beschreibt das Leben der
Schmetterlinge, wie es in keinem Naturführer steht.

Peter Henning, lebt als freier Schriftsteller in Köln. Im Rahmen
seiner langj. Tätigkeit als Journalist schrieb er wiederholt für die
FAZ und die ZEIT über seiner Falter-Expeditionen. Seit mehr als 50
Jahren beobachtet, sammelt und züchtet er Schmetterlinge. Mit seinem
Buch Mein Schmetterlingsjahr hat er sich einen Traum erfüllt.

Datum: Samstag, 20.10.2018

Zeit: 12.00 Uhr, Einlass: 11.00 Uhr

Eintritt: 20,00 (inkl. Buffet + Lesung)

Ort: Hotel Wedina, Gurlittstr. 23

Karten unter 040.227 92 03 oder lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6197: Hamburg - Alexander Häusser, Die Narbe oder Vom Unerträglichen, Versuch über Unglück, 14.10.2018


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Oktober 2018

Sonntag, 14.10.2018, 17.00 Uhr, mobiler salon

Alexander Häusser im Gespräch mit Andreas Steffens

über sein Buch Die Narbe oder Vom Unerträglichen - Versuch über
Unglück (Arco)



Es scheint, als habe sich der Zeitgeist einer Pflicht zum Glück
verschrieben. Umso mutiger, einen philosophisch-literarischen Versuch
über Unglück zu wagen, das Urphänomen unseres Lebens gedanklich zu
fassen. Das Unglück ist allgegenwärtig, kein Leben bleibt von ihm
unberührt. Auch wer selbst verschont bleibt, begegnet ihm bei
anderen.

Andreas Steffens, geb. 1957 in Wuppertal, ist Philosoph und
Schriftsteller. Studium der Geschichte und Philosophie in Düsseldorf
und Münster. 1989 Promotion an der Heine-Universität Düsseldorf. Seit
2005 freier Autor. 2009 wurde er mit dem Kulturpreis der
Springmann-Stiftung ausgezeichnet.

Datum: Sonntag, 14.10.2018

Zeit: 17.00 Uhr

Eintritt: 8,- / 6,-

Ort: Literaturhaus

Karten unter 040.227 92 03 oder lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8414: Und morgen, den 2. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.10.2018 bis zum 03.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8414 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wind und Sturm und Regen,

die bis zum späten Abend hin

Feld und Wiesen fegen;

Jean-Luc bleibt in der Höhle drin.
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SCHULE/053: Bilder öffnen Erfahrungswelten (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 28.09.2018

Bilder öffnen Erfahrungswelten

• Wissenschaftlerin der Universität Jena präsentiert Ergebnisse des
EU-Projekts SHARMED über Integration in der Schule

• Öffentliche Veranstaltung am 9. Oktober



Nach der euphorischen Willkommenskultur folgte der Katzenjammer über die
Migration als "Mutter aller Probleme". Allerorten werden die
Schwierigkeiten der Integration diskutiert, von den Erfolgen ist selten
die Rede.

Einen positiven Kontrapunkt setzt das Projekt "Shared Memories and
Dialogues" (SHARMED), das unter Federführung der italienischen
Universitäten Modena und Reggio Emilia in Kooperation mit der
Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU) und der Universität Suffolk
(Großbritannien) seit 2016 läuft. SHARMED wird durch die EU-Kommission für
Bildung, Audiovisuelles und Kultur finanziert und möchte neue Lern- und
Lehrerfahrungen in multikulturellen Klassenzimmern ermöglichen.

Anderssein als Vielfalt und Vorteil

Am 9. Oktober werden im Senatssaal der FSU (Fürstengraben 1)
Projektergebnisse präsentiert, SHARMED wird im Dezember 2018 beendet.
"Zentrale Instrumente sind ein Archiv und eine digitale Lernplattform, die
wir selbst entwickelt haben", sagt Dr. Luisa Conti, die
SHARMED-Koordinatorin an der Universität Jena. Gebündelt sind darin
Anweisungen für und Erfahrungen aus Workshops mit Schülerinnen und Schülern
der drei beteiligten Länder. Es beteiligten sich in jedem der Länder 16
Schulen, u. a. war die Lobdeburgschule Jena mit dabei. In den Workshops
wurden die 8- bis 12-jährigen Kinder gebeten, ein Bild mitzubringen, das
ihnen etwas bedeutet, und darüber zu berichten. "Die Kinder brachten ein
Bild ihres Haustieres mit, von Reisen mit den Eltern oder vom Sport, Bilder
von verstorbenen Verwandten oder einfach Selfies", sagt Luisa Conti. Bei
Kindern mit Fluchterfahrung war schon mal das Foto des zerstörten Aleppo
dabei oder ein Bild des verlassenen Hauses. Andere hatten ein Bild aus
ihrer neuen Lebenswelt dabei, etwa vom Besuch im Schwimmbad. Im Dialog
miteinander ergaben sich dann neue Blickwinkel, neue Perspektiven, im
besten Fall wurde Anderssein als Vielfalt und Vorteil, nicht als Makel
begriffen.

Auch Lehrkräfte erfahren viel Neues über die Schülerinnen und Schüler

Es habe erstaunliche Erfahrungen gegeben, erzählt Luisa Conti. So habe in
einer Klasse ein notorischer Störer Zauberkunststückchen gezeigt und damit
eine völlig neue Seite offenbart. Durch solche Erfahrungen lernen nicht
nur die Mitschüler ihre Klassenkameraden anders kennen, auch die
Lehrerinnen und Lehrer erfahren viel Neues über die Schulkinder. Dieses
Erfahrungswissen soll über die interaktive Lernplattform und das Archiv
anderen Pädagogen zur Verfügung gestellt werden. Ein Grundsatz dabei: Die
Schülerinnen und Schüler werden als Wissensagenten betrachtet, je
unterschiedlicher eine Klasse zusammengesetzt ist, desto mehr Zugänge gibt
es. Das traditionelle Bild vom Lernenden, der als "Blackbox" mit Wissen
anzufüllen ist, wird damit obsolet.

Lernplattform und Archiv

Lernplattform und Archiv werden dreisprachig angeboten: in Deutsch,
Italienisch und Englisch. Sie enthalten Praxisbeispiele ebenso wie einen
Leitfaden für Fortbildungen, das Ziel heißt: ein nachhaltiges Angebot für
Lehrerinnen und Lehrer anbieten. Dr. Luisa Conti und ihre Mitarbeiterin
Mathilde Berhault haben dafür bereits Partner geworben. Darunter sind u.
a. die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie in Berlin sowie
das Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und
Medien ("thillm") als Multiplikatoren.

Am 9. Oktober ab 14 Uhr werden die SHARMED-Ergebnisse im Senatssaal der
Universität Jena präsentiert. Der Präsentation schließt sich eine
praktische Veranschaulichung für Lehrerinnen und Lehrer an, bei der die
Möglichkeit besteht, im Archiv und der Lernplattform zu surfen.
Pädagoginnen und Pädagogen sowie weitere Interessierte sind dazu herzlich
eingeladen, um Anmeldung wird gebeten unter sharmed@uni-jena.de. Weitere
Fortbildungen sind am 19. und 29. Oktober geplant.


Weitere Informationen unter:

http://www.sharmed.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/099: Helsinki-Kommission Ungarn ergreift rechtliche Schritte, um die Anti-NGO-Gesetze anzufechten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Helsinki-Kommission Ungarn ergreift rechtliche Schritte, 
um die Anti-NGO-Gesetze anzufechten

Pressemitteilung des Ungarischen Helsinki-Komitees (HHC), 20. September 2018



Die Ungarische Helsinki-Komitee (HHC) reichte beim Ungarischen
Verfassungsgericht und beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) eine Beschwerde gegen die neue Strafbestimmung
ein, die die Unterstützung von Asylbewerbern mit Freiheitsstrafe
bedroht. Dieses Gesetz, die sogenannte "Einwanderungssondersteuer",
kann nur in Straßburg angefochten werden, da die mitentscheidende
Mehrheit dem Verfassungsgericht vor Jahren das Recht auf Überprüfung
der Steuergesetze entzogen hat.

Seitdem die ungarische Regierung Maßnahmen gegen
zivilgesellschaftliche Organisationen ergriffen hat, setzt sich der
HHC in allen möglichen Foren gegen diese ein. In unserem schriftlichen
Beitrag beweisen wir mit Verfassungs- und Menschenrechtsargumenten,
dass die neuen Rechtsvorschriften nur dazu dienen,
zivilgesellschaftliche Organisationen einzuschüchtern. Ausserdem sind
sie verfassungswidrig und verletzen grundlegende Menschenrechte.

Wir erleben nach wie vor die anhaltenden Angriffe der Regierung auf
unabhängige zivilgesellschaftliche Organisationen mit dem Ziel, ihre
Arbeit zu behindern und diese zum Schweigen zu bringen. Ein weiterer
Schritt in diesem Prozess war, als das ungarische Parlament in diesem
Sommer ein neues Gesetz zur Kriminalisierung von Asylbewerbern
verabschiedete und die sogenannte "Einwanderungssondersteuer"
einführte. Um diese anzufechten, wandte sich der HHC an das ungarische
Verfassungsgericht und den EGMR.

Das Komitee hat das Gesetz zur Kriminalisierung von Asylbewerbern
sowohl in Straßburg als auch in Ungarn angefochten. Das Gesetz droht
mit strafrechtlichen Sanktionen nicht nur für HHC-Mitarbeiter, sondern
für alle, die Asylbewerbern helfen. Die Kriminalisierung hat keinen
legitimen Zweck, ist unnötig und unverhältnismäßig. Der Wortlaut des
neuen Gesetzes ist äußerst vage und erlaubt eine willkürliche
Umsetzung durch die Behörden.

Der HHC konnte die Sondersteuer auf Einwanderung vor dem ungarischen
Verfassungsgericht nicht anfechten, weil die Regierungskoalition eine
Verfassungsgesetzgebung verabschiedet hat, die den Bürgern das Recht
vorenthält, sich in Steuersachen an das Verfassungsgericht zu wenden.
Daher steht uns in dieser Angelegenheit nur das Straßburger Gericht
zur Verfügung.

Der Antrag des HHC macht geltend, dass die Sondersteuer von 25%
ungerecht ist: statt einer offenen Debatte hält die Regierung an der
Lösegeldforderung für diejenigen fest, die sich ihren Ansichten
widersetzen. Das neue Steuergesetz behindert die Arbeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen, da die Formulierung bewusst
zweideutig ist, um die Geber abzuschrecken. Die Mitteilung der
Regierung nach der Verabschiedung des Gesetzes war klar: eine der
Zielorganisationen ist das ungarische Helsinki-Komitee. Wir sind
jedoch optimistisch, dass wir unsere Wahrheit vor einem wirklich
unabhängigen Gerichtsforum verteidigen können.


Die beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eingereichte
Beschwerde zur Kriminalisierung von Asylbewerbern finden Sie unter
(Englisch):

https://www.helsinki.hu/wp-content/uploads/Application_HHC_SS3.pdf


Die beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eingereichte
Beschwerde über die 25%-ige Sonderaufgabe finden Sie unter
(Englisch):

[2] https://www.helsinki.hu/wp-content/uploads/Application_HHC_25_percent.pdf


Link zur Pressemitteilung (Englisch):

https://www.helsinki.hu/en/the-hungarian-helsinki-committee-takes-legal-action-to-challenge-the-anti-ngo-laws/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/510: Dresden - Virtuelle Realität am "Türöffner-Tag", 03.10.2018


idw - Pressemitteilung: Max-Planck-Institut für molekulare
Zellbiologie und Genetik

Türen auf für virtuelle Realität



Der 3. Oktober 2018 steht im Zeichen der Kinder und Familien: "Die
Sendung mit der Maus" (WDR) hat zum achten bundesweiten
"Türöffner-Tag" aufgerufen. Auch in Dresden werden sich dann Türen
öffnen, die sonst für Kinder verschlossen sind. Mit Hilfe modernster
Software kann man im Zentrum für Systembiologie Dresden (CSBD) in
virtuelle Realität eintauchen und z.B. durch die Leber einer Maus
'laufen'.

Für Maus-Fans ab zehn Jahren öffnet sich am CSBD am 3. Oktober 2018
von 10-10:45 Uhr und von 11-11:45 Uhr der Virtual-Reality-Raum zur
3D-Projektion von Mikroskopiedaten. Mit einer speziellen 3-D Brille
können die Kinder das Innenleben eines Fadenwurms oder einer
Fruchtfliege erforschen und durch die Leber einer Maus laufen! Wie die
Bioinformatiker, die am Dresdner Zentrum forschen, tauchen sie in die
virtuelle Realität ein und erleben das Innenleben von Organen - wie im
3D-Kino!

Das CSBD führt den Türöffner-Tag im Verbund mit sechs weiteren
Mikroskopiezentren der "German BioImaging- Gesellschaft für
Mikroskopie und Bildanalyse" (GerBI-GMB) durch, die zeitgleich ihre
Türen an deutschen Forschungseinrichtungen für über 200 Kinder öffnen.

Am "Türöffner-Tag" der "Sendung mit Maus" können Kinder und Familien
überall in Deutschland bei freiem Eintritt Sachgeschichten live
erleben. Mehrere hundert Einrichtungen, Unternehmen, Forschungslabore,
Vereine und Werkstätten öffnen am 3. Oktober Türen, die Kindern sonst
verschlossen bleiben und hinter denen es etwas Spannendes zu entdecken
gibt. Die Türöffner führen ihre Veranstaltungen komplett in Eigenregie
durch. Ins Leben gerufen wurde die Aktion "Türen auf!" vom
Westdeutschen Rundfunk anlässlich des 40. Maus-Geburtstags 2011.

"Die Sendung mit der Maus" wird über den "Türöffner-Tag" berichten,
voraussichtlich am Samstag, 6. Oktober, 11:30 Uhr (WDR), am Sonntag,
7. Oktober, 9.30 Uhr (Das Erste) und 11:30 Uhr (KiKA), sowie online am
3. Oktober selbst. Weitere Informationen über "Die Sendung mit der
Maus" finden Sie unter wdrmaus.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/103: WDR - Türen auf mit der Maus! 3.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Lokalzeit extra: Türen auf mit der Maus!

Anne Willmes live vom Maus-Türöffnertag im Westen

Mittwoch, 03.10.2018, 18.15 - 18.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Do 08.04 Uhr



Am Mittwoch den 3. Oktober öffnen sich auf Initiative der "Sendung mit
der Maus" bundesweit an rund 700 Orten für kleine und große Mausfans
Türen, die sonst für sie verschlossen sind. Die "Lokalzeit extra:
Türen auf mit der Maus!" ist live dabei, 18.15 Uhr bis 18:45 im WDR
Fernsehen.

Von Wasserturm bis Windmühle, von Lehrschmiede bis Lernbauernhof -
allein bei uns im Westen beteiligen sich über Einhundert Unternehmen,
Handwerksbetriebe, Krankenhäuser oder Kultureinrichtungen. Wir sind
dabei, wenn Kinder erleben, wie ein Rettungshubschrauber auf dem Dach
eines Krankenhauses landet. Wir schauen hinter die total verbotene Tür
eines Hochspannungslabors. Wir begleiten Kinder zur
Polizeidienststelle und berichten über Familien, die einfahren ins
Trainingsbergwerk Recklinghausen! Wir berichten live aus dem
Kindermuseum in Duisburg von ungewöhnlichen Einblicken hinter die
verschiedensten Türen in NRW. Zu Gast ist Mausmoderator Ralph Caspers
und natürlich die Maus!

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRFUNK/460: Deutschlandfunk Kultur - "Wen der Kuckuck zweimal ruft" von Peter Jacobi, 3.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wen der Kuckuck zweimal ruft

Von Peter Jacobi

Deutschlandfunk 2018/52'33

(Ursendung)

Kakadu - Hörspieltag

Mittwoch, 3. Oktober 2018, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ben ist elf Jahre alt und hat große Pläne: er will Fußballprofi
werden, oder Rennfahrer und wenn beides nicht klappt, dann wenigstens
Pilot! Aber da passiert etwas ganz unglaubliches: Ben kommt aus der
Schule nach Hause, im Wohnzimmer sitzt ein verwahrloster, alter Mann
und behauptet, dass er der Ben ist, der in 70 Jahren hier leben wird.
Also, der Junge und der alte Mann seien ein und dieselbe Person - nur
am Anfang und am Ende ihres Lebens. Ben sei durch einen Zufall vom
linearen Zeitstrom abgekommen und in die Zukunft gerutscht. Was nun?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1784: Bielefeld - "Paul Waschbär hat Beerenhunger" am 5.10.2018


Stadt Bielefeld

Bücherspaß für Kinder "Paul Waschbär hat Beerenhunger" 



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt stellt am Freitag, 5.
Oktober, um 16 Uhr das Buch "Paul Waschbär hat Beerenhunger" in der
Kinderbibliothek vor. Die Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter
Bücherspaß" mit Vorlesen, Spielen und Basteln ist für Kinder von zwei
bis drei Jahren geeignet. Eintrittskarten sind für zwei Euro in der
Kinderbibliothek oder unter Telefon 0521-51 24 57 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1370: Unna - "Cowboy Klaus und sein Schwein Lisa" am 9.10.2018


Stadt Unna

"Cowboy Klaus und sein Schwein Lisa"

Kindertheaterrreihe in der Stadthalle



Kreisstadt Unna. Im Rahmen der Kindertheaterreihe des Bereiches Kultur
der Kreisstadt Unna besucht das Wolfsburger Figurentheater am
Dienstag, 9. Oktober 2018, die Stadthalle Unna. Gespielt wird das
Stück "Cowboy Klaus und sein Schwein Lisa", ein besonderes
Wildwest-Abenteuer nach dem Kinderbuch von Eva Muszynski und Karsten
Teich, für Menschen ab vier Jahren.

Cowboy Klaus und sein Schwein Lisa leben im Wilden Westen auf der Farm
"Kleines Glück". Umgeben von einem undurchdringlichen, stacheligen
Kaktuswald kann niemand auf die Farm gelangen. Aber auch Klaus kommt
nur mit einem skurrilen Trick durch den Wald. Das nervt ihn so, dass
er einen Entschluss fasst - Der Kaktuswald muss weg! Nur wie??

Die originelle und liebenswerte Geschichte zeigt mit viel Charme, wie
ein kleiner Junge seine Unsicherheit und Angst überwindet und sich dem
Leben stellt. Mit viel Situationskomik, umgesetzt für die
Figurentheaterbühne, bietet die Inszenierung gleichermaßen
Identifikationsmöglichkeiten für Mädchen und Jungen.

Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für Information
und Bildung zum VVK-Preis von 5 Euro für Kinder ab 3 Jahren, sowie
5,50 Euro für Erwachsene erhältlich, können aber auch zur Tageskasse
reserviert werden. Gruppenermäßigungen sind auf Anfrage möglich.

Termin: Dienstag | 9. Oktober 2018 | 15 Uhr 

Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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THEATER/1369: Wertheim - "Mutige Martina macht müde Monster munter" am 5.10.2018


Stadt Wertheim

Mutige Martina macht müde Monster munter 

Frankfurter Kindertheater in der Stadtbücherei



Wertheim. Für Theaterfreunde ab vier Jahren zeigt das Frankfurter
Ensemble "La Senty Menti" am Freitag, 5. Oktober, das Stück "Die
mutige Martina" im Wertheimer Kulturhaussaal. Beginn ist um 15 Uhr.

Eines Abends bekommt die kleine Martina überraschenden Besuch. Ein
Ungeheuer steht vor ihrem Bett und überbringt eine eilige Nachricht
der Hexe Pus. Martina muss sich sofort aufmachen, um mindestens drei
große Abenteuer zu bestehen. Sonst wird sie gefressen! Gefressen
werden will sie nicht. Ehe es doch noch dazu kommt, packt sie lieber
ihre Sachen, stapft los und zieht in die Welt. Weiter und immer
weiter, weiter und immer noch weiter und noch ein Stück weiter. Nur
gut, dass Martina auf ihrer Abenteuerreise ihre jungen Theaterfreunde
bei sich hat.

Der Eintritt kostet vier Euro. Familienpassinhaber erhalten eine
Ermäßigung. Die Karten gibt es ab sofort im Vorverkauf in der
Stadtbücherei und an der Tageskasse.

Die Öffnungszeiten der Stadtbücherei sind: Montag, 14 bis 18 Uhr;
Dienstag, 10 bis 18 Uhr; Mittwoch geschlossen; Donnerstag, 11 bis 19
Uhr; Freitag, 11 bis 18 Uhr; Samstag, 10 bis 12 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/714: Kunsthalle Emden - Kultur und Kunst im Oktober 2018


Kunsthalle Emden, Stiftung Henri und Eske Nannen und Schenkung Otto
van de Loo

Kunst und Kultur im Oktober 2018



Moin, liebe Kunstfreunde,

wir wollen doch alle nur das Eine... nämlich Feste feiern! Jedenfalls
am 3. Oktober, denn an dem Tag gibt's allen Grund dazu. Seit der
damalige Bundespräsident Richard von Weizsäcker die Kunsthalle am
3.10.1986 eröffnete, wird an diesem Termin Geburtstag gefeiert, und
zwar stets mit einem Tag der Offenen Tür und großem Malschulfest.
Netterweise wurde der 3. Oktober später zum Feiertag erklärt, so dass
die meisten Menschen dann auch Zeit und Muße haben, die Kunsthalle
Emden zu besuchen. In diesem Jahr feiern wir vor allem "35 Jahre
Malschule", darum hat sich das kunst aktiv-Team ein wirklich ganz
besonders tolles, aktuelles, cooles und unterhaltsames Programm
ausgedacht... ... sehen Sie selbst!

Ihre

Kunsthalle Emden

 ...macht neugierig auf Kunst

 * 

Ausstellung eröffnet: Radziwill und die Gegenwart

"Wow.... DAS ist ja spannend!" sagte mancher Gast, nachdem er die in
der vorigen Woche von Minister Björn Thümler eröffnete Ausstellung
"Radziwill und die Gegenwart" erstmals sah. Kenner des Hauses wussten
natürlich, dass Radziwill, im Nordwesten bestens bekannt, mit vielen
Werken bei uns und anderen Museums- wie auch Privatsammlungen in
Bremen, Oldenburg und im Radziwill-Haus Dangast vertreten ist. Auch
die Kunsthalle Emden hat Radziwill mehrfach ausgestellt. So mag man
sich fragen: warum NOCH eine Radziwill-Ausstellung? - Tja, wir
glauben, dass auch Sie beim Besuch den anfangs erwähnten Aha-Effekt
erleben, und sind gespannt, wie Ihnen dieser neue Blick auf Radziwill
gefällt. Geben Sie uns daher bitte Ihr Feedback im Besucherbuch oder
Besucherpost-Kasten, gern auch persönlich: Dankeschön!

 * 

Radziwill-Kuratorinnenführung am Langen Kunstabend 2. Oktober

Eugenia Kriwoscheja, die an der Seite von Direktor Dr. Stefan
Borchardt die Ausstellung "Radziwill und die Gegenwart" mit erarbeitet
hat, bietet am nächsten Langen Kunstabend, 2. Oktober, um 19 Uhr eine
Ausstellungsführung mit dem Schwerpunkt 'Übermalungen' an. Denn bei
genauem Hinsehen können es auch Laien leicht erkennen: Franz Radziwill
hat an vielen Werken noch nach Jahren Übermalungen vorgenommen,
seltsame Himmelskörper, fremdartige Wesen oder Erscheinungen, die
oftmals an Werke von Hieronymus Bosch erinnern. Was trieb den Maler
dazu, was hat es damit auf sich? Die Plätze sind begrenzt, daher
empfehlen wir eine Anmeldung zu dieser spannenden Führung.

Der Kunstabend ist die Abendöffnung der Kunsthalle bis 21 Uhr an jedem
ersten Dienstag im Monat. Ab 17 Uhr gilt der ermäßigte Eintritt von
nur noch 5 Euro, inklusive der jeweiligen Kunstabend-Veranstaltung
oder -Führung ab 19 Uhr. Sichern Sie sich einen Platz in der Führung,
indem Sie sich anmelden unter Tel. +49 (0) 49 21 97 50 70 oder per
Email.

 * 

Feiert das Malschul-Jubiläum mit dem Oberbürgermeister!

Das Malschulfest am 3. Oktober beginnt in diesem Jahr schon um 12 Uhr,
denn mit "35 Jahre Malschule" haben wir so viel zu feiern, da muss
man früh anfangen! Zur Eröffnung um 12 Uhr sprechen Oberbürgermeister
Bernd Bornemann, Seven Grendel für die Teilnehmer der Malschule sowie
kunst-aktiv-Leiterin Claudia Ohmert. Danach startet das Programm
gleich mit dem diesjährigen "Stargast" RoBeat, siehe unten. Um das
Mittagessen muss sich niemand Gedanken machen, denn das Café &
Restaurant Henri's hat sich extra leckere und gesunde Gerichte
überlegt, die Kindern ebenso gut wie Erwachsenen schmecken (wir
verraten nur... Nudeln, Würstchen, Wackelpeter... hm! ). Also, hier
ist Euer Plan für den 3.10.: gemütlich ausschlafen, entspannt hier
ankommen und dann einfach genießen, was das kunst aktiv-Team für Euch
vorbereitet hat.

 * 

Beatbox Legende RoBeat kommt zum Malschulfest

Eines der Highlights im Programm am 3. Oktober ist RoBeat, auch aus
vielen TV Auftritten bekannter Beatbox Europameister. Sie wissen
nicht, was Beatboxen ist? Tja, entweder fragen Sie Ihre Enkel oder
aber Sie schauen hier ein Youtube-Video über RoBeat und verblüffen
Ihre Enkelkinder mit Insiderwissen... man kann das bei uns übrigens
auch lernen, Alter ist dabei egal: RoBeat wird ab 12.15 Uhr auf der
Bühne vor der Kunsthalle immer wieder auftreten und zwischendurch
kleine Workshops für Anfänger anbieten, siehe Programmablauf. Die
Teilnahme an den Workshops ist kostenlos, aber die Personenzahl
natürlich begrenzt, daher empfehlen wir die Anmeldung unter Tel. 04921
975040 oder Email.

 * 

... und Vault Kid kommt auch!

Auch der Electronic Artist Vault Kid wird am 3. Oktober dabei sein und
im Wechsel mit RoBeat auf der Malschulfest-Bühne live auftreten. Er
hat neulich schon die Gäste der Radziwill-Ausstellungseröffnung mit
seinen tanzbaren Beats und Dubstep-Pattern im ikonischen LoFi-Sound
von original Gameboys fasziniert. Wer ihn da live Musik auf einem
Retro-Nintendo-Spielgerät machen sah, hat zuhause vermutlich gleich
die Kinderzimmer durchsucht, ob nicht noch irgendwo so ein Teil zu
finden ist. Wer schon mal wissen möchte, wie sich das anhört, findet
ihn mit seinem gerade neu erschienenen Album auf Spotify und einige
Tracks auch auf Soundcloud.

 * 

Malerei-Workshop für Jugendliche und Erwachsene

Lust auf Malerei? Einfach mal ausprobieren? Zum Schnuppern eignet sich
am besten ein Wochenend-Workshop, und hier sind auch noch Plätze frei:

Die Weite der Landschaft - Malerei in Acryl/Öl mit Bernarda
Domke-Goschütz. Angeregt durch Landschafts-Motive in der Natur, für
Anfänger und Fortgeschrittene geeignet. 6. bis 7.10.2018 (Sa/So 10-15
Uhr), Kosten Euro 100,-

Information und Anmeldung: Tanja de Haan, Kunst aktiv/Malschule,
Telefon (0 49 21) 97 50 40 oder per Email.

 * 

Herbstferienwerkstatt für Kids

Schon wieder Schulferien, waren die nicht gerade erst?! Hier unser
Tipp für eine interessante und sinnvolle Freizeitgestaltung Ihrer
Kinder: bei uns gibt es vom 9. bis 12.10.2018 jeweils nachmittags 15
bis 17 Uhr die Ferienwerkstatt. Das Programm wechselt täglich. Die
Kinder lernen nicht nur Werke berühmte Künstler, andere Kinder und
unsere netten jungen KunstvermittlerInnen kennen, sondern malen und
werken auch künstlerisch im Atelier. Die Teilnahme kostet 4 Euro pro
Nachmittag. Einfach an diesen Tagen um 15 Uhr zur Kasse in der
Kunsthalle kommen, oder gern auch vorab telefonisch anmelden bei
Marlies Genssler unter Tel. +49 (0) 49 21 97 50 70.

 * 

Radziwill Vortrag zur neuen Biographie

Die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts hat in der Entwicklung
und im Schaffen von Franz Radziwill offensichtliche Spuren
hinterlassen. Prof. em. Eberhard Schmidt schreibt die erste umfassende
Biographie über Franz Radziwill, die spätestens zu dessen 125.
Geburtstag in 2020 erscheinen soll. Sein Vortrag gibt einen ersten
Einblick: am Samstag, 27. Oktober ab 16 Uhr im Atrium der Kunsthalle.
Der Eintritt ist im Museumsticket enthalten, für Mitglieder der
Freunde der Kunsthalle e.V. gegen Vorlage des Mitgliedsausweises frei.

 * 

Öffentliche Führung am neuen Feiertag 31.10.

Erstmals findet der 31. Oktober, der evangelische Reformationstag, in
diesem Jahr als neuer fester Feiertag im Norden statt. Da freut sich
auch das Kunsthallen-Team, denn damit haben unsere Besucher einen
neuen freien Tag für den Museumsbesuch! Die Kunsthalle ist für Sie an
diesem Tag also von 11 bis 17 Uhr geöffnet, und um 11.30 Uhr findet
eine öffentliche Führung durch die aktuelle Ausstellung "Radziwill und
die Gegenwart" statt.

 * 

Quelle:

Newsletter vom 31. August 2018
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AUFBAU/541: Kampf um die Frühpensionierung
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klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Kampf um die Frühpensionierung



ARBEITSKAMPF Der Landesmantelvertrag auf dem Bau läuft Ende 2018
aus Am 23. Juni fand in Zürich eine grosse Demonstration statt - eine
Demo mit Bedeutung für die gegenwärtige, branchenübergreifende
Klassenkampfsituation.


(az) Der Landesmantelvertrag regelt schweizweit Löhne und
Arbeitsbedingungen auf dem Bau. Eine Besonderheit auf den Baustellen
ist der flexible Altersrücktritt (FAR). Er ist eine unbestreitbare
Notwendigkeit: Ab 50 Jahren haben viele Bauarbeiter gesundheitliche
Probleme - bis hin zur Arbeitsunfähigkeit. Traditionell finden in den
Monaten vor den Verhandlungen der Baumeister mit den Gewerkschaften
jene Demonstrationen statt, welche die Gewerkschaft Unia mit
finanziellem Aufwand zum öffentlichen Machtmittel zu stilisieren
versucht. Gemäss der gewerkschaftlichen Zeitung "Work" waren 18.000
Menschen an der Demonstration vom 23. Juni in Zürich beteiligt, es
wird vom grössten Arbeiterprotest seit hundert Jahren gesprochen. Auch
wenn diese Zahl sehr hoch gegriffen erscheint, so ist die
Unzufriedenheit auf dem Bau doch gross. Von 20.000 Bauarbeitern
stimmten 93,1 Prozent für einen Streik im Fall, dass die Baumeister
kein Entgegenkommen signalisieren würden. Gefordert wird ein
verbesserter Landesmantelvertrag, eine Lohnerhöhung von 150 Franken
sowie Massnahmen gegen Lohndumping, ein omnipräsentes Thema auf
schweizerischen Baustellen.


Digitales Werkzeug für den Klassenkampf von oben

Obwohl vieles wie oft von den Gewerkschaften inszeniert wirkt: Die
Baubranche bleibt der kämpferischste Teil der ArbeiterInnenbewegung in
der Schweiz. Wenn die Baumeister heute damit drohen, die 2002 im Kampf
errungene Frühpensionierung zurückzunehmen, dann ist das nicht nur
arrogant wie gewohnt, sondern in erster Linie ein häufig genutztes
taktisches Mittel um alle anderen gewerkschaftlichen Forderungen vom
Tisch zu fegen. Es lohnt sich, das Geschehen und das Klassenverhältnis
auf dem Bau zu beobachten, auch wenn man selber nicht in dieser
Branche tätig ist.

Denn die Digitalisierung - die zunächst nicht viel mit der Baubranche
zu tun haben scheint - hat ein neues Zeitalter der Flexibilisierung
und Verschlechterungen der Arbeitsverhältnisse eingeläutet. Dafür
werden Arbeitsgesetze verschlechtert und als neuer Standard für die
branchenübergreifend werktätige Klasse installiert. Im gleichen Zuge
versuchen Firmen, ihre Arbeitsbedingungen nach unten anzupassen. Dies
auch dann, wenn sie selber kaum etwas mit Digitalisierung am Hut
haben. Klassenkampf von unten und Klassensolidarität sind darum in
dieser Zeit wichtig. Gerade weil diese Zeit für die
ArbeiterInnenbewegung als eine sehr defensive Phase beschrieben werden
muss.

Wie sich die BauarbeiterInnen in dieser Situation verhalten, kann also
der gesamten werktätigen Klasse Orientierung bieten. Entscheiden sie
sich tatsächlich für Kampf und Streik - mit dem sie 2002 äusserst
erfolgreich die Frühpensionierung erkämpften? Es deutet mehr darauf
hin als auch schon.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018, Seite 3

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DAS BLÄTTCHEN/1833: Tausend Mal ist nichts passiert ...
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Tausend Mal ist nichts passiert ...

von Gabriele Muthesius



Single Integrated Operational Plan (SIOP) lautete über drei Jahrzehnte die
Bezeichnung für den (mehrfach überarbeiteten) nuklearen Zielplanungskatalog
der USA für einen Krieg mit der Sowjetunion und China. Zur SIOP-Erstfassung
von 1960 äußerte Daniel Ellsberg: "Wenn SIOP aktiviert worden wäre, hätten
wir jede Stadt in der Sowjetunion und in China angegriffen, zusätzlich zu
allen militärischen Zielen."[1] Der US-Generalstab erwartete für diesen
Fall zwischen 360 und 425 Millionen sowjetische, chinesische und mit diesen
verbündete Todesopfer.[2]

Darüber hinaus hätte SIOP nach Auffassung von US-Experten, einmal in Gang
gesetzt, nicht mehr gestoppt werden können. Dafür war das Kommando- und
Kontrollsystem der amerikanischen Nuklearstreitkräfte ebenso wenig
ausgelegt wie für die zielgerichtete Beendigung eines (gegebenenfalls auch
unbeabsichtigt) ausgebrochenen Kernwaffenkrieges mit der UdSSR, um eine
Vernichtung der menschlichen Zivilisation durch einen allgemeinen
thermonuklearen Schlagabtausch zu verhindern.

Noch 1991, nach dem Ende des Kalten Krieges, wies SIOP mehrere Tausend
anvisierte sogenannte Detonationsnullpunkte aus - darunter "Brücken,
Schienenwege und Straßen im Nirgendwo, die mit Mehrfachsprengköpfen
zerstört werden sollten"[3]. Hunderte Atomsprengköpfe sollten Moskau
vernichten, "ein Dutzend davon eine einzige Radaranlage außerhalb der
Stadt"[4].

Der im Januar 1991 zum Oberbefehlshaber des Strategic Air Commands (SAC)
ernannte General Lee Butler formulierte nach einer Tiefenüberprüfung des
SIOP in der damals gültigen Fassung sein Fazit folgendermaßen: "Abgesehen
vielleicht vom sowjetischen Nuklearkriegsplan war dies das absurdeste und
verantwortungsloseste Dokument, das ich in meinem ganzen Leben jemals zu
Gesicht bekommen habe [...]. Mit einer Mischung aus Fachwissen, Glück und
göttlicher Vorsehung, vermutlich aber vor allem Letzterem, haben wird den
Kalten Krieg ohne einen nuklearen Holocaust überstanden."[5]

Zur Geschichte der strategischen Nuklearrüstung der USA, die Eric Schlosser
in seiner Monographie "Command And Control" von 2013 minutiös und mit
zahllosen Quellen belegt nachgezeichnet hat, gehört dabei, dass
insbesondere das SAC sich praktisch während des gesamten Kalten Krieges
erfolgreich dagegen gesperrt hatte, in die unter seiner Verantwortung
stehenden strategischen Waffensysteme Sicherheitstools auf dem jeweiligen
Stande der Technik einbauen zu lassen, um diese Systeme gegen
unbeabsichtigte Explosion oder unautorisierten Gebrauch zu schützen, weil
von solchen Tools Einschränkungen hinsichtlich einer sofortigen
Einsetzbarkeit der entsprechenden Waffen befürchtet wurden.[6] 1991
benotete ein Untersuchungsbericht, den Ray E. Kidder, Physiker am Lawrence
Livermore Laboratory, einem der drei maßgeblichen Forschungs- und
Entwicklungszentren für Atomwaffen in den USA, im Auftrag des Auswärtigen
Ausschusses des US-Repräsentantenhauses angefertigt hatte, jeden im 
US-Arsenal befindlichen atomaren Sprengkopftyp entsprechend dem Risiko einer
unbeabsichtigten Detonation und der möglichen Freisetzung von hochgiftigem
und strahlungsintensivem Plutonium: Drei Typen erhielten die Note A, sieben
die Note B, acht eine Note zwischen C plus und C minus, aber zwölf
erhielten ein D, die schlechtest mögliche Bewertung.

Das militärische Nuklearzeitalter, das mit den US-Atombombenabwürfen auf
Hiroshima und Nagasaki im August 1945 begonnen hatte, erfuhr seine
Fortsetzung in den USA damals unter anderem damit, dass die politische und
militärische Führung des Landes sich mit Überlegungen befassten, die UdSSR
atomar anzugreifen, bevor Moskau in der Lage wäre, selbst Kernwaffen
herzustellen. Das sogenannte Harmon-Komitee kam dabei im Mai 1949 zu der
Einschätzung, dass etwa 100 Atombomben 30 bis 40 Prozent des sowjetischen
Industriepotenzials vernichten könnten sowie 2,7 Millionen Zivilisten töten
und weitere vier Millionen verwunden würden. Wenig später wurde mit Curtis
LeMay einer der Hauptorganisatoren der US-Terrorbombardements gegen
deutsche und japanische Städte im Zweiten Weltkrieg zum SAC-Chef ernannt,
dem die zu erwartenden Kollateralschäden von Atomwaffeneinsätzen keine
schlaflosen Nächte bescherten: "Wir haben in Tokio mehr Menschen geschmort,
gekocht und gebacken, als in Hiroshima und Nagasaki verdampft sind."[7]
LeMay plädierte offen für einen Präemptivschlag gegen die Sowjetunion und
drängte systematisch sowie mit Erfolg für einen entsprechenden Ausbau des
SAC.

Parallel zu diesen Entwicklungen wollte die US-Zivilschutzbehörde 1955 mit
der sogenannten Operation Alert beweisen, dass ein nuklearer Angriff
auf 61 amerikanische Städte mit Sprengsätzen zwischen 20 Kilo- und fünf
Megatonnen "nicht das Ende der Welt bedeutete"[8]. Die Übung wurde "als
großer Erfolg" bewertet: Von 165 Millionen Einwohnern der USA waren nur 8,2
Millionen "getötet" und 6,2 Millionen "verwundet" worden, was man
"bewältigen" könnte und wovon man sich "überraschend schnell wieder
erholen"[9] würde.

Ende der 1950er Jahre sah sich der damalige US-Präsident Eisenhower vor
"die Wahl gestellt, sowjetische Militärziele oder sowjetische Städte zu
vernichten"[10]; er "entschied sich [...] für beides"[11]. Eisenhower war
es auch, der einer geheimen Vorabdelegation der Einsatzbefugnis für
Atomwaffen aus den Händen des Oberbefehlshabers, also des Präsidenten, in
die nachgeordneter Militärkommandeure zustimmte, obwohl er wusste, dass
damit jemand "in der Befehlskette etwas Dummes"[12] veranlassen und sogar
einen massiven Nuklearangriff beginnen konnte. Auch "NATO-Einheiten durften
ihre Nuklearwaffen einsetzen, ohne auf die Genehmigung des Präsidenten zu
warten"[13]. Darüber hinaus "gab es nichts, was die Besatzung eines 
B-52-Bombers davon abhielt, ihre Wasserstoffbomben auf Moskau abzuwerfen - außer
vielleicht die sowjetische Luftabwehr"[14]. Das entsprechende Szenario, das
Stanley Kubrick 1963 seiner Armageddon-Satire "Dr. Seltsam oder Wie ich
lernte, die Bombe zu lieben" zugrunde gelegt hatte, traf also ziemlich
genau die damalige Realität.

Ein nuklearer Holocaust hätte sich in den Jahrzehnten des Kalten Krieges
nicht zuletzt auch aus einem der zahlreichen Broken Arrows (offizielle
Bezeichnung des US-Militärs für einen "Unfall, der den unbefugten Start
oder Notabwurf einer Atomwaffe, ein Feuer, eine Explosion, das Entweichen
von Radioaktivität oder eine vollständige Nukleardetonation
verursachte"[15]) entwickeln können, die sich seit 1945 bei den 
USA-Streitkräften ereignet hatten. Etwa aus diesen:

• Während der Jahre der ständigen Luftbereitschaft des SAC, als sich
permanent bis zu 13 mit thermonuklearen Waffen ausgerüstete B-52-Bomber
angriffsbereit nahe sowjetischer Gebiete in der Luft befanden, flog jeweils
eine Maschine nach Thule, Grönland, wo sich eine der drei wichtigsten 
US-Frühwarnanlagen gegen einen sowjetischen Raketenangriff befand.[16]

Als am 24. November 1961 - die Berlin-Krise nach dem Mauerbau war noch
nicht abgeklungen - kurz vor Tagesanbruch das SAC-Hauptquartier in Omaha,
Nebraska, den Kontakt zu Thule verlor, wurde die gesamte Boden- und
Luftbereitschaft des SAC sofort in Alarmbereitschaft versetzt. Die über
Thule kreisende B-52 gab wenig später Entwarnung. Die nachfolgende
Untersuchung ermittelte, "dass der Ausfall eines einzigen Schalters bei AT
& T in Black Forrest, Colorado, sämtliche Schaltkreisläufe des
Raketenfrühwarnsystems außer Funktion gesetzt hatte"[17].

Am 21. Januar 1968 stürzte der B-52-Wachhund ab - infolge eines auf
menschliches Fehlverhalten zurückzuführenden Feuers im Cockpit - und
krachte "mit einer Geschwindigkeit von fast 1000 Stundenkilometern elf
Kilometer westlich von Thule ins Eis"[18]. Die Maschine hatte vier 
Mark-28-Wasserstoffbomben an Bord.[19] Deren konventioneller Sprengstoff
explodierte, , ohne eine nukleare Detonation auszulösen; die Plutoniumkerne
wurden zerstört und giftiges, hoch radioaktives Material verteilte sich
weiträumig.

Eine atomare Zerstörung Thules hätte als Auftakt eines sowjetischen
Überraschungsangriffs gewertet und somit einen sowjetisch-amerikanischen
Atomkrieg auslösen können ...

• Während einer Alarmübung auf der Grand Forks Air Force Base, North
Dakota, am 15. September 1980 geriet eines der acht Triebwerk einer voll
aufgetankten B-52 noch am Boden in Brand. Das Flugzeug war mit vier Mark-28
und acht nuklearen Kurzstreckenraketen aufmunitioniert - letztere mit einer
Reichweite von 160 Kilometern, zur Ausschaltung der sowjetischen
Luftabwehr.

Wenige Wochen zuvor war eine Maschine gleichen Typs auf der Warren-Robins
Air Force Base, Georgia, in einer vergleichbaren Situation nach "wenigen
Minuten [...] explodiert und buchstäblich mit dem Boden
verschmolzen"[20].

In Grand Forks bekam man den Brand unter Kontrolle, bevor er auf die
gesamte Maschine übergreifen konnte.

Das Plutonium der Bomben hätte, wie Livermore-Direktor Robert Batzell
später in einer nichtöffentlichen Senatsanhörung enthüllte, Teile von North
Dakota und Minnesota verseuchen können. "Dass eine der Mark-28-Bomben hätte
explodieren können, ließ Batzell unerwähnt."[21] Als Grund für das Feuer
wurde ermittelt, dass jemand "vergessen [hatte], eine Mutter auf den
Treibstofffilter [des in Brand geratenen Treibwerks - G.M.] zu
schrauben"[22].

Nur drei Tage später, am 18. September 1980, fiel bei routinemäßigen
Wartungsarbeiten im Startsilo einer Titan II-Rakete[23] in Damascus,
Arkansas, einer ländlichen Wohngegend, ein vier Kilo schwerer
Steckschlüssel in den Startschacht der Rakete. Der Steckschlüssel
durchschlug die Hülle eines Raketentanks mit toxischem, explosivem
Flüssigtreibstoff, der daraufhin zu entweichen begann. Dies setzte
vielstündige Aktionen in Gang, um eine Katastrophe zu verhindern. Es
ereignete sich dabei eine unglaubliche Kaskade von technischem und
menschlichem Versagen - von nicht ausreichend vorhandenen oder defekten
Hilfsgeräten über bürokratische Fehlentscheidungen auf verschiedenen
Kommandoebenen bis hinauf zur SAC-Spitze und bis zu kontraproduktiven
Aktivitäten vor Ort. Nach stundenlangen Debatten im Katastrophenstab wurde
schließlich auch die Herstellerfirma der Titan, der Rüstungskonzern Martin
Marietta, zu Rate gezogen, deren Experten empfahlen, den Dingen ihren Lauf
zu lassen, also gar nichts zu unternehmen. Obwohl dieser Empfehlung nicht
gefolgt wurde, explodierte die Rakete am 19. September. Der 740 Tonnen
schwere Silodeckel aus Beton, der auch darauf ausgelegt sein sollte, ein
solches Geschehen im Silo zu halten, wurde dabei weggesprengt. Der
Sprengkopf der Titan II wurde weitgehend zerstört, ohne zu detonieren.

Im September 1980 befanden sich die sowjetisch-amerikanischen Beziehungen
"am tiefsten Punkt seit der Kubakrise 1962"[24]. Neun Monate zuvor war
Moskau mit über 100.000 Mann in Afghanistan einmarschiert. Welche Folgen in
einer solchen konfrontativ zugespitzten Situation eine Nuklearexplosion in
Grand Forks oder Damascus in der dadurch ausgelösten Melange von Chaos und
hektischen Gegenreaktionen der Kräfte vor Ort wie der Entscheidungsträger
bis hoch an die Spitze hätte haben können, will man sich besser gar nicht
ausmalen.

Und obwohl


	bekannt war, dass die Mark-28-Bomben Konstruktionsmängel aufwiesen, die sie im Brandfall zur Explosion bringen konnten, wurden diese Mängel auch nach dem Unfall von Grand Forks nicht abgestellt.[25]

	die Titan II-Raketen 1980 bereits bis zu 17 Jahre alt waren[26] und so häufig leckten, dass Schlosser zusammenfasste: "Bei der Titan II war eine Katastrophe vorprogrammiert."[27], wurde das System ohne Abstriche beibehalten und war noch bis 1987 im Einsatz.



Soweit zu einigen wenigen zentralen Aspekten aus Eric Schlossers sehr
lesenswertem, aufrüttelndem Buch.

Kürzlich wartete Lutz Kleinwächter - gelegentlich auch 
Blättchen-Autor - mit der steilen These auf: Eine "zentrale Lehre des Kalten Krieges"
sei, "dass die 'aktive nukleare Bedrohung' eine Schimäre, ein Wechselbalg
politisch-ideologischer Werte und Fiktionen ist. [...] Eine aktiv
betriebene, reale militärische Systembedrohung zwischen den USA und der
Sowjetunion, zwischen NATO und Warschauer Pakt, hat es im Kalten Krieg
nicht gegeben."[28] Und: "Durch Zufall, individuelle Schwächen oder
Ähnliches findet kein Atomangriff statt."[29]

Beide Aussagen auch nur für die USA zu unterstellen, ist nach Lektüre von
Schlossers Monographie nicht ernsthaft möglich. Dass eine vergleichbare
Darstellung für die Sowjetunion und Russland bisher nicht vorliegt und -
mangels entsprechender zugänglicher offizieller Quellen - in absehbarer
Zeit auch nicht zu erwarten ist, dürfte eher Anlass für zusätzliche
Besorgnis liefern, zumal Putin unlängst äußerte, dass Russland Pläne für
"einen sogenannten (nuklearen) Vergeltungsschlag" habe: "Ja, das wird eine
globale Katastrophe für die Menschheit und den Planeten sein. Aber als
Bürger Russlands und als russischer Präsident frage ich: Wozu brauchen wir
eine Welt, in der es kein Russland gibt?"[30]

Sich für die Zukunft darauf zu verlassen, dass schon weiterhin nichts
passieren wird, wäre nicht zuletzt angesichts des nuklearen Wettrüstens
zwischen Indien und Pakistan und des fortwährenden militärischen Konflikts
zwischen beiden Ländern um Kaschmir - Schlosser geht in seinem Epilog
darauf ein - sträflich.

P.S.: Die Anmerkungen der Originalausgabe von Schlosser Monographie mit
detaillierten Nachweisen enthält die deutsche Ausgabe leider nicht. Heutige
Käufer finden diesen Apparat auch nicht mehr unter der im Buch angegebenen
Internetadresse, wohl aber nach wie vor auf der Homepage des Verlages. Ein
gravierender Mangel für die Arbeit mit der Publikation ist darüber hinaus
das Fehlen eines Sach-, Orts- und Personenregisters.

Erich Schlosser: Command And Control. Die Atomwaffenarsenale der USA und
die Illusion der Sicherheit. Eine wahre Geschichte, Verlag C. H. Beck,
München 2013, 598 Seiten, 24,95 Euro.


Anmerkungen:

[1] Zit. nach Desmond Ball: Targeting for Strategic Deterrence, 
Adelphi-Papers, No. 185, London 1983, S. 10.

[2] Vgl. ebenda.

[3] Erich Schlosser: Command And Control. Die Atomwaffenarsenale der USA und die
Illusion der Sicherheit. Eine wahre Geschichte, München 2013, S. 516.

[4] Ebenda.

[5] Ebenda.

[6] Siehe ebenda, S. 307, 423 und 497.

[7] Ebenda, S. 114.

[8] Ebenda, S. 174.

[9] Ebenda.

[10] Ebenda, S. 239.

[11] Ebenda, S. 239 f.

[12] Ebenda, S. 244.

[13] Ebenda, S. 298.

[14] Ebenda, S. 344.

[15] Ebenda, S. 377.

[16] "Der Zuverlässigkeit des Frühwarnsystems kam existentielle Bedeutung
zu. Wenn die Frühwarndetektoren einen sowjetischen Angriff nicht
entdeckten, erfolgte kein Abschussbefehl. Warnten sie aber irrtümlich
[...], starben Millionen Menschen durch einen Fehler." (Ebenda, S. 409.) -
Die B-52 über Thule kreisten dort stundenlang in 10.000 Metern Höhe, um
durch "Sicht- und Funkkontakt mit der Anlage [...] sicherzustellen, dass
sie noch existierte" (ebenda, S. 311). Denn für den Fall eines sowjetischen
Angriffs rechnete man mit einer frühzeitigen Zerstörung Thules.

[17] Ebenda, S. 331.

[18] Ebenda, S. 371.

[19] Dieser Bombentyp wurde in fünf Variationen hergestellt, die über bis
zu 1,45 Megatonnen Sprengkraft verfügten.

[20] Ebenda, S. 434.

[21] Ebenda, S. 438.

[22] Ebenda.

[23] Die Titan II mit 11.000 Kilometern Reichweite trug einen
W53-Nukleargefechtskopf mit neun Megatonnen Sprengkraft, was der dreifachen
Zerstörungskraft aller im Zweiten Weltkrieg abgeworfenen Bomben entsprach,
einschließlich der nuklearen von Hiroshima und Nagasaki. 1980 waren
insgesamt 54 Titan II stationiert, die knapp ein Drittel der gesamten
Sprengkraft der seinerzeit rund 1000 landgestützten US-
Interkontinentalraketen auf sich vereinigten.

[24] Ebenda, S. 26.

[25] Siehe ebenda, S. 428 und 497.

[26] Ihre Stationierung war 1963/64 erfolgt.

[27] Ebenda, S. 389.

[28] Lutz Kleinwächter: Bedrohung durch einen Atomkrieg? Eine Schimäre!,
WeltTrends, Nr. 142 / August 2018,S. 49.

[29] Ebenda.

[30] Zit. nach Wolf Poulet: Russlands neuer Adel, faz.net,
09.08.2018; 

http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/herrschaftssystem-in-moskau-russlands-neuer-adel-15726327-p3.html - aufgerufen am 19.08.2018.
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GLEICHHEIT/6736: Trump droht "strategischen Verbündeten" mit Autozöllen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Trump droht "strategischen Verbündeten" mit Autozöllen

Von Nick Beams

1. Oktober 2018



Der Handelskrieg der Trump-Regierung richtet sich in erster Linie gegen
China, das vom amerikanischen Militär- und Geheimdienstapparat als
"strategischer Konkurrent" eingestuft wird. Gleichzeitig verschärft sie
jedoch auch den Druck auf vermeintliche "strategische Verbündete".

Als wichtigste wirtschaftliche Waffe dient der Trump-Regierung dabei die
Androhung von Zöllen auf Autos und Autoteile in Höhe von 25 Prozent. Diese
rechtfertigt sie mit Abschnitt 262 des Trade Expansion Act von 1962, der es
dem Präsidenten ermöglicht, aus Gründen der "nationalen Sicherheit" solche
Abgaben zu erheben.

Entsprechende Drohungen hat die US-Regierung in den letzten zwei Monaten
bereits dreimal vorgebracht: Das erste Mal äußerte sie Trump im Juli bei
einem persönlichen Treffen mit dem Präsidenten der Europäischen Kommission,
Jean-Claude Juncker. Trump schilderte seine Version dieser Ereignisse
Anfang September auf einer Pressekonferenz mit dem polnischen Präsidenten
Andrzei Duda. Er erklärte, die Europäische Union habe sich zunächst
geweigert zu verhandeln, dann aber angesichts der Drohung mit Autozöllen
nachgegeben.

Zuvor hatten die Europäer bilaterale Verhandlungen abgelehnt, solange Trump
die Zölle auf Stahl und Aluminium nicht zurücknehmen oder die EU davon
ausnehmen würde. Doch als er mit den Autozöllen drohte, so Trump, kam
Juncker "ganz schnell aus Europa in mein Büro; ich wusste gar nicht, dass
sie so schnelle Flugzeuge haben". Die USA und die EU hätten jetzt "so etwas
wie einen Deal", weil "es wirtschaftlich größtenteils um Autos geht".

Trump hat mehrfach erklärt, die EU sei in Handelsfragen genauso schlimm
oder noch schlimmer als China, nur kleiner. Auch seine führenden
Handelsberater im Weißen Haus stehen Deutschland, dem größten Exporteur und
wichtigsten Autobauer der EU, genauso feindselig gegenüber wie China.
Deutsche Autobauer ihrerseits haben erklärt, mit Zöllen von 25 Prozent
könnten sie auf dem amerikanischen Markt nicht profitabel verkaufen.

Der Deal zwischen Trump und Juncker sieht vor, dass die Zölle für die Dauer
der Handelsgespräche ausgesetzt werden; im Gegenzug wird die EU die USA bei
der Welthandelsorganisation gegen Chinas angeblich "handelsverzerrende
Praktiken" unterstützen. Gemeint sind damit staatliche Subventionen für
Schlüsselindustrien und die illegale Aneignung von Technologie und
geistigem Eigentum.

Letzte Woche drohte Trump erneut mit Autozöllen, zuerst gegen Japan, danach
gegen Kanada.

Am Mittwoch gab der US-Handelsbeauftragte Rober Lightizer bekannt, Japan
und die USA hätten sich nach einem Treffen zwischen Trump und dem
japanischen Premierminister Shinzo Abe auf bilaterale Gespräche geeinigt,
mit dem Ziel, ein Handelsabkommen abzuschließen. Dies stellt eine deutliche
Kehrtwende von Abe dar, der sich bisher gegen ein bilaterales Abkommen
ausgesprochen hatte.

Abe hatte zunächst zu Recht befürchtet, dass er bei direkten Verhandlungen
mit den USA quasi den Kopf in das Maul des Löwen legen würde. Man würde ihn
zu umfangreichen Zugeständnissen zwingen, vor allem in der politisch
heiklen Frage der Landwirtschaft. Er hatte beträchtliche Anstrengungen
unternommen, um mit der Obama-Regierung das Abkommen zur Transpazifischen
Partnerschaft auszuhandeln, die von Trump zwei Tage nach dessen
Amtsübernahme beendet wurde. Danach versuchte er, die TPP mit den anderen
Unterzeichnern fortzusetzen, um dem Druck durch die USA etwas
entgegenzusetzen.

Doch nachdem Trump ihm mit den angedrohte Autozöllen "die Folterinstrumente
gezeigt" hatte, gab Abe dessen Forderung nach Verhandlungen über ein
bilaterales Abkommen nach.

Nach dem Treffen mit Abe erklärte Trump zu der Entscheidung: "Das war
etwas, das Japan aus verschiedenen Gründen jahrelang nicht tun wollte, aber
jetzt sind sie dazu bereit."

Lighthizer täuschte nach seinem Treffen mit Abe vor der Presse
Unverständnis über Japans Kurswechsel vor: "Ich weiß nicht, warum sie ihre
Strategie geändert haben", erklärte er, und fügte mit drohendem Unterton
hinzu: "Aber es war sehr vernünftig."

Die Erklärung zur Bekanntgabe der Verhandlungen enthielt insofern ein
Zugeständnis an Japan, als darin nicht von einem "Freihandelsabkommen" die
Rede war, sondern von einem "US-japanischen Abkommen" über Waren und
Dienstleistungen, das zu "baldigen Ergebnissen" führen könnte. Auf diese
Weise kann die japanische Regierung weiterhin behaupten, sie habe die
multilaterale Herangehensweise nicht völlig zugunsten eines bilateralen
Abkommens aufgegeben.

Trump und Lightizer versuchten zu verheimlichen, dass sie Abe bei ihren
Diskussionen mit Autozöllen gedroht hatten. Im Konflikt mit Kanada um die
Neuverhandlung des Nordamerikanische Freihandelsabkommens (NAFTA) drohten
sie jedoch offen mit dieser wirtschaftlichen Waffe.

Nachdem Trump bei den Neuverhandlungen bereits Mexiko Zugeständnisse
abgerungen hatte, forderte er Entsprechendes auch von Kanada, falls es in
dem Abkommen bleiben wolle. Der wichtigste Streitpunkt ist die Forderung
der USA, Kanada solle den Schutz seiner Milchindustrie aufgeben. Die 
Trump-Regierung behauptet, dadurch würden amerikanische Hersteller faktisch vom
kanadischen Markt ausschließen.

Letzte Woche attackierte Trump bei seinen Auftritten vor den Vereinten
Nationen eine ganze Reihe von Ländern, darunter auch Kanada. Er erklärte,
er habe eine Bitte von Premierminister Justin Trudeau um ein Gespräch
abgelehnt. Kanada dementierte dies jedoch.

Trump erklärte: "Ich habe [ein Treffen] abgelehnt, weil seine Zölle zu hoch
sind und er sich scheinbar nicht bewegen will. Ich habe ihm gesagt, er kann
das vergessen. Eigentlich denken wir gerade darüber nach, Steuern auf Autos
aus Kanada zu erheben. Das ist die Hauptader, das Entscheidende."

Trump richtete seinen Angriff direkt gegen die kanadische
Chefunterhändlerin und Außenministerin Chrystia Freeland. Dieses deutliche
Abweichen von der üblichen "Diplomatensprache", in die solche Diskussionen
normalerweise verpackt werden, verdeutlicht die kriegerische Haltung der
USA.

Er erklärte: "Wir sind sehr unzufrieden mit den Verhandlungen und Kanadas
Verhandlungsstil. Wir mögen ihre Vertreterin nicht besonders."

Er wies drauf hin, dass sich die USA und Kanada außer beim Thema
Milchprodukte auch in mehreren anderen Punkten nicht einigen konnten und
dass " Kanada noch einen weiten Weg zurücklegen muss".

Die Drohungen der Trump-Regierung gegen "Gegner" wie auch gegen angebliche
"strategische Verbündete" wie die EU, Kanada und Japan zeigen, was die
grundlegenden Triebkräfte hinter den Handelskriegsmaßnahmen stehen.

Die Verringerung von Handelsdefiziten ist zwar sicherlich ein wichtiges
Thema, aber hinter der Androhung von Zöllen auf Autos und Autoteile steckt
viel mehr. Dass sie im Namen der "nationalen Sicherheit" erfolgt, macht
deutlich, worum es bei der "America First"-Politik geht. Sie soll nicht nur
Amerikas wirtschaftliche Stellung verbessern, die laut Trump vom Rest der
Welt gefährdet wird, sondern auch die globalen Lieferketten zerstören, mit
denen Produktionsprozesse rund um die Welt verteilt werden, um
kriegswichtige Industriezweige wieder in die USA zurückzubringen.

Einer der grundlegenden Widersprüche des globalen kapitalistischen Systems
ist derjenige zwischen der Weltwirtschaft und dem Nationalstaatensystem,
das den Großmächten dazu dient, ihre Stellung im Kampf um Märkte und
Profite zu verteidigen. Dieser Widerspruch nimmt immer bedrohlichere
Ausmaße an.
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VORWÄRTS/1409: Kulturzentrum Reitschule - Polizei zündelt und provoziert


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 29/30 vom 20. Sept. 2018

Polizei zündelt und provoziert

von Damian Bugmann



Bürgerliche Kreise werden nicht müde, das traditionsreiche Berner
Kulturzentrum Reitschule anzugreifen. Nach zahlreichen gescheiterten
Attacken in vier Jahrzehnten sind jetzt der kantonale Polizeidirektor
und seine Mannen von "Police Bern" an der Reihe.


Die Reitschule wurde in den frühen 80er-Jahren von der Berner
"Bewegung" für zwei Jahre als autonomes Zentrum besetzt und mit dem
Einverständnis der Stadtbehörden eröffnet. Mit Bar und Skaterbahn im
Erdgeschoss der früheren Stallungen, mit Teestübli, Konzertraum und
Übungsraum für Bands im ersten Stock und mit gelegentlichen Konzerten
und Festivals in der grossen Halle, wo früher mit den Pferden im
Sägemehl geübt worden war. Die Vollversammlungen der "Bewegungen"
fanden im ersten Stock statt, viele Demos gingen von der Reitschule
aus.

Seit es das autonome Zentrum auf der Schützenmatte gibt, wird es von
den bürgerlichen Stadtparteien bekämpft; heute ist in diesem Lager die
SVP diesbezüglich am eifrigsten. Mehrere Abstimmungen für eine Nutzung
als Kultur- und Kommerzzentrum oder für einen Abriss scheiterten. Auch
der Versuch, mittels Grossrat kantonale Gelder für die Stadt zu
sperren, verpuffte. Die "rot-grüne" Stadtregierung, der Gemeinderat,
nahm in den letzten Jahren eine vermittelnde bis schützende Funktion
gegenüber dem Kulturzentrum wahr. Nach dem behäbigen Sozialdemokraten
Alexander Tschäppät übernimmt auch der neue Stadtpräsident und
Patrizier Alec von Graffenried von der Grünen Freien Liste diese
Rolle.


In Grenadiermontur

Immer wieder gab es heftige Auseinandersetzungen rund um die
Reitschule zwischen BenützerInnen des Kulturzentrums und
Polizeieinheiten, die Polizei warf den BetreiberInnen vor,
"KrawallmacherInnen" zu schützen. Diesen August gab es eine weitere
Konfrontation. Die Polizei gab an, sie sei trotz ihrer Zurückhaltung
mit Flaschen und Eisenstangen attackiert worden. Ihnen wurde
vorgeworfen, sie seien demonstrativ und provozierend mit mehreren
Kastenwagen und in Grenadiermontur aufgefahren; es bestehe der
Verdacht auf eine gesuchte Eskalation seitens der Polizei. Anfang
September wurden bei verschiedenen Zusammenstössen mehrere Beteiligte
verletzt.

Der kantonale Polizeidirektor Philippe Müller verteidigte Anfang
September in einem Zeitungsinterview das Vorgehen der Polizei und
verlangte von der Stadtregierung eine klare Distanzierung von der
"Gewalt der Chaoten". Und noch mehr: "Der Gemeinderat soll in corpore
und zusammen mit Polizisten vor die Reitschule stehen mit einem
Transparent, auf dem steht: Keine Gewalt gegen Polizisten."
Stadtpräsident von Graffenried konterte selbstbewusst, er nehme nicht
Stellung zu Müllers Forderungen: "Wir reden direkt mit dem
Regierungsrat und kommunizieren nicht via Medien mit anderen
Behörden." Und, ergänzte er, mit einem Transparent vor der Reitschule
zu stehen, wäre dem Auftrag des Gemeinderats nicht angemessen. Er
plädiert für die Deeskalationsstrategie der Polizei rund um die
Reitschule und Fussballereignisse.


Stadtpolizei wäre besser

In einem offenen Brief fordert die Mediengruppe der Reitschule von der
Stadt Massnahmen für eine stärkere Kontrolle der Polizei. Sie wirft
den KantonspolizistInnen von "Police Bern" Rassismus und
Machtmissbrauch vor und fordert die Wiedereinführung der Stadtpolizei
und damit eine bessere demokratische Kontrolle über Polizeieinsätze.
Die Wiedereinrichtung der Stadtpolizei ist auch rund um das Referendum
gegen das Grundrechte missachtende neue kantonale Polizeigesetz zu
hören. Weiter fordert die Reitschule ein Verbot von Gummigeschossen
jeder Art und der Behinderung von Filmenden auf dem Stadtgebiet, dazu
eine unabhängige Ombudsstelle und eine unabhängige
Untersuchungsinstanz für "Police Bern".
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FILM/032: Blade Runner - Traum vom Leben (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Blade Runner: Traum vom Leben

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 28. September 2018



Scotts "Blade Runner" hatte es nicht leicht. Der Regisseur
kassierte 1982 nicht gerade überwiegend freundliche Filmkritiken und
sah sich zudem einer starken Konkurrenz ausgesetzt: Spielbergs
"E.T.".

Kein "Oscar" war weit und breit zu sehen, lediglich zwei
Nominierungen. Dabei ist "Blade Runner" ein vor allem visuell, aber
auch dramaturgisch faszinierendes "Zukunftsgemälde", ein
"Sciencefiction-Western", der um die Frage kreist, was Menschsein
letztlich ausmacht - fotografiert in einer düsteren, schmutzigen Welt
des Jahres 2019. Eine der Schlagzeilen auf den Werbewänden enthält die
Aufschrift: "Man has made it's match - now it's his problem."
Assoziationen zu Kubricks "The Shining" (1980), Fred Zinnemanns "High
Noon" (1952) und "Metropolis" (1927) sind naheliegend.

Mit folgender Einführung beginnt der Film:

"Anfang des 21. Jahrhunderts stieß die Tyrell Corporation in der
Entwicklung der Roboter in die Phase "Nexus" vor, sie schufen ein dem
Menschen völlig identisches Wesen - den Replikanten. Diese künstlichen
Menschen der Phase Nexus 6 waren stärker, beweglicher und mindestens
ebenso intelligent wie die Genetik-Ingenieure, die sie geschaffen
haben. Replikanten wurden als Sklavenarbeiter bei der gefährlichen
Erforschung und Kolonialisierung anderer Planeten missbraucht.

Nach der blutigen Meuterei einer Nexus 6 Gefechtstruppe in einer
Kolonie auf einem anderen Planeten wurde Replikanten unter Androhung
der Todesstrafe die Rückkehr zur Erde verboten.

Spezielle Polizei-Einheiten - die 'Blade Runner' - erhielten den
Befehl, jeden Replikanten, der auf der Erde entdeckt wird, zu töten.
Man nannte es nicht Exekution, sondern 'aus dem Verkehr ziehen'."

Blade Runner Holden (Morgan Paull) wartet in einem tristen Raum auf
Leon (Brion James), den er einem Test unterziehen will. Leon betritt
das Zimmer, scheinbar verwirrt, fast ängstlich, während Holden, eine
Zigarette rauchend, eiskalt seine merkwürdigen Fragen stellt. Er führt
den Voightkampff-Test durch. Leon wird von Frage zu Frage immer
nervöser. Plötzlich zieht er eine Waffe und gibt zwei Schüsse auf sein
Gegenüber ab, nachdem Holden ihn aufgefordert hat, ihm alles Positive
zu seiner Mutter zu erzählen. Holden ist tot.

Rick Deckard (Harrison Ford) ist arbeitslos und allein. Vor etlicher
Zeit war er Blade Runner. Man sieht ihn auf der Straße sitzend,
Zeitung lesend, wartend. Er hat Hunger und wartet, dass der
Imbissstand auf der anderen Straßenseite frei wird. Er hat kaum etwas
gegessen, als plötzlich der Polizist Gaff (Edward James Olmos) hinter
ihm steht und ihn ultimativ auffordert, mit ihm zu Polizeichef Bryant
(M. Emmet Walsh) zu fahren. Bryant mustert Deckard kurz und erteilt
ihm - der gar nicht mehr bei der Polizei arbeitet - einen Auftrag:
sechs Replikanten hätten 23 Menschen getötet und würden sich unerlaubt
auf der Erde aufhalten. Er brauche ihn, um sie zu töten. Deckard will
ablehnen, aber Bryants Worte belehren ihn eines besseren: "If you're
not a cop, you're little people." Deckard hat keine Wahl: Entweder er
macht wieder mit, oder er muss um sein Leben fürchten. Bryant erzählt
Deckard, dass die Nexus-6-Replikanten nur über eine Lebensdauer von
vier Jahren verfügen, und zwar deshalb, weil sie so ausgestattet
seien, dass sie im Laufe der Zeit eine eigene Gefühlswelt entwickeln
können. Von diesem Risiko könne er sich selbst überzeugen.

In der Tyrell-Corporation soll er einen Replikanten testen. Deckard
ahnt nicht, dass er einem solchen gegenübersteht, als er Rachael (Sean
Young) bei Tyrell (Joe Turkel) das erste Mal sieht. Auch Rachael
denkt, sie sei ein Mensch. Mehr als hundert Fragen stellt Deckard
Rachael. Als sie Tyrells Büro verlassen hat, fragt Deckard Tyrell:
"Sie ist eine Replikantin, nicht wahr?" Und Tyrell bejaht, allerdings
eine, der Erinnerungen implantiert worden seien - menschlicher als der
Mensch, perfekter als der Mensch. Daher wisse sie nicht, dass sie kein
Mensch sei.

Als Rachael später vor seiner Haustür steht und ihm seine Hilfe
anbietet, lässt sie Deckard widerwillig herein und macht ihr deutlich,
dass sie kein Mensch sein kann: Er erzählt ihr von "ihrer" Kindheit,
die in Wahrheit nur Ausdruck implantierter Erinnerung einer anderen
Person sei.

Die Replikanten Roy Batty (Rutger Hauer), Leon und Pris (Daryl Hannah)
suchen einen Weg, zu Tyrell zu kommen. Sie nehmen an, dass Tyrell der
einzige ist, der ihre Lebenszeit verlängern kann. Der "Augenmacher"
Chew (James Hong) verweist sie an den Mitarbeiter Tyrells, J. F.
Sebastian (William Sanderson), einem Designer für künstliches Leben.
Pris nimmt Kontakt zu Sebastian auf, und Roy zwingt ihn, sie zu Tyrell
zu führen. Der allerdings erklärt Roy, dass es keine Möglichkeit gebe,
ihr Leben zu verlängern. Tyrell muss mit seinem Leben bezahlen.

Währenddessen bedroht Leon Deckard. Kurz bevor er ihm die Augen
ausstechen will, rettet Rachael Deckard durch einen gezielten Schuss
auf Leon. Deckard selbst findet die Schlangenfrau Zhora (Joanna
Cassidy) und kann sie töten: Er erschießt sie von hinten. Es bleiben
nur noch Roy und Pris, die Deckard bei Sebastian in der Wohnung
aufspürt. Und Rachael, zu der Deckard ein zwiespältiges Verhältnis
entwickelt. Er scheint sie zu lieben ...

Scotts Sciencefiction ist über den Rand voll gefüllt mit gewollten
Assoziationen, Andeutungen, Bezügen zu religiösen Mythen usw. Diese
Assoziationen werden nicht aus-inszeniert, nur angedeutet, benannt und
dem Betrachter bleibt es überlassen, seine Schlüsse zu ziehen. "Blade
Runner" (wörtlich: Klingen-Läufer, auch eine Assoziation, etwa an
Ritterfiguren) gehört zu den wenigen Streifen der Filmgeschichte, 
die - auch dadurch, dass sie sich sozusagen weigern, irgendwelche 
Lösungen feil zu bieten - zu den "wildesten" Spekulationen, 
Überlegungen, Interpretationen Anlass bieten (können).

Die Welt, die Scott zeigt, ist eine dunkle, zerrissene, dampfende,
rauchende, nasskalte, maschinelle Welt. Die riesigen
Video-Werbeflächen verkünden vordergründig Lügen, doch bei genauem
Hinsehen eher sarkastische Kommentare zu dieser Welt, die sich
scheinbar in Menschen aus Fleisch und Blut hier, in mit Haut
überzogene künstliche Replikanten dort geteilt hat. Eine teuflische
Industriewelt überzieht den Globus. Smog und Feuer haben sich offenbar
für immer über die Lebenden und ihre Städte gelegt. Die Straßen sind
verdreckt, es regnet fast immer, das Gebäude, in dem Sebastian wohnt,
ist fast vollständig verfallen. Grelles Kunstlicht scheint die einzige
Quelle für Helligkeit zu sein.

Die Figuren leben großenteils von ihren Kunstprodukten. Doch dies
ist - in gewisser Hinsicht - keine homogene Welt. Sie besteht aus den
Relikten verschiedener Epochen und Jahrzehnte, insbesondere des 20.
Jahrhunderts, was Kleidung, Inneneinrichtung der Räume, Gebäude
betrifft, ein Sammelsurium, eingerahmt von Vangelis' Musik. Wie
Tausende von Schichten türmt sich Geschichte in den Bildern auf,
Totes, Gewordenes, das sich Erklärungen, Lösungen, Antworten zu
entziehen scheint. Die Assoziation zu Kubricks "2001: A Space Odyssey"
ist manchmal frappant, nicht in der Art der Erzählung, der konkreten
Visualisierung, aber in dem überwältigenden Gefühl einer Welt, in der
sich Menschen vor ihrer eigenen Entwicklung zu verstecken scheinen,
ohne dass ihnen das bewusst ist.

Überhaupt ist "Blade Runner" keine Erzählung, kein Drama im gängigen
Sinn. Endpunkt und Ausgangspunkt sind nahezu identisch. Als die Jagd
endet, hat sich nichts geändert. Oder doch?

Diese Welt zeigt Scott bis zum Exzess. Die Kamera rauscht durch sie
hindurch, als wenn wir Teil dieser Welt wären. Und wir sind es
irgendwie auch. Das Auge spielt eine besondere Rolle. Das Auge scheint
das einzige Mittel, diese Welt zu erfassen, verbirgt in Wirklichkeit
jedoch eher die Geheimnisse dieses bombastischen Kunstproduktes
"Welt". Menschen können Replikanten nur über das Auge, dessen
metallischen Glanz erkennen - glauben sie. Aber ist das die letzte
Wahrheit? Auch das ist in dieser Welt nicht wirklich sicher. Tyrell,
Chew und der Schlangenmacher tragen monströse Brillengestelle, um
besser sehen zu können. Durch sie sehen auch wir. Aber was sehen wir
und sie und ist das "die Wirklichkeit"? Oder welche?

Das Auge steht im übrigen auch für die Kamera, den Film. Scotts Kamera
ist Teil dieses Sammelsuriums von Augen, die angeblich nicht betrügen
können. Das Sehen ist einerseits die fast einzige, jedenfalls
wichtigste Möglichkeit, die Welt zu verstehen, zu erkennen,
andererseits bleibt dieses Sehen einem subjektiven Bereich verhaftet,
der den Erkennenden einsam macht. Es ist "nur" sein Erkennen der Welt,
was er durch das Auge, das selbst durch eine Membran Inneres und
Äußeres trennt, wahrnimmt.

Das Auge bedeutet auch Gesehen-Werden. Die Replikanten wie die
Menschen aber wollen sich verbergen, die einen, weil sie nicht getötet
werden wollen, die anderen, weil sie töten wollen. Pris malt sich das
Gesicht an, umrandet ihre Augen mit Farbe, spielt eine Puppe in
Sebastians Wohnung, als Deckard ihr auf der Spur ist. Sie verbirgt
sich. Alle verbergen sich. Die Replikanten erscheinen - nicht nur
einmal - als künstliche Spiegelung des Menschlichen, das verloren
scheint.

Das Erkennen der Replikanten über die Augen selbst ist jedoch
zweifelhaft. Der Frage-Test ist zweifelhaft. Über hundert Fragen
stellt Deckard Rachael und ist sich hinterher nicht sicher, ob sie zu
den Replikanten gehört. Deckard gehört sowieso schon zu den Zweiflern
an dieser Welt, der er selbst angehört. Er will keine Verantwortung
mehr übernehmen für die Folgen der technologischen Entwicklung.
Deshalb ist er kein Blade Runner mehr. Seine vordergründige Härte, die
er als Polizist, als Jäger erlernt hat, dient ihm jetzt nur noch als -
letztlich vergebliches - Schutzschild. Er ist gescheitert und er weiß
noch nicht einmal, wie weitgehend er gescheitert ist. Am Ende, als er
mit Rachael den Fahrstuhl betritt, kann er sich nicht mehr sicher
sein, ob er nicht selbst Replikant ist. Scott lässt auch diese Frage
offen, aber er stellt sie, er konfrontiert den Betrachter mit der
Möglichkeit. Vielleicht gehört Deckard, vielleicht gehören alle
anderen, die sich für Menschen halten, nur zu einer anderen Sorte von
Replikanten. Schließlich kann selbst Rachael nicht von sich aus
erkennen, ob sie Mensch oder Replikant ist.

Die Anfangsszene zwischen Leon und Holden, dieser vergebliche, tödlich
ausgehende Vorgang des "Erkennens" reproduziert sich in dem Gespräch
zwischen Deckard und Bryant, später zwischen Roy und Tyrell. Es
scheint nur um eines zu gehen: Um Erkennen, Suche nach Wirklichkeit
und Wahrheit. Immer deutlicher verwischen die Grenzen zwischen Mensch
und Replikant. Die Differenz scheint eine Erfindung zu sein,
Produktion von Ideologie. Die Replikanten erscheinen wie um ihre
Befreiung und ihr Leben kämpfende Unterdrückte, die - als ob sie vom
Himmel fallen - auf der Erde in einer Art Revolte ihren Kolonialstatus
abstreifen wollen. Tyrell, der scheinbar mächtigste Mann, muss dafür
büßen: ein Vatermord, den Roy an ihm vollbringt, indem er ihm den Kopf
in Höhe der Augen zusammen quetscht, ihm das Sehen nimmt und damit das
Leben. Ist das Sehen wirklich so wichtig, wie Scott uns erzählt? Oder
steckt schon hier - potenziert durch die Macht des Visuellen im Film -
ein gewaltiger Trugschluss?

Die Replikanten stellt Scott nicht als dumpfe, gefühllose,
technisch-"barbarische" Figuren dar, sondern durchaus ambivalent wie
die Menschen auch. Bei Rachael wird dies am deutlichsten, der
Replikantin, die sich erinnern kann, der Deckard die Worte einflößt,
die sie nicht kennt: "Küss mich, ich will dich, leg deine Arme um
mich." Diese Worte kennt Rachael nicht, weil sie in ihrer
(implantierten?) Erinnerung nicht vorkommen. Als sie ihn fragt, ob er
den Test je gemacht habe, gibt sie ihm zu verstehen, dass auch er
nicht sicher sein könne, Mensch zu sein. Sie schauen sich in die
Augen, sind einsam - auch das eine Andeutung im Film, die immer wieder
betont wird: die Einsamkeit aller Figuren -, sehen sich aber für einen
kurzen Moment im anderen, spiegeln sich, tun das, was dieser Welt
verloren gegangen scheint - eine "gewisse" Gewissheit,
Verlässlichkeit.

Auch Roy ist nicht die brutale Maschine, als die er anfangs vielleicht
erscheint. Als seine Zeit abgelaufen ist, rettet er auf der Jagd
zwischen ihm und Deckard diesem das Leben. Während Deckard anfangs ein
sehr distanziertes Verhältnis gegenüber Rachael an den Tag legt, das
darin gipfelt, dass er sie gewaltsam auf ihrer Flucht vor einem Kuss
an die Wand schleudert, wandelt sich ab diesem Zeitpunkt beider
Beziehung: Letztlich sehen beide keinen gravierenden Unterschied mehr
zwischen sich. Aus dem "Es", das Rachael für Deckard war, ist eine
"Sie" geworden, das Unverständliche für Rachael, das Erotische, nicht
nur das Sexuelle, ist zum Teil ihrer Erinnerung geworden. Anders
gestaltet sich das Verhältnis zwischen Roy und Tyrell: Roy sucht nach
dem Leben, dem längeren Leben, seine Uhr droht abzulaufen. Sein
"Vater" erklärt ihm, dass er ihm nicht helfen kann. Aus einem
"technizistischen" Verhältnis zwischen Vater und Sohn resultiert der
Mord. Roy tötet Tyrell, weil dieser Vater ihm kein Leben geschenkt
hat, sondern nur den sicheren Tod ohne ein Leben in Freiheit, ein
Dasein ohne Lebendigkeit.

Der Traum vom Leben durchzieht "Blade Runner", aber eben nur der
Traum. Weder die Menschen - die möglicherweise Replikanten sind -,
noch die Replikanten - die vielleicht doch (mutierte?) Menschen sind -
die wohl heiß umstrittenste Frage, die heftig diskutiert wurde und
wird - sehen (Augen!) eine andere Möglichkeit zu leben, als dies durch
Gewalt zu erreichen. Mit zwei Ausnahmen: Die "wundersame" Rettung
Deckards durch Roy und das Einhorn, das Deckard im Traum erscheint,
als er seine Familienfotos anschaut. Das Einhorn symbolisiert - unter
der Voraussetzung, dass es sein Haupt in den Schoß einer Jungfrau legt
und dadurch seine Wildheit verliert - Unschuld und Reinheit, das
weibliche Prinzip des Empfangenden und Instinktiven, die
bedingungslose Liebe, auch für die Heilung von Wunden, das
Wiedererwecken von Toten, die Natur (so sagt man dem Fabelwesen nach,
bei Berührung eines giftigen Flusses mit dem Horn wäre das Wasser
wieder rein geworden). Das Einhorn wurde gejagt und ausgerottet.

Genau diese Sehnsucht nach Unschuld, Liebe, Reinheit - in dieser Form
ein "absoluter" Wunsch, eine Phantasie nach Vollkommenheit, aber eben
auch die Sehnsucht nach einem fundamental anderen Leben - scheint in
einem kurzen Moment bei Deckard auf.

Zu "Blade Runner" ließe sich viel schreiben, interpretieren, erfühlen.
Manche meinen, der Film manipuliere ausschließlich durch seine
visuelle Kraft, enthalte aber nicht viel darüber hinaus. Also ein
typisches Beispiel für die Macht der Bilder, die Blendung? Auch! Doch
die Dekonstruktion dieser Bilder enthüllt meines Erachtens zentrale
Momente im Hinblick auf die Frage - nicht die Antwort - was Menschsein
ausmacht. Dazu gehören die Bedeutung von Erinnerung als wesentliches
subjektstiftendes Moment, die Verlorenheit in der Pseudo-Objektivität
des "nach-industriellen" Zeitalters, die Illusion über die Macht der
Technologien und die Illusion über die Ohnmacht des
"technologisierten" sozialen Gefüges, über "die" weibliche und "die"
männliche Sicht, die sich nicht unbedingt über Personalisierung auf
Geschlechter manifestiert, über Einsamkeit und Verbundenheit, Trennung
und Zusammenhang - und vielleicht einiges mehr. Auch übrigens über die
Art und Weise, wie wir (auch Filme): sehen.

"Blade Runner" hat den "Vorteil" - wie wenige andere Filme im Meer der
(Kino-)Bilder -, bei jeder Sicht neue Entdeckungen offenbaren zu
können. Das hängt von jedem und jeder einzelnen selbst ab.

Blade Runner

USA 1982 - 117 min.

Regie: Ridley Scott

Drehbuch: Hampton Fancher, David Webb Peoples

Darsteller: Harrison Ford, Rutger Hauer, Sean Young, Edward James
Olmos

Produktion: Michael Deeley

Musik: Vangelis

Kamera: Jordan Cronenweth

Schnitt: Terry Rawlings


Erstveröffentlicht bei:

http://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/kultur/film/blade_runner_5006.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FILM/1579: BR - Grimme-Preisträgerfilm "Zuckersand", 3.10.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. September 2018

Grimme-Preisträgerfilm "Zuckersand" erstmals im BR Fernsehen

Regie: Dirk Kummer


Drehbuch: Dirk Kummer, Bert Koß

Produktion: Claussen + Putz (Jakob Claussen, Uli Putz)

BR Fernsehen

Deutschland 2016

Mittwoch, 03.10.2018 um 22:45 Uhr [BR Fernsehen]



Der mit dem Grimme-Preis 2018 ausgezeichnete Film "Zuckersand" über
eine Jungs-Freundschaft in der DDR der 70er-Jahre wird erstmals im BR
Fernsehen gezeigt. Regisseur ist Dirk Kummer, der das Buch zusammen
mit Bert Koß geschrieben hat. "Zuckersand" hat außerdem u.a. den
3sat-Zuschauerpreis sowie eine Nominierung zum Deutschen Fernsehpreis
2018 in der Kategorie "Bester Fernsehfilm" erhalten. "Zuckersand" ist
ab Ausstrahlung drei Monate in der BR Mediathek (www.br.de/mediathek)
abrufbar.

Ein Sommer, wie er im Buche steht: 1979 im Brandenburgischen schwören
sich Fred (Tilman Döbler) und Jonas (Valentin Wessely) ewige
Freundschaft. Das Leben der Zehnjährigen ist voller Abenteuerlust, bis
Jonas' Mutter (Deborah Kaufmann) einen Ausreiseantrag stellt und damit
die beiden Freunde aus ihrem unbeschwerten Alltag gerissen werden.

Denn ab da gelten Jonas und seine alleinerziehende Mutter als
Staatsfeinde. Freds Mutter (Katharina Marie Schubert) und Freds
Beamten-Vater (Christian Friedel) haben wenig Verständnis für ihren
Sohn Fred, der diese plötzliche Veränderung gar nicht begreifen kann.
Der schmiedet mit seinem Freund einen Plan: Die beiden beginnen
heimlich einen Tunnel in den Brandenburger Sand zu graben, der einmal
quer durch den Erdball nach Australien führen soll. Dort wollen sie
sich wieder treffen. Und dann ist Jonas weg, ausgerissen, um ihre
Freundschaft zu retten.


Infos zum Film

Darsteller: Tilman Döbler (Fred), Valentin Wessely (Jonas),
Katharina-Marie Schubert (Michaela), Christian Friedel (Günther),
Hermann Beyer (Kacmareck), Deborah Kaufmann (Olivia), Carmen Maja
Antoni (Frau Neumann), u.a.

Redaktion: Claudia Simionescu (BR), Christine Strobl (Degeto),
Stephanie Dörner (MDR)

Eine Produktion der Claussen + Putz Filmproduktion im Auftrag von BR,
ARD Degeto und MDR für Das Erste.

Ostdeutschland 1979: Die beiden zehnjährigen Freunde Fred und Jonas
teilen alles miteinander. Sie verleben eine fröhliche und behütete
Kindheit in der DDR, nahe der deutsch-deutschen Grenze. Als bekannt
wird, dass Jonas' Mutter einen Ausreiseantrag in den Westen gestellt
hat, werden sie aus ihrem unbeschwerten Alltag gerissen: Die Freunde
begreifen, dass sie für lange Zeit getrennt sein werden. In ihnen
reift der Plan, sich irgendwann in Australien, ihrem Sehnsuchtsort,
wiederzutreffen - verbunden durch einen Tunnel, den sie bereits in den
märkischen "Zuckersand" zu graben versuchen. Er soll einmal quer durch
den Erdball führen - so der Plan. Als Fred eines Morgens realisiert,
dass sein bester Freund über Nacht ausgereist ist, fühlt er sich
verraten. Er weiß jedoch nicht, dass Jonas seinerseits alles daran
gesetzt hat, sein Versprechen zu halten und seiner Mutter beim
Grenzübertritt davongelaufen ist.

Besetzung

Fred Ernst - Tilmann Döbler

Michaela Ernst - Katharina Marie Schubert

Günther Ernst - Christian Friedel

Jonas Gramowski - Valentin Wessely

Olivia Gramowski - Deborah Kaufmann

Kaczmareck - Hermann Beyer

Ramona Ernst - Pauletta Pollmann

Redaktion: Claudia Simionescu

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. September 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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MAGAZIN/873: WDR Quarks XL - Ernte Extrem, 2.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks XL: Ernte Extrem

mit Dr. Mai Thi Nguyen-Kim und Sven Plöger

Dienstag, 02.10.2018, 20.15 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 12.30 Uhr



Eigentlich ist es die schönste Zeit im Jahr für die Landwirte: Wenn
sich Scheunen, Silos und Lagerhallen füllen mit allem, was geerntet
werden konnte. Doch in diesem Jahrhundertsommer ist alles anders: zu
heiß, zu trocken, zu viel Sonne. Das ungewöhnliche Wetter stellt die
Landwirtschaft bei uns im Westen auf die klimatische Zerreißprobe.
Menschen, Tier und Pflanzen leiden unter der extremen Hitze. So
mussten Gerste und Mais zum Teil vier Wochen eher abgeerntet werden
als üblich. Doch wie dramatisch war die Ernte 2018 wirklich?

Die 90minütige Quarks XL Ausgabe hat den Kampf der Landwirte gegen die
Hitze begleitet. Was tun sie, wenn der Mais auf dem Feld verkümmert,
wenn die Möhren klein und schrumpelig sind, die Kartoffeln auf dem
Acker verdorren? Was müssen Landwirte ändern? Den Boden optimieren,
andere Pflanzen nehmen? Welchen Beitrag kann hierbei die Wissenschaft
leisten?

Quarks-Moderatorin Dr. Mai Thi Nguyen-Kim erklärt die
naturwissenschaftlichen Zusammenhänge. Und ist dieser Supersommer
jetzt bereits ein Beweis für den Klimawandel? Müssen die Landwirte
sich auf Trockenheit, Hitze und Dürre einstellen? Wetterexperte Sven
Plöger ist sicher: solche extremen Wetterlagen wird es in Zukunft
öfter geben. Einige Landwirte haben schon reagiert: z.B. mit dem Anbau
von Nutzhanf - eine Pflanze, die mit ganz wenig Wasser wächst.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 26. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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TALK/342: BR - Wahlarena. Politiker stellen sich den Fragen der Bürger, 2.-10.10.2018 (WDR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. August 2018

Landtagswahl in Bayern

BR Wahlarena: Politiker stellen sich den Fragen der Bürger



Der Countdown läuft - Endspurt im Landtagswahlkampf: Am 14. Oktober
müssen die Wählerinnen und Wähler in Bayern ihre Wahlentscheidung
treffen. Welche Themen bewegen sie am meisten? Welche Partei gibt
ihnen welche Antworten? Was erwarten die Menschen in Bayern von der
Politik? Was haben die Parteien in den letzten fünf Jahren im
Maximilianeum erreicht? Darüber diskutieren im Vorfeld der Wahl
jeweils 100 Bürgerinnen und Bürger mit vier Spitzenkandidaten der im
Landtag vertretenen Parteien. Ursula Heller und Christian Nitsche
moderieren die Live-Sendungen aus vier bayerischen Städten.

Den Auftakt macht am 2. Oktober in Straubing Ludwig Hartmann für
Bündnis 90/Die Grünen. Am 3. Oktober ist Hubert Aiwanger von den
Freien Wählern in der BR Wahlarena in Fürth zu Gast. Die
Spitzenkandidatin der SPD, Natascha Kohnen, stellt sich den Fragen am
9. Oktober in Augsburg, einen Tag später findet die BR Wahlarena mit
dem CSU-Spitzenkandidaten und Ministerpräsidenten Markus Söder in Bad
Aibling statt.

Im Anschluss an die Live-Sendungen im BR Fernsehen werden bei BR24
eine halbe Stunde lang Fragen aus dem Netz diskutiert, hier moderiert
Franziska Storz.

Jede Live-Sendung ist nach der Ausstrahlung für ein Jahr in der BR
Mediathek zu sehen.


Die Sendetermine im Überblick:

Dienstag, 02.10.2018, 20.15-21.15 Uhr: Ludwig Hartmann (Bündnis 90/Die
Grünen)

Mittwoch, 03.10.2018, 20.15-21.15 Uhr: Hubert Aiwanger (Freie
Wähler)

Dienstag, 09.10.2018, 20.15-21.15 Uhr: Natascha Kohnen (SPD)

Mittwoch, 10.10.2018, 20.15-21.15 Uhr: Markus Söder (CSU)

Weitere Informationen zur Landtagswahl finden Sie unter

www.br.de/wahl.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. August 2018
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Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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FEATURE/1110: Deutschlandfunk - Der Fall Warta, 2.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Fall Warta

Vom Ringen um Gerechtigkeit für einen toten Wismut-Kumpel

Von Reinhart Brüning

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 2. Oktober 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Genau 30 Jahre, nachdem er begonnen hatte, bei der Wismut zu arbeiten,
war Reinhold Warta tot. Das war 1994. Er wurde 52 Jahre alt und starb
an einer Krebsart, die von der Berufsgenossenschaft nicht als
unmittelbare Folge seiner Arbeit im Uranbergbau akzeptiert wird.
Familie Warta blieb ohne Entschädigung, die von Gesetzes wegen für
anerkannte Fälle vorgesehen ist. So wie Reinhard Warta erging es
Zehntausenden Kumpeln. Weil der Krebs oft erst Jahrzehnte nach der
Untertagearbeit auftrat, war der Zusammenhang zwischen Uran und
Krankheit in vielen Fällen schwer nachweisbar. Den Hinterbliebenen
fehlte oft die Kraft, sich gegen die Bürokratie zu stemmen, gar vor
Gericht zu ziehen. Nicht so Gerti Warta. Über zwei Jahrzehnte lang
kämpft sie schon um Gerechtigkeit für ihren Mann.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1764: Deutschlandradio startet neues Onlineportal für Hörspiele und Features (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 1.10.2018

Deutschlandradio startet neues Onlineportal für Hörspiele und
Features



Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur bündeln ihre Hörspiele und
Features auf einem Onlineportal. Ab sofort sind Hörspiele,
künstlerische und politische Radiodokus, Krimis, Klangkunst und das
beliebte Mini-Hörspielformat Wurfsendung hoerspielundfeature.de
abrufbar. Auf der neuen, für alle mobilen Ausgabegeräte optimierten
Website sind ständig mehr als 100 Produktionen kostenfrei verfügbar.
Ein Novum ist das neue Onlinemagazin mit Interviews mit Autorinnen,
Schauspielern und Regisseurinnen, Reportagen aus dem Studio und
Informationen aus der Hörspiel- und Featureszene.

hoerspielundfeature.de bietet auf der Startseite aktuelle Empfehlungen
auf einen Blick, Unterseiten werden nach Genres geordnet und zeigen
neue Produktionen sowie herausragende Archivstücke. Die Audios werden
von Infotexten und Fotos begleitet. Neben der Mediathek bietet das
neue Portal eine Programmvorschau auf alle Hörspiele und Features, die
im linearen Programm von Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur zu
hören sind.

Parallel zum Start des neuen Webangebots haben die beiden bundesweiten
Programme einen neuen Podcast für Hörspiele gestartet. Mindestens
einmal pro Woche bietet der "Hörspiel"-Podcast eine ausgesuchte
Produktion von Deutschlandfunk oder Deutschlandfunk Kultur. Das
Angebot ergänzt die bekannten Podcasts "Dlf-Das Feature", "Dlf
Kultur-Feature" und "Dlf Kultur-Wurfsendung". Hörspiele und Features
können darüber hinaus weiterhin auf den Programmseiten
deutschlandfunk.de und deutschlandfunkkultur.de und mit der Dlf
Audiothek (für iOS und Android) gehört werden.


Mehr zum Thema:

www.hoerspielundfeature.de

(Hörspiel- und Featureportal)

www.deutschlandradio.de/apps 

(Dlf Audiothek)

www.deutschlandradio.de/podcasts 

(Podcastangebote von Deutschlandfunk,

Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2711: Deutschlandfunk Kultur - Bachs Köthener Zyklen, 2.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Universum JSB

Sechs mal x und immer anders - Bachs Köthener Zyklen

Von Michael Maul

Alte Musik

Dienstag, 2. Oktober 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Kapellmeister in Köthen hatte Bach viel Zeit zu komponieren. In
den sechs Jahren entwickelte er eine Vorliebe für zyklische Formen in
anspruchsvollen und mitunter experimentellen kammermusikalischen
Gattungen - Musik, die sich nur sehr bedingt zur Untermalung des
rauschenden, oberflächlichen Hoflebens eignete. Und weil Gott die Welt
in sechs Tagen erschuf, umfassen Bachs Köthener Zyklen auch stets
sechs Werke oder ein Vielfaches dieser göttlichen Zahl. Den
Eigenheiten von Bachs Köthener Werk-Zyklen aber auch den Rätseln, die
uns diese einzigartige Musik noch immer aufgibt, geht der
Bach-Forscher Michael Maul im zwölften Teil seiner Sendereihe
'Universum JSB' nach.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2710: BR-KLASSIK - Liederabend mit dem Bariton Ludwig Mittelhammer, 2.10.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. September 2018

Studiokonzert - Liederabend

Der Bariton Ludwig Mittelhammer mit Jonathan Ware am Klavier

Lieder von Franz Schubert, Hugo Wolf und Nikolai Medtner

Moderation: Falk Häfner

Dienstag, 2. Oktober 2018, von 20.05 bis 22.30 Uhr live



Ein Bayer und ein Texaner - als Duo haben der aus München stammende
Bariton Ludwig Mittelhammer und sein amerikanischer Begleiter Jonathan
Ware 2014 das Publikum und die Jury des Stuttgarter 
Hugo-Wolf-Liedwettbewerbs im Sturm gewonnen. Seither sind ihnen Einladungen zu
Liederabenden in wichtigen Musikzentren wie London, Wien oder Köln
sicher.

Während sich Ludwig Mittelhammer seit der Saison 2017/2018 als
Ensemblemitglied des Staatstheaters Nürnberg auch verstärkt der Oper
widmet, ist Jonathan Ware als Liedbegleiter international unterwegs
und außerdem als Dozent an der Hochschule für Musik "Hanns Eisler"
Berlin tätig. Bei ihrem Konzert in München widmen sich die beiden
Künstler neben Werken von Franz Schubert und Hugo Wolf auch dem
weithin unbekannten Liedschaffen des russischen Komponisten Nikolai
Medtner.

Die Mitwirkenden:

Ludwig Mittelhammer (Bariton)

Jonathan Ware (Klavier)

Das Programm:
Lieder von Franz Schubert, Hugo Wolf und Nikolai Medtner

Moderation: Falk Häfner

Live-Übertragung

BR-KLASSIK überträgt das Konzert am Dienstag, 2. Oktober 2018, von
20.05 bis 22.30 Uhr live im Hörfunk.

Tickets zu EUR 24,- und 32,-

Schüler- und Studentenkarten: EUR 8,-

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. September 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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TALK/1601: WDR 5 - Migration aus persönlicher und journalistischer Perspektive, 3.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Ankommen in Deutschland gestern und heute 

Migration aus persönlicher und journalistischer Perspektive

WDR 5 Spezial

3. Oktober 2018, 14.04 - 15.00 Uhr | WDR 5



Die Flüchtlingsfrage stellt die Gesellschaft vor immense
Herausforderungen: Wie umgehen mit denjenigen, die neu in Europa und
in Deutschland angekommen sind? Warum ist das Land so gespalten? Und
welche Rolle spielen die Medien bei dem ganzen Prozess?

Das sind Fragen, über die debattiert und gestritten wird. Bei der
Suche nach Antworten könnte möglicherweise ein Blick in die Geschichte
helfen. Denn ganz und gar neu ist die Situation in Deutschland nicht.
Schon in der Nachkriegszeit mussten Millionen Flüchtlinge integriert
werden - die Vertriebenen aus den östlichen Gebieten des ehemaligen
Deutschen Reiches. Ein Unterschied zur Gegenwart ist natürlich, dass
heute nicht Deutsche kommen, sondern Menschen aus anderen Kulturen,
was das Ganze nicht einfacher macht. Erstaunlich ist allerdings, dass
damals in vielfacher Hinsicht identische Abwehrreflexe vorherrschten -
und dass das Thema mit dem Leitmotiv "Wir schaffen das!" angegangen
wurde. Das zeigt ein Forschungsprojekt, das vielfältige
Hörfunkberichterstattung aus der Nachkriegszeit auswertete.

Was bedeutet Migration aus persönlicher und politischer Perspektive,
welche Rolle spielt die Medienberichterstattung damals und heute?
Darüber diskutieren mit Moderatorin Rebecca Link: Hans-Ulrich Wagner,
Medienhistoriker, einer der Autoren des Forschungsprojekts. Isabel
Shayani, WDR-Journalistin, Expertin und Tagesthemen-Kommentatorin zum
Thema. Uwe-Karsten Heye, ehemaliger Regierungssprecher, Gründer des
Vereins "Gesicht zeigen!", der als Kind selbst eine dramatische
Fluchtgeschichte erlebte. Abbas Khider, Schriftsteller, der im Jahr
2000 als politischer Flüchtling aus dem Irak nach Deutschland kam.

Redaktion: Florian Quecke


Bibliographischer Hinweis:

"Flucht und Vertreibung im Rundfunk. Tondokumente aus den Jahren 1945
bis 1960". Die CD zum Forschungsprojekt kann gegen Zusendung eines
frankierten Rückumschlags kostenfrei unter folgender Adresse bestellt
werden: Hans-Bredow-Institut, Rothenbaumchaussee 36, 20148 Hamburg


CD "Flucht und Vertreibung im Rundfunk" | Hans-Bredow-Institut

https://www.hans-bredow-institut.de/de/publikationen/cd-flucht-und-vertreibung-im-rundfunk

 * 

Quelle:

Programmtip vom 25. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DER FILM/406: Herten - "Rosa Luxemburg" am 9. Oktober 2018


Filme in der VHS Herten: Rosa Luxemburg



In Kooperation mit der VHS Marl/die insel zeigt die VHS ausgewählte
Filme. Eine kurze Einführung und die Möglichkeit zum Austausch über
die Filme sind Bestandteil des Angebots. Das Jahr 2018 feiert gleich
zwei wichtige Jubiläen von historischen Daten: 1918 erhielten die
Frauen das aktive und passive Wahlrecht und 1948 kämpften die ersten
Abgeordneten für die Gleichstellung von Mann und Frau im Grundgesetz.
Mit der Filmreihe soll an "starke Frauen" erinnert werden, die
historische Vorbilder für die Gleichberechtigung von Frauen sind.

Rosa Luxemburg (Deutschland/Tschechoslowakei 1986, 123 Minuten)

Ein Film von Margarethe von Trotta, empfohlen ab 12 Jahren.

Der Film erzählt die Lebensgeschichte der Sozialistin Rosa Luxemburg, die 1870
geboren und 1919 von rechten Freicorps-Offizieren ermordet wurde. In
einer Mischung aus Schauspiel und Dokumentarszenen versucht der Film,
sowohl die politische als auch die private Seite der großen Streiterin
der Arbeiterbewegung und Kriegsgegnerin Rosa Luxemburg anschaulich zu
machen. Eine Anmeldung ist erforderlich.

1130

 Monika Engel

 Dienstag, 9. Oktober 2018, 18 - 20 Uhr,

 (2 UStd)

 VHS-Haus (Kaminraum)

 entgeltfrei

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KURSUS/1822: Unna - "Film- und Videobearbeitung mit MAGIX" am 6. Oktober


VHS-Aktuell: Film- und Videobearbeitung mit MAGIX 



Kreisstadt Unna. MAGIX Video Deluxe bietet alles, um Schritt für
Schritt zum perfekten Video zu kommen. Das einfach zu bedienende
Programm stellt zahlreiche Effekte, Blenden, Vorlagen und
Textwerkzeuge für die Erstellung professioneller Videos zur Verfügung.
Außerdem können mit MAGIX Video Deluxe Filme auf DVD oder Blu-Ray mit
selbst erstellten Menüs gebrannt werden. Die Basisschulung der VHS
vermittelt alles Wissenswerte, um Filme bzw. Videos selbstständig zu
bearbeiten.

Der Kurs "Basiswissen MAGIX Video Deluxe" mit der Buchungsnummer
182-4051 findet am Samstag, 6. Oktober 2018, von 10 bis 16 Uhr in
Raum 003 im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 36 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 42 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.
Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas
Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
Tel.: 02303 /103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/228: Hameln - Chancen, Nutzen und Risiken der Cloud, 10.10.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Weserbergland

Chancen, Nutzen und Risiken der Cloud 

Kostenloser Vortrag an der Hochschule Weserbergland



Im Rahmen der Vortragsreihe an der Hochschule Weserbergland (HSW)
beschäftigt sich der nächste Vortragsabend mit der Cloud. Jens
Hittmeyer (KWS SAAT SE) gibt in seinem Fachvortag am 10. Oktober 2018
einen Einblick in die Welt der Datenwolke.

Die Cloud - wie gehe ich als CIO, Studierender, Unternehmer,
Arbeitnehmer und nicht zuletzt als Privatanwender damit um? Welche
Chancen, Herausforderungen und Risiken bietet die Cloud? Welchen
Nutzen kann ich daraus ziehen, was muss ich dabei beachten? Welche
innovativen Geschäftsmodelle funktionieren ausschließlich auf Basis
der Cloud, was können wir daraus lernen? Und welche disruptiven
Impulse gehen von "Plattformen" und dem "Internet of Things" (IoT)
aus?

Unter dem Titel "Chancen, Nutzen und Risiken der Cloud" beantwortet
Jens Hittmeyer diese Fragen und geht darauf ein, welche Möglichkeiten
und Unsicherheiten sich hinter der Cloud verbergen. Am Ende des
Vortrags freut sich der Referent auf einen regen Austausch mit dem
Publikum. Gastgebender Professor ist Prof. Dr. Holger Hütte, Professor
für Maschinenbau und Produktionsmanagement an der HSW.

Termin

Mittwoch, 10. Oktober 2018

17:30 Uhr

Hochschule Weserbergland

4. Etage

Zum Referenten

Jens Hittmeyer ist seit Februar 2017 CIO der KWS SAAT SE. Davor
sammelte Hittmeyer über 30 Jahre lang berufliche Erfahrungen in
IT-Führungspositionen bei Daiichi Sankyo und Aenova (Pharma), Maxdata
(Hardware-Fertigung), IVG (Immobilien) sowie der ACS Systemberatung
(Consulting).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hsw-hameln.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1628

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Weserbergland, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUGEN/479: Muskeltraining für die Augen (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 26. September 2018

Muskeltraining für die Augen



Ist die Sehkraft eingeschränkt, verordnet der Augenarzt häufig eine
Brille. Training für die Augen und Physiotherapie dagegen kommen eher
selten zum Einsatz. Dabei gibt es eine Fülle an Möglichkeiten, unsere
Sehorgane mit einfachen Mitteln zu untersuchen und die okulare
Funktion zu verbessern. Welche Übungen bei welchen Beschwerden helfen,
erörtert ein Beitrag in der Fachzeitschrift „physiopraxis“
(Georg Thieme Verlag, Stuttgart. 2018).

Sehen ist echte Muskelarbeit: Sechs Muskeln umgeben jedes Auge und
bestimmen damit die Blickrichtung. Im Augeninneren sorgen weitere
Muskeln dafür, dass wir bei unterschiedlichen Lichtverhältnissen gut
sehen und den Blick auf wechselnde Entfernungen einstellen können.
Sind die Augenmuskeln geschwächt, ist diese Anpassungsfähigkeit, auch
Akkomodation genannt, eingeschränkt. Bei Fehlfunktionen der
Augenmuskeln versucht der Körper unbewusst, die Defizite durch eine
veränderte Kopf- und Nackenhaltung auszugleichen. Kopfschmerzen,
Schwindel oder Verspannungen im Bereich der Halswirbelsäule sind die
Folge. Beschwerden, die im Allgemeinen in Zusammenhang mit einer
Problematik der Wirbelsäule gebracht werden und Patienten dann zum
Physiotherapeuten führen.

Einen solchen Fall beschreiben Marisa Hoffmann und Daniela von
Piekartz-Doppelhofer in der aktuellen Ausgabe der
„physiopraxis“. Eine 42-jährigen Patientin klagte über
häufige Kopfschmerzen. Bei Stress und langer Arbeit am PC
verschlimmerten sich die Beschwerden. Eine frühere Behandlung der
Halswirbelsäule hatte ihr zwar kurzfristig Erleichterung gebracht,
aber keinen anhaltenden Effekt erzielen können. Ein spezielles
Augenmuskeltraining linderte die Beschwerden der Patientin hingegen
dauerhaft.

„Um Störungen der Okulomotorik zu erkennen, stehen
Physiotherapeuten eine Reihe von Tests zur Verfügung“, erklären
Hoffmann und von Piekartz-Doppelhofer. Beide arbeiten als
Physiotherapeutinnen mit Schwerpunkt Kiefer-, Kopf- und
Gesichtsschmerzen sowie Cranio-Fazialer Therapie. Der Abdeck-Test
etwa, bei dem ein Objekt mit beiden Augen fixiert und dann ein Auge
zugehalten wird, kann Schielfehlstellungen sichtbar machen. Andere
Tests helfen dabei, Defizite bei Folgebewegungen, beim Pupillenreflex
oder bei Akkomodations-Bewegungen zu entdecken.

Manche dieser Tests kann der Patient auch selbst zum Training nutzen.
So zum Beispiel den „Perlenschnur-Test“ bei dem er Perlen,
die sich in unterschiedlichen Abständen auf einer senkrecht zur Nase
gehaltenen Schnur befinden, abwechselnd fixiert. Hierbei wird die
Entfernungseinstellung der Augen getestet und zugleich trainiert.

Ob mit gezielten Übungen auch eine Weit- oder Kurzsichtigkeit
therapiert oder vorgebeugt werden kann, ist umstritten. „Bei
einer Fehlfunktion der Augenmuskulatur ist die Wirkung des
Augentrainings jedoch gut belegt“, so die Expertinnen. Bei
unklaren Ursachen für Kopf- oder Nackenschmerzen, Müdigkeit oder
Konzentrationsschwäche solle daher neben der Halswirbelsäule und dem
Gleichgewichts- und Stellungssinn immer auch die Funktion des
okulomotorischen Systems untersucht werden.


M. Hoffmann und D. von Piekartz-Doppelhofer

Die Augen trainieren

physiopraxis 2018; 16 (9); S. 34–38

 * 

Quelle:

FZMedNews - 26. September 2018

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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DERMATOLOGIE/728: Schuppenflechte - Herz-Kreislauf-Risiken in den Blick nehmen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 26.09.2018

Schuppenflechte: Herz-Kreislauf-Risiken in den Blick nehmen



Viele Menschen, die an einer Schuppenflechte leiden, sind einem erhöhten
Risiko für einen Herzinfarkt oder Schlaganfall ausgesetzt. Das gilt vor
allem für Patienten, bei denen die entzündliche Hautkrankheit zu
Gelenkbeschwerden führt. Die Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie
(DGRh) rät Betroffenen, Blutdruck und Blutfette regelmäßig ärztlich
überprüfen zu lassen und auf eine gesunde Lebensführung zu achten. Das
untermauert jetzt eine neue internationale Studie. Darüber hinaus sei für
die Patienten qualifizierte ärztliche Versorgung durch den Rheumatologen
unabdingbar, so die DGRh.

Etwa zwei Millionen Menschen in Deutschland sind an einer Schuppenflechte,
auch Psoriasis genannt, erkrankt. Die silbrig schuppenden, rötlichen
Stellen an Ellenbogen, Knie und am Haaransatz sind Ausdruck einer
entzündlichen Erkrankung, die nicht auf die Haut beschränkt bleibt. So
entwickeln fünf bis zehn Prozent der Menschen mit Psoriasis
Gelenkbeschwerden, eine Psoriasis-Arthritis. "Die Psoriasis und die
Psoriasis-Arthritis belasten wie alle anderen entzündlich-rheumatischen
Erkrankungen den gesamten Körper, Betroffene sollten deshalb der vom Arzt
verordneten Medikation zuverlässig folgen", erläutert der Präsident der
DGRh, Professor Dr. med. Hanns-Martin Lorenz. "Sie können darüber hinaus
durch eine gesunde Lebensführung ihren Krankheitsverlauf positiv
beeinflussen". Denn zudem entwickeln Menschen mit Psoriasis neben
Haut- und Gelenksymptomen auch besonders häufig Krankheiten, die zum
metabolischen Syndrom zählen: Bluthochdruck, Fettstoffwechselstörungen
oder Diabetes mellitus. "Die Patienten haben mit der Entzündung und
weiteren etablierten Risiken insgesamt ein erhöhtes Risiko für einen
Herzinfarkt oder Schlaganfall", erklärt der Leiter der Sektion
Rheumatologie am Universitätsklinikum Heidelberg und
medizinisch-wissenschaftliche Leiter des ACURA-Rheumazentrums Baden-Baden.

Mit diesen kardiovaskulären Risiken bei Psoriasis beschäftigt sich auch
eine kürzlich veröffentlichte Untersuchung des International Psoriasis and
Arthritis Research Teams (IPART). Lihi Leder von der Universität Toronto
und seine Mitarbeiter haben in Nordamerika und Israel insgesamt 2254
Patienten mit Psoriasis untersucht, die meisten davon mit Gelenkbefall.
Die Patienten litten im Durchschnittsalter von 52 Jahren seit mehr als 20
Jahren unter einer Psoriasis, davon 14 Jahre mit Gelenkbeschwerden. Die
meisten Betroffenen hatten weitere gesundheitliche Probleme: 75 Prozent
waren übergewichtig oder fettleibig, davon 54 Prozent mit einer
ungünstigen Zunahme des Bauchumfangs. 45 Prozent der Patienten hatten
einen Bluthochdruck, 49 Prozent zu hohe Blutfette, 17 Prozent waren
aktuelle Raucher. In der IPART-Studie wiesen bereits 13,3 Prozent einen
Typ 2-Diabetes auf, bei 6,5 Prozent waren die Herzkranzgefäße verengt.
"Fast die Hälfte der Patienten hatte im Alter von Anfang 60 ein Risiko von
mehr als zehn Prozent, innerhalb der nächsten zehn Jahre einen Herzinfarkt
oder Schlaganfall zu erleiden", berichtet der Experte.

"Diese Risikokonstellation für einen Herzinfarkt oder Schlaganfall
beobachten wir auch bei unseren Patienten in Deutschland", sagt Professor
Lorenz. In der IPART-Studie wusste jeder dritte der Patienten mit
Psoriasis nicht, dass seine Blutfette zu hoch sind und bei jedem fünften
war der Bluthochdruck nicht bekannt. Und von den Patienten, bei denen die
Diagnose Bluthochdruck gestellt wurde, nahmen die meisten ihre Medikamente
nicht oder nicht regelmäßig ein. "Behandelnde Ärzte müssen bei Psoriasis
die möglichen Begleiterkrankungen wie Bluthochdruck oder eine
Fettstoffwechselstörung regelmäßig diagnostisch abklären und
gegebenenfalls behandeln", resümiert Professor Lorenz. "Zudem ist es
wichtig, Psoriasis oder Psoriasisarthritis optimal antientzündlich zu
behandeln, Betroffene über die Erkrankungen des metabolischen Syndroms
aufzuklären und sie in der Prävention zu unterstützen." Dafür sei
qualifizierte fachärztliche Betreuung durch den Rheumatologen unabdingbar.


Originalpublikation:

Literatur:

Eder L. et al. 

Gaps in Diagnosis and Treatment of Cardiovascular Risk
Factors in Patients with Psoriatic Disease: An International Multicenter
Study. 

Journal of Rheumatology 2018; 45: 378-384.

Traupe H, Robra BP, Robert Koch Institut (RKI). 

Schuppenflechte. Berlin:
RKI; 2002. (Gesundheitsberichterstattung des Bundes; 11). 

URL: http://edoc.rki.de/documents/rki_fv/reUzuR53Jx9JI/PDF/220ShwcFDLtSs_62.pdf.

Zugriff am 24. September 2018.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgrh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 26.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GERIATRIE/296: Unfallchirurgen und Altersmediziner fordern Unterstützung bei der Therapie älterer Sturzpatienten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie e.V. - 26.09.2018

Unfallchirurgen und Altersmediziner fordern Unterstützung bei der Therapie älterer Sturzpatienten



Die Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) und die Deutsche
Gesellschaft für Geriatrie (DGG) haben heute auf einer Pressekonferenz in
Berlin das Weißbuch Alterstraumatologie vorgestellt. Es führt die
wichtigsten Schritte einer guten Versorgung von älteren Patienten mit
Knochenbrüchen auf. Kern der Behandlungsempfehlungen ist die
Zusammenarbeit von Unfallchirurgen und Altersmedizinern in einem
multiprofessionellen Team. Damit lässt sich laut einem aktuellen
Studienergebnis die Sterblichkeit älterer Patienten nach einem
Oberschenkelhalsbruch um mehr als 20 Prozent senken. Daher fordern beide
Fachgesellschaften unter anderem die Übernahme ihrer Empfehlungen in die
Regelversorgung.

"Aufgrund der demografischen Entwicklung und der damit verbundenen
rasanten Zunahme von Altersbrüchen müssen auch die Strukturen in der
Alterstraumatologie mitwachsen", betont DGU-Präsident Professor Dr.
Joachim Windolf, Direktor der Klinik für Unfall- und Handchirurgie der
Universitätsklinik Düsseldorf.

Die Hüftfraktur, auch Oberschenkelhalsbruch genannt, ist die mit Abstand
am häufigsten im Krankenhaus behandelte Fraktur. Das Durchschnittsalter
dieser Patienten liegt bei über 82 Jahren. Der Unfall kann tödlich enden:
10 Prozent der Patienten sterben innerhalb der ersten 30 Tage nach ihrem
Sturz. Bis zu 20 Prozent verlieren ihre Selbstständigkeit und müssen im
Folgejahr in eine Pflegeeinrichtung einziehen. "Diese dramatische
Mortalitätsrate müssen wir senken", sagt DGG-Past-President Professor Dr.
Jürgen M. Bauer, Ärztlicher Direktor am Agaplesion Bethanien Krankenhaus
Heidelberg.

Das Ergebnis der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
geförderten Studie "Prävention, Therapie und Rehabilitation
osteoporotischer Frakturen in benachteiligten Populationen" (PROFinD)
zeigt das enorme Verbesserungspotential für Deutschland: Arbeiten
Unfallchirurgen, Altersmediziner (Geriater), Physiotherapeuten sowie
Sozial- und Pflegedienst in einem Team zusammen, sinkt die Sterblichkeit
um mehr als 20 Prozent. "Diese multiprofessionelle Zusammenarbeit
verbessert die Überlebensrate unsere Patienten drastisch", sagt Professor
Dr. Clemens Becker, Chefarzt der Abteilung für Geriatrie und Klinik für
Geriatrische Rehabilitation des Robert-Bosch-Krankenhauses Stuttgart.

Aufgrund international vorliegender Erfahrungen haben die DGU und die DGG
mit ihren Zertifizierungsinitiativen AltersTraumaZentrum DGU® (ATZ-DGU)
und Alterstraumatologisches Zentrum DGG (atz-DGG) bereits seit 2014 damit
begonnen, die im Weißbuch Alterstraumatologie enthaltenen Empfehlungen
umzusetzen. Aktuell sind bereits über 100 Kliniken als Alterstraumazentrum
zertifiziert. In diesen Kliniken werden unter anderem folgende
Anforderungen erfüllt:


	Versorgung des Knochenbruchs innerhalb von 24 Stunden

	Behandlung durch ein multiprofessionelles Team

	Behandlung nach genau festgelegten Therapiestandards

	Behandlung der Begleiterkrankungen

	Anwendung einer spezifischen auf das Alter der Patienten angepassten Schmerztherapie

	Anwendung spezieller schonender OP-Techniken, die eine unmittelbare Vollbelastung nach der Operation erlauben

	Durchführung einer frühzeitigen Mobilisation, um einem weiteren Abbau des Allgemeinzustandes der Patienten entgegen zu wirken

	Durchführung einer intensiven Rehabilitation unmittelbar nach der Operation



So soll verhindert werden, dass bei alten Menschen die OP-Strapazen zu
einer Verschlechterung des ohnehin schon oftmals sehr eingeschränkten
Allgemeinzustandes führen und die Gefahr der dauerhaften
Pflegebedürftigkeit droht. "Nur durch eine strukturierte Versorgung können
Patienten rasch operiert werden, gefährliche Medikamentenkombinationen
vermieden und die Delirrate gesenkt werden. Unser Ziel ist, die
Selbstständigkeit und damit die Selbstbestimmung unserer Patienten zu
erhalten", sagt Professor Dr. Ulrich Liener, Leiter der
DGU-Arbeitsgemeinschaft Alterstraumatologie und Leiter der Klinik für
Orthopädie und Unfallchirurgie Marienhospital Stuttgart.

Die ATZ-DGU sind verpflichtet, ihre Daten in das AltersTraumaRegister DGU®
(ATR-DGU) einzupflegen. Das an die internationale Forschung angepasste
ATR-DGU soll zukünftig zeigen, an welchen Stellen die Behandlungsqualität
für die hochbetagten Unfallpatienten noch weiter verbessert werden kann.

Aus den von Unfallchirurgen und Altersmedizinern gewonnenen Kenntnissen
und den in die Zukunft gerichteten Vorleistungen ergeben sich vier
Forderungen von DGU und DGG an den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und
die Leistungsträger:

Behandlung von Verletzungen im Alter durch ein multiprofessionelles Team zur Regelversorgung machen

Die gemeinsame Versorgung von Patienten durch Unfallchirurgen und
Altersmediziner (Geriater) sowie das interprofessionelle Management
verbessern nachweislich die Ergebnisse. Der entsprechende Mehraufwand
durch diese ganzheitliche Versorgung, welcher sich direkt in der
Verbesserung des Therapieerfolgs niederschlägt, muss entsprechend vergütet
werden.

Qualitätssicherung und Forschung fördern durch nationales Fraktur-Register
Relevante Altersverletzungen müssen in einem nationalen Register erfasst
werden. So können Versorgungsprozesse ausgewertet und der Therapieerfolg
dargestellt werden. Nur ein unabhängiges nationales Register erlaubt auf
der Basis von wissenschaftlichen Daten die Weiterentwicklung der
Behandlungsverfahren und den Vergleich von Behandlungsergebnissen.

Knochenbrüche vermeiden durch Sekundärprävention

Die hohe Anzahl von Altersbrüchen muss durch eine konsequentere
medikamentöse Osteoporose-Therapie gesenkt werden. Denn der überwiegende
Teil der Patienten mit einem Hüftbruch hat bereits in den Jahren zuvor
eine Fraktur erlitten, die durch Osteoporose bedingt ist. Dazu müssen
Strukturen geschaffen werden, die die flächendeckende Sekundärprävention
unmittelbar nach dem ersten Bruch sicherstellen.

Behandlungsergebnis verbessern durch geriatrische Frührehabilitation

Die geriatrische Frührehabilitation verbessert nachweislich das
Behandlungsergebnis. Die aktuelle Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes
(Urteil B1 KR 19/17 R vom 19.12.2017) gefährdet die frührehabilitative
Komplexbehandlung durch nicht praktikable und medizinisch unangemessenen
Vorgaben. Um eine einschneidende Verschlechterung der medizinischen
Versorgung und Erhöhung der Mortalität zu vermeiden, sind Korrekturen der
Vorgaben notwendig.

Die Bereitstellung geriatrischer Versorgungstrukturen in der Medizin
fordert auch die Gerontologin Prof. Ursula Lehr, ehemalige Direktorin des
Instituts für Gerontologie der Universität Heidelberg und stellvertretende
Vorsitzende der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen
(BAGSO). Sie sagt: "Die interdisziplinäre Behandlung, wie sie in den
alterstraumatologischen Zentren durchgeführt wird, muss zur
Regelversorgung werden."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1089

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie e.V. - 26.09.2018
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FORSCHUNG/3909: Bisher unbekannter Mechanismus der Blut-Hirn-Schranke entdeckt (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 25.09.2018

Bisher unbekannter Mechanismus der Blut-Hirn-Schranke entdeckt

Hemmung des Mechanismus gelungen. Die Entdeckung könnte die medikamentöse
Behandlung von Hirntumoren verbessern.



Wissenschaftler der Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover (TiHo) und
der Medizinischen Hochschule Hannover beschreiben im Fachmagazin PNAS
(Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America, www.pnas.org/content/early/recent) einen bisher unbekannten
Mechanismus der Blut-Hirn-Schranke. Die Veröffentlichung erscheint im Lauf
dieser Woche. Die Blut-Hirn-Schranke verhindert, dass schädliche Stoff aus
der Umwelt oder aus der Nahrung ins Gehirn gelangen können. Sie ist so
effektiv, dass sie für Patienten mit einem Hirntumor ein Problem ist:
Viele Medikamente können die Barriere nicht überwinden. Für ihre Studie
untersuchten die Wissenschaftler die Blut-Hirn-Schranke des Menschen in
der Zellkultur. Dafür setzten sie unter anderem den Wirkstoff Doxorubicin
ein, der auch für die Behandlung von Tumoren genutzt wird. Das Ergebnis:
Hohe Konzentrationen des Medikaments oder anderer potentiell zelltoxischer
Substanzen lösen den bisher nicht beschriebenen Mechanismus aus, um das
Hirn zu schützen.

Verschiedene Abwehrmechanismen der Blut-Hirn-Schranke

Die Blut-Hirn-Schranke schützt das Gehirn mit physikalischen und
biochemischen Mechanismen. Die physikalische Barriere bilden sogenannte
Endothelzellen. Diese Zellen kleiden die Blutgefäße im Gehirn von innen
aus. Sie sind so eng miteinander verbunden, dass potentiell gefährliche
Fremdstoffe im Blut nicht zwischen den Endothelzellen hindurch ins Gehirn
gelangen können.

Wenige kleine, hoch fettlösliche Fremdstoffe können durch Diffusion oder
aktiven Transport allerdings dennoch vom Blut ins Innere der
Endothelzellen und weiter ins Hirngewebe gelangen. Den Transport
derartiger Stoffe limitiert oder verhindert die biochemische Barriere der
Blut-Hirn-Schranke: In der Membran der Endothelzellen befinden sich
sogenannte Transportmoleküle, wie beispielsweise das P-Glykoprotein. Sie
sorgen dafür, dass Fremdstoffe umgehend wieder aus der Zelle zurück ins
Blut transportiert werden. Die Forscher konnten jetzt zeigen, dass es
neben diesen beiden bekannten einen dritten, bisher unbekannten
Mechanismus gibt.

Der Mechanismus

Die Substanzen, die es ins Innere einer Endothelzelle geschafft haben,
werden in der Zelle von Vesikeln (Lysosomen) aufgenommen und aus der Zelle
hinaus zurück ins Blut geschleust. Die Vesikel befinden sich dann an der
Oberfläche der Endothelzelle, wo sie sich sammeln und zu Trauben
zusammenschließen. Im Blut befinden sich Immunzellen, die wiederum die
Trauben einschließlich der Fremdstoffe aufnehmen und abtransportieren.
Diese Immunzellen heißen neutrophile Granulozyten. Professor Dr. Wolfgang
Löscher leitet an der TiHo das Institut für Pharmakologie, Toxikologie und
Pharmazie. Er erklärt: "Wir haben die Zusammenschlüsse Barrier Bodies
genannt und nehmen an, dass die Barrier Body-Bildung ein Weg der
Blut-Hirn-Schranke ist, auf sehr hohe Konzentrationen von Fremdstoffen schnell
reagieren zu können. Unsere Entdeckung könnte einen neuen Ansatz bieten,
um die Aufnahme von Substanzen in das Gehirn zu manipulieren."

Die Hemmung des Mechanismus - neue Therapieansätze?

Das von den Forschern als Modellsubstanz eingesetzte Doxorubicin wird in
der Human- und in der Tiermedizin zur Therapie von Tumoren wie
beispielsweise Brust- und Lungenkrebs eingesetzt. Zur Behandlung von
Hirntumoren ist es wie viele andere Krebstherapeutika weniger geeignet, da
die Blut-Hirn-Schranke verhindert, dass ausreichend hohe Konzentrationen
des Chemotherapeutikums im Hirntumor erreicht werden. In ihrer Studie
versuchten die Forscher, die Blut-Hirn-Schranke zu umgehen - und hatten
Erfolg. Es gelang ihnen, die Bildung der Barrier Bodies mit verschiedenen
Substanzen zu hemmen. "Das Gute ist, dass sich darunter Substanzen
befinden, die bereits in der Medizin eingesetzt werden oder sich in der
Entwicklung zur Anwendung beim Patienten befinden. Wir hoffen, einen neuen
Weg gefunden zu haben, die Behandlung von Hirntumoren zu verbessern - in
der Human- wie in der Tiermedizin", sagt Professor Dr. Hassan Y. Naim,
Leiter des Instituts für Physiologische Chemie an der TiHo.

Tierartübergreifender Mechanismus

Zunächst beschrieben die Wissenschaftler die Bildung der Barrier Bodies
beim Menschen. Anschließend wollten sie wissen, ob er auch bei anderen
Arten zu finden ist. Dr. Birthe Gericke, Institut für Pharmakologie,
Toxikologie und Pharmazie der TiHo, berichtet: "Wir konnten den
Mechanismus auch bei Schweinen in der Zellkultur nachweisen. Das zeigt
uns, dass der Mechanismus tierartübergreifend existiert."

Projektbeteiligte

Über fünf Jahre arbeiteten die Wissenschaftler an dem Projekt. Beteiligt
waren: Institut für Pharmakologie, Toxikologie und Pharmazie, Institut für
Physiologische Chemie, Institut für Pathologie, Research Center for
Emerging Infections and Zoonoses (RIZ) der TiHo und ein
Stammzellforschungsteam aus der Klinik für Unfallchirurgie der
Medizinischen Hochschule Hannover.


Originalpublikation:

Mechanism of drug extrusion by brain endothelial cells via lysosomal drug
trapping and disposal by neutrophils

Andreas Noack, Birthe Gericke, Maren von Köckritz-Blickwede, Arne Menze,
Sandra Noack, Ingo Gerhauser, Felix Osten, Hassan Y. Naim, and Wolfgang
Löscher

Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America, PNAS (2018)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.tiho-hannover.de/uploads/media/PM180925_Barrier_Bodies.mp4 

(Neutrophile Granulozyten nehmen Barrier Bodies auf)

http://www.tiho-hannover.de/aktuelles-presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2018/pressemitteilungen-2018/article/bisher-unbekannter-mechanismus/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution90

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 25.09.2018
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STUDIE/533: Globales Gesundheitsproblem - Kinder- und Neugeborenensepsis (idw)


Universitätsklinikum Jena - 26.09.2018

Globales Gesundheitsproblem: Kinder- und Neugeborenensepsis



Weltweit erkranken jährlich drei Millionen Neugeborene und 1,2 Millionen
Kinder an Sepsis, so eine Metastudie von Wissenschaftlern aus Jena,
Vancouver und Brisbane. Gerade in den Entwicklungsländern, in denen die
Krankheitslast durch Sepsis im Kindesalter besonders hoch ist, fehle es
aber an einer standardisierten Klassifizierung und Erfassung der
Krankheitsfälle, bemängeln die Autoren.

Die Wissenschaftler sichteten insgesamt 1270 epidemiologische Studien der
letzten 40 Jahre, die die Sepsishäufigkeit bei Kindern und Neugeborenen
zum Gegenstand hatten. In die Metaanalyse wurden schließlich 15 Studien
aus hochentwickelten Staaten und Schwellenländern einbezogen, die
vollständige Daten enthielten. Auf dieser Grundlage schätzen die Autoren,
dass je 100.000 Einwohner jährlich 48 Kinder an einer Sepsis und 22 Kinder
an einer schweren Sepsis erkranken. Die Zahl der Sepsiserkrankungen bei
Neugeborenen liegt bei über 2200 je 100 000 Lebendgeburten im Jahr mit
einer Sterblichkeit von elf bis 19 Prozent. Das bedeutet, dass weltweit
allein 2.9 Millionen Neugeborene an einer Sepsis erkranken, an der bis zu
einer halben Million Neugeborene versterben. Die Hochrechnung für Kinder
beläuft sich auf 1,2 Millionen Sepsisfälle.

"Insbesondere in Entwicklungsländern fehlt es an umfassenden Studien zur
Sepsishäufigkeit, weshalb wir davon ausgehen müssen, dass die weltweite
Krankheitslast noch weitaus größer ist", ordnet die Erstautorin der
Studie, Dr. Carolin Fleischmann-Struzek vom Universitätsklinikum Jena, das
Ergebnis ein. Häufig werde eine Infektion als Todesursache angegeben, die
die Sepsis ausgelöst hat. Um das Ausmaß der Gefährdung besser einschätzen
zu können, die Sepsis für die Kindergesundheit weltweit bedeutet, seien
standardisierte und regelmäßige Berichte zur Sepsishäufigkeit und
-sterblichkeit notwendig. Prof. Dr. Konrad Reinhart, Seniorprofessor am
Universitätsklinikum Jena und Chairman der Global Sepsis Alliance: "Die
Studie leistet einen weiteren Beitrag zur Umsetzung der Forderung der
Weltgesundheitsorganisation, die Sepsishäufigkeit besser zu erfassen, um
zielgerichtete Maßnahme zur besseren Prävention, Diagnostik, Therapie und
Nachsorge der Sepsis ergreifen zu können."


Originalpublikation:

Fleischmann-Struzek C, et al. 

The global burden of paediatric and neonatal sepsis: a systematic review. Lancet Respir Med. 2018 6:223-230,

doi: 10.1016/S2213-2600(18)30063-8.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena - 26.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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AIDS/1067: Innovative Aktion für geflüchtete Menschen - Informationen über das Gesundheitssystem in Deutschland (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 26. September 2018

Kondome werben für den HIV-Test



Berlin - Innovative Aktion für geflüchtete Menschen soll

Aidserkrankungen verhindern: Präservative weisen den Weg ins

Gesundheitssystem.

Mit Hilfe von 350.000 Kondomen informiert die Deutsche AIDS-Hilfe ab
heute geflüchtete Menschen und andere Migrant_innen über das
Gesundheitssystem in Deutschland, HIV und andere sexuell übertragbare
Infektionen.

Die Aktion mit dem Titel "Your health!" soll insbesondere das
Bewusstsein dafür fördern, dass ein HIV-Test sich lohnt, weil HIV
heute bei rechtzeitiger Diagnose gut behandelbar ist,
Aids-Erkrankungen sind so vermeidbar. HIV ist zudem unter Therapie
nicht mehr übertragbar. Die Initiative ist Teil der Kampagne "Kein
Aids für alle - bis 2020!".

Kondome verweisen auf Informationen

Dank der großzügigen Unterstützung durch die Firmen Durex und Gilead
können die Kondome kostenfrei an Unterkünfte für Geflüchtete und
Organisationen für Migrant_innen abgegeben werden.

Ein Aufkleber auf der Umverpackung erklärt auf Englisch, Französisch,
Russisch und Arabisch den Sinn des Kondoms: "Dein Schutz hier und
jetzt!" Darunter steht der Hinweis auf die eigens gestaltete
Info-Webseite your-health.tips: "Deine Informationen über Gesundheit
in Deutschland".

"Kondome werden gerne genommen, haben einen hohen Nutzwert und sind
eine klare Botschaft für den Schutz vor HIV. Die von uns verteilten
Kondome weisen außerdem den Weg zu Möglichkeiten, wie Geflüchtete
Gesundheitsversorgung in Anspruch nehmen können", erläutert Björn Beck
vom Vorstand der Deutschen AIDS-Hilfe (DAH) den Einsatz von
Präservativen als Medium.

Fünfsprachige Webseite weist den Weg

Die Webseite your-health.tips ist das Herzstück der Aktion.
Fünfsprachig erklärt sie das deutsche Gesundheitssystem. Sie
informiert darüber, dass Geflüchtete ein Recht auf medizinische
Versorgung haben und dass das Personal im Gesundheitswesen unter
Schweigepflicht steht. Und sie gibt Informationen über Test- und
Hilfsangebote. Erstellt wurde die Webseite mit finanzieller
Unterstützung der Firma ViiV Healthcare.
Zugang zum Gesundheitswesen schaffen

Bisher fehlt es oft an solchen Informationen, so dass Geflüchtete im
entscheidenden Moment keinen ausreichenden Zugang zu medizinischer
Versorgung haben. "Your Health" will diese Lücke schließen helfen. Die
Aktion soll außerdem dazu ermutigen, sich auf HIV testen und
gegebenenfalls behandeln zu lassen. Denn oft schreckt die Angst vor
Ausgrenzung und Anfeindungen Menschen davon ab.

"Wir möchten vermitteln: 'Wenn du HIV-positiv bist gibt es Hilfe für
dich - ohne dass Menschen in deinem Umfeld davon erfahren. Wir
unterstützen dich!'", erläutert DAH-Vorstand Björn Beck. "Das Ziel ist
dabei eine frühzeitige Behandlung, um schwere Erkrankungen zu
vermeiden. Die Therapie verhindert außerdem weitere HIV-Infektionen."
Mehr Spätdiagnosen

Die Aktion wendet sich insbesondere an Migrant_innen aus Ländern, in
denen HIV häufig vorkommt, vor allem aus dem südlichen Afrika und
Russland, sowie an geflüchtete Männer und Trans*-Menschen, die Sex mit
Männern haben.

13 Prozent der Aids-Erkrankungen in Deutschland, also des vermeidbaren
Ausbruchs der Krankheit, entfallen auf Menschen aus dem südlichen
Afrika. Die Diagnose erfolgt laut Robert-Koch-Institut bei Menschen
aus dieser Region häufig später als bei anderen, so dass sie ein
erhöhtes Risiko haben, schwer zu erkranken.

Dringend notwendig ist hier auch eine anonyme Versorgung für Menschen
ohne Aufenthaltspapiere oder Krankenversicherung. Sie trauen sich aus
berechtigter Angst vor Abschiebung oft weder zum HIV-Test noch in
medizinische Behandlung oder erhalten die erforderliche Behandlung
nicht.

Kein Aids für alle

In Deutschland erkranken zurzeit mehr als 1.000 Menschen pro Jahr an
Aids oder einem schweren Immundefekt, weil sie nichts von ihrer
HIV-Infektion wussten. Mit der Kampagne "Kein Aids für alle - bis
2020!" will die Deutsche AIDS-Hilfe das ändern. Die Kondomaktion ist
einer von zahlreichen maßgeschneiderten Bausteinen für spezielle
Zielgruppen.

"Unser Ziel ist, dass in Deutschland bald kein Mensch mehr an Aids
erkranken muss. Die medizinischen Möglichkeiten dazu bestehen schon
lange", betont Björn Beck. "Eine frühzeitige Diagnose ist der
Schlüssel. Zugang zu Test und Therapie sind ein Menschenrecht."


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 26. September 2018

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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LEBER/248: Mikroben im Kampf gegen Fettleber (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans-Knöll-Institut (HKI) - 26.09.2018

Mikroben im Kampf gegen Fettleber



Jena. Wissenschaftler aus acht europäischen Forschungseinrichtungen und
Firmen haben sich im EU-Netzwerk "BestTreat" zusammengeschlossen, um neue
Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten für die nicht-alkoholische
Fettleberkrankheit zu entwickeln. Dabei wollen sie sich Mikroorganismen
zunutze machen, die bei gesunden Menschen für eine funktionierende
Verdauung und ein intaktes Immunsystem sorgen. Dieses sogenannte
Darmmikrobiom ist bei der Fettleber gestört, die genaue Rolle der Mikroben
im Verlauf der Krankheit ist bislang aber noch unklar. Die Partner wollen
herausfinden, wie sich das Darmmikrobiom bei einer Fettlebererkrankung
verändert und Methoden entwickeln, um es wiederherzustellen.

Unter Leitung von Gianni Panagiotou vom Leibniz-Institut für
Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie (Leibniz-HKI) in Jena haben sich acht
europäische Wissenschaftler zusammengeschlossen, um die Diagnose und
Therapie der nicht-alkoholischen Fettlebererkrankung zu verbessern. Im
Rahmen des von der Europäischen Kommission geförderten Innovativen
Trainingsnetzwerks BestTreat wollen sie dazu ab September 15 Promovierende
ausbilden. Im Netzwerk arbeiten Partner aus Finnland, Dänemark, den
Niederlanden und Deutschland zusammen. Sie vereinen wissenschaftliche
Expertisen in Systembiologie, Humanbiologie und Mikrobiologie, um dieses
komplexe Thema in Angriff zu nehmen. Das gemeinsame Ziel ist es, bestimmte
Muster in der Zusammensetzung des Darmmikrobioms zu identifizieren, die
zur Diagnose und Vorhersage des Krankheitsverlaufs eingesetzt werden
können. Darüber hinaus sollen Therapieansätze entwickelt werden, die das
Darmmikrobiom wieder ins Gleichgewicht bringen. So sollen beispielsweise
bestimmte Mikroorganismen als sogenannte "Biotherapeutika" eingesetzt
werden. Die Nachwuchswissenschaftler erhalten dabei ein interdisziplinäres
Training und verbringen im Laufe ihrer Doktorarbeit Gastaufenthalte bei
den Partnern. Durch die Mitwirkung von Unternehmen wird die Lücke
geschlossen, die zwischen der akademischen Forschung zu den Grundlagen der
Krankheit und der Entwicklung neuer Diagnose- und Therapiemethoden klafft.

"Durch die Zusammenarbeit der Partner aus den unterschiedlichen
Disziplinen und die Beteiligung von Firmen erschließen sich ganz neue
Möglichkeiten: Wir können nicht nur die Rolle des Darmmikrobioms bei der
Entstehung der nicht-alkoholischen Fettlebererkrankung aufklären, sondern
wollen Werkzeuge entwickeln, um das Mikrobiom als diagnostisches und
therapeutisches Mittel einzusetzen", beschreibt BestTreat-Koordinator
Gianni Panagiotou den neuartigen Ansatz. Am Leibniz-HKI werden drei der
Promovierenden des EU-Netzwerkes Teilaspekte des umfangreichen
Forschungsprogramms bearbeiten. "Ein Forschungsschwerpunkt in Jena ist die
Rolle komplexer Mikrobengemeinschaften bei der Entstehung von Krankheiten.
Wir freuen uns sehr, mit BestTreat wertvolle Erkenntnisse am konkreten
Beispiel des Darmmikrobioms bei der Fettlebererkrankung gewinnen zu
können", begrüßt Axel Brakhage, Direktor des Leibniz-HKI und
Lehrstuhlinhaber an der Friedrich-Schiller-Universität Jena die
Einrichtung des neuen Netzwerks.

Eine unterschätzte Krankheit

Die nicht-alkoholische Fettlebererkrankung ist eine der häufigsten
Erkrankungen weltweit - Schätzungen gehen davon aus, dass bis zu 27 % der
Gesamtbevölkerung betroffen sind. Die Symptome sind vielfältig und reichen
von einer Leberverfettung bis hin zur Zirrhose oder gar Leberkrebs. Häufig
bleibt die Krankheit unerkannt bis schwere oder lebensbedrohliche
Komplikationen auftreten. Auslöser können beispielsweise die
Ernährungsweise, ein Ungleichgewicht im Darmmikrobiom oder auch genetische
Faktoren sein. Die zugrunde liegenden Mechanismen sind allerdings noch
unklar, es gibt bislang auch keine Möglichkeit, den individuellen Verlauf
der Krankheit vorherzusagen.


Das Leibniz-HKI

Das Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie -
Hans-Knöll-Institut - wurde 1992 gegründet und gehört seit 2003 zur
Leibniz-Gemeinschaft. Die Wissenschaftler des Leibniz-HKI befassen sich
mit der Infektionsbiologie human-pathogener Pilze. Sie untersuchen die
molekularen Mechanismen der Krankheitsauslösung und die Wechselwirkung
mit dem menschlichen Immunsystem. Neue Naturstoffe aus Mikroorganismen
werden auf ihre biologische Aktivität untersucht und für mögliche
Anwendungen als Wirkstoffe zielgerichtet modifiziert.

Das Leibniz-HKI verfügt über fünf wissenschaftliche Abteilungen, deren
Leiter gleichzeitig berufene Professoren der
Friedrich-Schiller-Universität Jena sind. Hinzu kommen mehrere Nachwuchsgruppen und
Querschnittseinrichtungen mit einer integrativen Funktion für das
Institut, darunter das anwendungsorientierte Biotechnikum als
Schnittstelle zur Industrie. Gemeinsam mit der FSU betreibt das HKI die
Jena Microbial Resource Collection, eine umfassende Sammlung von
Mikroorganismen und Naturstoffen. Zurzeit arbeiten etwa 430 Personen am
Leibniz-HKI, davon 140 als Doktoranden.

Das Leibniz-HKI ist Initiator und Kernpartner großer Verbundvorhaben wie
der Exzellenz-Graduiertenschule Jena School for Microbial Communication,
der Sonderforschungsbereiche FungiNet (Transregio) und ChemBioSys, des
Zentrums für Innovationskompetenz Septomics sowie von InfectControl 2020,
einem Konsortium im BMBF-Programm Zwanzig20 - Partnerschaft für
Innovation. Das Leibniz-HKI ist Nationales Referenzzentrum für invasive
Pilzinfektionen.

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution693
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STUDIE/263: Wichtiger Therapiefortschritt in der Behandlung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen (idw)


Universitätsklinikum Würzburg, DZHI Würzburg - 26.09.2018

Wichtiger Therapiefortschritt in der Behandlung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen



Rivaroxaban ist das erste NOAK, das ab sofort in der vaskulären Dosis von
2,5 Milligramm in Deutschland als erstem Land weltweit zur Prophylaxe von
atherothrombotischen Ereignissen bei Patienten mit koronarer
Herzerkrankung oder peripherer arterieller Verschlusserkrankung mit einem
hohen Ischämierisiko zugelassen ist. Die Wirksamkeit der Kombination
zweimal 2,5 mg Rivaroxaban plus einmal täglich 100 mg Aspirin wurde in der
COMPASS-Studie eindrücklich belegt. Das Deutsche Zentrum für
Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) war für Deutschland federführend beim
Nachweis.

Gerade erst wurde in der COMPASS-Studie die Wirksamkeit von Rivaroxaban
(Xarelto®) belegt, jetzt ist es schon in der neuen Zulassung auf dem
Markt. Die Substanz gehört zur Gruppe der NOAK (neue orale
Antikoagulanzien) und wurde nun aufgrund der überzeugenden
Studienergebnisse auch zur Prophylaxe von atherothrombotischen Ereignissen
bei Patienten mit koronarer Herzerkrankung (KHK) oder peripherer
arterieller Verschlusserkrankung (pAVK) mit einem hohen Ischämierisiko
zugelassen. Die globale Studie COMPASS, an der das Deutsche Zentrum für
Herzinsuffizienz (DZHI) als Nationale Steuerstelle beteiligt war, belegte
eindrücklich, dass eine niedrig-dosierte Gabe von zweimal täglich 2,5 mg
Rivaroxaban kombiniert mit einmal täglich 100 mg Acetylsalicylsäure (ASS)
- die sogenannte vaskuläre Dosis - das Risiko für kardiovaskuläre
Ereignisse besser reduzierte als die Gabe von ASS alleine: das Risiko für
Myokardinfarkt oder Schlaganfall oder kardiovaskulär bedingter Tod war um
24 Prozent reduziert, die Sterbewahrscheinlichkeit um 18 Prozent, die
Schlaganfallhäufigkeit um 42 Prozent. Rivaroxaban in der vaskulären Dosis
von 2,5 mg wird ab sofort in Deutschland als erstem Land weltweit für
diese Indikation angeboten.

Für Professor Stefan Störk, Leiter der Klinischen Forschung am Deutschen
Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) stellen die Ergebnisse von
COMPASS einen wichtigen und Patienten-relevanten Therapiefortschritt dar.
"Den größten therapeutischen Nutzen aus der vaskulären Dosierung von
Rivaroxaban plus Aspirin hatten KHK-Patienten mit dem höchsten Risiko,
wenn also neben einer KHK weitere Risikofaktoren vorlagen wie Diabetes
mellitus, Herzinsuffizienz, pAVK und eingeschränkte Nierenfunktion",
erläutert Störk. "Bemerkenswert ist, dass die Vorteile der Kombination von
Rivaroxaban und Aspirin selbst bei sehr gut therapierten Patienten
nachweisbar waren, also leitliniengerecht behandelt im Hinblick auf
lipid- und blutdrucksenkende Medikation. Ein Abgleich mit dem internationalen
REACH-Register lässt vermuten, dass der Nutzen der Prophylaxe bei
praxisüblichen Patientenkollektiven noch höher liegt als in der Studie",
so Störk. Er empfiehlt seinen Kollegen daher, ihre KHK- und pAVK-Patienten
auf das Vorliegen eines entsprechenden Risikoprofils zu screenen. Bei
anderweitig optimierter Therapie - gute Einstellung von LDL-Cholesterin
und Hypertonie - und fehlendem Hinweis auf erhöhtes Blutungsrisiko sei
Störk zufolge Rivaroxaban plus ASS indiziert.

Zur COMPASS Studie (Cardiovascular OutcoMes for People using
Anticoagulation StrategieS): 27.395 Patienten mit vorbekannter KHK oder
pAVK in insgesamt 33 Ländern wurden in COMPASS betreut. Die deutsche
COMPASS-Gruppe wurde von Professor Georg Ertl und Professor Stefan Störk
vom DZHI geleitet und umfasste 18 Zentren mit 766 Patienten. Es wurden
zwei Varianten untersucht, um die aktuell empfohlene Standardprophylaxe
mit ASS 100 mg pro Tag (Vergleichsgruppe) zu verbessern: zum einen die
Kombination von niedrigdosiertem Rivaroxaban (2x2,5 mg/Tag) mit ASS (1x100
mg), zum anderen eine mittlere Dosis von Rivaroxaban (2x5 mg/Tag) als
Monotherapie. Nach 23 Monaten zeigte sich, dass die Kombination aus
niedrigdosiertem Rivaroxaban und ASS der alleinigen Gabe von ASS so
eindeutig überlegen war, dass die Studie vorzeitig beendet wurde. Primärer
klinischer Endpunkt war hierbei die Kombination aus Herzinfarkt,
Schlaganfall und kardiovaskulärem Tod einerseits sowie das Auftreten von
tödlichen oder symptomatischen Blutungen andererseits.

Die Daten zeigen, dass für jeweils 1.000 Patienten, die für
durchschnittlich 23 Monate behandelt wurden, Rivaroxaban plus ASS 13
Herzinfarkte, Schlaganfälle oder Herz-Kreislauf-Todesfälle und sieben
Todesfälle verhinderte. Dies wurde erkauft mit zwölf größeren Blutungen,
die jedoch in der Regel gut behandelbar waren. Insgesamt traten Blutungen
1,7-mal häufiger in der Rivaroxaban-Gruppe auf als in der
Vergleichsgruppe. Das Auftreten von Blutungen war Störk zufolge bei
gleichzeitiger Gabe zweier anti-thrombotisch wirksamer Substanzen nicht
überraschend, lag insgesamt aber auf einem niedrigen Niveau. Zudem waren
die Kriterien für schwere Blutungen in der Studie COMPASS großzügiger
gefasst. "Wichtig ist, dass intrazerebrale, kritische oder tödliche
Blutungen nicht häufiger waren als im Therapiearm mit ASS alleine. Im
klinischen Nettonutzen war Rivaroxaban plus ASS der ASS-Monotherapie
überlegen: die Kombination verbesserte auch diesen Endpunkt um 20
Prozent", so Störk.

Professor Georg Ertl, Ärztlicher Direkter des Universitätsklinikums
Würzburg und nationaler Leiter der COMPASS-Studie für Deutschland
resümiert: "Die schnelle Zulassung der neuen Blutverdünnungstherapie für
Patienten mit hohem Risiko für Herzinfarkte und Schlaganfälle zeigt, wie
exzellent die Datenqualität war, die alle Zentren geliefert haben. Und sie
belegt einmal mehr die internationale Stellung des Standorts Würzburg und
des DZHI für die klinische Herz-Kreislaufforschung."

Fazit zu den potenziellen Vorteilen der Kombinationstherapie: Eingesetzt
bei 10 Prozent der rund 300 Millionen Menschen auf der ganzen Welt mit
bekannter Herz-Kreislauf-Erkrankung wären bis zu 100.000 Todesfälle und
doppelt so viele vorzeitige vaskuläre Ereignisse jedes Jahr vermeidbar.


Originalpublikation:

Die Ergebnisse wurden im New England Journal of Medicine veröffentlicht
http://www.nejm.org/doi/pdf/10.1056/NEJMoa1709118
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STUDIE/623: Die schmerzlindernde Wirkung von Fremden (idw)


Universität Zürich - 26.09.2018

Die schmerzlindernde Wirkung von Fremden



Schmerzlindernde Handlungen von anderen Menschen lösen im Gehirn
Betroffener einen Lerneffekt aus, der die Schmerzen reduziert. Die
Schmerzlinderung ist stärker, wenn die Hilfe von einer Person kommt, die
einer fremden Gruppe angehört. Dies zeigt eine neue Studie unter der
Leitung der Universität Zürich.

Schmerz und Psyche hängen eng zusammen, und soziale Faktoren spielen eine
wesentliche Rolle dabei, wie Menschen Schmerzen empfinden. Wie einer der
wichtigsten sozialen Faktoren - die Gruppenzugehörigkeit - das
Schmerzempfinden verändert, hat jetzt ein Team von Forschenden der
Universitäten Zürich, Würzburg und Amsterdam untersucht. Das überraschende
Ergebnis: Wenn die Studienteilnehmer von einer Person Hilfe bekamen, die
ihnen fremd war, empfanden sie den Schmerz deutlich geringer, verglichen
mit den Teilnehmern, die Schmerzlinderung von Menschen aus der gleichen
sozialen Gruppe erhielten.

Subjektive und gemessene Schmerzempfindung

«Wir haben in unserer Studie einerseits subjektive Schmerzurteile und
andererseits die Gehirnaktivierungen in bestimmten Arealen bei Teilnehmern
vor und nach einer Schmerzbehandlung gemessen», schildert Grit Hein,
Erstautorin der Publikation, die Vorgehensweise der Wissenschaftler. Dafür
erhielten die Probanden Stromschläge am Handrücken, die sie als
schmerzhaft beurteilten, und mussten deren Intensität bewerten.
Währenddessen lagen sie in einem funktionellen Magnetresonanz-Tomographen,
mit dem ihre Gehirnaktivität gemessen wurde.

Um den Effekt der Gruppenzugehörigkeit auf das Schmerzempfinden zu
untersuchen, teilten die Wissenschaftler die Studienteilnehmer - 40
Schweizer Männer - in zwei Gruppen auf: Eine Gruppe erhielt
Schmerzlinderung von Personen, die derselben Nationalität wie die
Probanden und damit deren Gruppe angehören. Die andere Gruppe wurde von
Personen einer anderen Nationalität behandelt, die sie als «fremd»
eingeschätzten: Menschen aus einem der Balkanländer.

Geringere Schmerzempfindung durch «Fremdbehandlung»

Das Ergebnis: «Vor der Behandlung waren die Schmerzantworten der
Teilnehmer beider Gruppen ähnlich stark», sagt Studienverantwortlicher
Philippe Tobler vom Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität
Zürich. Nach der Behandlung durch den aus ihrer Sicht «Fremden»
berichteten die Teilnehmer dieser Gruppe hingegen über weniger Schmerzen
verglichen mit der anderen Gruppe. Dieser Effekt beschränkte sich nicht
nur auf das subjektive Empfinden. «Auch die schmerzbezogene
Hirnaktivierung war verringert», ergänzt der Wissenschaftler.

Der für Laien überraschende Befund stimmt mit einer zentralen Aussage aus
der Lerntheorie überein. Diese besagt, dass Menschen dann besonders gut
lernen, wenn die Ergebnisse ganz anders ausfallen, als sie das erwartet
haben. «Vorhersagefehler-Lernen» nennt sich dieser Effekt in der
Psychologie. Die Überraschung trägt dann dazu bei, dass sich die neue
Erfahrung, das neue Wissen besser im Gehirn «verankert».

Überraschung sorgt für Schmerzlinderung

Auf das Schmerzexperiment bezogen, bedeutet dies: «Die Studienteilnehmer,
die schmerzlindernde Massnahmen von einem Fremden erhielten, hatten nicht
damit gerechnet, dass sie von diesem tatsächlich effektive Hilfe bekommen
würden», erklärt Neurowissenschaftler Philippe Tobler. Und je weniger die
Teilnehmer positive Erfahrungen erwartet hatten, desto grösser war ihre
Überraschung, als der Schmerz tatsächlich nachliess - und umso stärker war
die Reduktion ihrer Schmerzreaktionen.

Trotz der nicht besonders grossen Zahl von Studienteilnehmern, sind die
Forschenden von ihren Ergebnissen überzeugt. «Die Befunde decken sich auf
mehreren Ebenen - von der Bewertung der Patienten über die neuronale
Antwort im Gehirn bis zur Stärke der Schmerzlinderung», sagt Grit Hein.
Allerdings handele es sich um eine erste Studie auf diesem Gebiet, die nun
ausserhalb des Labors getestet werden müsse. Die Ergebnisse dürften für
die Klinik relevant sein, in der eine Behandlung durch Pflegekräfte und
Ärzte aus anderen Kulturen heute üblich ist.

Originalpublikation:

Grit Hein, Jan B. Engelmann, and Philippe N. Tobler. 

Pain relief provided
by an outgroup member enhances analgesia. Proceedings of the Royal Society
of London B: Biological Sciences. September 26, 2018. 

DOI: 10.1098/rspb.2018.0501


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de.html
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POP-ROCK/5303: Max Frost - Live 2019, Tourdaten 18. bis 23. Februar


GOOD MORNING: MAX FROST STARTET IN DEN POP!



Geradewegs aus Texas, best gelaunt und mit frisch gepresstem
Debüt-Album namens GOLD RUSH (VÖ: 05.10.2018). Die vitalen und
positiven Tracks des 25jährigen Sängers bieten Freunden gut gelaunter
Radio-Grooves den perfekten Start in den Tag. Um mit solcher Musik
erfolgreich zu sein, muss man als Songwriter früh aufstehen.

Zunächst spielte sich MAX FROST als Drummer und Gitarrist durch nahezu
alle Amateurbands des Staates Texas und wurde von vielen lokalen
Stilen beeinflusst. So finden sich Blues-, Jazz- oder Hip-Hop-Anleihen
in seinem vielschichtigen Pop-Sound. Dank seiner Umtriebigkeit reifte
der talentierte Musiker zu einem bühnenerprobten
Multiinstrumentalisten, der auch ohne Band im Stande ist,
abendfüllende Konzerte zu geben. Das kommt an: Bald tourte MAX FROST
mit Größen wie Gary Clark Jr. oder Fitz and The Tantrums - und gewann
deren Frontman, Michael Fitz, für sich.

Das Mastermind hinter Hits wie "Moneygrabber" oder "Handclap"
produzierte MAX FROSTs Debüt und wurde zu seinem "Songwriting Fitness
Coach". So gelang es, die ansteckende Energie des Sängers in einem
Electro-Soul-Album mit Guter Laune- und Mitsing-Garantie zu bündeln.

Erfrischend, dachten sich PEPSIs Marketing-Strategen und pickten den
ausgekoppelten Weckruf "Good Morning" zum Einführungssong ihres neuen
Sparkling-Drinks. Den gibt?s noch nicht in Deutschland, aber MAX FROST
kommt: Ausgeschlafen, sprudelnd und bereit, auch auf unseren Bühnen
durchzustarten.

https://www.youtube.com/watch?v=N5xMlDeGFBU

Der VVK startet Heute am FREITAG den 28.09.18, 10:00 UHR auf
www.neuland-concerts.com.

MAX FROST - LIVE 2019

18.02. Stuttgart - clubCann

19.02. Köln - Yuca

21.02. München - Orangehouse

22.02. Hamburg - Nochtwache

23.02. Berlin - Privatclub

Max Frost Gold Rush Album Artwork - FINALDas Debüt Album GOLD RUSH
erscheint am 05.10.2018

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8841: Aus aller Welt - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kabinettsmitglieder gründen neue Partei in Bangkok

Vier Jahre nach dem Militärputsch in Thailand haben mehrere Minister
der Militärregierung eine neue Partei gegründet. Auf der
Generalversammlung der Palang Pracharati im Großen Saal der
Impact-Arena in Bangkok wurde Industrieminister Uttama Savanayana zum
Parteivorsitzenden und Handelsminister Sontirat Sontijirawong zum
Generalsekretär gewählt. An der Versammlung nahmen einem Bericht der
Tageszeitung The Nation auch die Kabinettsmitglieder Kobsak
Pootrakool, der im November vergangenen Jahres als Mitarbeiter in das
Büro des Premierministers berufen wurde, und Wissenschafts- und
Technologieminister Suvit Maesincee teil, die ihre Mitgliedschaft in
der Palang Pracharati Partei bekanntgaben. Die Vorstandswahl der
neuen Partei nährt monatelange Spekulationen, daß die Ministerriege
Premierminister General Prayut Chan-o-cha dabei unterstützen will,
nach den Parlamentswahlen im Februar 2019 an der Macht zu bleiben.

1. Oktober 2018
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JUSTIZ/8841: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Männergruppen liefern sich Handgemenge mit der Polizei

In der Düsseldorfer Altstadt versuchten mehrere Personen sowohl
Freitag- als auch Samstagnacht Festgenommene aus den Händen der
Polizei zu befreien. Dabei kam es offenbar auch zu
Handgreiflichkeiten. Laut Behördenangaben setzten die Beamten
Pfefferspray ein und drohten mit dem Schlagstock, um die
Personengruppen in Schach zu halten.

1. Oktober 2018
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MILITÄR/8838: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Iran greift IS-Dschihadisten im Osten Syriens an

Die Luftwaffen- und Raketenabteilung der iranischen Revolutionsgarden
führte am frühen Montagmorgen einen Angriff in der Region von Bukamal
im Osten Syriens durch. Ziel des Raketenangriffs war nach Angaben der
Revolutionsgarden ein Hauptquartier der Organisatoren des Anschlags
auf eine Militärparade in der iranischen Stadt Ahwas, dem am 22.
September 28 Menschen zum Opfer fielen. Die in Großbritannien
ansässige Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte teilte mit,
daß Stellungen der IS-Miliz am Ostufer des Euphrats nahe Bukamal von
heftigen Detonationen erschüttert worden seien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8840: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Linke fordert härteren Kurs gegen extreme Rechte

Nach der Verhaftung mutmaßlicher Rechtsterroristen aus der Chemnitzer
Szene fordert die Linkspartei ein härteres Vorgehen gegen
Rechtsextremisten in Sachsen. Die sächsische Landtagsabgeordnete
Kerstin Köditz sprach mit Blick auf die Bedrohung durch
neonazistische Gruppierungen von einem Warnsignal auch für die
Politik. Es sei an der Zeit, bei der Zurückdrängung der extremen
Rechten eine andere Gangart an den Tag zu legen, sagte die Sprecherin
für antifaschistische Politik der Linksfraktion am Montag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8839: Tragisches und Kurioses - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dramatisches Ende einer Ballonfahrt

Plötzliche Fall- und Seitenwinde haben einen Heißluftballon am
Sonntagnachmittag gegen einen Hochspannungsmast in Bottrop gedrückt.
Alle sechs Insassen konnten inzwischen gerettet werden. Höhenretter
der Feuerwehr Essen befreiten die Passagiere und den Ballonführer am
Sonnabend aus ihrer prekären Lage in rund 70 Metern Höhe und seilten
einen nach dem anderen im Innern des stählernen Mastes ab. Ein
Hubschrauber sorgte nach Einbruch der Dunkelheit mit einem starken
Scheinwerfer für Licht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7924: Aus Forschung und Technik - 01.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japanisches Unternehmen plant Basis auf dem Mond

Der private Raumfahrtbetreiber SpaceX aus Kalifornien bereitet
gemeinsam mit einem japanischen Unternehmen zwei Mondmissionen vor.
Wie der Direktor des Firma ispace, Takeshi Hakamada, in Tokio
mitteilte, sollen die Nutzlastträger von SpaceX im Jahr 2020 ein
Landemodul und anschließend zwei Fahrzeuge in eine Mond-Umlaufbahn
bringen. Ein Landeversuch sei dann für Mitte 2021 geplant. Ziel von
ispace ist es, in mehreren Folgemissionen eine bewohnbare Anlage auf
dem Erdtrabanten zu errichten. Finanziert wird die ambitionierte
Unternehmung von Investoren, die laut Hakamada bereits über 95
Millionen Dollar in das Start-up gesteckt haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7937: Aus aller Welt - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Südkorea meldet Beginn der Minenräumung bei Panmunjom

Südkorea hat nach Angaben des Verteidigungsministeriums in Seoul
damit begonnen, seine Landminen bei Panmunjom im Grenzgebiet zu
Nordkorea zu räumen. Aus dem Ministerium verlautete, Nordkorea habe
ebenfalls die Minenräumung gestartet. Südkoreas Präsident Moon Jae In
und Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un hatten bei ihrem Treffen in
Pjöngjang letzten Monat unter anderem vereinbart, alle Minen in der
Gemeinsamen Sicherheitszone von Panmunjom innerhalb von 20 Tagen zu
beseitigen. Die Minen waren nach dem Waffenstillstand im Koreakrieg
1953 im Zuge exzessiver militärischer Grenzbefestigungen an der rund
250 Kilometer langen Demarkationslinie am 38. Breitengrad ausgelegt
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7896: Medizin und Gesundheitswesen - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Großes Sterben im Süden des Nigers

Der Süden des Nigers steht ganz im Bann eines großen Sterbens. Laut
Deutschem Ärzteblatt fallen derzeit täglich etwa zehn Kleinkinder
Malaria oder akuter Mangelernährung zum Opfer. Die
Kinder-Intensivstationen in der Region sind überfüllt. Und es ist
durchaus möglich, daß die Zahlen nur die Spitze des Eisbergs sind. So
schätzt die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen, daß nur jedes
sechste Kind, das Hilfe benötigt, tatsächlich ein Krankenhaus
erreicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7925: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Washington klagt gegen Kaliforniens Netzneutralitätsgesetz

Kaliforniens Gouverneur Jerry Brown hat am Sonntag (Ortszeit), dem
letzten Tag seiner Amtszeit, ein Gesetz zur Wiedereinführung der
Netzneutralität unterzeichnet. Das "California Internet Consumer
Protection and Net Neutrality Act of 2018" greift die Vorgaben der
Bundesbehörde für Telekommunikationsaufsicht FCC aus dem Jahr 2015
auf. Die amtierende Bundesregierung hatte diese im Dezember 2017 mit
Wirkung zum Juni aufgehoben gehabt.

Justizminister Jeff Sessions verklagte noch am Sonntag den
Bundesstaat Kalifornien wegen Kompetenzüberschreitung. Der Minister
beruft sich darauf, daß die Regulierungsbehörde Bundesstaaten und
Kommunen eigene Regelungen verboten hatte. Juristisch ungeklärt ist,
ob das Verbot auch dann gilt, wenn die FCC ausdrücklich auf eigene
Vorschriften verzichtet oder bestehende aufhebt. Darüber hinaus wird
gerichtlich geklärt werden müssen, ob die Vorgaben der FCC zur
Netzneutralität rechtskonform sind. Bis dahin hat Sessions beim
Bundesbezirksgericht Ostkaliforniens eine einstweilige Verfügung
gegen die Anwendung des kalifornischen Netzneutralitätgesetzes
beantragt. Von dem Vorgang berichtete unter anderem die New York
Times.

Das neue kalifornische Gesetz verbietet den Providern und
Netzbetreibern die Blockade, Drosselung und bezahlte Bevorzugung von
Netzinhalten. Das gilt auch für das sogenannte Zero-Rating, bei dem
der Netzverkehr einzelner Anbieter nicht auf das vereinbarte
Datenvolumen angerechnet wird. Das Bundesgesetz erlaubt den
Internetprovidern, zu derartigen Maßnahmen zu greifen, solange diese
für die Kunden transparent bleiben. Zudem wurde unter anderem der
Datenschutz bei den Providern der für Wettbewerbskontrolle und
Verbraucherschutz zuständigen Bundeshandelskommission FTC übertragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7848: Sprache, Kunst und Medium - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



PEN äußert sich besorgt über zunehmende Gewalt gegen Journalisten

Auf dem internationalen Schriftstellerkongreß im indischen Pune haben
sich Vertreter der deutschen Sektion des Schriftstellerverbandes PEN
besorgt über den in Deutschland aufkommenden Rechtsextremismus und die
daraus resultierenden Angriffe auf Journalisten und andere
Medienvertreter geäußert und Abhilfe durch staatliche Stellen und
Organe gefordert.

Die Behörden müßten das Recht auf ungehinderte Berichterstattung
schützen und Straftaten, die im Zusammenhang mit Rassenhaß und
Fremdenfeindlichkeit stehen, entschieden verfolgen. Namentlich wurden
Äußerungen von Bundesinnenminister Horst Seehofer angeprangert, die
dazu geeignet sind, Aggression und Haß gegen Flüchtlinge und Fremde
anzuheizen.

Die Resolution des deutschen PEN wurde von deren Präsidentin, Regula
Venske, bei dem Treffen von mehr als 140 Schriftstellerverbänden aus
101 Nationen vorgetragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7915: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Iranischer Raketenangriff auf Milizenstellungen in Syrien

Die Iranischen Revolutionsgarden haben die östlich des Euphrats
gelegene, syrische Kreisstadt Elbu Kemal mit sechs
Boden-Boden-Raketen und mehreren Drohnen beschossen. Bei dem Angriff
auf das dortige Hauptquartier des IS sollen zahlreiche Milizionäre
umgekommen sein. Infrastruktur und Munitionslager sollen zerstört
worden sein. Iranische Medien berichteten davon. Die iranischen
Militärs reagierten mit dem Angriff nach eigener Darstellung auf den
Anschlag auf die iranische Parade zum 38. Jahrestag des Beginn des
Kriegs mit dem Irak. Bei der Parade in Ahwas waren am 22. September
28 Soldaten, Beamte und Zuschauer von vier Männern erschossen und
weitere 60 verwundet worden. Der IS sowie ethnisch arabische
Separatisten aus Ahwas übernahmen die Verantwortung für das Attentat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7929: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Europapolitisches Symposium mit Merkel und Söder

Der CSU-Ehrenvorsitzende Theo Waigel hatte Bundeskanzlerin Angela
Merkel und den bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder als
Hauptredner eines europapolitischen Symposiums am Sonntag in die
Benediktinerabtei Ottobeuren eingeladen. Beim einzigen gemeinsamen
Auftritt Merkels und Söders im Bayernwahlkampf hoben alle drei vor
rund 250 Gästen die Bedeutung der EU für die Stabilität Deutschlands
und Europas hervor. Merkel grenzte sich mit einem Plädoyer für die
Europäische Union als multilaterales Bündnis von US-Präsident Donald
Trump ab. In der Gemeinschaftswährung Euro sieht die Kanzlerin eine
Versicherung für den Frieden in gefährlichen Zeiten. Außerdem betonte
sie, Europa könne seine Werte, Positionen und Interessen nur mit
einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik durchsetzen. Zum
Beispiel könnte ein europäischer Sicherheitsrat mit rotierenden
Mitgliedern eingesetzt werden. Neben einer Stärkung der gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik sollten laut Merkel die nationalen
Streitkräfte besser aufeinander abgestimmt werden. Und man müßte die
Entwicklung Afrikas stärker fördern, um Flüchtlingsströme
einzudämmen. Mehr Zusammenarbeit sollte es auch bei der Entwicklung
und Produktion von Schlüsseltechnologien geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7898: Tragisches und Kurioses - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Helgoländer Kinder holen ihre Räder raus

Ab jeweils dem 1. Oktober dürfen sich Helgolands Kinder nach dem
verordneten Sommerfahrverbot wieder auf ihre Fahrräder schwingen.
Tatsächlich gilt das nur für Inselbewohner bis 14 Jahre. Ende März,
wenn die Touristen wieder in größerer Zahl auf Deutschlands einzige
Hochseeinsel kommen und sich durch die Gassen wälzen, ist wieder für
ein halbes Jahr Schluß damit, wie NDR1 Welle Nord berichtete.

Weil die meisten Wege eng und viele steil sind, ist die Unfallgefahr
groß. Damit die Kinder aber überhaupt das Radfahren lernen können,
wurde mit dem Kreis Pinneberg, der Helgoland verwaltet, der
entsprechende Kompromiß ausgehandelt. Außer dem Nachwuchs dürfen
ganzjährig nur die Polizei, Feuerwehrleute, der Katastrophenschutz,
Ärzte und manche Handwerker zu diesem Fortbewegungsmittel greifen.
Autos gibt es keine.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7926: Arbeit, Soziales und Familie - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ostwestmigration seit der Wiedervereinigung

Seit dem Anschluß der DDR an die BRD ist die Bevölkerung der neuen
Bundesländer und Berlins um rund zehn Prozent auf 16,2 Millionen im
vergangenen Jahr zurückgegangen. Gleichzeitig wuchs die Bevölkerung
der alten Bundesländer um 8,2 Prozent auf 66,6 Millionen. Die
Einwohnerzahl Deutschlands insgesamt nahm um drei Millionen auf 82,2
Millionen zu. Das meldete das Statistische Bundesamt in Wiesbaden zum
Tag der Deutschen Einheit. Die Behörde gab die durchschnittlichen
Konsumausgaben der privaten Haushalte für das Jahr 2016 im Osten mit
2078 Euro und im Westen mit 2587 Euro an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7907: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Kolibri-Art entdeckt

In Ecuador hat die Wissenschaft in einem bisher wenig erforschten
Andengebiet in der Provinz Loja im Südwesten des Landes eine neue
Kolibri-Art entdeckt. Wie dpa meldete, sollen für den Vogel 
schillernde blaue Federn am Hals kennzeichnend sein. Insgesamt sind 
über 300 Arten von Kolibris bekannt. Beheimatet sind sie 
ausschließlich auf dem amerikanischen Doppelkontinent und in der 
Karibik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7914: Märkte und Finanzen - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Neues Freihandelsabkommen von USA, Kanada und Mexiko

Die USA, Kanada und Mexiko haben sich auf ein neues
Freihandelsabkommen geeinigt. Das USA-Mexiko-Kanada-Abkommen (USMCA)
soll das vor fast 25 Jahren in Kraft getretene, von US-Präsident
Trump in Frage gestellte Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA
ablösen. Von USMCA versprechen sich die Regierungen aller drei Länder
freiere Märkte, faireren Handel und kräftigeres Wirtschaftswachstum in
ihrer Region. Mexiko hatten sich bereits im August dem Willen Trumps
gebeugt und einer Neufassung von NAFTA zugestimmt. Hätte Kanada bis
zum Montag nicht nachgegeben, hätte Washington ohne Ottawa die
Verhandlungen mit Mexiko zu Ende gebracht. Der kanadische
Premierminister Trudeau hat somit in letzter Minute zugestimmt, daß
der heimische Milchmarkt für Einfuhren aus dem Ausland geöffnet wird.
Im Gegenzug bleiben die Regeln beim Schutz von geistigem Eigentum
sowie bei Schiedsgerichten erhalten. Der Premier konnte auch einen
Schutz für die kanadische Kultur- und Fernsehbranche aushandeln.
Einen wichtigen Teil von USMCA machen die Absprachen über Handel und
Produktion von Autos aus. Die USA werden künftig nur noch Fahrzeuge
zollfrei importieren, wenn mindestens 75 Prozent der Wertschöpfung in
Nordamerika stattfanden. Bislang lag diese Schwelle bei 62,5 Prozent.
Eine weitere Regelung sieht vor, daß zwischen 40 und 45 Prozent der
zwischen den Staaten gehandelten Autos von Arbeitern produziert
werden, die mindestens 16 Dollar Stundenlohn bekommen. Ansonsten sind
Zölle von 2,5 Prozent fällig. In den Länder der drei Vertragspartner
leben fast 500 Millionen Menschen. Ihre Wirtschaftsleistung beträgt
fast 23 Billionen Dollar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7930: Aus Forschung und Technik - 01.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Beeindruckende Fotoserie von Asteroiden gelungen

Die Erforschung des Würfelasteroiden Ryugu verläuft weiterhin
spektakulär. So teilte die japanische Weltraumagentur JAXA laut
winfuture.de mit, daß eine beeindruckende Fotoserie von dem
Asteroiden gelungen sei. Nachdem vor kurzem erfolgreich zwei
Landeeinheiten auf Ryugu ausgesetzt wurden, liefern diese jetzt mit
ihren Weitwinkel- und Stereo-Kameras einen spektakulären Eindruck von
der Oberfläche. Die Bilderserie umfaßt insgesamt 15 Aufnahmen, die zu
einem kurzen Film zusammenfaßt wurden. Da die Fotos mit Farbe
aufgenommen wurden, zeigt sich hier wohl einer der detailreichsten
Eindrücke, die bis jetzt von der Oberfläche eines Asteroiden gewonnen
werden konnten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1116: Nachwachsende Gliedmaßen von Salamandern - Verbindung zu Säugetieren (idw)


IMP - Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie GmbH - 27.09.2018

Nachwachsende Gliedmaßen von Salamandern: Verbindung zu Säugetieren



Welche Zellen es Salamandern ermöglichen, dass ihnen verloren gegangene
Gliedmaßen wieder nachwachsen, wurde in Wissenschaftskreisen seit langem
debattiert. Indem sie nun Position und Verhalten von Zellen nachverfolgten
und einzelne Zellen molekular charakterisierten, konnte ein
internationales Forscherteam jetzt zeigen, dass Bindegewebszellen
stammzellartige Eigenschaften entwickeln und der Regeneration von Beinen
zugrunde liegen. Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Science
veröffentlicht.

Unter allen vierbeinigen Tieren ist die Fähigkeit von Salamandern
einzigartig, verloren gegangene Gliedmaßen sogar im Erwachsenenalter zu
ersetzen. Das hat einige Salamander-Arten, wie zum Beispiel den
mexikanischen Axolotl (Ambystoma mexicanum), zu beliebten Modellorganismen
für die Erforschung regenerativer Fähigkeiten gemacht. Wenn ein Axolotl
Gliedmaßen verliert, kommt es zur Anhäufung von Zellen in der Nähe des
Stumpfes. Es bildet sich ein Gewebe, ein so genanntes Blastem. Dieses
Blastem kann ein voll funktionsfähiges Bein nachwachsen lassen, welches
aus vielen verschiedenen Geweben und Zelltypen wie Muskeln, Neuronen oder
Bindegewebe besteht. Bis jetzt war unklar, wie ausgereiftes Gewebe
Blastem-Zellen produzieren kann. Eine Studie, die in der Fachzeitschrift
Science veröffentlicht wurde, untersuchte Bindegewebszellen genauer, um
dieses Problem zu beleuchten.

Es gab zwei mögliche Modelle zur Bildung eines Blastems: entweder verweilen
die Stammzellen ruhend im Bindegewebe und warten darauf, dass sie benötigt
werden; oder ausgereifte Bindegewebszellen reagieren auf den Verlust von
Gliedmaßen durch "Entdifferenzierung" in Extremitäten-Vorläuferzellen,
ähnlich denen in einem Embryo. Bisher war es aufgrund der
Vielzahl von Geweben, die in Gliedmaßen existieren, nicht möglich, eine
Blastem-Vorläuferzelle zu isolieren und ihre Weiterentwicklung und
-differenzierung in einem erwachsenen Axolotl nachzuverfolgen. Ein
internationales Forscherteam aus Wien, Leipzig und Dresden hat diese Hürde
nun genommen.

Die Wissenschaftler erstellten Stämme genetisch markierter Axolotl, die
molekulare Markierungen in Bindegewebszellen enthielten. Sie verwendeten
auch Einzelzell-RNA-Sequenzierung, um die Aktivität verschiedener Gene in
spezifischen Zellen zu analysieren. Zusammen konnten die beiden Ansätze
Ursprung und Entwicklung von Blastem-Vorläuferzellen nachverfolgen und
ihre molekularen Profile im Verlauf der Regeneration von Extremitäten
charakterisieren.

Eine besondere Herausforderung war die Schaffung der transgenen
Axolotl-Linien, die einzelne Gewebetypen molekular markieren. Die
Transgenese in Axolotls ist zeitaufwendig, da es ein Jahr dauert, bis ein
Axolotl-Embryo das Erwachsenenalter erreicht und sich fortpflanzen kann. Die
Studien wurden am Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie (IMP) in
Wien, am Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie (MPI-EVA) in
Leipzig und am Zentrum für Regenerative Therapien in Dresden (CRTD)
durchgeführt.

Die Forschenden zeigten, dass Blastem-Vorläuferzellen sich aus ausgereiften
Fibroblasten entwickeln. Wenn Gliedmaßen verloren gehen, dann
"entdifferenzieren" sich diese ausgereiften Zellen in
Bindegewebs-Vorläuferzellen, die den Zellen ähnlich sind, die man in
embryonalen Gliedmaßenknospen findet. Die Studien konnten keinen Hinweis auf
das Vorhandensein bereits existierender Vorläuferzellen finden, von denen
einige Wissenschaftler angenommen hatten, dass sie der Grund für die
herausragende Begabung des Axolotls sind, Gliedmaßen und Organe
nachwachsen zu lassen.

Die Ergebnisse sind bahnbrechend, nicht nur, weil sie nun eine lange
Debatte in der Entwicklungsbiologie auflösen, sondern auch weil sie für
das Verständnis der Regeneration bei Säugetieren von großer Bedeutung
sind. Auch bei diesen reagieren Fibroblasten auf Verletzungen durch
Differenzierung - sie verwandeln sich in Myofibroblasten, die dann Narben
bilden. Was genau unterscheidet Axolotl-Fibroblasten, das sie dazu
befähigt, Stammzelleigenschaften zu entwickeln und komplexe Körperteile zu
ersetzen? Die Suche nach der Antwort auf diese Frage wird das nächste
Kapitel auf dem wissenschaftlichen Weg zu einem besseren Verständnis
regenerativer Fähigkeiten einläuten.


Zitate:

Prayag Murawala, Postdoktorand im Labor von Elly Tanaka am IMP:

"Als wir versuchten, die Entwicklung von Zellen in sich regenerierenden
Gliedmaßen zu analysieren, war es so, als würden wir den Inhalt einer
Obstschale zu Saft verarbeiten ohne zu wissen, welche Arten von Obst die
Schale enthält," sagt Prayag Murawala vom Forschungsinstitut für
Molekulare Pathologie (IMP), einer der Erstautoren der Studie. "Doch jetzt
können wir die Äpfel herauspicken und daraus Apfelsaft machen, oder wir
können aus der Obstschale nur die Kirschen auswählen, um daraus Kirschsaft
machen. Mit dieser neuen Auflösungsebene zeigen wir, dass es keine
"magische Zelle" gibt, die Axolotls haben, Säugetiere aber nicht. Beide
sind im Falle einer Verletzung auf Fibroblasten angewiesen, aber während
die einen Organe nachwachsen lassen können, bilden andere fibrotische
Narben."

Tobias Gerber, Doktorand im Labor von Barbara Treutlein am MPI für
evolutionäre Anthropologie:

"Die enorme Regenerationsfähigkeit des Axolotls hat mich schon immer
erstaunt, und es war toll, nun gemeinsam mit dem Tanaka-Labor diesen
faszinierenden Prozess zu untersuchen", sagt Erstautor Tobias Gerber vom
MPI für evolutionäre Anthropologie in Leipzig. "Mithilfe einer neuen
Methode, mit der wir die Genexpression in Tausenden einzelnen Zellen
messen können, haben wir untersucht, wie einzelne Axolotl-Zellen ihr Genom
nutzen, um einen Arm zu regenerieren. Wir haben herausgefunden, dass der
Axolotl eine ausgereifte Zelle in eine embryonal-ähnliche Vorläuferzelle
umwandeln und den embryonalen Entwicklungsprozess wiederholen kann, um
einen neuen Arm wachsen zu lassen."

Dunja Knapp, Postdoktorandin am DFG-Center for Regenerative Therapies
Dresden (CRTD):

"Als wir mit dieser Arbeit begannen, war unklar, ob in ausgereiften,
unverletzten Gliedmaßen blastemähnliche Zellen existieren, die sozusagen
darauf warten, im Falle einer Verletzung aktiviert zu werden. Jetzt haben
wir sorgfältig Tausende von Zellen in unverletzten Gliedmaßen untersucht
und keine solche Zelle gefunden. Das deutet darauf hin, dass eine
Verletzung die Umprogrammierung ausgereifter Zellen in den Gliedmaßen
stimuliert. Jetzt wird es wichtig sein herauszufinden, ob eine Verletzung
in ausgereiften Säugetierzellen ähnliche Veränderungen hervorrufen kann."


Über das IMP

Das Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie (IMP) betreibt am Vienna
BioCenter in Wien biomedizinische Grundlagenforschung. Hauptsponsor ist
der internationale Unternehmensverband Boehringer Ingelheim. Mehr als 200
Forscherinnen und Forscher aus fast 40 Nationen widmen sich am IMP der
Aufklärung grundlegender molekularer und zellulärer Vorgänge, um komplexe
biologische Phänomene im Detail zu verstehen. Das IMP ist
Gründungsmitglied des Vienna Biocenter, Österreichs Leuchtturm im
internationalen Konzert molekularbiologischer Top-Forschung.

www.imp.ac.at

Über das MPI für Evolutionäre Anthropologie

Das Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie vereint
Wissenschaftler verschiedener Fachrichtungen (Natur- und
Geisteswissenschaften), deren Ziel es ist, die Geschichte der Menschheit
aus interdisziplinärer Perspektive mit Hilfe vergleichender Analysen von
Genen, Kulturen, kognitiven Fähigkeiten und Sozialsystemen vergangener und
gegenwärtiger menschlicher Populationen sowie von Primaten, die dem
Menschen nahestehen, zu erforschen.

www.eva.mpg.de

Über das CRTD

Das 2006 gegründete Zentrum für Regenerative Therapien Dresden (CRTD) der
Technischen Universität konnte sich in der zweiten Runde der
Exzellenzinitiative erneut als Exzellenzcluster und DFG-Forschungszentrum
durchsetzen. Ziel des CRTD ist es, das Selbstheilungspotential des Körpers
zu erforschen und völlig neuartige, regenerative Therapien für bisher
unheilbare Krankheiten zu entwickeln. Die Forschungsschwerpunkte des
Zentrums konzentrieren sich auf Hämatologie und Immunologie, Diabetes,
neurodegenerative Erkrankungen sowie Knochenregeneration. Zurzeit arbeiten
acht Professoren und zwölf Forschungsgruppenleiter am CRTD, die in einem
interdisziplinären Netzwerk von über 90 Mitgliedern sieben verschiedener
Institutionen Dresdens eingebunden sind. Zusätzlich unterstützen 21
Partner aus der Wirtschaft das Netzwerk. Synergien im Netzwerk erlauben
eine schnelle Übertragung von Ergebnissen aus der Grundlagenforschung in
klinische Anwendungen. Das CRTD ist Teil des Center for Molecular and
Cellular Bioengineering (CMCB).

www.crt-dresden.de

www.tu-dresden.de/cmcb

Originalpublikation:

Gerber, T., Murawala, P., Knapp, D., Masselink, W., Schuerz, M., Hermann,
S., Gac-Santel, M., Nowoshilow, S., Kagejama, J., Khattak, S., Currie, J.,
Camp, J. G., Tanaka, E. M., Treutlein, B.

Single-cell transcriptomics uncovers convergence of cell identities during
axolotl limb regeneration.

Science, 27 September 2018.

Weitere Informationen unter:

https://www.imp.ac.at/news/downloads/press-release-downloads/
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FORSCHUNG/511: Züchtung von Quinoa für den Anbau in Europa (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 28.09.2018

Züchtung von Quinoa für den Anbau in Europa

Kieler Forschungen zeigen: In fünf Jahren wäre großflächige Kultivierung
möglich.



Quinoa liegt hierzulande im Trend bei gesundheitsbewussten Käuferinnen
und Käufern: Ihre Samen sind reich an Proteinen und essentiellen Aminosäuren,
sie sind glutenfrei, haben viel Eisen, Zink, Magnesium und Vitamine. Kurz
gesagt, sie sind rundum gesund. Während die Quinoa-Samen in Europa noch
immer ein Nischenprodukt sind und nur wenig angebaut werden, ist die
Pflanze bereits seit Jahrtausenden nicht mehr von südamerikanischen
Feldern wegzudenken. Ein Grund dafür: Ihre Gene haben die Pflanze an
tropische Regionen mit kurzen Tageszeiten angepasst. Zudem gedeiht sie
auch in den kargen, rauhen Hochebenen der Anden bestens. Um den Inkareis,
wie Quinoa auch genannt wird, in Europa großflächig anbauen zu können,
erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) ihr Blühverhalten unter
norddeutschen Standortbedingungen. In diesem Jahr zogen sie dafür erstmals
350 Quinoa- Arten im Zuchtgarten des Instituts für Pflanzenzüchtung auf.

"Wir wollen eine Quinoa-Art züchten, die in Europa gedeiht und dabei
sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch eine Alternative zu heimischen
Kulturpflanzen bietet", erklärt Dr. Nazgol Emrani den Ausgangspunkt der
Forschungen. Sie arbeitet als wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut
für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung, das von Professor Christian Jung
geleitet wird und Teil des Forschungsschwerpunkts Kiel Life Science ist.
Im vergangenen Jahr gelang einem internationalen Forschungsteam mit Kieler
Beteiligung die Entschlüsselung des Quinoa-Genoms, also der gesamten
genetischen Informationen der Pflanze. Dadurch können jetzt züchterisch
bedeutsame Gene identifiziert und charakterisiert werden. "Die in diesem
Projekt mitwirkenden Partner aus China, Australien, Saudi Arabien und den
USA verfolgen allerdings unterschiedliche Zuchtinteressen", so Emrani
weiter: "In Saudi Arabien müssen die Pflanzen beispielsweise extremen
Umweltbedingungen, z.B. großer Hitze und salzhaltigem Boden, standhalten.
In Europa ist dagegen die Anpassung an lange Tage und kurze Sommer
notwendig. Für Gesundheitsbewusste Menschen ist vor allem der hohe
Nährwert interessant. Diese für die gemäßigten Breiten vorteilhaften
Eigenschaften wollen wir in unserem Projekt durch Kreuzung der optimalen
Pflanzen verstärken." Zugleich suchen die Kieler Forscherinnen und
Forscher nach den verantwortlichen Genen für den Blühzeitpunkt.

Quinoa auf dem Weltmarkt

Im Jahr 2016 wurden weltweit rund 149.000 Tonnen Quinoa erzeugt, ein
Großteil davon in Peru und Bolivien. Allein in Deutschland wurden 1.094
Tonnen verkauft, es ist nach Chia-Samen das zweithäufigste "Superfood" in
der Bundesrepublik. Zu den größten Erzeugern und Exporteuren zählen Peru
und Bolivien. Für diese Länder ist die Quinoa-Pflanze ein wichtiger
Wirtschaftszweig geworden. (Quelle: The Food and Agriculture Organization,
FAO, und Statista)

Genetische Vielfalt und züchterische Auslese

Der Variantenreichtum der Quinoa-Pflanze ist enorm: Sie kann zum Beispiel
krautartig und niedrig oder meterhoch mit vielen Ästen wachsen.
Entsprechend ist auch die Blühdauer sehr unterschiedlich. Auf dem Kieler
Versuchsfeld standen bereits im Juli erntereife Pflanzen. Andere sind
selbst im September noch einige Monate von der Reife entfernt. "Diese
Pflanzen sind nicht geeignet für einen Anbau in Deutschland und Europa",
sagt Dilan Sarange, Doktorand im Kieler Projekt. Spätestens bis Ende
September müssen Kulturpflanzen hierzulande zur Ernte bereit sein, sonst
wird die Witterung zu unbeständig und es droht ein Ernteverlust. Und auch
der unterschiedliche Wuchs der Quinoa-Arten ist ein Ausschlusskriterium
für den kommerziellen europäischen Anbau: "Möglichst wenige Äste und eine
kompakte Blütenrispe sind von Vorteil für eine maschinelle Ernte", sagt
Sarange.

Trotz der langen Geschichte wurde bislang kaum Pflanzenzüchtung mit Quinoa
betrieben - weder in Südamerika noch in Europa. "In Südamerika leben
hauptsächlich die Kleinbauern vom Quinoa-Anbau", ergänzt die aus Ecuador
stammende Masterstudentin Nathaly Maldonado. Die Wildpflanze wächst in
verschiedenen Andenregionen auch auf nährstoffarmen Böden und die Samen
lassen sich leicht für eine neue Aussaat im nächsten Jahr gewinnen. Der
Bitterstoff Saponin, der in westlichen Ländern gern aufgrund der besseren
Bekömmlichkeit weggezüchtet wird, dient den Kleinbauern zudem als
natürlicher Pflanzenschutz und ist die Grundlage für Waschmittel. "Deshalb
gibt es in den Andenregionen kaum Bedarf für eine Quinoa-Züchtung", so
Maldonado.

Perspektive für den Quinoa-Anbau in Deutschland und Europa

Bereits im ersten Jahr ihres Versuchs konnten die Kieler
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einige potenzielle Quinoa-Arten
für den europäischen Anbau identifizieren. Die vielversprechendsten Arten
werden im kommenden Jahr erneut angebaut und miteinander gekreuzt. "Wir
haben in unseren Untersuchungen schon Quinoa-Arten gefunden, die an die
Tageslängen in Deutschland und Europa angepasst sind und eine kurze
Vegetationsphase idealerweise von Mitte April bis Ende August aufweisen.
Durch unsere Versuche könnten wir bereits in fünf Jahren eine großflächige
Kultivierung der Quinoa in Nordeuropa ermöglichen", sagt Nazgol Emrani.
Bis sich die Landwirtschaft und die verarbeitende Industrie auf diese neue
Ressource eingestellt hat, wird wahrscheinlich noch mehr Zeit vergehen,
aber "wir hoffen, dass das Potenzial der Quinoa möglichst schnell erkannt
wird", schließt Emrani. Erste wissenschaftliche Ergebnisse aus Kieler
Feder plant das Team voraussichtlich im Frühjahr 2019 zu veröffentlichen.
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FORSCHUNG/510: Gestresste Pflanzen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 28.09.2018

Gestresste Pflanzen

Forschende messen in Echtzeit, wie Pflanzen durch die Synthese von
flüchtigen Abwehrstoffen auf Klimaextreme reagieren



Hitze, Dürre oder Frost bedeuten Stress: Prof. Dr. Christiane Werner,
Professorin für Ökosystemphysiologie am Institut für Forstwissenschaften
der Universität Freiburg, erforscht mit ihrem Team, wie Pflanzen
verschiedene Moleküle während des Stoffwechsels verarbeiten und welche sie
zum Beispiel als Schutz vor Stress in flüchtige organische Verbindungen
(BVOC) stecken. So kann sie erkennen, welcher Prozess im Inneren der
Pflanze in Extremsituationen abläuft und was diese in die Atmosphäre
abgibt. Zusammen mit Lukas Fasbender ist es nun gelungen, die
Stoffwechselwege der mediterranen Pflanze Halimium halimifolium, bekannt
als Gelbe Zistrose, in Echtzeit sichtbar zu machen. Ihre Ergebnisse
stellen die Forschenden im Onlinefachmagazin "PLOS One" vor.

Fasbender hat ein Messsystem in zwei Klimakammern aufgebaut, mit dem er
nicht nur bestimmen kann, wieviel Kohlendioxid in der Photosynthese von
Pflanzen aufgenommen oder abgegeben wird. Sondern er kann damit
beobachten, was die Pflanze zusätzlich an biogenen flüchtigen organischen
Elementen, unter anderem Schutz- und Duftmolekülen, in die Luft abgibt.
Fasbender und Werner führten den Blättern des Zistrosengewächses
markiertes Pyruvat zu, das aus drei Kohlenstoffatomen besteht und in der
Pflanze als zentrales Stoffwechselprodukt vorkommt, da es zum Beispiel zur
Synthese von BVOCs oder zur Energiegewinnung in der Atmung gebraucht wird.
Das Freiburger Forschungsteam, dessen Arbeit durch den Consolidator Grant
des Europäischen Forschungsrates gefördert wird, verwendet dafür Pyruvat,
das an einzelnen Atomen mit stabilen Isotopen markiert ist: "Damit könne
wir in Echtzeit den Weg einzelner Atome und die Geschwindigkeit des
Einbaus in BVOCs oder CO2 Kohlendioxid verfolgen", erklärt Werner. Den
Forschenden der Albert-Ludwigs-Universität gelang es so, im Sekundentakt
zu beobachten, wie die mediterrane Pflanze das Pyruvat in ihren
Stoffwechsel einbaut, die Moleküle zerlegt und den abgespalteten
Kohlenstoff verarbeitet. Mit diesem System konnte Dr. Ana Maria
Yáñez-Serrano nachweisen, dass mediterrane Zistrosen sogar sehr große, aus
20 Kohlenstoffatomen bestehende Moleküle, so genannte Diterpene, abgeben
können.

Zurzeit verändert das Team die Licht- und Temperaturverhältnisse sowie die
Wasser- und Luftzufuhr in den Lichtkammern, sodass die Pflanze stets auf
neue Situationen reagieren müssen. "Uns interessiert, was sich innerhalb
des Systems verschiebt und wie lange sich eine Pflanze zum Beispiel gegen
eine Dürre schützen kann, bis das System kippt", erklärt Werner. "Mit den
aktuellen Ergebnissen unserer Echtzeitanalyse ist uns ein wichtiger
Schritt zum besseren Verständnis der Regulationsmechanismen im
pflanzlichen Kohlenstoffwechsel und der BVOC-Biosynthese gelungen."


Originalpublikation:

Lukas Fasbender, Ana Maria Yáñez-Serrano, Jürgen Kreuzwieser, David
Dubbert, Christiane Werner (2018).

Real-time carbon allocation into biogenic volatile organic compounds
(BVOCs) and respiratory carbon dioxide (CO2) traced by PTR-TOF-MS,
13CO2 laser spectroscopy and 13C-pyruvate labeling.

In: PLOS One.

doi: 10.1371/journal.pone.0204398


Weitere Publikation zu dem Thema in "Scientific Reports":

Ana Maria Yáñez-Serrano, Lukas Fasbender, Jürgen Kreuzwieser, David
Dubbert, Simon Haberstroh, Raquel Lobo-do-Vale, Maria C. Caldeira,
Christiane Werner (2018). Volatile diterpene emission by two Mediterranean
Cistaceae shrubs. Scientific Reports. doi:10.1038/s41598-018-25056-w


Artikel zum Forschungsprojekt im Online-Magazin:

http://www.pr.uni-freiburg.de/pm/online-magazin/forschen-und-entdecken/stress-im-zweikammersystem
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UMWELTLABOR/297: Moorbrand - Schadstoffkontaminationen ungemessen ... (SB)




[image: Schwere Kanonen der Firma Krupp in einer militärisch befestigten Versuchsanlage, die 1876 in dem Moorgebiet gebaut worden war. -Quelle: 'Deutschland als Weltmacht - vierzig Jahre Deutsches Reich', Herausgeber: Kaiser Wilhelm Dank, Verein der Soldatenfreunde; Verlag: Kameradschaft, Berlin W. 35, Urheber der Aufnahme unbekannt [gemeinfrei], via Wikimedia Commons]

Geschichtskontaminiert.

Seit 1877 wurden hier Geschütze und Kanonen jeglicher Art und Kaliber
untersucht, erprobt, vorgestellt und eingeschossen. 

Quelle: 'Deutschland als Weltmacht - vierzig Jahre Deutsches Reich',
Herausgeber: Kaiser Wilhelm Dank, Verein der Soldatenfreunde; Verlag:
Kameradschaft, Berlin W. 35, Urheber der Aufnahme unbekannt
[gemeinfrei], via Wikimedia Commons




Ausgelöst durch eine Raketenübung des Bundeswehr-Kampfhubschraubers
"Tiger" am 3. September schwelt bis heute im Naturschutzgebiet
"Tinner Dose-Sprakeler Heide" ein Moorbrand, dessen Ende trotz mancher
Entwarnungen noch nicht abzusehen ist. Laut NDR konnte er sich auf den
durch die monatelange Dürre ausgetrockneten Flächen bis auf zwölf
Quadratkilometer ausbreiten. Zwar wurde der Katastrophenalarm unlängst
wieder aufgehoben, und ab dem 1. Oktober sollen auch die zivilen
Kräfte (Feuerwehr und Technischer Hilfsdienst) abgezogen und von
Angehörigen der Bundeswehr ersetzt werden, doch die Entspannung hat
zumeist kosmetischen Charakter. Der Schwelbrand ist noch nicht
gelöscht. Der Rauch, der im 100 km entfernten Bremen gesehen werden
konnte und dessen Brandgeruch selbst im etwa 200 Kilometer entfernten
Hamburg registriert wurde, ist nur schwächer geworden. An vielen
Stellen schwelen Glutnester unterirdisch weiter.

Daß nach einer langen Trockenphase, die bekanntlich immer mit erhöhter
Brandgefahr verbunden ist, überhaupt eine solche Übung anberaumt
worden war, hat in den letzten Wochen öffentliche Empörung ausgelöst
und viele Fragen nach der korrekten Einhaltung bestehender
Vorschriften und nach Regelungslücken im Brandschutz der Bundeswehr
aufgeworfen. Die Suche nach Antworten und letztlich nach den
Verantwortlichen ist Teil der politischen Aufarbeitung der
Katastrophe, die derzeit großen Raum in den Medien einnimmt. Dagegen
wird über das gesamte Ausmaß der gesundheitlichen und ökologischen
Konsequenzen nur ansatzweise berichtet, etwa am 28. September im
Wissenschaftsmagazin Logo des NDR. [1]

Danach machten Moore zwar nur drei Prozent der weltweiten Bodenfläche
aus, sie speicherten aber doppelt so viel Kohlendioxid wie alle Wälder
unserer Erde zusammen. Das würde auch erklären, warum jeder Moorbrand
extrem klimarelevant ist. Denn von einem Quadratmeter Moor, der bis zu
einem Meter Tiefe brennt, können 50 kg Kohlenstoff in die Luft
entlassen werden, entsprechend 180 kg Kohlenstoffdioxid (CO₂), welche
die Treibhauswirkung der Atmosphäre verstärken.

Vom Landkreis Emsland wurde der klimaschädliche Eintrag zunächst mit
geschätzten 300.000 Tonnen CO₂, die der Moorbrand in die
Atmosphäre abgegeben habe, kleingeredet. Erste vorsichtige Korrekturen
durch Umweltschutzverbände wie der NABU und der BUND kamen bereits auf
mehr als 500.000 Tonnen CO₂ bei einer betroffenen Fläche von
acht Quadratkilometern. Das entspricht laut Felix Grützmacher, einem
Experten des NABU, genau der Menge an CO₂, die jährlich von
50.000 Bundesbürgern verursacht wird. Legt man die obigen Zahlen
zugrunde, erhöht sich die Rechnung allerdings auf 800.000 bis 900.000
Tonnen. Nach Angaben der aktuellen Berichterstattung des NDR sind
sogar 12 Quadratkilometer Fläche verbrannt. Entsprechend müßten die
Mengen an durch den Brand emittiertem CO₂ auf eine bis
eineinhalb Millionen Tonnen korrigiert werden. Nach Hochrechnungen des
Umweltbundesamtes werden die Folgekosten auf 80 Euro pro Tonne
freigewordenes CO₂ geschätzt. Das wären mindestens 80 Millionen
Euro, die der aktuelle Moorbrand Bund und Land kosten wird. Fraglich
nur, inwieweit tatsächlich alle entstandenen Baustellen in diese
Schätzung eingehen.

Wem will man den unwiederbringlichen Verlust von zahlreichen Arten in
Rechnung stellen, die den Brand nicht überleben konnten? Dreißig
verschiedene Arten von Torfmoosen, unzählige, an die speziellen Moose
angepaßten Mikroorganismen und Einzeller sind ebenso vom Brand
verdrängt worden wie Schmetterlinge, Libellen und Vögel, die nicht
zurückkehren. Viele Insekten, Spinnentiere und kleine Reptilien
konnten nicht vor der Hitze fliehen und seien verbrannt, hieß es in
einer Pressemitteilung des NABU. [2]

Die "Tinner Dose" ist ein nach europäischem Recht besonders
geschütztes Gebiet und bietet einer einzigartigen Artenvielfalt
Lebensraum. Das 3200 ha große Naturschutzgebiet wurde 1987 auf dem
Gelände des als "wehrtechnische Dienstelle 91 in Meppen (WTD 91)"
bekannten, mehr als doppelt so großen Schießplatzes eingerichtet, der
bereits 1876 von der Firma Alfred Krupp zur "Erprobung
reichweitengesteigerter Heeres- und Marinegeschütze" erworben wurde.
Seit 1877 wurden hier zunächst auf einer Fläche von 23 km x 4,5 km,
die im 2. Weltkrieg auf 50 km x 6 km erweitert wurde, "Geschütze und
Kanonen jeglicher Art und Kaliber untersucht, erprobt, vorgestellt und
eingeschossen". [3] Seit 1957 wird die "Erprobungsstelle 91 für Waffen
und Munition" von der Bundeswehr als Testgelände für Schießübungen
genutzt. Sie ist mit einer Fläche von 200 Quadratkilometern heute der
größte instrumentierte Schießplatz Westeuropas.

Auch die scheinbar gute Nachricht, die der Landkreis Emsland drei
Wochen nach Brandbeginn im Internet veröffentlichte, daß zu keiner
Zeit eine Gesundheitsgefahr für die Anwohner bestanden habe und keine
Grenzwerte überschritten worden waren, reizt Betroffene zum
Widerspruch. [4] Zum einen war mit den Messungen der Luftschadstoffe,
auf die sich die Aussage stützt, erst zwei Wochen nach Ausbruch des
Feuers begonnen worden. [5] Zum anderen bekamen viele Anwohner die
Auswirkungen des beißenden Qualms direkt zu spüren. Nicht abzustreiten
ist, daß durch den Brand viele bekannte Schadstoffe in die Luft
gelangten - unter anderem Stickstoffoxide und Feinstaub. Mehrere
Wochen wurde den Anwohnern empfohlen, Türen und Fenster geschlossen zu
halten.

Die Gefährlichkeit von Feinstaub bemißt sich normalerweise nur in der
Feinheit und letztlich der Lungengängigkeit der Partikel. [6] Die
größten Partikel der Kategorie PM10 (PM = particulate matter) haben
einen maximalen Durchmesser von 10 Mikrometer und gelten nur bedingt
als schädlich. Ultrafeine PM2,5 sind mit weniger als 0,1 Mikrometer
Durchmesser so klein, daß sie mechanisch in Lungenbläschen und
Blutgefäße eindringen, den Blutfluß blockieren oder Flimmerhärchen
lähmen können. Doch Feinstaub, der bei Bränden entsteht, kann darüber
hinaus ein komplexes Gemisch aus vielen Partikeln sein, das von
harmloser Erde, über Gummiabrieb bis zu gefährlichem, krebserregenden
Asbest alle möglichen Substanzen enthalten kann, selbst explosive
Chemikalien oder Schwermetallabrieb.

Letzteres wäre möglicherweise bei einem Moorbrand zu erwarten, der bis
in einen Meter Tiefe alles röstet, verschmort und zutage fördert, was
darin über die Jahre angesammelt und vergessen wurde, von Torf bis zu
Munitionsresten, die - wie es in manchen Meldungen hieß - die
Löscharbeiten extrem erschweren würden. [7] Zwar wird immer wieder
die besondere Eigenheit von Moorbränden angesprochen, in sogenannten
Glutnestern unterirdisch zu schwelen und dann aus der Tiefe wieder neu
hervorzubrechen, doch inwieweit dadurch die hier eingelagerten
unbekannten Schadstoffe mitgeschleppt und in die Luft geraten können,
wurde offenbar nicht untersucht. Wie aus den Protokollen zu entnehmen
ist, werden hier wie auch an anderen Meßstationen nur die üblichen
bekannten Leitsubstanzen, wie Kohlenmonoxid, Benzol, Stickstoffdioxid,
Stickstoffmonoxid, Schwefeldioxid und Ozon überprüft.

Was allein bei reinen Vegetationsbränden an unvermuteten Schadstoffen
zu erwarten ist, gegen die auch die Einsatzkräfte von Feuerwehr und
Technischem Hilfsdienst geschützt werden müssen, geht aus einer
Dissertation von Ulrich Cimolino hervor, der sich darin mit den
"Optimierungsmöglichkeiten bei der Bekämpfung von Vegetationsbränden
in Deutschland" befaßt hat. [8] Im Kapitel 6.1.2. Atemschutz (Seite
122) erklärt der Brand- und Sicherheitsspezialist, daß die Menge und
Gefährlichkeit der organischen Stoffe, die neben Ruß und Asche bei
Vegetationsbränden freigesetzt werden, selbst von Experten meist
unterschätzt wird. Cimolino rät daher generell zum Tragen von
Atemschutzmasken bei der Löscharbeit und zitiert zur Abschreckung die
Passage einer kanadischen Studie von 2008 [9], in der klangvolle
chemische Verbindungen aufgezählt werden, die bereits normale Moor-
und Waldbrände in relevanten Konzentrationen freisetzen. Alle
genannten Stoffe sind direkt oder indirekt wirkende Gifte und extrem
gesundheitsschädlich für Mensch und Tier: Kohlenstoffmonoxid,
Formaldehyd, Acrolein, Feinstaub PM10 bis PM2,5, Benzol, CO₂,
Stickoxide, PAK (Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe),
Ammoniak und Furfural. Nicht weniger giftig, aber in geringerer
Konzentration freigesetzt werden darüber hinaus: Acetaldehd,
1,3-Butadien, Methan, Methanol, Styrol, Methylcyanid, Propanal, Toluol,
Methylbromid, Butan-2-on, Aceton, Xylol, Phenol, Tetrahydrofuran,
Methylchlorid, Methyljodid und Quecksilber.

Des Weiteren weist die Studie darauf hin, daß auch eingehaltene
Grenzwerte keine Garantie dafür sind, daß Einsatzkräfte nicht
gleichzeitig gesundheitsschädlichen und toxischen Konzentrationen von
Formaldehyd, Acrolein, PAK (Benzo[a]pyren) und lungengängigen
Feinstaubpartikeln ausgesetzt sein könnten, die gemeinhin in Bränden
entstehen, aber nicht gemessen und dokumentiert werden.

Daß das Moor bei Meppen seit über 130 Jahren für die Erprobung von
Munition und Sprengstoffen nicht mehr nachvollziehbarer
Zusammensetzung genutzt wurde, über deren Reste man das Gras wachsen
ließ, nährt den Verdacht, daß zudem zahlreiche unbekannte Faktoren den
giftigen Cocktail ergänzen, der die Luft über dem Moor mit vermutlich
mehr als unangenehmen Gerüchen belegt hat. Denkbare Produkte, die beim
Verschwelen und Verbrennen von Schweröl, Benzin, Blei, Kupfer,
Salpeter, Wolfram, Chlorkohlenwasserstoffen, Chromat möglicherweise
sogar Uran wie anderen Stoffen, die alten und neueren Sprengstoffen und
Munitionsresten entstammen können, gehören ebensowenig in das übliche
Überwachungsschema wie Polycyclische Verbindungen, Furane oder
Dioxine, die aus dieser Mixtur bei hohen Temperaturen entstehen
können.

Selten wird auch der notwendige aber enorme Löschwasserverbrauch bei
der ökologischen Schadensbilanz in Rechnung gestellt, der mit 5.000
Liter pro Minute die natürlichen Ressourcen des Moorgebiets belastet.
Sie werden aus einem nahen Fluß über Schlauchleitungen auf das Gelände
gepumpt. Der Boden soll dabei so naß werden, daß das Feuer keine
Chance mehr hat, sich weiter auszubreiten, sagte der Sprecher der WTD
91 gegenüber dem NDR. Welche Mengen an den oben erwähnten
Verbrennungsprodukten und Giftstoffen, die noch im Boden verblieben
sind, nun auf diese Weise in Bewegung geraten und wo sie schließlich
landen, wäre eine weitere Frage wert.




[image: Die Landschaft im 80 km vom Moorbrand entfernten Sandkrug ist noch zwei Wochen nach Brandbeginn von Schwaden des Moorbrandes vernebelt. - Foto: 18.9.2018 von Jacek Ruyczka [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], vom Wikimedia Commons]

Was der penetrant riechende Qualm enthielt, der in einem Umkreis von
80 km für ungewöhnlich farbenfrohe Sonnenuntergänge sorgte, ist bis
heute unbekannt. 

Foto: 18.9.2018 von Jacek Ruyczka [CC BY-SA 4.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], vom Wikimedia
Commons
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MELDUNG/348: Tsunami in Indonesien - Frühwarnung erfolgte 5 Minuten nach Beben (GFZ)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 30.09.2018

Tsunami in Indonesien: Frühwarnung erfolgte 5 Minuten nach Beben



Auf der indonesischen Halbinsel Sulawesi hat es am 28. September ein
schweres Erdbeben der Magnitude 7,5 in nur zehn Kilometern Tiefe gegeben.
Das Beben löste einen lokalen Tsunami aus, obwohl die Lage des Epizentrums,
die Bebenstärke und die der Bebenherd untypisch für die Auslösung eines
solchen Tsunamis sind.

Das indonesische Tsunami-Frühwarnsystem, das nach dem verheerenden Tsunami
an Weihnachten 2004 von einem internationalen Konsortium unter Federführung
des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ mit aufgebaut wurde, hat 5 Minuten
nach dem Erdbeben vom 28. September eine Warnung vor einem Tsunami mit
Höhen
zwischen 0,5 und 3 Metern ausgegeben.

Diese Warnmeldung wurde über die üblichen Kommunikationswege in der
gefährdeten Region verteilt, also an die staatliche
Disastermanagementbehörde BNPB, die lokalen Behörden, TV und Radio gegeben.

Nach derzeitigen Kenntnisstand wurde diese Warnung rund eine halbe Stunde
später von den Mitarbeitern des Warnzentrums aufgehoben.

Zwischen dem Erdbeben und der Warnung vor einem Tsunami sind 5 Minuten
verstrichen, zwischen der Warnung vor der Welle und dem tatsächlichen
Eintreffen der Welle lagen nach Aussagen des staatlichen geologischen und
meteorologischen Dienstes BMKG rund 20 Minuten.

Ob und in welcher Weise die Warnung aus Jakarta in Palu angekommen ist, ist
derzeit noch unklar. Aus Sicht des GFZ hat das Frühwarnsystem technisch
funktioniert. Etwaige Lücken in der Übermittlung der Warnung sind noch zu
klären.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2018

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum

Telegrafenberg, 14473 Potsdam / Germany

Telefon: +49 (0)331 288-0

E-Mail: info@gfz-potsdam.de

Internet: www.gfz-potsdam.de
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ENERGIE/1585: Windenergie - Lärm verringern ohne Leistung einzubüßen (idw)


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH -
28.09.2018

Windenergie: Lärm verringern ohne Leistung einzubüßen



Bei der Genehmigung von Windparks spielen die zu erwartenden
Lärmemissionen und der dadurch erforderliche Abstand zur Wohnbebauung eine
große Rolle. Wissenschaftler haben ein gleichermaßen lärmarmes wie
leistungsfähiges Rotorblattprofil entworfen und dessen Potenzial zur
Lärmminderung erprobt. Das neue BINE-Projektinfo "Lärmarme Rotorblätter im
Windkanal testen" (08/2018) stellt erste Ergebnisse vor. Die dabei
gewonnenen Messdaten sind erforderlich, um Simulationstools so zu
verbessern, dass Entwickler mögliche Varianten bereits im Rechner
vergleichen können.


Aeroakustisch optimierte Rotorblätter im Windkanal

Bisher beruht die Prognose der Schallabstrahlung neuer Rotorblätter
überwiegend auf empirischem Wissen. Um aber komplexe, innovative
Geometrien zur Lärmminderung zu entwickeln und verbesserte Blattspitzen zu
bewerten, werden physikbasierte, weitgehend nicht empirische
3-D-Simulationsverfahren benötigt. Die Wissenschaftler haben das
aeroakustisch verbesserte Profil in Windkanälen unter charakteristischen
Strömungsbedingungen getestet. Vorrangiges Ziel der Messungen war, präzise
Validierungsdaten für vorhandene 2-D und neu entwickelte
3-D-Simulationsansätze zu erhalten. Ergänzend kamen bei diesen Versuchen
auch verschiedene passive Technologien zur Lärmminderung zum Einsatz.

Lärmarme Rotorblätter können beim Repowering in Windparks neue
Möglichkeiten eröffnen. Eine Reduktion der Schallemissionen beispielsweise
um 2 Dezibel vergrößert rechnerisch - bezogen auf den Gesamtlärm - die
mögliche Anlagenzahl im Park um 58%. Das Forschungsprojekt BELARWEA wird
vom Institut für Aerodynamik und Strömungstechnik der DLR in Braunschweig
gemeinsam mit einem Industriebeirat durchgeführt.


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur ist
eine gemeinnützige Gesellschaft, die im öffentlichen Auftrag weltweit
publizierte wissenschaftliche Information zugänglich macht und
entsprechende Dienstleistungen zur Verfügung stellt. FIZ Karlsruhe
hat die Aufgabe, den nationalen und internationalen Wissenstransfer und
die Innovationsförderung zu unterstützen.


Originalpublikation:

http://www.bine.info/publikationen/projektinfos/publikation/laermarme-rotorblaetter-im-windkanal-testen/

http://www.bine.info/presse/pressemitteilungen/aktuell/pressemitteilung/windenergie-laerm-verringern-ohne-leistung-einzubuessen/

Weitere Informationen unter:

http://www.bine.info/en 

- BINE Information Service - Energy research for practical applications

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution228

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUMFAHRT/1005: Abstieg ins Unbekannte - MASCOT im finalen Countdown vor Asteroidenlandung (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 01.10.2018

Abstieg ins Unbekannte: MASCOT im finalen Countdown vor
Asteroidenlandung 



Läuft alles nach Plan, ist es am 3. Oktober 2018 soweit: Am frühen Morgen,
um 03:58:15 MESZ, wird der Asteroidenlander MASCOT von der Raumsonde
Hayabusa2 abgetrennt und einige Minuten später auf der Oberfläche von Ryugu
aufsetzen. Vom ersten Oberflächenkontakt an wird es eine Reise ins
Unbekannte, denn in einem Umkreis von rund 200 Metern könnte MASCOT fast
überall nach einigen Hüpfern liegen bleiben. Im Laufe des Vormittags des 3.
Oktober erwarten die Forscherinnen und Forscher im Kontrollzentrum am
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Köln eine Bestätigung
der Landung. Dann ist MASCOT zur Ruhe gekommen und die umfangreichen
wissenschaftlichen Messungen beginnen. Rund 16 Stunden verbleiben der
Landeeinheit, bis die Batterie versiegt. Aktuelle Informationen gibt es vor
und während der Landung über den Twitter-Account @MASCOT2018 und über den
Hashtag #AsteroidLanding.

"In den jetzigen Stunden vor der Separation wird die japanische Raumsonde
Hayabusa2 auf eine relative Höhe von nur 60 Metern über der
Asteroidenoberfläche gesteuert", erklärt Dr. Tra-Mi Ho, Projektleiterin des
deutsch-französischen Landers MASCOT vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme
in Bremen. "Dann beginnt Hayabusa2 kurz vor der Landung eine Freifallphase,
an deren Ende nach 2 Minuten und 20 Sekunden MASCOT separiert wird." Ist
die Trennung erfolgt, fällt MASCOT völlig antriebslos und taumelnd hinab
auf den Asteroiden. Die geringfügige Gravitation wird die Landeeinheit
sanft beschleunigen auf bis zu 20 Zentimeter pro Sekunde. Zum Vergleich:
Ein gewöhnlicher Fußgänger bewegt sich sieben Mal schneller. Bereits fünf
bis zehn Minuten nach der Separation berührt MASCOT in der ausgewählten
Landezone zum ersten Mal Ryugus Oberfläche und dann viele weitere Male bis
zur Ruhelage.

"Wir sind gespannt, ob MASCOT wie geplant und vielfach erprobt sanft aus
seiner Verankerung gelöst wird", sagt Ho. "Der sanfte Abstieg ist
entscheidend, da MASCOT sonst wegen der geringen Gravitation wie ein
'Gummiball' vom Asteroiden zurückspringen und im All verloren gehen würde".
Zudem schauen die Forscher gespannt auf die Minuten bis Stunden nach dem
Aufsetzen, da nicht vorhersehbar ist, wie sich MASCOT zufällig, nur den
Regeln der Physik folgend, auf der Oberfläche bewegt. "Es ist nicht
bekannt, in welche Richtung und wie lange MASCOT nach dem ersten Aufsetzen
hüpfen wird und wir hoffen natürlich, dass der Lander nicht in zu weichem
Terrain oder in einer Felsspalte hängen bleibt, wo er sich nicht aufrichten
könnte", erklärt MASCOT-Operationsmanager Christian Krause vom DLR.
"Allerdings sind wir auch zuversichtlich, da wir sehr viele Situationen am
Boden durchgespielt und entsprechende Kommandosequenzen an MASCOT gesendet
haben."

Der Lander wird autonom auf dem Asteroiden betrieben und muss mit den
vorbereiteten Komandosequenzen robust funktionieren, damit alle Messungen
planmäßig durchgeführt werden können. Während der Mission entscheidet
MASCOT, wie und wann er diese Sequenzen startet. Ein eingebauter
Autonomiemanager im Lander legt dann fest, wann MASCOT zur Ruhe gekommen
ist und mit den Messungen beginnen kann.

Zwischen 30 Meter großen Brocken landen und hüpfen

Bei 315 Grad Ost und 30 Grad Süd ist die Landung von MASCOT in der
südlichen Hemisphäre des 950 Meter durchmessenden Ryugu geplant. Dort gibt
es einen günstigen Tag/Nacht-Wechsel bei einer Temperaturspanne von etwa
+47 bis -63 Grad Cesius, was für die Landeeinheit nicht zu warm und nicht
zu kalt ist. Im Umfeld der Landestelle befinden sich keine sehr großen
Felsen, allerdings gibt es zahlreiche bis zu 30 Meter große Brocken, die
eine zusätzliche Herausforderung für die Landeeinheit darstellen.

Nachdem sich MASCOT, falls nötig, autonom aufgerichtet hat und ebenfalls
autonom einige Stunden erste Messungen durchführen konnte, werden die
Wissenschaftler im MASCOT-Kontrollzentrum in Köln entscheiden, ob die
Landeeinheit per eingebautem Schwungarm zu einer weiteren Messstelle hüpft.
"Bei letzten Tests vor der Landung haben wir abgeschätzt, dass wir MASCOT
wahrscheinlich nur einmal unter zehn Meter weit springen lassen, um
Batterielaufzeit für die optimale Durchführung der Messungen und
Datenübertragung zu sparen", erklärt Ho. "Zudem lassen die bisherigen
Aufnahmen vermuten, dass Ryugu über die Oberfläche hinweg eher ähnlich
zusammengesetzt ist, so dass wir keine großen Sprünge benötigen."

Bilder erst nach einigen Tagen

Im Inneren der 30 mal 30 mal 20 Zentimeter großen Landesonde mit nur 10
Kilogramm Masse sind insgesamt vier Instrumente eingebaut: Mit einem
Radiometer und einer Kamera des DLR, einem Spektrometer des Institut
d'Astrophysique Spatiale und einem Magnetometer der TU Braunschweig sollen
die mineralogische und geologische Zusammensetzung der Asteroidenoberfläche
untersucht und Oberflächentemperatur sowie Magnetfeld des Asteroiden
ermittelt werden. MASCOT wird bei seiner Landung auf Ryugu nur zu wenigen
Zeitfenstern erreichbar sein, wobei ein Kommando zum Lander und eine
Antwort zurück zur Erde mehr als 30 Minuten benötigt. Während des rund 16
Stunden lang geplanten Messbetriebs auf der Oberfläche ist MASCOT somit
weitestgehend auf sich allein gestellt. Da in dieser Phase auch vom Orbiter
große Mengen an Daten erzeugt werden und die Bandbreite des Links zur Erde
relativ gering ist, werden von MASCOT nur wenige Zustandsdaten das
Kontrollzentrum in Köln erreichen. Die wissenschaftlichen Daten und Bilder
werden einige Tage nach der Landung erwartet und dann ausgewertet.

Über die Mission Hayabusa2 und MASCOT

Hayabusa2 ist eine Weltraummission der japanischen Raumfahrtagentur JAXA
(Japan Aerospace Exploration Agency) zum erdnahen Asteroiden Ryugu. Der
deutsch-französische Lander MASCOT an Bord von Hayabusa2 wurde vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut in
enger Kooperation mit der französischen Raumfahrtagentur CNES (Centre
National d'Etudes Spatiales). Die wissenschaftlichen Experimente an Bord
von MASCOT sind Beiträge des DLR, des Institut d'Astrophysique Spatiale und
der Technischen Universität Braunschweig. Betrieb und Steuerung des
MASCOT-Landers und seiner Experimente erfolgen durch das DLR mit
Unterstützung der CNES und in kontinuierlichem Austausch mit der JAXA.

Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen entwickelte federführend
zusammen mit CNES den Lander und testete ihn. Das DLR-Institut für
Faserverbundleichtbau und Adaptronik in Braunschweig war für die stabile
Struktur des Landers zuständig. Das DLR Robotik und Mechatronik Zentrum in
Oberpfaffenhofen entwickelte den Schwungarm, der MASCOT auf dem Asteroiden
hüpfen lässt, und passt dessen Bewegungen mithilfe der neuesten Messungen
von Hayabusa2 an die Eigenschaften von Ryugu an. Das DLR-Institut für
Planetenforschung in Berlin steuerte die Kamera MASCAM und das Radiometer
MARA bei. Überwacht und betrieben wird der Asteroidenlander aus dem 
MASCOT-Kontrollzentrum im Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) am
DLR-Standort Köln.

Verfolgen Sie die Landung auch gerne auf unserem Livestream:
https://www.youtube.com/watch?v=axqedwOW-jo


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-30050

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.10.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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EUROPA/1735: Mazedonien-Referendum - Parlament muss jetzt Verantwortung übernehmen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Oktober 2018

Mazedonien-Referendum: Parlament muss jetzt Verantwortung übernehmen

 
Zum Ausgang des Referendums in Mazedonien über das Namensabkommen mit Griechenland, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:
 
Wir gratulieren den Bürgerinnen und Bürgern Mazedoniens, die am Referendum teilgenommen haben. Sie haben ihre demokratischen Rechte wahrgenommen und Verantwortung für die Zukunft ihres Landes bewiesen. Eine überwältigende Mehrheit dieser Bürgerinnen und Bürger hat sich für die Lösung des jahrzehntelangen Streits mit Griechenland ausgesprochen. Mit dieser Mehrheit sollte das mazedonische Parlament nun verantwortungsvoll umgehen. Die Opposition muss zu einer konstruktiven Rolle finden und ihre Haltung überdenken. Mit Boykott und fatalistischer Rhetorik sind kein Staat und schon gar keine europäische Zukunft des Landes zu machen.
 
Mazedoniens Zukunft liegt auch in der Verantwortung europäischer Politik. Die EU muss ihr Versprechen einlösen: Die EU-Beitrittsverhandlungen sollten spätestens im Juni 2019 eröffnet werden. Die Bedingungen hat Mazedonien bereits 2018 erfüllt. Vor allem junge Menschen dürfen nicht länger die größten Leidtragenden sein in einem bilateralen Streit, der den Reformprozess lähmt, Zukunftschancen nimmt und von überbordendem Nationalismus geprägt ist.
 
Respekt gebührt gilt den mazedonischen und griechischen Premier- und Außenministern, die in den Verhandlungen politischen Mut, Weitsicht und Verantwortungsgefühl für die Zukunft Mazedoniens, des Westbalkans und der EU gezeigt haben.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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SOZIALES/1918: Ein Jahr Ehe für alle - wir feiern Selbstbestimmung und gleiche Rechte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. September 2018

Ein Jahr Ehe für alle - wir feiern Selbstbestimmung und gleiche Rechte



Vor einem Jahr ist das Gesetz zur Ehe für alle in Kraft getreten. Dazu erklären Ulle Schauws und Sven Lehmann, Sprecherin und Sprecher für Queerpolitik:

Tausende gleichgeschlechtliche Paare haben sich in diesem Jahr das Jawort gegeben. Ein Grund zu feiern - nicht nur für die queere Community. Viele Menschen freuen sich mit Lesben und Schwulen und die Solidarität, die Paare gleichen Geschlechts in Deutschland erfahren, ist groß. Denn die Öffnung der Ehe nimmt niemandem etwas weg. Im Gegenteil, sie ist ein großer Gewinn für unsere offene Gesellschaft insgesamt.

Ein Grund mehr für uns, weiter für gleiche Rechte zu streiten. Das heißt, auch nach den Beschlüssen zur Ehe für alle noch weitere bestehende Ungleichheiten auszuräumen. Erheblichen Handlungsbedarf gibt es im Steuerrecht: Das SPD-geführte Bundesfinanzministerium blockiert die vom Bundestag beschlossene Rückwirkung im Steuerrecht für die Paare, die ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwandeln. Das ist mit dem Willen des Gesetzgebers nicht vereinbar und zwingt gleichgeschlechtliche Paare, erneut ihre Rechte vor den Gerichten geltend zu machen. Das kann nicht sein. Dringend angepasst werden muss das Abstammungsrecht bei gleichgeschlechtlichen Ehen. Als Grüne Fraktion haben wir hierzu schon einen Gesetzentwurf vorgelegt.

Für die Zukunft ist es uns wichtig, neben der Ehe auch andere Formen des Zusammenlebens und der gegenseitigen Verantwortung rechtlich abzusichern. Denn Familie und Sorge füreinander findet schon lange nicht mehr nur in traditionellen Ehen statt. Die Familienkonstellationen in unserem Land sind bunt. Dazu passt kein Familienrecht, das nur Schwarz-Weiß bereithält.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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ARBEIT/822: Rückkehrrecht in Vollzeit bedeutet Ende der Teilzeitfalle


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. September 2018

Rückkehrrecht in Vollzeit bedeutet Ende der Teilzeitfalle

Brückenteilzeit ist Win-Win-Situation für Frauen und Unternehmen



Am heutigen Freitag, 28. September 2018, wird im Deutschen Bundestag
in erster Lesung über die Einführung der Brückenteilzeit beraten.
Dazu erklärt die Vorsitzende der Gruppe der Frauen der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Yvonne Magwas:

"Wir begrüßen die Einführung der Brückenteilzeit. Sie ist ein
Meilenstein und aus Sicht der Frauen ein echter Fortschritt.

Die Brückenteilzeit bedeutet das Ende der Teilzeitfalle, denn sie
wird es zukünftig ermöglichen, schneller in Vollzeit zurückzukehren.
Wir sind uns sicher, dass viele Frauen diese Möglichkeit gerne und
rege nutzen werden.

Die Einführung der Brückenteilzeit ist zugleich ein wichtiger Schritt
hin zur eigenständigen Alterssicherung von Frauen sowie ein aktiver
Beitrag und ein Fortschritt bei der Gleichstellung von Frauen und
Männern.

Zudem ist die Einführung der Brückenteilzeit eine klassische
Win-Win-Situation: Frauen bieten sich zukünftig schnellere Wege aus
der Teilzeit heraus, bei gleichzeitiger besserer Vereinbarkeit von
Familie und Beruf - und Unternehmen finden zukünftig mehr
qualifizierte Fachkräfte, die sie dringend benötigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1770: Opposition darf Mazedoniens NATO- und EU-Perspektive nicht blockieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. Oktober 2018

Opposition darf Mazedoniens NATO- und EU-Perspektive nicht
blockieren 

Ein Scheitern der Namensänderung würde das Land auf lange Zeit
isolieren



Bei dem gestrigen Referendum in Mazedonien haben mehr als 91 Prozent
der Wähler für die Änderung des Staatsnamens in "Nord-Mazedonien" und
damit zugleich für die weitere Nato- und EU-Perspektive ihres Landes
gestimmt. Allerdings wurde das erforderliche Quorum von 50 Prozent
Wahlbeteiligung nicht erreicht. Entscheidend wird deshalb die
Abstimmung im Parlament sein. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Mit über 91 Prozent der Ja-Stimmen haben die Wähler in Mazedonien
ein überwältigendes Votum für den europäischen Weg und die weitere
EU- und NATO-Perspektive ihres Landes abgegeben. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedauert, dass nur rund 37 Prozent der
Wahlberechtigten an dem Referendum über die Namensänderung
teilgenommen haben und damit das erforderliche Quorum nicht erreicht
wurde.

Allerdings ist das Referendum nicht bindend. Entscheidend ist, dass
bei der erforderlichen Abstimmung im Parlament die notwendige 2/3
Mehrheit für die Verfassungsänderung und die Namensänderung erreicht
wird.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert deshalb die mazedonische
Opposition nachdrücklich auf, bei der historisch wichtigen Abstimmung
im Parlament der Verfassungsänderung und damit dem Weg ihres Landes
in Richtung NATO und EU zuzustimmen. Sonst wäre sie politisch
verantwortlich dafür, dass für Mazedonien dieser Weg langfristig
blockiert und damit das Land in Europa isoliert wäre. Das würde
ebenso für die Möglichkeit gelten, ab Mitte nächsten Jahres
EU-Beitrittsverhandlungen zu beginnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1769: "Friedensprozess in Syrien jetzt voranbringen"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 28. September 2018

"Friedensprozess in Syrien jetzt voranbringen"



Bei der heutigen Pressekonferenz mit dem türkischen Präsidenten
Erdogan hat Bundeskanzlerin Merkel in Aussicht gestellt, dass es noch
im Oktober zu einem Vierer-Gipfeltreffen mit dem französischen
Präsidenten Macron, dem russischen Präsidenten Putin und dem
türkischen Präsidenten Erdogan kommen wird, um gemeinsame
Lösungsmöglichkeiten für die Krise in Syrien zu erörtern. Hierzu
können Sie den außenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Im Oktober wird es zu einem Vierer-Gipfel
Putin/Erdogan/Macron/Merkel zur Syrien-Krise kommen. Das ist ein
gutes Zeichen. Die internationale Diplomatie erhält hierdurch noch
einmal neuen Schwung. Es ist höchste Zeit, dass dem Blutvergießen in
Syrien endlich ein Ende gesetzt wird. Der Waffenstillstand in Idlib,
der jetzt schon einige Tage hält, ist ein erster Lichtblick. Jetzt
gilt es, die Waffen vollständig zum Schweigen zu bringen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3409: Gegen rechte und andere Terroristen mit aller Konsequenz vorgehen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Oktober 2018

Gegen rechte und andere Terroristen mit aller Konsequenz
vorgehen



Zu der heutigen Festnahme mehrerer Männer wegen des Verdachts auf
Bildung einer rechten Terrorgruppe können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie
folgt zitieren:

"Es ist eine gute Nachricht, dass die Sicherheitsbehörden die
Verdächtigen in Chemnitz festnehmen konnten. Nun müssen wir die
weitere Aufklärung abwarten. Die Ereignisse in Chemnitz zeigen aber
in jedem Fall, dass wir gegenüber rechtsgerichteten und anderen
Terroristen mit Konsequenz vorgehen müssen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/656: Sicherheit und Freiheit für unsere Bürger garantieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. September 2018

Sicherheit und Freiheit für unsere Bürger garantieren

Innere und äußere Sicherheit enger miteinander verzahnen



Der Reservistenverband hat am heutigen Freitag, 28. September 2018,
ein Sicherheitspolitisches Forum zum Thema "Zur Zukunft der Inneren
Sicherheit in Deutschland" veranstaltet. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Die sicherheitspolitische Landkarte hat sich in den vergangenen
Jahren zunehmend verändert. Terrorismus, aber auch Migration sind
große Herausforderungen unserer Zeit. Die Anschläge in Brüssel und
Paris, aber auch in Berlin verdeutlichen uns, dass wir auch in Europa
von Terror betroffen sein können. Möglichen Bedrohungen für unsere
Sicherheit müssen wir uns konsequent entgegenstellen.

Innere und äußere Sicherheit müssen dringend enger miteinander
verzahnt werden, um den größtmöglichen Schutz unserer Bürger gewähren
zu können. Es ist erforderlich, dass die Bundeswehr dann helfen kann,
wenn die Polizei an ihre Leistungsgrenze stößt.

Wir müssen bereit sein, die erforderlichen Mittel zu investieren, das
heißt übergreifend deutlich mehr Geld für unsere Sicherheit
aufzubringen. Übungen wie die GETEX 2017 weisen in die richtige
Richtung. Diesen Weg müssen wir fortsetzen und intensivieren.

Die Neuentwicklung einer "Strategie der Reserve" wurde mit der
Konzeption der Bundeswehr angestoßen. Den Reservisten der Bundeswehr
kommt eine maßgebliche Rolle zu, wenn es um die Kernaufgabe der
Landes- und Bündnisverteidigung geht. Dieses Potential müssen wir
besser nutzen, um damit einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit
unseres Landes leisten zu können.

Langfristig müssen wir unsere Sicherheitsstruktur überprüfen und neu
ausrichten. Nach 60 Jahren ist es an der Zeit, diese der veränderten
Sicherheitslage anzupassen. Dazu gehören alle Bereiche der vernetzten
Sicherheit, vor allem Streitkräfte, Nachrichtendienste, Polizei,
Diplomatie, Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaft.

Sicherheit braucht Wertebindung - deshalb brauchen wir neben einem
Bekenntnis zur Wehrhaftigkeit unserer Demokratie einen breiten
gesellschaftlichen Diskurs darüber, was wir bereit sind für unsere
Sicherheit einzusetzen. Sicherheit darf nicht als selbstverständlich
betrachtet werden. Sie ist der Garant für Freiheit, für den es sich
zu kämpfen lohnt.

Sicherheit ist die wesentliche Grundlage für die Lebensqualität der
Menschen in Deutschland. Der Schutz unserer Bürger muss wieder in den
Vordergrund gestellt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2095: Wirtschaftsweise - Achim Truger ist eine hervorragende Wahl




Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Oktober 2018

Wirtschaftsweise: Achim Truger ist eine hervorragende Wahl
 

Der stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion, Fabio De Masi, kommentiert die Nominierung von Prof. Achim Truger als Nachfolger von Prof. Peter Bofinger im Sachverständigen Rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung durch den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB):

"Ich freue mich, dass mein ehemaliger Professor und Kollege an der Hochschule für Wirtschaft und Recht, Achim Truger, nominiert wird. Truger gehört als Finanzwissenschaftler zu den wenigen Ökonomen in Deutschland, die realitätsnahe Volkswirtschaft betreiben und die wirtschaftspolitische Bilanz der Agenda 2010 sowie der Kürzungspolitik in der Euro-Zone kritisch begleiten. Er sucht dabei immer wieder die Debatte mit wirtschaftspolitischen Praktikern - so kürzlich auch auf dem Fachgespräch der Linksfraktion zu zehn Jahren Finanzkrise.

Truger hat die Debatte um eine kurzfristige Reform des starren Stabilitäts- und Wachstumspaktes über eine goldene Investitionsregel wesentlich geprägt. Diese fordert, öffentliche Kreditaufnahme im Umfang öffentlicher Investitionen zu gestatten, da Investitionen auch Vermögen für zukünftige Generationen schaffen. Daher sei es sachdienlich, zukünftige Generationen über die Kreditzinsen an der Finanzierung zu beteiligen.

Peter Bofinger hinterlässt große Fußstapfen. Er hat die Angriffe der übrigen Mitglieder des Sachverständigenrates mit Gelassenheit ertragen. Die sofortigen heftigen Attacken auf Truger nach seiner Nominierung zeugen nicht von wissenschaftlicher Redlichkeit der Wirtschaftsweisen sondern von ideologischen Grabenkämpfen, die kein Interesse am Ideenwettbewerb zeigen.

Sowohl Bofinger als Truger stehen für eine nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik wie sie etwa auch der ehemalige Chefvolkswirt der Weltbank und ?Nobel Ökonom? Joseph Stiglitz, der Harvard Ökonom Dani Rodrik sowie selbst einige Ökonomen der Forschungsabteilung des Internationalen Währungsfonds betreiben. Die deutsche Volkswirtschaft sollte sich nicht länger von den internationalen Debatten isolieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7565: Heute im Bundestag Nr. 717 - 01.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 717

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.26 Uhr

1. Bundesregierung steht zur Mietpreisbremse

2. Übersicht zu Atomtransporten

3. Brexit-Folgen im Umweltbereich

4. AfD-Fraktion fragt nach Kalikokrebs

5. Sammlung von Elektrogeräten

6. Kostenaufschlüsselung im Haushalt



1. Bundesregierung steht zur Mietpreisbremse

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung bekräftigt ihr Festhalten an der
Mietpreisbremse. In der Antwort (19/4492) auf eine Kleine Anfrage
(19/4174) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnt sie Vorschläge aus
einem Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim
Bundeswirtschaftsministerium zur Wohnungspolitik ab. "Insbesondere die
Empfehlungen, die sogenannte ,Mietpreisbremse' ersatzlos zu streichen
und den sozialen Wohnungsbau zurückzufahren, werden von der
Bundesregierung nicht geteilt." Ungeachtet dessen sei das Gutachten
wertvoll: Es sei gerade Sinn und Zweck einer unabhängigen
wissenschaftlichen Beratung, dass auch solche Vorschläge gemacht
werden, die nicht der aktuellen Politik der Bundesregierung
entsprechen. Dem Wissenschaftlichen Beirat gehören den Angaben zufolge
derzeit 38 Mitglieder an. Die Gutachten würden grundsätzlich nicht
zwischen den Ressorts abgestimmt, erklärt die Bundesregierung weiter.

 * 

02. Übersicht zu Atomtransporten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Atomtransporte sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4513). Die Fraktion bittet die
Bundesregierung darin um eine vollständige Auflistung sämtlicher
genehmigungs- und anzeigepflichtigen innerdeutschen sowie
grenzüberschreitenden Transporte mit Nuklearbezug. Die Grünen fragen
dabei die Aufzeichnung des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit, des Bundesamts für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) und des Eisenbahnbundesamtes ab. Weitere
Fragen beziehen sich zudem auf Lücken in der Dokumentation des BAFA in
einer früheren Antwort der Bundesregierung (19/1766).

 * 

3. Brexit-Folgen im Umweltbereich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/4414) nach den Folgen des Brexit für den Umweltbereich.
Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, in
welchen Bereichen der EU-Politik Großbritannien bisher eher Bremserin
und in welchen eher Förderin war.

 * 

4. AfD-Fraktion fragt nach Kalikokrebs

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Gefährdung heimischer Arten durch den
Kalikokrebs thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4449). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, in welchen Regionen sich der aus Nordamerika stammende
Kalikokrebs seit 1993 ausgebreitet hat.

 * 

5. Sammlung von Elektrogeräten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/4374) die Sammlung von Elektro- und
Elektronikaltgeräten. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, wie viele Elektro- und Elektronikgeräte jährlich in
den Verkehr gebracht werden und wie sich die Sammelquote seit 2006
entwickelt hat.

 * 

6. Kostenaufschlüsselung im Haushalt

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/3838) nach der "Aufschlüsselung der unmittelbaren
Flüchtlingskosten im Bundeshaushalt". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem Auskunft über die aggregierten Meldungen der
Einzelressorts für die Jahre 2016 und 2017.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 717 - 1. Oktober 2018 - 13.26 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BUNDESTAG/7564: Heute im Bundestag Nr. 716 - 01.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 716

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 1. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.31 Uhr

1. Anhörung zu Grundgesetzänderungen

2. Kein beherrschender Einfluss auf Post

3. Arbeitsplätze in der Windenergie-Industrie

4. Twitteraccount von Hirte ist privat

5. Wagniskapital in Deutschland

6. Aussagen zur Energiewende



1. Anhörung zu Grundgesetzänderungen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Die von der Bundesregierung angestrebten
Grundgesetzänderungen sind am Montag, 8. Oktober 2018, Gegenstand
einer öffentlichen Anhörung im Haushaltsausschuss. Beginn im
Anhörungssaal 3.101 im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus ist um 11 Uhr.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/3440) sieht Änderung in den
Artikel 104c, 125c und 143c sowie einen neuen Artikel 104d vor. Mit
den Änderungen will die Bundesregierung unter anderem ermöglichen,
dass der Bund umfangreicher in Bildungsinfrastrukturen investieren
kann, und die Beteiligung des Bundes am sozialen Wohnungsbau über 2019
hinaus sichern. Gegenstand der Anhörung sind zudem ein gemeinsamer
Antrag der Fraktionen FDP und Bündnis 90/Die Grünen (19/4556), ein
Antrag der AfD (19/4543) sowie ein Antrag der Fraktion Die Linke
(19/13). Die drei Anträge beziehen sich auf das Kooperationsverbot im
Bildungsbereich.

Gäste können sich unter Angabe von Name, Vorname und Geburtsdatum beim
Ausschuss per E-Mail an haushaltsausschuss@bundestag.de anmelden.

Liste der Sachverständigen (Stand: 27.9.2018):

Axel Gedaschko (GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und
Immobilienunternehmen e. V.). Prof. Dr. Ulrich Häde
(Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)) Prof. Dr. Johannes
Hellermann (Universität Bielefeld), Prof. Dr. Thomas Lenk (Universität
Leipzig) Prof. Dr. Kai Maaz (Deutsches Institut für Internationale
Pädagogische Forschung (DIPF)), Dr. Katja Rietzler (Institut für
Makroökonomie (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung), Prof. Dr. Christian
Seiler (Eberhard Karls Universität Tübingen), Dr. habil. Ulrich
Vosgerau (Universität zu Köln), Prof. Dr. Berthold U. Wigger
(Karlsruher Institut für Technologie)

 * 

2. Kein beherrschender Einfluss auf Post

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat als Minderheitsaktionär keinen
beherrschenden Einfluss auf das operative Geschäft der Deutschen Post
AG. Dies stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4364) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3758) zum sogenannten
Entfristungkonzept des Unternehmens fest. Zugleich heißt es, auch bei
staatlichen Minderheitsbeteiligungen habe man die sozialen Interessen
der Beschäftigten im Blick. Der Vertreter des Bundes im Aufsichtsrat
habe sich des Themas angenommen und hierzu Gespräche mit dem Vorstand
geführt. Bei den Kriterien für die Entfristung von Mitarbeitern
handele es sich um Eckpunkte. "Die Entscheidung über die Entfristung
ist eine Individualentscheidung", stellt die Regierung fest. Dabei
würden vom Unternehmen die Besonderheiten des Einzelfalles
berücksichtigt. Die Entscheidung über die Übernahme in ein
unbefristetes Beschäftigungsverhältnis werde "auf Grundlage einer
Gesamtabwägung" getroffen.

Die Abgeordneten hatten mit Blick auf das Entfristungkonzept
kritisiert, dass die Bundesregierung frühere Fragen dazu nicht
beantworten wollte. Die Regierung versichert in ihrer Antwort
grundsätzlich, für sie seien sozial gerechte Beschäftigungsbedingungen
von hoher politischer Bedeutung. Im Übrigen hätten auch
Beteiligungsunternehmen des Bundes, wie alle anderen Arbeitgeber auch,
die geltenden Arbeits- und Sozialgesetze anzuwenden.

 * 

3. Arbeitsplätze in der Windenergie-Industrie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In der deutschen Windenergie-Industrie sind 2016
mehr als 160.000 Menschen beschäftigt gewesen. Das sind etwa 75
Prozent mehr im Vergleich zum Jahr 2008, wie aus der Antwort (19/4383)
auf eine Kleine Anfrage (19/4013) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
hervorgeht. Der weitaus größere Teil (132.975) davon arbeitete im
Zusammenhang mit Windenergie an Land. Neuere Zahlen lägen noch nicht
vor. Inwieweit Arbeitsplätze durch Entscheidungen einzelner
Unternehmen gefährdet sind, kann die Bundesregierung nicht
einschätzen.

Indes verweist sie bei der Frage nach Stabilisierungsmaßnahmen für die
Branche auf geplante Sonderausschreibungen, zusätzliche Beiträge von
Offshore-Windenergie und eine geplante Erhöhung der Anteile von
Erneuerbaren Energien im Strombereich auf 65 Prozent bis zum Jahr 2030
- vorausgesetzt, die Netze können diese Strommengen aufnehmen. Ziel
sei übergreifend unter anderem, Unternehmen und weiteren Marktakteuren
Planungssicherheit zu ermöglichen. Dazu trage auch das Aussetzen der
Sonderregelungen für Bürgerenergiegesellschaften bei, so die
Bundesregierung: Weil diese Sonder-Unternehmensformen nun auch
Genehmigungen nach den Bundesimmissionschutzgesetz brauchen, würden
sie wahrscheinlicher und zeitnaher realisiert.

 * 

4. Twitteraccount von Hirte ist privat

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das Twitterkonto des Ostbeauftragten der
Bundesregierung, Christian Hirte, ist privat. Dies stellt die
Bundesregierung in der Antwort (19/4440) auf eine Kleine Anfrage
(19/3998) der Fraktion Die Linke klar. Daher verwenden den Angaben
zufolge auch keine Beschäftigten des Ministeriums Arbeitszeit für den
Account @christianhirte.

 * 

5. Wagniskapital in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In Deutschland sind die Investitionen mit
Wagniskapital in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Wie aus
einer Antwort (19/4439) auf eine Kleine Anfrage (19/3976) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht, lagen diese Investitionen, die
häufig von nicht-institutionellen oder informellen Marktteilnehmern
kommen, 2017 bei 1,04 Milliarden Euro - fast doppelt so viel wie fünf
Jahre zuvor. Die Bundesregierung bezieht sich dabei auf Zahlen des
Bundesverbands Deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften. Diese
Daten zeigen demnach auch die Zurückhaltung von Wagniskapitalgebern in
den Jahren nach der Finanzkrise. Während die Investitionen 2008 bei
960 Millionen Euro lagen, fielen sie bis 2012 auf 573 Millionen Euro.
Seitdem nimmt das Volumen zu.

Gründe für die im internationalen Vergleich geringe ausgeprägte
Geber-Mentalität in dem Bereich sieht die Bundesregierung unter
anderem in dem für Europa jungen Marktsegment, das eine entsprechend
kurze Erfolgsbilanz europäischer Fonds nach sich ziehe. Dazu kämen
Faktoren wie "die vergleichsweise hohe Risikoaversion deutscher
Investoren" und eine zurückhaltende Gründermentalität in Deutschland.

 * 

6. Aussagen zur Energiewende

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat klargestellt, dass
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) nicht die technischen
Möglichkeiten eines Ausbaus der Erneuerbaren Energien in Frage stellt.
In der Antwort (19/4386) auf eine Kleine Anfrage (19/4083) der
Fraktion Die Linke heißt es, der Minister sei unzutreffend
wiedergegeben worden. Er habe vielmehr vor allem auf die
Herausforderungen im Verkehrssektor hingewiesen, die mit den
europäischen Zielen für Erneuerbare Energien und Energieeffizienz
einhergehen.

Die Antwort führt im weiteren detailliert Daten zu Kosten und
Organisation der Energiewende auf, etwa zur Entwicklung von
Einspeisevergütungen sowie zu Fristen, Volumen und Teilnehmern von
Ausschreibungsrunden für Wind- und Solarenergieprojekte.

 * 
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EUROPA/1557: Europäischen Währungsfonds nur mit Parlamentsvorbehalt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2018

DÜRR: Europäischen Währungsfonds nur mit Parlamentsvorbehalt



Zum Treffen der Euro-Finanzminister erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Die Fraktion der Freien Demokraten erwartet, dass Finanzminister
Scholz bei den Verhandlungen über den Europäischen Währungsfonds den
Parlamentsvorbehalt zur Bedingung macht. Ein möglicher EWF darf nicht
politisch von der Europäischen Kommission gesteuert werden, sondern
bedarf des Mitspracherechts der nationalen Parlamente. Die
Verantwortung über die Verwendung von Steuergeld kann nicht aus der
Hand der Volksvertreter gegeben werden. Leider scheuen Union und SPD
die Debatte im Bundestag darüber, weshalb die Verhandlungslinie der
Großen Koalition vollkommen unklar ist. Es ist insbesondere der
Hasenfüßigkeit der Unionsfraktion geschuldet, dass der
Haushaltsausschuss darüber nicht diskutiert."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4684: Rechtsextremes Lager macht mobil


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2018

KUHLE: Rechtsextremes Lager macht mobil



Zur Festnahme mutmaßlicher Rechtsterroristen in Chemnitz erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Festnahme sechs mutmaßlicher Rechtsterroristen in Chemnitz
zeigt, wie hoch das Gewaltpotenzial in der rechtsextremen Szene ist.
Während wir uns wochenlang mit Wortklaubereien über Hetzjagden
beschäftigen mussten, hat das rechtsextreme Lager mobil gemacht. Den
Sicherheitsbehörden ist zuallererst zu danken, dass Schlimmeres
verhindert werden konnte. Doch darf das nicht die einzige Reaktion
bleiben. Die Fraktion der Freien Demokraten fordert vehement eine
Reform der Sicherheitsarchitektur in Deutschland. Die Pannen bei der
Aufklärung der NSU-Morde, aber auch die Versäumnisse im Fall Amri
machen eine Neuaufstellung der Sicherheitsbehörden dringend
notwendig. Dafür muss vor allem die Zusammenarbeit zwischen Bund und
Ländern verbessert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4683: Zusammenarbeit mit Ditib bundesweit auf Eis legen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2018

TEUTEBERG: Zusammenarbeit mit Ditib bundesweit auf Eis legen



Zur Debatte über den Umgang mit dem türkischen Islam-Verband Ditib
erklärt die migrationspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Linda
Teuteberg:

"Die Eröffnung der Kölner Moschee durch Präsident Erdogan hat es noch
einmal unmissverständlich gezeigt: Die Ditib will kein Partner bei
der Integration sein. Das können wir nicht länger akzeptieren.
Deshalb sollten Bund und Länder jetzt dem Beispiel
Nordrhein-Westfalens folgen und die Zusammenarbeit mit Ditib auf Eis
legen. Es ist seit langem bekannt, dass der Verband in Deutschland
als verlängerter Arm des türkischen Präsidenten agiert. Es gibt auch
eindeutige Hinweise, dass die Ditib sich an der Beobachtung
türkischer Oppositioneller hierzulande beteiligt. Oft vereitelt der
Verband Integration, statt sie zu fördern. Deswegen müssen
Staatsverträge wie in Hamburg aufgelöst und gemeinsame Projekte auf
Eis gelegt werden. Eine Zusammenarbeit kann es nur geben, wenn der
Verband sich von Ankara lossagt und seine Arbeit auf Verständigung
ausrichtet - so unwahrscheinlich das auch ist."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1493: Ehe für alle ist großartiger Erfolg


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. September 2018

BRANDENBURG: Ehe für alle ist großartiger Erfolg



Zum Jahrestag der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare
erklärt der Sprecher für LSBTI der FDP-Fraktion Dr. Jens Brandenburg:

"Die Ehe für alle ist ein großartiger Erfolg. Mehr als 10.000 neu
geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen im ersten Jahr zeigen, dass
die Öffnung längst überfällig war. Auf diesem Fortschritt dürfen wir
uns nicht ausruhen. Für gleiche Rechte von Lesben, Schwulen, Bi-,
Trans- und Intersexuellen gibt es noch viel zu tun: Die FDP-Fraktion
fordert ein modernes Familienrecht für Regenbogenfamilien, einen
Nationalen Aktionsplan gegen Homo- und Transphobie und mehr
Aufklärung an Schulen.

Wir Demokraten müssen den polemischen Angriffen von Rechtsaußen auf
gleichgeschlechtliche Paare und Regenbogenfamilien geschlossen
entgegentreten. Für die Fraktion der Freien Demokraten ist klar: Kein
Mensch darf aufgrund seiner sexuellen Identität verfolgt oder
angegriffen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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VERKEHR/569: Zickzackkurs der Großen Koalition beim Diesel ist unterlassene Hilfeleistung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2018

LUKSIC: Zickzackkurs der Großen Koalition beim Diesel ist
unterlassene Hilfeleistung



Zur Debatte über die Diesel-Nachrüstung erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Der Zickzackkurs der Großen Koalition ist unterlassene Hilfeleistung
gegenüber Millionen von Diesel-Fahrern. Die nun diskutierten
begrenzten Hardware-Nachrüstungen und Umtauschangebote für Wenige
kommen viel zu spät und werden Fahrverbote nicht verhindern. Nicht
für alle Diesel-Fahrer wird damit eine Lösung angeboten. Es können
sich auch nicht alle den Umtausch leisten. Wir brauchen eine
Mobilitäts- und Wertgarantie für alle Diesel-Fahrer und keine
begrenzte Insellösung nur für Fahrzeuge deutscher Hersteller. Die von
der FDP-Fraktion vorgeschlagenen Fondslösung leistet genau das."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1033: Eröffnung Große Landesausstellung "Vertrauen" (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 105/2018

Eröffnung Große Landesausstellung "Vertrauen"

Präsidentin Aras: "Wir sind alle Verfassungsschützer!"



Stuttgart - Im Rahmen einer feierlichen Veranstaltung wurde am
Sonntag, 30. September 2018, im Landtag von Baden-Württemberg die
Große Landesausstellung "Vertrauensfragen. Der Anfang der Demokratie
im Südwesten 1918-1924" eröffnet. "Die Ausstellung spannt den Bogen
ins Heute, sie schafft den Bezug zu aktuellen Vertrauensfragen", lobte
Landtagspräsidentin Muhterem Aras vor etwa 500 Gästen. Sie appellierte
an das Auditorium, seinen Teil dazu beizutragen, die manchmal
langwierige Kompromissfindung als Lösungskompetenz in der Demokratie
nicht zu verachten und der Sehnsucht nach einfachen Antworten zu
widerstehen. Auf der Eröffnungsveranstaltung eingespielt wurde ein
Film mit Statements von Landtagsabgeordneten aller Fraktionen zum
Thema Vertrauen. Die Interviews sollen künftig nicht nur im Haus der
Geschichte, sondern auch in der Ausstellung im Bürgerzentrum des
Landtags zu sehen sein.

"Bürgerinnen und Bürger stellen die Vertrauensfrage permanent. Sie ist
alles andere als ungehörig, sondern gehört zum Wesen der Demokratie",
so Gastgeberin Aras in ihrer Eröffnungsrede. Diese Vertrauensfrage
müsse die Politik immer wieder geduldig beantworten. Aber auch die
Bürgerinnen und Bürger seien gefordert. "Die Leitplanken unserer
Verfassung werden gerade wieder angetastet, die Grenzen des
persönlichen Anstands werden überschritten", so die
Landtagspräsidentin. Angriffe auf die durch das Grundgesetz
vorgegebene Werteordnung seien jedoch nicht tolerierbar. Die
Präsidentin plädierte, Mut im Konkreten zu beweisen: "Wenn uns die
Freiheit etwas wert ist, dann können wir auch einfach mal den Mund
aufmachen", formulierte Aras. "Wir alle sind Verfassungsschützer!"

Professor Dr. Thomas Schnabel, der Leiter des Hauses der Geschichte,
dankte der Hausherrin des Parlaments: "Der Landtag ist nicht nur ein
außergewöhnlicher Ort für eine Ausstellungseröffnung eines Museums. In
diesem Fall ist er der ideale Ort." Die Schau wolle an die großen
Leistungen der ersten Demokratie erinnern. "Weimar war nicht so
schlecht wie sein Ruf", so der Historiker Schnabel. Es dürfe nicht nur
vom Ende 1933 aus dem Blickwinkel des Scheiterns her betrachtet
werden. , sondern auch von ihren Anfängen her. "Geschichte kann keine
direkten Handlungsanleitungen für aktuelle Politik liefern", sagte
Schnabel, aber sie könne Erfahrungen aufzeigen, die für heutige
Entscheidungen von Wichtigkeit sein könnten. Dies gelte insbesondere
für das Thema Vertrauen und dem, wie Theodor Heuss eindringlich
formuliert habe, "Misstrauen der Deutschen in ihre Fähigkeit zur
Selbstregierung". Die deutschnationalen Eliten hätten in Verkennung
ihrer Schwäche Hitler zum Kanzler gemacht. "Wir können - leider mehr
als vor einem Jahrzehnt für möglich gehalten - aus Weimar lernen. Wir
sollten es allerdings auch tun", lautete der Appell Schnabels im
Landtag 2018.

Paula Lutum-Lenger, designierte Leiterin des Hauses der Geschichte,
definierte als "Leitfrage" der Großen Landesausstellung: "Was schafft
Vertrauen?" Der Umsturz 1918 sei vor allem Folge einer tiefgreifenden
Vertrauenskrise gewesen. Die Schau thematisiere deshalb Chancen für
Demokraten unter den damaligen Rahmenbedingungen, nach den
vertrauensbildenden Maßnahmen, die zugunsten der Demokratie ergriffen
wurden. Museen verstünden sich zunehmend auch als Orte, wo aktuelle
politische Diskussionen geführt würden, so Lutum-Lenger. Die Große
Landesausstellung sei in diesem Sinne auch ein Akteur, der in
verschiedenen Foren und Mitmachstationen auch den Besucherinnen und
Besuchern die "Vertrauensfrage" stelle. "Die Ausstellung ist keine
ausschließlich historische Schau", betonte die künftige Leiterin des
Hauses der Geschichte bei der Eröffnung im Landtag. Die
Eröffnungsveranstaltung wurde musikalisch begleitet von Streicherinnen
des Eberhard-Ludwig-Gymnasiums in Stuttgart.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4512: Abschulung zementiert soziale Spaltung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Oktober 2018

Abschulung zementiert soziale Spaltung



Jede_r achte Hamburger Gymnasiast_in wird laut einem Bericht des Abendblatts nach der sechsten Klasse abgeschult, muss also gegen den eigenen Willen in eine Stadtteilschule wechseln. "Das Damoklesschwert der Abschulung bedeutet für viele Kinder Schulstress und Schulangst", kritisiert Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Der Druck und die Spaltung beginnen schon in der Grundschule, wo die Schulempfehlung suggeriert, ein Bildungsweg sei vorgezeichnet. Doch eine Sicherheit vor der Abschulung gibt es nicht, dafür Versagensangst und Konkurrenz unter den Schüler_innen."

Während die Gymnasien bereinigt werden, landen die jungen Schüler_innen frustriert und gedemütigt an den Stadtteilschulen, die wiederum für die psychologische und pädagogische Aufbauarbeit keinerlei Unterstützung durch die Behörde erhalten, so Boeddinghaus: "Die Abschulung zementiert im Bildungssystem die soziale Spaltung Hamburgs. Statt diejenigen herauszuwerfen, die dem erhöhten Leistungsdruck nicht gewachsen sind, sollten Gymnasien wie Stadtteilschulen die Möglichkeiten und Mittel erhalten, Schüler_innen entsprechend zu fördern und zum bestmöglichen Schulabschluss zu begleiten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 1. Oktober 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3199: Zuwendungen für Wohlfahrtsverbände mit strengerer Darlegungspflicht verknüpfen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 26. September 2018

Zuwendungen an Wohlfahrtsverbände mit strengerer Darlegungspflicht der Mittelverwendung verknüpfen

Jochen Schulte: Transparenz der Mittelverteilung muss Schwerpunkt zukünftiger Regelungen sein



Die heutige Zeugenanhörung des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses zu den Wohlfahrtsverbänden hat nach Ansicht des Ausschussvorsitzenden Jochen Schulte gezeigt, vor welchem Spagat die Landesregierung bei ihren Zuwendungen an die Liga der Wohlfahrtsverbände steht. Einerseits gebe es den verfassungsrechtlich begründeten Anspruch, die Wohlfahrtsverbände für die von ihnen übernommenen Aufgaben entsprechend auszustatten. Andererseits müsse dieser Anspruch auch mit einer praktikablen und strikteren Darlegungspflicht über die Verwendung der Mittel einhergehen, sowie mit einer Transparenz der Kriterien und Maßstäbe des Aufteilungsschlüssels, nach dem die staatlichen Mittel auf die einzelnen Wohlfahrtsverbände verteilt werden.

Schulte: "Ohne dem Ergebnis des PUA vorzugreifen, besteht hier offenbar Regelungsbedarf. Schwerpunkt einer Regelung muss dabei die vollständige Transparenz der Mittelverteilung auf die einzelnen Wohlfahrtsverbände sein."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4943: Sozialer Wohnraum (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 28.09.2018

Sozialer Wohnraum: Kommunale Wohnungsbaugesellschaften fördern,
Fehlentwicklungen ausgleichen



Im Koalitionsvertrag haben die Ampelfraktionen vereinbart, 20.000
Wohneinheiten im sozialen Wohnungsbau zu schaffen. Dass dieses Ziel
realistisch ist, zeigt die Antwort der Landesregierung auf die Kleine
Anfrage der Abgeordneten Dr. Bernhard Braun, Andreas Hartenfels und
Daniel Köbler: Mithilfe sozialer Wohnraumförderung wurden in den
letzten zweieinhalb Jahren knapp 6.400 Wohnungen geschaffen - mit
steigender Tendenz. Dazu äußert sich der Fraktionsvorsitzende Dr.
Bernhard Braun:

"Wohnen ist für die Lebensqualität und die gesellschaftliche Teilhabe
aller Menschen von elementarer Bedeutung. Die Nachfrage nach
bezahlbarem Wohnraum ist in vielen Ballungsräumen in Rheinland-Pfalz
kaum zu bewältigen. Zudem droht im Land die Zahl der sozial gebundenen
Mietwohnungen zu sinken.

Wohnungsbaugesellschaften können in den Städten und auf dem Land
Fehlentwicklungen am Wohnungsmarkt steuern und korrigieren. Wir wollen
den Kommunen deshalb die Gründung kommunaler Wohnungsbaugesellschaften
erleichtern. Dazu müssen wir die rechtlichen Rahmenbedingungen
schaffen.

Kommunen und ihre Wohnungsbaugesellschaften brauchen zudem Beratung
beim sozialen Wohnungsbau: Von der Aufstockung und Erweiterung
bestehender Bauten bis hin zu den rechtlichen Möglichkeiten bei der
Quartiergestaltung. Dafür halten wir unter anderem die Einführung
kommunaler Wohnungsbeauftragter zur Koordinierung von Bedarf und
Angebot für sinnvoll."


Hintergrund

Aktuell sind knapp 80.000 Wohneinheiten mit einer Bindung versehen.
Davon befinden sich 35.000 WE in den kreisfreien Städten und 45.000 WE
in den Kreisen. Im Verhältnis zur Einwohnerzahl bedeutet dies
ungefähr: 3,5 Wohneinheiten pro 100 Einwohner in den Städten und 1,5
Wohneinheiten auf dem Land. Die deutliche Mehrheit (90 Prozent) sind
Mietwohnungen in den kreisfreien Städten und knapp 60 Prozent in den
Kreisen, der Rest ist selbstgenutztes Wohneigentum. Der weitaus größte
Teil der sozial geförderten Wohnungen sind Mietwohnungen mit einer
Größe bis zu 90 Quadratmetern in den Städten und Kreisen.


Hier geht's zur KA_Wohnraum1

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/09/KA_Wohnraum1.pdf

und zur Antwort_KA_Wohnraum1.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/09/Antwort_KA_Wohnraum1.pdf

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4942: Ärztemangel auf dem Land wird offensiv begegnet (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
28.09.2018

Ärztemangel auf dem Land wird offensiv begegnet



Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat heute, am 28. September
2018, ein umfassendes Maßnahmenprogramm zur Stärkung der ärztlichen
Versorgung in den ländlichen Räumen vorgestellt. Dazu sagt der
gesundheitspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Steven Wink:

"Die Stärkung der ärztlichen Versorgung in den ländlichen Räumen ist
eine der wichtigsten Zukunftsaufgaben. Die heute vorgestellte
Landarztoffensive wird wesentlich dazu beitragen, dass auch in Zukunft
genügend Ärztinnen und Ärzte in der Fläche vorhanden sind. In den
vergangenen Monaten hat sich die FDP-Fraktion intensiv in die
Entwicklung der Landarztoffensive eingebracht.

Schon seit längerem setzen wir uns für eine Stärkung der Telemedizin
ein. Wir wollen, dass die Chancen der Digitalisierung auch zur
Verbesserung der medizinischen Versorgung genutzt werden können.
Digitale Brücken reduzieren die Distanzen zwischen Ärzten und
Patienten. Dass das Konzept der Landesregierung einen starken Fokus
auf den Ausbau der Telemedizin legt, begrüßen wir ausdrücklich.

Durch 20 neue Studienplätze pro Jahr wird dafür gesorgt, dass die Zahl
der angehenden Medizinerinnen und Mediziner grundsätzlich steigt.
Damit wollen wir erreichen, dass die Studienkapazität bis zum Jahr
2021 im Vergleich zum Studienjahr 2016 um 13 Prozent steigt.

Die heute vorgestellte Landarztoffensive enthält insgesamt vielfältige
Maßnahmen, die mittel- und langfristig ihre Wirkung entfalten werden.
Damit leistet die Koalition einen wichtigen Beitrag dazu, dass auch
zukünftig alle Menschen, unabhängig von ihrem Wohnort, Zugang zu
qualitativ hochwertiger medizinischer Versorgung haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. September 2018

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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KULTUR/273: Musik verbindet und überwindet Grenzen am Weltmusiktag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. September 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Musik verbindet und überwindet Grenzen am Weltmusiktag



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Der Weltmusiktag macht auf die Bedeutung von Musik aufmerksam. Eine Vielzahl an Musikfestivals ist das Rückgrat für unsere vielfältige Musiklandschaft. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für die Förderung von national und international relevanten Festivals in Deutschland ein.

"Musik erinnert uns an unser aller Begrenztheit und sprengt zugleich Grenzen und nationale Egoismen. Rund um den Weltmusiktag am 1. Oktober finden auf der ganzen Welt verschiedene Konzerte statt. Musik spielt auch im kulturellen Selbstverständnis unseres Landes eine wichtige Rolle. Deutschland verfügt über ein bedeutsames musikalisches Erbe und eine lebendige zeitgenössische Musik- und Festivalkultur. Dies hat sich am Beispiel des in der vergangenen Woche gefeierten Hamburger Reeperbahnfestivals abermals gezeigt. Im dreizehnten Jahr seines Bestehens zog es über 45.000 Besucherinnen und Besucher an. Durch die Unterstützung des Bundes entwickelte sich das Reeperbahn Festival inzwischen zur Leitveranstaltung der Musikbranche in Deutschland und in Europa. Mit seinem gesellschaftlichen und künstlerischen Anspruch bezieht es deutlich Stellung für eine freie und offene Gesellschaft.

Die SPD-Bundestagsfraktion bekennt sich zu den vielen national und international bedeutsamen Musik- und Clubfestivals in unserem Lande. Sie spiegeln in ganzer Breite eine vielfältige Musik- und Kulturlandschaft wider. Mit dem Koalitionsvertrag haben wir uns vorgenommen, Musikfestivals für alle Bevölkerungsgruppen zu fördern, um die gegenseitige Anerkennung von künstlerischen und freiheitlich-demokratischen Werten zu sichern."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2728: Neue Kommunalrichtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Neue Kommunalrichtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Am 1. Oktober wird die neue Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld, kurz "Kommunalrichtlinie", im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums veröffentlicht. Es werden neue Förderschwerpunkte, mehr Handlungsmöglichkeiten und verbesserte Förderbedingungen für finanzschwache Kommunen geschaffen.

"Ab dem 1. Januar 2019 gibt es für Kommunen und Akteure aus dem kommunalen Umfeld neue Fördermöglichkeiten zur Umsetzung von Klimaschutz-Maßnahmen. Das Bundesumweltministerium hat dazu eine neue Fassung der Kommunalrichtlinie veröffentlicht. Zu den neuen Förderschwerpunkten zählen unter anderem kommunales Energie- und Umweltmanagement, intelligente Verkehrssteuerung, Maßnahmen zur Verbesserung des Radverkehrs, zur Abfallentsorgung und an Klär- und Trinkwasserversorgungsanlagen.

Wir haben bei unseren Klimaschutzaktivitäten verstärkt die Städte und Gemeinden im Blick. Deutschlandweit gehen Kommunen mit gutem Beispiel voran. In Städten und Gemeinden zeigt sich wie Klimaschutzpolitik vor Ort konkret gelingen kann, welche Schwierigkeiten bestehen und wie diese überwunden werden können. Dabei wird Klimaschutz längst nicht mehr nur als Herausforderung, sondern auch als Chance begriffen, dauerhaft Energiekosten zu sparen und so den Finanzhaushalt zu entlasten. Darüber hinaus leisten Kommunen mit Klimaschutzmaßnahmen einen wertvollen Beitrag zur regionalen Wertschöpfung und steigern die Lebensqualität von Bürgerinnen und Bürgern. Die Akzeptanz für solche Maßnahmen ist groß.

Seit zehn Jahren profitieren Städte, Gemeinden und Landkreise von der Förderung des Bundesumweltministeriums. Schon 12.500 Projekte in mehr als 3.000 Kommunen sind mit rund 560 Millionen Euro vom Bundesumweltministerium gefördert worden. Zusätzliche Investitionen von mehr als 900 Millionen Euro sind durch die Förderung ausgelöst worden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SCHULE/756: Rot-Rot-Grün beschließt klammheimlich im Senat die Schulprivatisierung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Rot-Rot-Grün
beschließt klammheimlich im Senat die Schulprivatisierung 

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB), 28. September 2018



Berlin - 28.09.2018. "Wir haben es aus der Presse erfahren", so
beschreibt Carl Waßmuth, eine der fünf Vertrauenspersonen der
Volksinitiative "Unsere Schulen" und Vorstand von Gemeingut in
BürgerInnenhand (GiB) die empörende Situation. Focus online berichtete
am späten Nachmittag des 26. September, dass die Howoge GmbH künftig
große Sanierungs- und einen Teil der Neubaumaßnahmen beim
Investitionsprogramm zur Schulbauoffensive übernehme.

"Eine entsprechende Vorlage von Finanzsenator Dr. Matthias Kollatz hat
der Senat heute - nach Stellungnahme durch den Rat der Bürgermeister -
beschlossen", weiß das Portal zu berichten [1]. Auf der Seite des
Regierenden Bürgermeisters findet sich eine entsprechende
Pressemitteilung, die auf eine Beschlussfassung des Senats am 25.
September abhebt [2].

Carl Waßmuth weiter:

"Es macht schon stutzig, dass keine der großen Berliner Zeitungen die
Pressemeldung aufgegriffen hat, obwohl sie alle seit Monaten das Thema
begleiten. Wie wurden sie informiert? Wir müssen annehmen, dass der
Senat mehr oder weniger klammheimlich Fakten geschaffen hat. Zur
Heimlichkeit des Vorhabens passt, dass seit Monaten unsere Anfragen
nach Informationsfreiheitsgesetz auf Akteneinsicht zu den
Howoge-Vorgängen abgewiesen werden. Die Howoge verweist auf das
Geschäftsgeheimnis, der Senat behauptet, keinerlei Akten oder
Unterlagen angelegt zu haben [3]."

Gerlinde Schermer, gleichfalls Vertrauensperson der Volksinitiative:

"Der Senat hat scheinbar Angst vor Fakten. Während wir noch auf den
Anhörungstermin im Hauptausschuss warten - es deutet sich an, dass die
Anhörung am 7. November stattfinden soll, aber eine Entscheidung dazu
soll erst am 8. Oktober fallen -, versucht der Senat über seinen
Beschluß vor der Parlamentsberatung den Regierungsfraktionen den
Rückzug zu verbauen. Die bisher öffentlichen Schulgrundstücke sollen
bis 2022 mit 1,5 Mrd. EUR außerhalb des Landeshaushaltes beliehen
werden, das ist der wahre Kern und die Antriebskraft des
Finanzsenators für windige Vertragskonstrukte. Dafür sollen die
Bürgermeister der zwölf Bezirke 33-Jahres-Verträge unterschreiben,
ohne die Folgen überschauen zu können. Die Bezirke sind ja für die
Schulen zuständig, nicht der Finanzsenator. Wir haben ein Recht auf
Finanzierung des Schulbaus aus öffentlichem Haushaltsgeld! Dafür
zahlen wir Steuern."

GiB kann aus der Pressemitteilung des Senats nicht entnehmen, dass es
gegenüber der Beschlussvorlage des Finanzsenators vom April positive
Fortschritte gibt. Die Kostenkontrolle wird an ein privatrechtliches
Unternehmen abgegeben. Damit beschließt der Senat rund sechs Wochen
vor der Anhörung der Volksinitiative "Unsere Schulen" ein
Privatisierungs-Konzept, das nach der Bankenkrise, der
Wasserprivatisierung und dem BER-Desaster für Berlin ein neues
Finanzabenteuer bedeutet.

"Viele Bürgerinnen und Bürger Berlins wollen genau das nicht und haben
daher unsere Volksinitiative unterschrieben. Wir haben mehr als 30.000
Unterschriften gesammelt und sind seit Anfang August offiziell als
Volksinitiative anerkannt. Das Vorgehen des Senats ist ein Schlag ins
Gesicht der direkten Demokratie", findet Carl Waßmuth. Der
Bauingenieur und Infrastrukturexperte ist auch Elternvertreter und
kann bestätigen, dass viele der gesammelten Unterschriften von Eltern
und SchülerInnen kommen.

"Demokratie darf man nicht lernen, sondern muss man erleben" [4],
schreibt der Landesverband Berlin von Bündnis90/Die Grünen auf seiner
Webseite. Gemeingut in BürgerInnenhand lebt Demokratie mit seinen
Aktivitäten für den Erhalt der öffentlichen Daseinsvorsoge, erlebt sie
aber nicht im politischen Alltag der Hauptstadtregierung.


Über den Autor

Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) tritt ein für die Bewahrung und
Demokratisierung öffentlicher Einrichtungen der Daseinsvorsorge.
Gemeingüter wie Wasser, Bildung, Mobilität, Energie, öffentlichem Grün
und vieles andere soll zurückgeführt werden unter demokratische
Kontrolle. Ein inhaltlicher Schwerpunkt unserer Arbeit gegen
Privatisierung ist die Aufklärung über ÖPP.


Anmerkungen:


[1] https://www.focus.de/regional/berlin/senatskanzlei-berlin-berliner-schulbauoffensive-senat-beschliesst-beteiligung-der-landeseigenen-howoge-an-sanierungs-und-neubaumassnahmen_id_9663838.html

[2] https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/pressemitteilung.742923.php

[3] Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen auf eine IFG-Anfrage zur HOWOGE im Rahmen der Berliner Schulbauoffensive vom 21.09.2018

[4] https://gruene.berlin/nachrichten/demokratie-beginnt-im-schulsystem


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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HERRSCHAFT/1795: Berlin Ankara - mittelbare Hilfszusagen ... (SB)




Dass die Bundesrepublik Deutschland und die Türkei in den
bilateralen Beziehungen eine neue Seite aufschlagen, um ihre
Unstimmigkeiten beiseite zu lassen und sich auf ihre gemeinsamen
Interessen zu konzentrieren, ist im Hinblick auf die globalen
dramatischen Ereignisse der letzten Zeit für beide Seiten unabdingbar.
Zumal beide Staaten mit der Terrorgefahr, der Migrations- und
Flüchtlingsfrage und dem Wiedererstarken des Merkantilismus vor
gemeinsamen Herausforderungen und Bedrohungen stehen.

Recep Tayyip Erdogan vor seinem Staatsbesuch in der FAZ [1]

Im Vorfeld seines dreitägigen Staatsbesuchs in Deutschland hatte Recep
Tayyip Erdogan in einem Gastbeitrag der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung seine Erwartungen an die Bundesrepublik dezidiert zum Ausdruck
gebracht und dabei insbesondere an gemeinsame Interessen der beiden
Länder appelliert. Berlin und Ankara seien verpflichtet, ihre
Beziehungen "fern von irrationalen Befürchtungen vernunftorientiert
fortzuführen" und sich auf gemeinsame Herausforderungen und
Bedrohungen zu konzentrieren. "Hierbei sollten wir bei
Meinungsverschiedenheiten stets alle Kanäle des Dialogs und des
Austausches offenhalten und mit einem Höchstmaß an Empathie versuchen,
unsere gegenseitigen Befindlichkeiten zu verstehen."

Erdogan schlug seinen Gastgebern also vor, die Schnittmenge
beiderseitiger Staatsräson und Regierungspolitik zur ausschließlichen
Grundlage ihrer Beziehungen zu machen, den Rest aber in der Weise
abzuwickeln, daß man einander nicht ins Handwerk pfuscht. Wir brauchen
einander und dürfen uns nicht von einem wildgewordenen US-Präsidenten,
einem handlungsunfähigen UN-Sicherheitsrat, rechtsradikalen Rassisten
und allgegenwärtigen Terroristen daran hindern lassen, unsere Ordnung
aufrechtzuerhalten, unseren Wohlstand zu mehren und unseren Einfluß
auszuweiten, so die Botschaft des türkischen Machthabers. Mit dieser
Stoßrichtung rennt er in Berlin offene Türen ein, will doch die
expansionistische Agenda der Bundesrepublik ihrerseits das
herrschaftsrelevante Kerngeschäft nicht von widerständigem Aufbegehren
und internationalem Gegenwind ausbremsen lassen.

Unwuchten bleiben insofern im Spiel, als der türkische Rassist Erdogan
den Rassisten in hiesigen Führungsetagen Beziehungen auf gleicher
Augenhöhe anbietet, wie sie im deutsch-türkischen Verhältnis noch nie
vorgesehen waren. Von Anfang an ein halbkoloniales Bündnis des
Kaiserreichs mit den Osmanen, hat sich das Gefälle seither nie
vollständig nivelliert, weshalb aus Perspektive deutschen
Regierungshandelns ein gleichrangiger Umgang mit der türkischstämmigen
Bevölkerung in Deutschland wie auch der Türkei allen anderslautenden
Beteuerungen zum Trotz kein Thema ist. Hinzu kommen weitere
Streitpunkte im Detail wie etwa deutsche Geiseln in türkischer Haft
oder eine generelle Rechtsunsicherheit unter Erdogans Präsidialregime,
das deutsche Urlauber und insbesondere Geschäftsleute abschreckt. Auch
seine Spionage in Deutschland und die nationalistische Aufstachelung
seiner hier lebenden Landsleute sind ein Stein des Anstoßes.

Sollte demzufolge Verwirrung hinsichtlich der Interessen herrschen,
die dabei im Spiel sind, verdankt sich diese jedoch nicht so sehr
einer durchaus komplexen Gemengelage als vielmehr einer
nationalistischen Kategorisierung in "Deutsche" und "Türken" oder gar
zweier "Völker", deren gemeinsame Zukunft Erdogan beschwört. In beiden
Staaten wie auch in ihrem Zusammenwirken geht es um innere und äußere
Herrschaftsverhältnisse, Ausbeutung und Zurichtung, weshalb sich die
Frage von Gegnerschaft und Solidarität natürlich ganz anders stellt
als im offiziösen Diskurs. Die türkische und kurdische radikale Linke
wird in beiden Länder verfolgt, ohne daß Menschenrechte, wie sie an
anderer Stelle lautstark ins Feld geführt werden, auch nur der
geringste Hinderungsgrund wären.

So erwartet Erdogan denn auch von der Bundesrepublik die "notwendige
Unterstützung im Kampf gegen Terrororganisationen wie Fetö, PKK oder
DHKP-C, die auch die innere Sicherheit in Deutschland bedrohen und
deutsche Bürger zu Terrorzielen machen". Die PKK werbe weiterhin
Mitglieder an, betreibe Drogen- und Menschenhandel sowie
Schutzgelderpressung und Terrorpropaganda, was auch die deutschen
Nachrichtendienste bestätigten. Der türkische Präsident weiß sich auf
der sicheren Seite, wenn er die Kollaboration bei der Verfolgung
widerständiger Organisationen und Menschen anmahnt, sitzt er doch in
Anwendung des Terrorbegriffs auf radikale politische Gegner im selben
Boot mit der Bundesregierung. Daß er behauptet, die Türkische Republik
bekämpfe "gleichzeitig diverse Terrororganisationen" wie den
Islamischen Staat, Al Qaida, die PKK, die DHKP-C sowie Fetö
(Fethullahistische Terrororganisation), ist zwar im Falle des IS eine
dreiste Irreführung, bringt ihn aber zu der noch haarsträubenden
Propagandalüge, die Türkei habe mit der Operation "Schutzschild
Euphrat" gegen den "Islamischen Staat" und der Operation "Olivenzweig"
gegen die PKK die Errichtung von zwei Terrorstaaten im Norden Syriens
verhindert. Die geflüchteten Menschen seien nach der Bekämpfung der
Terroristen und der Befriedung der Region durch die Türkei wieder in
ihre Häuser zurückgekehrt. Heute sei diese Region zu einem sicheren
Zufluchtsort für Flüchtlinge aus anderen Regionen Syriens geworden.

Erdogan verurteilt die "verantwortungsferne Vorgehensweise der
amerikanischen Regierung", welche die Welt in rücksichtslose
Handelskriege treibe, die allen Beteiligten schadeten. Deutschland und
die Türkei seien angehalten, im Schulterschluß mit weiteren
verantwortungsbewußten Staaten derart destruktive Handelskonflikte zu
verhindern. Des weiteren lockt er Berlin mit der Forderung nach einer
Reform des UN-Sicherheitsrats, wie es die Bundesrepublik seit jeher
thematisiere. Durch den syrischen Bürgerkrieg hätten zunächst die
Nachbarländer und im Anschluß die europäischen Staaten einen sehr
hohen Preis für die Unfähigkeit des UN-Sicherheitsrates bezahlt. Sein
Land habe einen beachtlichen Beitrag für die Sicherheit und Stabilität
Deutschlands und Europas bei Fragen der Terrorabwehr und der
Flüchtlinge geleistet und beherberge heute 3,9 Millionen Menschen, die
aus Kriegs- und Krisengebieten geflohen sind.

Nachdem er der Bundesregierung vorgerechnet hat, wie sehr sie ihn
braucht, mahnt Erdogan einen Kampf gegen rechtsextremistische Kräfte
und institutionellen Rassismus in Europa an, dessen Haß sich
insbesondere gegen Muslime richte. Der Rechtsradikalismus nehme
zunächst Minderheiten aufs Korn, um nach seiner Erstarkung alle
andersdenkenden Gesellschaftsmitglieder zum Angriffsziel zu erklären.
Vor diesem Hintergrund sei es im Sinne der beiderseitigen Interessen
wichtig, den NSU-Terror umfassend aufzuklären und eine wirkungsvolle
Auseinandersetzung mit Islamfeindlichkeit zu führen. Was die türkische
Diaspora in der Bundesrepublik betreffe, so sei diese keine Bedrohung,
sondern im Gegenteil ein Garant gegen die Radikalisierung, da sie sich
in die Gesellschaft einbringe, die Sprache erlerne, an politischen
Prozessen teilnehme und sich rechtstreu vollkommen integriere. In
diesem Zusammenhang könne der Beitrag türkischer Gemeinschaften, allen
voran der Ditib, für die Sicherheit in Deutschland nicht verleugnet
werden, verfällt Erdogan am Ende doch unweigerlich in Klartext.

Mit Blick auf die Wirtschaftsbeziehungen, dem zentralen Motiv seines
Staatsbesuchs, begnügt er sich mit wenigen Andeutungen, da die Weichen
an anderer Stelle gestellt werden. Er spricht vom Tourismus und
erneuerbaren Energien, Infrastruktur und Automobilsektor, die ein
weites Feld für Kooperationen böten. Mit der Erweiterung von
Solar- und Windenergieanlagen wolle man die Produktion aus
einheimischen Quellen steigern und zugleich einen wichtigen Beitrag im
Kampf gegen den Klimawandel leisten. "Wir verfolgen das Ziel, die Zahl
der Investitionen deutscher Unternehmen in diesen und anderen
Bereichen zu steigern und unsere gegenseitigen Handels-und
Wirtschaftsbeziehungen auszubauen."

Wie reagiert die Bundesregierung auf diese Avancen? Da die
entscheidenden Gespräche hinter verschlossenen Türen stattfanden, ist
man erstens auf die Auswertung von Signalen angewiesen, bei denen man
zweitens die Spreu des Theaterdonners fürs Publikum vom Weizen
substantieller Übereinkünfte trennen muß. Regierungssprecherin Ulrike
Demmer erklärte, die Bundesregierung verfolge die Entwicklungen in der
Türkei aufmerksam und sei an einer stabilen, florierenden und
demokratischen Türkei interessiert. Nach Spitzengesprächen mit
Vertretern der türkischen Wirtschaft hatten deutsche
Regierungsvertreter betont, sie schätzten die Unterstützung der Türkei
für die Flüchtlingspolitik der EU. Bundesfinanzminister Olaf Scholz
betonte, die Verhandlungen zwischen Berlin und Ankara hätten im
letzten Monat große Fortschritte gemacht.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier forderte eine "neue Ära" in
den Beziehungen und erklärte, es bestehe eine sehr enge
wirtschaftliche Zusammenarbeit. Mehr als 7.500 deutsche Unternehmen
seien in der Türkei aktiv. In Berlin erwägt man, deutschen Unternehmen
Subventionen für Exporte in die Türkei anzubieten und bei Lieferungen
einzuspringen, selbst wenn die türkischen Banken nicht zahlen können.
Auf diese Weise würden die Folgen einer Finanzkrise für die deutsche
Industrie abgemildert. Zudem hätten Deutschland und die Türkei
gemeinsame geostrategische Interessen. Man wolle die Region
stabilisieren, die oft von Bürgerkriegen und Flüchtlingen geprägt sei,
so Altmaier. [2]

Angela Merkel monierte nach Gesprächen mit Erdogan auf der gemeinsamen
Pressekonferenz tiefgreifende Differenzen bei der Lage der
Pressefreiheit, der Menschenrechte und den in der Türkei inhaftierten
Deutschen. Auf diesen Pflichtteil folgte sogleich die Kür, betonte die
Kanzlerin doch die gemeinsamen Interessen wie die Partnerschaft in der
Nato, Fragen der Migration und den Kampf gegen Terrorismus.
"Deutschland hat ein Interesse an einer wirtschaftlich stabilen
Türkei", gab auch sie als Generallinie vor. Eine deutsch-türkische
Wirtschaftskommission werde erstmals tagen, das gemeinsame
Energieforum zum zweiten Mal zusammentreten. Zudem kündigte sie für
Oktober eine Konferenz mit den Präsidenten Frankreichs, Rußlands und
der Türkei über die kritische Lage in Syrien an. [3]

Der Grünen-Politiker Cem Özdemir zog hingegen eine durchweg kritische
Bilanz: "Von Normalität sind beide Länder genauso weit entfernt wie
vor dem Besuch." Schließlich säßen neben deutschen Geiseln immer noch
ungezählte Andersdenkende in türkischen Kerkern, und Erdogan mache
keine Anstalten, Schritte in Richtung Meinungsfreiheit zu gehen.
Özdemir kritisierte die "jede Art von Höflichkeit und Respekt
sprengenden Aktivitäten Erdogans" in Deutschland. Dieser betreibe die
Gleichschaltung von Moscheen, unterhalte "Schläger und Zuhälter im
Rockerclub Osmanen" und habe jüngst eine App freischalten lassen, "um
Oppositionelle in der Türkei ans Messer zu liefern". Jede einzelne
dieser Aktivitäten sei eine Unverfrorenheit und verdiene ein
deutliches Stoppsignal. Um Druck auf Erdogan auszuüben, verlangte der
Grünen-Bundestagsabgeordnete, der Türkei mit einer Einschränkung der
Hermes-Exportbürgschaften zu drohen. [4] Es steht indessen zu
befürchten, daß der Zug der Bundesregierung längst in eine ganz andere
Richtung abgefahren ist und Erdogan das frei Haus liefert, was er zur
Festigung seines wirtschaftlich schwer angeschlagenen Regimes so
dringend benötigt.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/politik/gastbeitrag-von-erdogan-erwartungen-an-deutschland-15808317-p1.html

[2] www.wsws.org/de/articles/2018/09/29/turk-s29.html

[3] www.welt.de/politik/deutschland/article181698656/Erdogan-Besuch-Merkel-beklagt-tief-greifende-Differenzen-zwischen-Deutschland-und-der-Tuerkei.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/nach-staatsbesuch-des-tuerkischen-praesidenten-oezdemir-fordert-deutliches-stoppsignal-fuer-erdoan-1.4151434
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FLUCHT/039: Afrin - Warten auf Rückkehr (medico international)


medico international - 24. September 2018

Nothilfe Afrin

Warten auf Rückkehr



Die Situation der etwa 100.000 Flüchtlinge aus Afrin in Sheba spitzt
sich zu: medico stellt erneut Mittel für Nothilfe zur Verfügung, während
Erdogan einen Staatsempfang in Berlin bekommt.

Die Hitze macht den Menschen in den provisorisch errichteten
Flüchtlingscamps besonders zu schaffen. Ob Skorpionbisse, schlechte
Wasserqualität oder Mangelernährung - die Situation für die etwa
zehntausend Flüchtlinge aus Afrin ist in den drei provisorisch errichteten
Camps schwer auszuhalten. Etwa 100.000 Personen halten sich insgesamt in
der Region Tal Refaat, auch Sheba genannt, auf - umgeben von
Regierungstruppen auf der einen und der türkischen Besatzung auf der
anderen Seiten. Sie alle sind im Frühjahr vor den türkischen
Luftbombardements und unberechenbaren, islamistischen Milizen geflohen, die
sich unter Duldung der türkischen Verwaltung bis heute frei in Afrin
bewegen. Eine Rückkehr unter der türkischen Besatzung in Afrin ist für die
meisten Flüchtlinge zurzeit keine Option. Berichte über Zerstörung und
Verfolgung unter türkischer Herrschaft, der Zurückgekehrten schrecken ab.
Die lokale Bevölkerung wird unter Druck gesetzt, die meisten demokratischen
Errungenschaften sind zu Nichte gemacht.

So bleibt als einzige Option das Warten in den Flüchtlingscamps. Bis nach
nach Kobane oder Aleppo haben es die meisten Familien nicht geschafft.
Dafür hätten sie syrisches Regimegebiet durchqueren müssen, zu Beginn wurde
von Soldaten hierfür Wegzoll erhoben und auch jetzt werden Genehmigungen
zur Passage nur selten erteilt. Und selbst wenn sie den Weg nehmen könnten -
 sie wüssten nicht wohin sie dann gehen sollten. Also warten sie auf die
Rückkehr nach Afrin, in ihre Häuser und ihre Höfe oder die Wohnungen in den
Städten. Dieses Warten zögert sich seit inzwischen einem halben Jahr raus.
Drei Flüchtlingscamps sind inzwischen entstanden, viele Familien haben sich
in verlassenen Gebäuden in der Umgebung niedergelassen. In diesen Dörfern
hatte der IS gewütet und die Menschen von dort vertrieben. Viele Häuser und
Felder sind deshalb noch vermint, was besonders zu Beginn Tote und
Verletzte forderte.

Medikamente für Gesundheitsposten

Ohne die Nothelfenden vom Kurdischen Roten Halbmond und ehemalige
Verwaltungsmitarbeiter*innen aus Afrin Stadt, wäre die Situation für die
Menschen wohl kaum zu ertragen. Denn sie organisieren die Hilfe, auch wenn
sie nur schwer durchkommt. medico unterstützte sie dabei von Beginn an und
steht auch jetzt noch in regelmäßigem Austausch. " Es braucht
internationalen Druck. Die hilfsbedürftigen und kranken Menschen brauchen
eine angemessene Behandlung. Und zur Vermeidung der Ausbreitung von
weiteren Krankheiten braucht es dringend eine humanitäre Intervention von
außen, internationale Hilfsorganisationen sind hier gefragt." sagt uns
Amina Nour vom Kurdischen Roten Halbmond, die seit Wochen als Ärztin an dem
Gesundheitsposten in Sherawa arbeitet. Die Nothelfer*innen sind non-stop im
Einsatz, oft sind sie selber geflohen. Meist übernachten sie direkt in den
Gesundheitsposten, da sie keine andere Unterkunft haben. Sie dokumentieren
die Flüchtlinge und die Kranken, um den Überblick nicht zu verlieren. Sie
berichten weiter von der notdürftigen Versorgungslage: Hilfe gelingt nur
schwer zu ihnen. Es fehlt an vielem Grundlegendem und trotzdem versuchen
sie die Gesundheitsversorgung so gut es eben geht aufrecht zu halten.

Inzwischen konnten sie in der Sheba-Region sieben Gesundheitsposten
aufbauen. In kleine Zelten findet die Erstversorgung der Kranken
stattfinden, zwischen 60 und 150 Patienten werden am Tag behandelt. Die
Menschen kommen mit Atemwegs- oder Darmerkrankungen zu den Helfer*innen.
Masern, Krätze oder Leishmaniose sind ebenfalls häufige Krankheitsbilder,
in der Regel verursacht durch die schlechten hygienischen Bedingungen, die
Hitze und Mangelernährung. Aktuell unterstützt medico die Ausstattung
dieser Gesundheitspunkte mit Medikamenten. In dem Ort Fafin ist in den
letzten Wochen ein kleines Krankenhaus eröffnet worden, um Patienten
längerfristig zu versorgen. Aber auch hier fehlt es an Personal und
Ausstattung. Schwerverletzte Unfallopfer oder KrebspaptientInnen finden
dort keine Hilfe, sondern müssen Wege in das nächstgelegene Krankenhaus
nach Aleppo finden. Der Weg führt durch syrisches Regimegebiet, für das
Passieren braucht es Genehmigungen, die oft lange dauern oder willkürlich
nicht erteilt werden. Wie lange die Nothelfer*innen diese prekäre
Versorgungslage aufrechterhalten können ist nicht klar. Sie sind dafür auf
Hilfe und Aufmerksamkeit von außen angewiesen, internationale Hilfe gelangt
jedoch kaum zu ihnen.

Bis zur Rückkehr: Warten und Selbstorgansierung

In den Flüchtlingscamps fangen Bewohner*innen und
Verwaltungsmitarbeiter*innen an das Camp-Leben selber in die Hand zu
nehmen. Es gibt inzwischen eine Kinderbetreuung, Schulen, Kulturprogramm
und verschiedene Workshops. Dabei geht es auch darum Erlebtes zu
verarbeiten. Die Bombenangriffe aus der Luft, Übergriffen der
islamistischen Milizen und die Flucht aus Afrin lassen sich unter diesen
Lebensumstände schwer vergessen. Besonders die Kinder schlafen schlecht und
werden immer wieder von den Kriegserinnerungen eingeholt. Eine Normalität
und ein Alltag scheint zurzeit in weiter Ferne. Eine Rückkehr in das
besetzte Afrin ist für die meisten keine Option. Diejenigen, die
zurückgegangen sind berichten von Zerstörung und Verfolgung unter
türkischer Herrschaft. Auch können sich die Milizen weiter frei bewegen und
setzen die zurückgebliebene Bevölkerung unter Druck.

Wie es für die knapp 100.000 Menschen in Afrin weitergehen wird mag niemand
vorhersehen. Die Auseinandersetzungen um Idlib stehen zurzeit im Fokus
dieses schon längst entgrenzten Stellvertreterkrieges. Die türkische
Verantwortung für den Rückzug der islamistischen Milizen aus Idlib, bietet
eine eher düstere Perspektive für eine Rückkehr nach Afrin. Die geplanten
Demilitarisierungszonen grenzen direkt an Afrin und Sheba. Ein Rückzug der
Türkei ist nicht in Sicht.

In der diesem fragilen Gefüge dürfen die Menschen in Sheba nicht vergessen
werden. Es ist die Pflicht der internationalen Gemeinschaft für den Schutz
der zivilen Bevölkerung in Syrien einzutreten. In Idlib und in Afrin. Dies
bedeutet für die wartenden Menschen in Sheba die Rückkehr nach Afrin zu
organisieren und eine humanitäre Versorgung für die Flüchtlinge in Sheba zu
garantieren. Während die Bundesregierung die Normalisierung der Beziehungen
zur Türkei sucht und Erdogan in Berlin empfängt, bleibt die Situation der
Menschen, die unter der türkischen Besatzung leiden weiter ungeklärt. Der
völkerrechtswidrige Militäreinsatz der Türkei in Afrin fand unter zur
Hilfenahme des deutschen Leopard-II-Panzer statt. Eine indirekte
Verantwortung der deutschen Bundesregierung ist nicht von der Hand zu
weisen. Die Reduzierung der Rüstungsexporte beruhigt vielleicht kurzzeitig
die Gemüter, eine klare Absage an Aufrüstung und Waffenexporte ist dies
jedoch noch lange nicht.



medico unterstützt weiter die humanitäre Hilfe in Nordsyrien - besonders
für die Geflüchteten aus Afrin. Während sich die Bundesregierung für die
Normalisierung der Beziehung mit dem türkischen Präsidenten Erdogan
einsetzt, setzt sich medico für den endgültigen Stopp der Rüstungsexporte
ein.

 * 

Quelle:

medico international - 24. September 2018

https://www.medico.de/warten-auf-rueckkehr-17189/

Herausgeber: medico international
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LAIRE/1329: Repression - eine alte Grausamkeit ... (SB)




Weltweit leben Hunderttausende indigener Kinder und Jugendliche in
Internaten und sind dort vielfachen Repressionen ausgesetzt. Ihre
eigene Kultur wird ihnen von den Mehrheitsgesellschaften systematisch
ausgetrieben, berichtet die Internetseite Intercontinental Cry [1].

Weitgehend unbemerkt auch von den heimischen Medien wurde in Kanada
am 30. September der "Orange Shirt Day" [2] begangen. An diesem Datum
wird seit 2013 des weit verbreiteten sexuellen Mißbrauchs, der Tötung
und auch massenhaften Selbsttötung indigener Kinder in kanadischen
Internaten, den sogenannten Residential Schools, gedacht. Ins Leben
gerufen wurde der Orange Shirt Day von der Stammesälteren Phyllis
Jack Webstad vom indigenen Volk der Stswecem´c Xgat´tem.

Als sie ein Kind war und ins Internat der St. Joseph's Mission in
William's Lake, kanadische Provinz British Columbia, kam, mußte sie
sogleich ihr gelbes Lieblingshemd ausziehen, das sie von ihrer
Familie geschenkt bekommen hatte und eine wichtige Erinnerung und
Verbindung zu ihrer indigenen Herkunft darstellte. Das gelbe Shirt
steht heute symbolisch für das Gedenken an die lange Zeit der
Repression und das Bemühen, so etwas nie wieder geschehen zu lassen.

Ab Mitte des 19. Jahrhunderts wurden in Kanada jene Internate für
Stammeskinder eingerichtet. Diese sollten "zivilisiert" werden. Da
die Kinder auch untereinander nur Englisch oder Französisch sprechen
durften, und ganze Generationen so erzogen wurden, gingen binnen
kurzer Zeit zahlreiche Sprachen verloren. Die Internate wurden
außerhalb der Reservate eingerichtet und waren häufig nur schwer zu
erreichen. Das hat die Trennung der Kinder von ihren Eltern
gefördert. Bei der sogenannten Aufarbeitung der Geschichte der
Residential Schools durch die Royal Commission on Aboriginal Peoples
kam heraus, daß allein in der kanadischen Provinz Ontario mehr als
zehntausend Kinder körperlicher Gewalt und zusätzlich häufig auch
sexuellen Mißbrauchs ausgeliefert waren [3].

Indigene Internatskinder wurden auch im Namen der Medizin gefoltert,
indem man Pharmaversuche an ihnen durchführte - selbstverständlich
ohne Wissen der Eltern. Außerdem wurden gesunde Kinder gemeinsam mit
an Tuberkulose erkrankten Kindern unterrichtet, so daß sich die
Krankheit weiter ausgebreitet hat. Schätzungen zufolge sind in den
Residential Schools 6.000 Kinder der First Nations, Inuit und Métis
infolge von unbehandelten Krankheiten und Mißhandlungen ums Leben
gekommen.

Die Organisation Survival International geht davon aus, daß sich die
Geschichte der kanadischen Internate gegenwärtig in anderen
Weltregionen wiederholt, weil Einstellung und Haltung gegenüber
Indigenen die gleichen sind: Die Kinder werden aus den familiären
Zusammenhängen herausgerissen und umerzogen, damit sie ihre Identität
verlieren. Was sie an ihr Zuhause erinnert, wird systematisch
ausgelöscht. Sei es, daß sie ihre Sprache nicht mehr sprechen dürfen,
sei es, daß sie ihre Religion ablegen oder auch einen anderen Namen
annehmen müssen.

Fast eine Million indigener Kinder in Asien, Afrika und Südamerika
lebt in ähnlichen Verhältnissen, wie sie aus der Geschichte Kanadas
bekanntgeworden sind, vermutet Survival International. Die
Organisation hat geplant, eine größere Aufklärungskampagne zu diesem
Thema zu initiieren.

Obwohl es starke Parallelen beim Mißbrauch von nicht-indigenen
Kindern und Jugendlichen in Internaten zahlreicher anderer Länder
gibt, wie nicht zuletzt die vielen hundert Mißbrauchsfälle in
Deutschland zeigen - angefangen von den Regensburger Domspatzen über
das katholische Internat Collegium Josephinum in Bad Münstereifel bis
zu den Landesfürsorgeheimen in Schleswig-Holstein und der
Odenwaldschule in Hessen - kommt bei den Berichten der Indigenen in
Kanada, Malaysia, Indien, etc. eben jener Aspekt hinzu, daß nicht
"nur" Einzelpersonen, sondern ganze Völker assimiliert wurden, was
letztlich deren Auslöschung bedeutete. Die Folklorisierung der
indigenen Kultur wäre hierzu nicht das Gegenmodell, sondern ihre
Fortsetzung.

Der uralte Konflikt zwischen Menschen, die in Stammeskulturen leben,
und jenen, die vergesellschaftet wurden und demgegenüber vereinzelt
sind, ist bis heute nicht abgeschlossen. Davon wissen die Indigenen
Nordamerikas ein Lied zu singen. Nach der Invasion durch die Europäer
wurden sie über Jahrhunderte hinweg in großer Zahl getötet,
vertrieben, versklavt, verstümmelt und in Reservate eingepfercht. Die
wenigen ihnen nach harten Kämpfen zugestandenen Rechte wurden wieder
gebrochen und werden es bis heute, wie 2016 der Weiterbau der
Dakota-Access-Erdölpipeline unterhalb eines für das
Standing-Rock-Reservat unverzichtbaren Trinkwasserreservoirs gegen
die Proteste von über hundert indigenen Stämmen in den USA gezeigt
hat.

In der neuen Identität werden die indigenen Kinder zu arbeitswilligen
Produktivkräften geformt, die ihr Leben der Gesellschaft
überantworten, indem sie fremdbestimmte Arbeiten verrichten oder auch
später einmal als Arbeitslose lediglich ihr Arbeitskraftpotential
bereithalten, bis es "höheren" Orts angefragt wird. Als nicht
fremdbestimmt dagegen könnte man beispielsweise Tätigkeiten
bezeichnen, die nicht entlohnt werden, sondern die unmittelbar für
ihren Stamm nützlich sind. Dazu kann zum Beispiel das Anfertigen von
Kleidungsstücken gehören. Fremdbestimmt wäre die Arbeit, wenn die
Kinder an eine Nähmaschine gesetzt werden und den ganzen Tag lang
Kleidungsstücke für den heimischen oder Weltmarkt nähen müssen.

Regelmäßig zögen Bergbaukonzerne und religiöse Organisationen im
Hintergrund an den Fäden, schreiben Jo Woodman und Alicia Kroemer auf
Intercontinental Cry. Ein riesiges Internat in Indien, das sich rühme,
"Heimat" für 27.000 indigene Kinder zu sein, erkläre öffentlich, es
sei das Ziel, "primitive" Stammeskinder von "Verbindlichkeiten in
Vermögenswerte", von "Steuerverbrauchern in Steuerzahler"
umzuwandeln. Zu den Partnerorganisationen des Internats gehörten auch
Bergbaukonzerne, die versuchten, Zugriff auf jenes Land zu erlangen,
das die Kinder ihre Heimat nennen. Die Eltern hätten das Internet als
"Hühnerfarm" bezeichnet, in denen sich die Kinder wie "Gefangene"
vorkommen. In jenem Bericht wird ein Experte zu Bildungsfragen der
indischen Volksgruppe der Adivasi mit den Worten zitiert:

"Ihr ganzer Verstand wurde mittels einer Art von Bildung einer
Gehirnwäsche unterzogen, die besagt: 'Bergbau ist gut', 'Konsumismus
ist gut', 'Deine Kultur ist schlecht'. Stammesinternate sind
Einrichtungen, die die Autobiographie jedes Kindes löschen, um sie
durch das zu ersetzen, was zum 'Mainstream' paßt. Ist das kein
Verbrechen im Namen der Schulbildung?"

Ergänzend zu dem von Jo Woodman und Alicia Kroemer verfaßten Bericht
auf Intercontinental Cry wäre deshalb zu fragen, ob nicht
konsequenterweise auch Alphabetisierungskampagnen, für die sich
Nichtregierungsorganisationen oftmals aussprechen, zu den
Repressionsmaßnahmen gegen indigene Gemeinschaften gezählt werden
müßten, da Menschen nur deshalb lesen und schreiben müssen, um sich
in die übergreifende Gesellschaft zu integrieren. Bildung gewährt
gesellschaftliche Teilhabe, heißt es - aber was ist, wenn Menschen
nicht an der ihrem Lebenzusammenhang des Stammes übergeordneten
Gesellschaft teilhaben wollen?

Umgekehrt brauchen jene wenigen unkontaktierten Völker, denen
beispielsweise in Brasilien formalrechtlich Schutzstatus eingeräumt
wird, zeit ihres Lebens weder zu lesen noch zu schreiben. Erst
nachdem sie von Bergbaukonzernen, Holzfällern oder anderen Räubern
aus ihrem angestammten Lebensraum vertrieben wurden und nun am Rande
oder innerhalb von bestehenden Siedlungen leben, wäre für sie die
Fähigkeit, lesen und schreiben zu können, von Vorteil. Vorher nicht.

Unter den gegebenen Bedingungen Indigenen Bildung zu verwehren, wie
es teilweise in Kanada noch immer der Fall ist, setzt die Geschichte
der Repression fort. Das hinter diesen Taten stehende
sozialdarwinistische Denken, das im 19. Jahrhundert vorherrschende
Ideologie war, ist bis heute nicht überwunden. Daran ändert auch
nichts, daß sich hochrangige Vertreter von Kirche und Staat für den
"kulturellen Genozid" entschuldigt haben. So lebt heute fast die
Hälfte der indigenen Kinder in armen Verhältnissen. Wer in einer
indigenen Familie zur Welt kommt, hat ein durchschnittlich sieben
Jahre kürzeres Leben als der Durchschnittskanadier.


Fußnoten:

[1]
https://intercontinentalcry.org/there-are-hundreds-of-thousands-of-indigenous-children-in-residential-schools-around-the-world-today/

[2] http://www.orangeshirtday.org/

[3] http://data2.archives.ca/e/e448/e011188230-01.pdf
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MILITÄR/926: Washington - Taktik, Tests und Provokationen ... (SB)


Taktik, Tests und Provokationen ...



Parallel zu dem eskalierenden Handelskrieg zwischen den USA und China
nimmt die militärische Konfrontation zwischen Washington und Peking
gefährlich zu. Gegenseitige Provokationen und Beleidigungen sorgen für
eine zunehmende Vergiftung der bilateralen Beziehungen. Während die
Militärs beider Seiten einander Muskelspiele im Südchinesischen Meer
liefern, rückt der absehbarste Konfliktpunkt - Taiwan - immer mehr ins
beiderseitige Visier. Dort prallen das Streben der Volksrepublik nach
der Wiedereingliederung der abtrünnigen Provinz und der Wunsch der
USA, die Insel weiterhin als Mittel der Hegemonie im
asiatisch-pazifischen Raum zu benutzen, diametral aufeinander.

US-Präsident Donald Trump, der noch vor dem Einzug ins Weiße Haus 2017
die ein halbes Jahrhundert zuvor von Richard Nixon und Henry Kissinger
mit Peking vereinbarte Ein-China-Politik in Frage stellte, hat
inzwischen Strafzölle in Höhe von zehn Prozent auf chinesische Importe
in die USA im Wert von 250 Milliarden Dollar verhängt. Er drohte im
Falle chinesischer Vergeltung, die restlichen Importe aus der
Volksrepublik im Wert von 270 Milliarden Dollar ebenfalls mit
Strafzöllen zu belegen. Die Chinesen sind nicht in der Lage,
Gegenmaßnahmen eins zu eins zu ergreifen. Schließlich exportiert China
weit mehr Güter und Dienstleistungen in die USA als es von dort
importiert. Nichtsdestotrotz hat Peking Washington in den letzten
Monaten eine ganze Reihe von Vorschlägen unterbreitet, wie der
chinesische Markt für Güter Made in the USA viel weiter als bisher
geöffnet und der Handelsüberschuß der Volksrepublik reduziert werden
könnte.

Doch das alles hat nichts geholfen, denn der Trump-Regierung geht es
nicht nur um den Handelsüberschuß, sondern vor allem darum, den
Aufstieg Chinas zum führenden Produzenten von High-Tech-Gütern wie zum
Beispiel in den Bereichen Robotik und künstliche Intelligenz zu
verhindern, weil dies die bisherige waffentechnologische Überlegenheit
des Pentagons zunichte machen könnte. Wie sehr die wirtschaftlichen
und militärischen Aspekte des Streits ineinander verwoben sind, zeigt
die drastische Reaktion Pekings auf die Verhängung von amerikanischen
Finanzsanktionen gegen die Rüstungsentwicklungsabteilung im
chinesischen Verteidigungsministerium und dessen Leiter Li Shangfu am
20. September. Anlaß war der Kauf mehrerer Kampfjets vom Typ Su-35
sowie Batterien des vielgepriesenen Luftabwehrsystems S-400 von der
staatlichen russischen Waffenschmiede Rosoboronexport, die sich wegen
der angeblichen Einmischung Moskaus in die US-Präsidentenwahl 2016 auf
einer schwarzen Liste des State Departments in Washington befindet.

Der Ärger der Chinesen ist verständlich. Beide Geschäfte waren vor der
Verabschiedung des entsprechenden anti-russischen Sanktionsgesetzes
durch den US-Kongreß im August 2017 getätigt worden. Die Kampfjets
wurden bereits im Dezember 2017 und die Luftabwehrraketen im Januar
2018 an die Volksrepublik ausgeliefert. Peking hat deshalb mehrere
Schritte unternommen, um seine Verärgerung deutlich zu machen. Das
chinesische Außenministerium hat am 21. September die Verhängung der
Sanktionen als "krassen Verstoß gegen die Grundregeln der
internationalen Diplomatie" sowie als "Demonstration der Hegemonie"
verurteilt und deshalb US-Botschafter Terry Branstadt einbestellt.
Darüberhinaus wurde der ranghohe chinesische Marinekommandeur, Shen
Jinlong, der an einer Militärkonferenz in den USA teilnahm, nach Hause
beordert und ein für Ende September geplantes Treffen mit Vertretern
des Pentagons zwecks Verbesserung der Kommunikationen zwischen den
Kommandostäben der beiden Streitkräfte verschoben. Am 22. September
hat das Finanzministerium in Peking geplante Gespräche über einen
Ausweg aus der Sanktionsspirale zwischen Vizepremierminister Liu He
und dem US-Finanzminister Steven Mnuchin bis auf weiteres abgesagt.

Seitdem reißt offenbar die Kette der gegenseitigen Provokationen nicht
ab. Am 25. September hat die chinesische Regierung den Antrag der
US-Marine um die Erlaubnis eines Hafenbesuchs in Hongkong für das
Kriegsschiff Wasp im Oktober negativ beschieden. Am 26. September gab
das Verteidigungsministerium in Washington bekannt, daß vier
B-52-Bomber zwei Tage zuvor einen Überflug über das Südchinesische
Meer, wo das chinesische Militär mehrere Riffe und kleine unbewohnte
Inseln zu regelrechten Festungen ausgebaut hat, durchgeführt hatten.
Im Rahmen der Operation haben die zum Transport von Atombomben fähigen
Maschinen auch die Senkaku- bzw. Diaoyu-Felsengruppe im
Ostchinesischen Meer überflogen, die seit Jahren Gegenstand eines
erbitterten Souveränitätsstreits zwischen Japan und der Volksrepublik
ist. Während die USA von einer "routinemäßigen" Operation sprachen,
warf China der Trump-Regierung vor, einen neuen "Kalten Krieg" zu
forcieren.

Am 21. September hat Washington eine weitere Tranche Militärhilfe für
Taiwan in Höhe von 300 Millionen Dollar publik gemacht. Zu den
Rüstungskomponenten, die diesmal an Taipeh geliefert werden sollen,
gehören Ersatzteile für die Luftwaffe, insbesondere die in den USA
gebauten Militärmaschinen vom Typ F-16, F-5 und C-130. Bereits 2017
haben die USA Taiwan Waffen im Wert von 1,4 Milliarden Dollar zukommen
lassen, darunter vor allem Torpedos vom Typ MK-48, hochmoderne Raketen
sowie Frühwarnradaranlagen geliefert. Bekanntlich macht man sich im
Pentagon zunehmend Sorgen, daß die Volksarmee in einer Blitzaktion
versuchen könnte, sich Taiwan gewaltsam einzuverleiben, noch bevor die
US-Streitkräfte im pazifischen Raum etwas dagegen unternehmen können.
Daher liefert die Nachricht vom 26. September, die USA zögen mehrere
Batterien ihres Patriot-Raketenabwehrsystems aus Bahrain, Jordanien
und Kuwait ab, um sie gegen Rußland und China in Stellung bringen zu
können, keinen Anlaß zur Beruhigung.
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NAHOST/1625: Jemen - friß oder stirb ... (SB)


Jemen - friß oder stirb ...



Im Jemen verschlimmert sich die ohnehin katastrophale humanitäre Lage
mit jedem Tag noch weiter. Im dem seit drei Jahren vom Krieg
heimgesuchten Land sind bereits 22 der 28 Millionen Einwohner auf 
humanitäre Hilfe aus dem Ausland angewiesen. Mitte September warnte 
die britische Nothilfeorganisation Save the Children von einer 
drohenden Hungersnot, der 5,2 Millionen Menschen, darunter mehr als 
eine Million Kinder, zum Opfer fallen könnten. Am 19. September 
wartete die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (Food and Agriculture Agency of the United Nations - FAO) mit 
noch alarmierenderen Zahlen auf. Demnach könnten die Zahl der von 
Hunger bedrohten Jemeniten von derzeit 8,4 Millionen bald um weitere 
3,5 Millionen steigen. "Den Hilfsorganisationen im Jemen läuft die 
Zeit davon, das Land vor dem Abrutschen in eine verheerende Hungersnot 
zu bewahren", warnte eindringlich David Beasley, leitender Direktor 
des Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen (World Food Program 
- WFP).

Hauptverantwortliche für die Notlage sind Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate (VAE), die 2015 an der Spitze einer
sunnitischen Staatenkoalition in den Jemen einmarschiert sind unter
dem Vorwand, den wenig beliebten, gestürzten Interimspräsidenten Abd
Rabbu Mansur Hadi wieder an die Macht zu hieven und dessen
Widersacher, die Ansar-Allah-Bewegung der schiitischen Huthi-Rebellen,
in die Schranken zu weisen. Mit Hilfe hadi-treuer Kräfte, südlicher
Separatisten, Al Kaida auf der Arabischen Halbinsel sowie
ausländischer Söldner ist es Riad und Abu Dhabi gelungen, den Süden
mit der strategisch wichtigen Hafenstadt Aden sowie den Osten des
Jemens einigermaßen unter ihre Kontrolle zu bringen. Doch jeder
Versuch der ausländischen Interventionisten, in die Huthi-Hochburg im
Nordwesten einzudringen und die Hauptstadt Sanaa zu erobern, ist
bislang kläglich gescheitert. Weiter als Taiz, die etwa auf halber
Strecke zwischen Sanaa und Aden liegt, ist man nicht gekommen.
Deswegen haben die Saudis und Emirater letztes Jahr vom Süden her eine
Offensive entlang der Küste des Roten Meers gestartet. Seit Juni
versuchen sie Hudeida, die mit 600.000 Einwohnern größte Hafenstadt an
der jemenitischen Westküste, die auch den letzten Zugang der Huthis
zur Außenwelt darstellt, einzunehmen, stoßen dort jedoch auf
erbitterten Widerstand.

Seit Beginn des Jemenkriegs haben die Saudis, Emirater und ihre
Verbündeten die mangelnde Schlagkraft der eigenen Truppen am Boden 
durch ihr Monopol in Sachen Luftstreitmacht - die Huthis haben keine - 
kompensiert. Dabei haben sie jedoch nicht nur militärische, sondern 
auch zahlreiche zivile Ziele angegriffen und weite Teile der 
Infrastruktur im Norden und Westen des Jemens, darunter 
landwirtschaftliche Betriebe, Klärwerke und 
Wasseraufbereitungsanlagen, zerstört. Deswegen haben nach Angaben von 
David Miliband, dem ehemaligen Außenminister Großbritanniens und 
heutigen Direktor des Internationalen Rescue Committee (IRC), 50 
Prozent aller Jemeniten keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser. 
Experten befürchtet den erneuten Ausbruch einer Cholera-Epidemie wie 
vor einem Jahr.

Mit Beginn der Operation zur Einnahme Hudeidas schießt auch die Zahl
der Kriegsopfer in die Höhe - nach Angaben des Armed Location and
Event Data Project (ALEDP) sowie des IRC um 164 Prozent. August 2018
soll der blutigste Monat im ganzen Krieg gewesen sein. Innerhalb von
neun Tagen starben 500 Menschen, die meisten von ihnen in und um
Hudeida. Für weltweites Entsetzen sorgte der Luftangriff auf den
belebten Marktplatz der Stadt Dayhan am 9. August, bei dem 47
Menschen, darunter 29 Kinder in einem vollbesetzten Schulbus, ums
Leben kamen. Wegen derlei Tragödien, die sich dauernd wiederholen,
sind Riad und Abu Dhabi erheblich in die Kritik geraten. In einem
Bericht von Menschenrechtsexperten der Vereinten Nationen, der am 28.
September erschienen ist, wurden den saudischen und emiratischen
Streitkräften sowie den Huthis wegen unzureichender Rücksicht auf die
Zivilbevölkerung Kriegsverbrechen vorgeworfen.

Die Scheichs in Riad und Abu Dhabi wiesen den Bericht als "ungenau"
und "parteiisch" zurück. Die Hadi-Regierung hat die Zusammenarbeit
mit der UN-Menschenrechtskommission wegen ihrer angeblich einseitigen
Parteinahme für die Huthis abgebrochen und die Experten des Gremiums
des Landes - jedenfalls des südwestlichen Teils - verwiesen. Zwei Tage
zuvor hatte Präsident Hadi beim Auftritt bei der UN-Generalversammlung
in New York Friedensverhandlungen mit den Huthis eine Absage erteilt
und die Bemühungen des UN-Sondergesandten Martin Griffiths als
"sinnlos" abgetan. Bereits am 25. September hatte an derselben Stelle
US-Präsident Donald Trump Saudi-Arabien und die VAE in Schutz genommen
mit der Behauptung, die absolutistischen Monarchien der Sauds und der
Al Nayhans täten alles, was sie nur könnten, den Krieg im Jemen zu
beenden und die Zivilisten dort zu verschonen. Gleichzeitig lastete 
Trump dem schiitischen Iran an, die alleinige Quelle allen Unheils im 
Nahen Osten zu sein.

Ein entlarvender Bericht des Wall Street Journal vom 20. September
läßt die Worte Trumps hohl erscheinen. Demnach hat US-Außenminister 
Mike Pompeo acht Tage zuvor dem Kongreß in Washington schriftlich 
bescheinigt, Saudi-Arabien und die VAE legten bei der Kriegsführung 
im Jemen größtmögliche Vorsicht an den Tag - obwohl seine eigenen 
Experten im State Department gegenteiliger Auffassung waren, auf die 
steigende Todesrate verwiesen und auf eine Beschränkung der 
US-Militärhilfe für Riad und Abu Dhabi gedrängt hatten. Pompeo ließ 
die Argumente der eigenen Mitarbeiter nicht gelten und belog praktisch 
den Kongreß in Sachen Jemen, um die Durchführung eines 
Zwei-Milliarden-Dollar-Waffengeschäfts, den Verkauf von 120.000 
Raketen des US-Rüstungskonzerns Raytheon an die Luftwaffen 
Saudi-Arabiens und der VAE, nicht zu gefährden. Zur Erinnerung: Es 
war eine Raytheon-Rakete, die einen Bus mit 29 Schulkindern darin im 
August auf dem Marktplatz Dayhan in ein tödliches Feuerinferno 
verwandelte. Entsprechend drastisch fiel deshalb die Überschrift des 
Wall-Street-Journal-Artikels aus: "Living Off The Bodies Of Dead 
Yemeni Children".
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ARMUT/264: Armutsrisiko Frausein (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Armutsrisiko Frausein

Armut hat oft ein weibliches Gesicht



Berlin/Dortmund/Freiburg, 01.10.2018. Das Armutsrisiko von Frauen liegt
weiterhin deutlich über dem der Männer - darauf machten anlässlich einer
gemeinsamen Tagung in Berlin der Deutsche Caritasverband (DCV), der
Katholische Verband für Mädchen- und Frauensozialarbeit (IN VIA) und der
Sozialdienst katholischer Frauen (SkF) aufmerksam. "Armut hat oft ein
weibliches Gesicht", so das Fazit der Verbände. "Armut beginnt für Frauen
sehr häufig dann, wenn familiäre Konstellationen die eigene Berufsbiografie
behindern, oder die Entlohnung so niedrig ist, dass sie auch bei
Alleinstehenden für eine eigenständige Existenzsicherung nicht ausreicht.

Frauen tragen weiterhin den deutlich höheren Anteil an Sorge- und
Pflegeaufgaben. Elternzeiten und die Pflege von Angehörigen führen dazu,
dass Frauen gar nicht, nur in Teilzeit oder in Minijobs erwerbstätig sind.
Eine eigenständige wirtschaftliche Existenz und eine auskömmliche Rente
können sie damit nicht erwirtschaften. Bei Krankheit und Tod des Partners
sowie nach Trennungen führt dies für sie oft in finanzielle Not.

"Der berufliche Wiedereinstieg von Frauen ist immer noch durch tradierte
Rollenbilder in Betrieben und in Familien erschwert. Es braucht gezielte
Unterstützungsmodelle. Dazu gehört für uns, dass vollzeitnahe oder
Vollzeiterwerbstätigkeit für Mütter und die Übernahme von Leitungsaufgaben
auch in Teilzeit aktiv gefördert werden", fordert Renate Jachmann-Willmer,
Bundesgeschäftsführerin des SkF. Zudem müsse die Bezahlung in den Sorge-
und Pflegeberufen, in denen zumeist Frauen tätig sind, deutlich angehoben
werden.

Die Armutsgefährdung nach Trennung und Scheidung ist deutlich erhöht. In
Familien, in denen die Sorge für die Kinder bei einem Elternteil alleine
liegt, reicht - wie in anderen Einverdienerhaushalten - das Einkommen
häufig nicht zur Existenzsicherung. Besonders Frauen sind stark betroffen,
da die Kinder meist bei ihnen leben. Es ist für sie schwierig, eine
existenzsichernde Arbeit zu finden, weil zeitlich flexible
Kinderbetreuungsplätze sowie kreative Zeitmodelle bei potenziellen
Arbeitgebern fehlen. "Neben einer verlässlichen Kinderbetreuung ist eine
angemessene Arbeitsteilung der Sorge- und Erziehungsarbeit zwischen den
Eltern eine wichtige Voraussetzung für den Zugang zur Erwerbsarbeit.
Fehlanreize bei der Familienbesteuerung und der Familienförderung sowie die
sogenannten Minijobs, die das Partnerschaftsmodell der Zuverdienstehe
begünstigen, sind zu beheben", erklärt IN VIA-Generalsekretärin Marion
Paar.

"Wir brauchen eine Abschaffung der Steuerklasse V, eine Reform des
Ehegüterrechts zur Errungenschaftsgemeinschaft", unterstreicht Eva M.
Welskop-Deffaa, Vorstand Sozial- und Fachpolitik des DCV. "Zeiten der
Kindererziehung und der Sorge für Angehörige sind bei der Rente stärker zu
berücksichtigen. Vorschläge zur Einführung eines permanenten
Versorgungsausgleichs in der gesetzlichen Rentenversicherung, die seit
Jahren diskutiert werden, müssen von der Rentenkommission der
Bundesregierung endlich aufgegriffen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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GEWERKSCHAFT/292: Konstituierende Sitzung der ver.di-Tarifkommission Altenpflege (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
28. September 2018

Konstituierende Sitzung der ver.di-Tarifkommission Altenpflege: 

"Werden uns bei den Forderungen am Tarifvertrag des öffentlichen
Dienstes orientieren"



Berlin - Auf ihrer konstituierenden Sitzung hat die ver.di-Tarifkommission
Altenpflege am Freitag in Berlin über Forderungen für einen
Tarifvertrag diskutiert, der auf die gesamte Altenpflege erstreckt
werden soll. "Den Mitgliedern der Tarifkommission ist sehr bewusst,
für welches außergewöhnliche Tarifprojekt sie Verantwortung
übernehmen. Wir werden uns bei unseren Forderungen am Tarifvertrag
des öffentlichen Dienstes orientieren und alle Regelungsmöglichkeiten
ausschöpfen, die das Arbeitnehmerentsendegesetz zulässt", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler im Anschluss an die
Sitzung. Neben der Bezahlung habe für die Mitglieder der
Tarifkommission auch der Gesundheitsschutz eine besondere Bedeutung,
weil die Arbeit nicht zuletzt wegen der viel zu dünnen Personaldecke
sehr belastend sei. "Wenn Pflegekräfte nachts allein im Wohnbereich
arbeiten, können sie oft nicht einmal eine Pause machen."

Die ver.di-Tarifkommission Altenpflege setzt sich aus allen
ver.di-Landesbezirken und allen Trägerarten zusammen: aus kommunalen
Einrichtungen, freigemeinnützigen - also weltliche und kirchliche
Wohlfahrtsverbände - und privaten Pflegekonzernen. Mit den weltlichen
Wohlfahrtsunternehmen will ver.di einen Tarifvertrag verhandeln, mit
Caritas und Diakonie soll ein angemessener Weg der Beteiligung
gefunden werden. Die nächste Sitzung der Tarifkommission findet am
22. November 2018 in Berlin statt.

"Unser Ziel ist ein Tarifvertrag, der vom Bundesarbeitsminister auf
das gesamte Arbeitsfeld erstreckt wird, und zwar auf die stationäre
und die ambulante Altenpflege für alle Beschäftigten dort, nicht nur
für Pflegekräfte", so Bühler weiter. "Ein solcher Tarifvertrag gilt
dann auch für kommerzielle Anbieter, die sich bislang Tarifverträgen
verweigern, also auch für die Unternehmen, denen die Maximierung
ihrer Gewinne wichtiger ist als eine gute Versorgung und gute
Arbeitsbedingungen."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/297: Jemen - Humanitäre Notlage verschärft sich weiter (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 28. September 2018

Jemen: Humanitäre Notlage verschärft sich weiter



Bonn, 28.9.2018: Die Vereinten Nationen warnen vor einer humanitären
Katastrophe im Jemen. Für etwa 17,8 Millionen Jemeniten sei die Versorgung
mit Lebensmitteln gefährdet, 8,4 Millionen Menschen sind vom Hungertod
bedroht. Zudem grassiert die Cholera im Land. Seit März 2017 wurden mehr
als eine Million Jemeniten von dieser Krankheit infiziert. Hauptursache
hierfür ist der mangelnde Zugang zu sauberem Wasser. Insgesamt 22,2
Millionen Menschen, drei von vier Einwohner des Landes, seien auf
humanitäre Unterstützung angewiesen.

Die Situation verschlechtert sich zusehends, weil aufgrund der prekären
Sicherheitslage die Hilfslieferungen die notleidenden Menschen häufig nicht
erreichen können. So lagern im Hafen von Houdeida zurzeit 45.000 Tonnen
Getreide, genug um Tausende Menschen einen Monat lang ernähren zu können.
Aufgrund der Kämpfe sind die Silos jedoch unzugänglich.

"Die humanitäre Situation ist dramatisch. Und sie wird noch verschärft,
weil die Gelder für die lebensrettende Hilfe fehlen. Unserem Partner UNHCR
stehen aktuell nur drei Prozent der benötigten Gelder zur Verfügung.
Deshalb rufen wir dringend zu Spenden auf", sagt Peter Ruhenstroth-Bauer,
Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe.

Zusammen mit lokalen Behörden und Nichtregierungsorganisationen koordiniert
der UNHCR die Hilfsmaßnahmen und den Schutz für die Vertriebenen vor Ort.
Konvois mit Plastikplanen, Decken, Kochutensilien und Sanitärartikeln für
belagerte Städte und Regionen sind dabei auf die Einhaltung von Feuerpausen
angewiesen.

Seit dem Jahr 2015 bekämpft eine von Saudi-Arabien geführte
Militärkoalition die schiitischen Huthi-Rebellen, die 2014 die Hauptstadt
Sanaa einnahmen. Mehr als 10.000 Menschen sind in dem Krieg bereits
umgekommen. Rund zwei Millionen Menschen mussten fliehen und leben als
Binnenvertriebene verstreut in anderen Landesteilen.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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MELDUNG/296: Internationaler Vertrag für Atomwaffenverbot nach nur einem Jahr zu 38% in Kraft (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Internationaler Vertrag für Atomwaffenverbot nach nur einem 
Jahr zu 38% in Kraft

Von Tony Robinson, 29. September 2018



27.09.2018 - Anlässlich des Internationalen Tages für die vollständige
Abschaffung von Atomwaffen feiern Friedensaktivisten auf der ganzen
Welt die riesige Errungenschaft, den Internationalen Vertrag für ein
Atomwaffenverbot um bereits fast die Hälfte auf den Weg gebracht zu
haben. Am 26. September wird des Tages gedacht, an dem im Jahre 1983
Oberst Stanislav Petrov von der Sowjetischen Luftwaffenabwehr die
Protokolle umging und eigenständig entschied, dass es sich bei den auf
dem Bildschirm erscheinenden eingehenden Atomwaffen um einen falschen
Alarm handelte und er daher nicht seine Vorgesetzten informierte.
Dieser Handlung wird zugeschrieben, damals nicht weniger als einen
atomaren Krieg verhindert zu haben, der die menschliche Zivilisation,
wie wir sie kennen, hätte auslöschen können.

Der Anstieg der Ratifizierungen des Internationalen Vertrages in
dieser Woche geht einher mit der Vollversammlung der Vereinten
Nationen, zu der Regierungschefs aus aller Welt nach New York kamen,
und anlässlich derer Aktivisten der International Campaign to Abolish
Nuclear Weapons ICAN [1] die Gelegenheit nutzten, um noch weitere
Unterschriften und Ratifizierungen zu sammeln.

So unterzeichneten heute Antigua und Barbuda, Benin, Brunei,
Guinea-Bissau, Myanmar, die Seychellen und Osttimor, während Gambia,
Samoa, San Marino und Vanuatu alle ihre Ratifikationsinstrumente
hinterlegten; Angola und Santa Lucia sollen morgen unterschreiben.

Der Internationale Vertrag für das Atomwaffenverbot erweist sich somit
als der effektivste Abrüstungsvertrag, der die meisten Unterschriften
in so kurzer Zeit auf sich vereinen konnte. Geht es in dieser
Geschwindigkeit weiter, könnte er bereits 2020 in Kraft treten, wenn
die Überprüfungskonferenz zum Atomwaffensperrvertrag erneut Staaten
mit Atomwaffen zusammenbringen wird, um ernsthaft über
Abrüstungsverpflichtungen zu sprechen.

Zu diesem Thema fand heute auch ein hochkarätiges Meeting der
Vollversammlung in New York statt, das ebenfalls an dieses wichtige
Datum erinnert. Bei dem Event sagte UN-Generalsekretär Antonio
Guterres: "Der einzige sichere Weg, um die Bedrohung durch Atomwaffen
abzuschaffen, ist der, Atomwaffen selber abzuschaffen". Im Bezug auf
den Atomaffensperrvertrag, der seit 1970 existiert, fügte Guterres
hinzu: "Dieser Vertrag ist der Beweis für die anhaltende Notwendigkeit
sowie den großen Nutzen von multilateralen Verhandlungen."

Einige Länder hingegen wiederholten anlässlich des hochkarätigen
Meetings ihre alten scheinheiligen Reden der vorangegangenen Jahre. So
sagte der niederländische Premierminister Mark Rutte der Versammlung:
"Die verheerenden Konsequenzen des Gebrauchs von
Massenvernichtungswaffen unterstreichen die dringende Notwendigkeit
zum Handeln. Der Gebrauch solcher Waffen darf niemals zur Norm
werden". Und er sagte dies ohne jegliche mitklingende Ironie, obwohl
die Niederlande Atomwaffen auf ihrem Gebiet stationiert haben, an den
Vorbereitungen für deren Gebrauch beteiligt sind und sich weiterhin
weigern, den Internationalen Vertrag für ein Atomwaffenverbot zu
unterzeichnen.


Anmerkung:

[1] https://www.icanw.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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GEWERKSCHAFT/1716: ver.di kritisiert Drohungen von Standortschließungen durch Ryanair (verd.i)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Oktober 2018

ver.di kritisiert Drohungen von Standortschließungen und Reduzierung
von Flügen durch Ryanair



Berlin - Nach dem zweiten erfolgreichen Warnstreik der Beschäftigten bei
Ryanair am 28. September 2018 eskaliert Ryanair die
Tarifauseinandersetzung mit der Ankündigung von Standortschließungen
und Kapazitätsreduzierungen.

Ryanair hat heute Morgen in einem Schreiben an alle
Ryanair-Beschäftigten angekündigt, die Station in Bremen, an der rund
90 Beschäftigte arbeiten, mit Wirkung zum 5. November 2018 zu
schließen. Am Standort Weeze soll die Anzahl der Flugzeuge von fünf
auf drei reduziert werden. An beiden Standorten hatte sich ein
Großteil der Beschäftigten an den Warnstreiks beteiligt. Das
Unternehmen begründet die Maßnahmen in dem Schreiben unter anderem
mit den Arbeitsniederlegungen der Beschäftigten.

"Wir fordern Ryanair auf, diese Entscheidung sofort zurückzunehmen
und nicht die Existenz der Beschäftigten zu bedrohen", erklärt
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. "Die Schließung des
Bremer Standorts ist der Versuch eines Vergeltungsschlages als
Reaktion auf die Streiks der Beschäftigten, die für ihre berechtigten
Forderungen kämpfen. Das Verhalten von Ryanair ist skandalös und
unwürdig." Ryanair zeige damit erneut, dass das irische Unternehmen
das deutsche Recht auf Streik unterminiere. Bereits in den letzten
Wochen war es zu massiven Einschüchterungsversuchen gegenüber
Beschäftigten gekommen. So ließ der Lowcoster Streikende durch
Vorgesetzte beobachten und fotografieren und erklärte, dass der
Streik illegal sei, weil er nicht angekündigt worden sei.

"Anstatt mit der Existenz von Menschen zu spielen, die ihre
Grundrechte wahrnehmen, rufe ich Ryanair dazu auf, die
Schließungspläne und die Reduzierung von Flugzeugen unverzüglich
zurückzunehmen und mit uns an den Verhandlungstisch zurückzukehren",
so Behle weiter. ver.di werde nicht ruhen, bis die Airline
auskömmliche Löhne und eine angstfreie Unternehmenskultur
sicherstelle.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1715: Damit Fliegen sicher bleibt - Protestaktionen von Flughafenbeschäftigten am 2. Oktober 2018 (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Oktober 2018

Damit Fliegen sicher bleibt: 2. Oktober - Protestaktionen von
Flughafenbeschäftigten an deutschen und internationalen Flughäfen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft im Rahmen
eines internationalen Aktionstages für existenzsichernde und
gesundheitserhaltende Arbeitsbedingungen an den Flughäfen weltweit zu
einem bundesweiten Aktionstag am Dienstag, dem 2. Oktober 2018, auf.
Der Aktionstag wird gemeinsam mit dem Dachverband International
Transport Workers' Federation (ITF) durchgeführt. Bundesweit
beteiligen sich Bodendienstbeschäftigte der Flughäfen Berlin,
Hannover, Köln, Düsseldorf, Frankfurt, München und Stuttgart.

Gemeinsam mit Flughäfen aus zwölf Ländern, an denen fast 38 Prozent
des weltweiten Luftreiseverkehrs erfolgt, fordert ver.di die
Luftverkehrsbranche dazu auf, deutlich mehr Personal zu beschäftigen,
bessere Qualifikationen zu ermöglichen und gute Löhne für die
Bodendienstbeschäftigten zu zahlen. Hier seien sowohl die Anbieter
der Dienstleistungen als auch die Luftfahrtgesellschaften in der
Pflicht, betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.

Durch die von der Europäischen Union forcierte Marktöffnung würden
die Anbieter von Bodenverkehrsdiensten um Abfertigungsverträge mit
den Fluggesellschaften konkurrieren. Dadurch sei ein zunehmend
erbarmungsloser Absenkungswettbewerb um die niedrigsten Lohnkosten
und den knappsten Personaleinsatz in Gang gesetzt worden. Immer
weniger Personal, das immer unzureichender ausgebildet sei, müsse
immer mehr sicherheitsrelevante Aufgaben übernehmen. Beschäftigte in
ausgegliederten Tochterunternehmen der Flughäfen oder bei privaten
Anbietern hätten zudem bis zu 30 Prozent weniger Einkommen als andere
Bodendienstbeschäftigte.

"Um die Branche zu stabilisieren, brauchen wir einen bundesweit
einheitlichen Branchentarifvertrag, mit dem zugleich eine hohe
Qualität der Dienstleistungen, existenzsichernde Gehälter, gemeinsame
Qualifikationsstandards und gesundheitserhaltende Arbeitsbedingungen
sichergestellt werden", so Behle. Nur so könnte die Branche dem
Preisdruck der Fluggesellschaften entzogen werden und
Sicherheitsstandards für Passagiere und Beschäftigte eingehalten
werden. Geschehe dieses nicht, befürchtet ver.di Verwerfungen bei der
Flugsicherheit und Probleme bei der Gesundheit der Beschäftigten.
Auch vor dem Hintergrund des starken Anstiegs von Passagierzahlen
seien Maßnahmen dringend erforderlich.

Weitere Informationen:

www.verdi-airport.de
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GEWERKSCHAFT/1714: ver.di ruft Amazon-Beschäftigte zum Streik vor dem Tag der deutschen Einheit auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Oktober 2018

ver.di ruft Amazon-Beschäftigte zum Streik vor dem Tag der deutschen
Einheit auf



Berlin - Vor dem Tag der deutschen Einheit hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die Beschäftigten des größten
Online-Versandhändlers Amazon heute (Montag,1.10.) mit Beginn der
Frühschicht zu einem bundesweiten Streik bis Dienstagabend
aufgerufen. Betroffen sind die Unternehmen in Bad Hersfeld, Koblenz,
Leipzig, Rheinberg und Werne. Bereits in der letzten Woche war es an
mehreren Standorten zu Arbeitsniederlegungen gekommen. Die
Gewerkschaft geht davon aus, dass es durch die Streiks zu
Lieferverzögerungen kommt.

In den letzten Tagen hatte Amazon versucht, die Belegschaften durch
geringe, einseitige Lohnerhöhungen von zwei bis maximal 2,7 Prozent
von weiteren Arbeitsniederlegungen abzuhalten. "Ohne die ausdauernden
Streiks der letzten Jahre würde es wahrscheinlich bis heute keinen
Cent mehr Lohn bei Amazon geben. Das weiß die Belegschaft genau",
erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. "Wer
um 4,5 Millionen US-Dollar pro Stunde reicher wird, kann seinen
Beschäftigten wenigstens verlässliche Einkommen und
rechtsverbindliche Lohnzuwächse bieten. Einseitige Lohndiktate können
morgen wieder geändert werden. Sicherheit bietet nur ein
Tarifvertrag."

ver.di fordert seit Jahren einen Tarifvertrag für den weltweit
größten Versandhändler, während Amazon jede tarifliche Bindung für
die Beschäftigten ablehnt. Darüber hinaus hat ver.di das
Online-Kaufhaus zum Abschluss eines Gesundheitstarifvertrages
aufgefordert, der ebenfalls abgelehnt wird. "Wenn die
Amazon-Beschäftigten gesund die Rente erreichen wollen, benötigen sie
heute Arbeitsbedingungen, die nicht krank machen. Körperliche und
psychische Belastungen müssen verringert oder vermieden werden, die
lückenlose Überwachung und Kontrolle an den Arbeitsplätzen wollen wir
stoppen", sagte Nutzenberger. Eine Rechtssicherheit durch
entsprechende Tarifverträge würde auch helfen, Altersarmut zu
verhindern.

 * 
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MEINUNG/076: Die ewige Wiederkehr der Argentinischen Krise (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die ewige Wiederkehr der Argentinischen Krise

Von Amelie Lanier, Untergrund-Blättle, 30. September 2018



Der Abzug von Kapital aus den Schwellenländern beeinträchtigt die
Wirtschaft. Der Peso hat seit Januar 50 % seines Wertes eingebüsst,
der Zinsfuss steht bei 60 %, die Inflation wächst in einem fort und
das BIP wird 2018 schrumpfen." (El País, 16.9.2018)

Der Titel des Artikels gibt schon vor, wie man die Sache betrachten
soll: Argentinien ist einfach ein Krisenland, nichts zu machen, das
ist eine Eigenart dieses Landes. (Hat natürlich nichts mit
Kapitalismus, Geld, Kredit, Weltwirtschaft und dgl. zu tun.) Auch der
Begriff des "Schwellenlandes" (im Original heisst es: "aufstrebenden
Landes") hat es an sich, obwohl das sozusagen als
Selbstverständlichkeit unterstellt wird: Es gibt einen Haufen Länder,
die bemühen sich ständig, so erfolgreich zu werden wie wir hier in
Europa, und das ist ja auch redlich und gut, sie schaffen es aber
einfach nicht.

Niemand fragt nach, warum eigentlich diese Länder schon so lange in
der Warteschlange zur erfolgreichen Kapitalakkumulation stehen, aber
partout nie den Schritt über die "Schwelle" tun.

Auch das mit der Wiederkehr der Krise hat es in sich. Wir haben ja im
Verlauf der letzten zehn Jahre einen Haufen Schuldenkrisen erlebt, die
EU schiebt einen riesigen Schuldenberg vor sich her, von den
Maastricht-Kriterien hört man schon lange nichts mehr - und jetzt
sollen die Probleme Argentiniens so betrachtet werden, als wäre das
ganz was Besonderes, hinter den sieben Bergen bei den sieben Zwergen,
und hat mit "uns" überhaupt nichts zu tun.


Die Vorgeschichte

Unter dem Finanzminister der Regierung von Carlos Menem, Domingo
Cavallo, schloss Argentinien mit dem IWF 1991 ein Abkommen, das als
"Plan Cavallo" in die Geschichte einging. Die argentinische Regierung
privatisierte alles, was nur ging, und der IWF bescheinigte im
Gegenzug, dass der Peso so viel wert sei wie der Dollar. Diese
Dollar-Peso-Parität, genannt "currency board", galt damals als das
non-plus-ultra der Inflationsbekämpfung und Geldwertstabilität, der
"Plan Cavallo" wurde als Geniestreich gelobt. Im Zuge dieser Euphorie,
endlich den Stein der Weisen gefunden zu haben, führte Ecuador im Jahr
2000 gleich den Dollar ein, um es noch besser zu machen.

Heute ist diese Politik vorbei. Auf eine kritische Betrachtung seitens
der Wirtschaftswissenschaften oder gar eine Selbstkritik des IWF
wartet man bisher vergeblich. Das Currency Board starb 2002.

Die Privatisierung führte zu grossflächigen Betriebsschliessungen,
beraubte das Land eines guten Teils seiner Produktion und erhöhte den
Importbedarf Argentiniens. Die USA und vor allem die EU waren die
Gewinner, ihnen erschloss sich ein Markt. Und ein zahlungsfähiger, da
ihre Gewinne aufgrund der Peso-Dollar-Parität problemlos
transferierbar waren.

Um den ständig wachsenden Importbedarf zu finanzieren, begab
Argentinien jede Menge Anleihen auf den Börsen von New York und
Frankfurt. Sie waren lange Zeit sehr begehrt, aber mit der Zeit musste
Argentinien immer höhere Zinsen anbieten, um sie loszuwerden. Zum
gestiegenen Importbedarf gesellte sich ein ständig wachsender
Schuldendienst. Als sich bereits dunkle Wolken über Argentinien
zusammenzogen, verhandelte es mit dem IWF einen neuen Beistandskredit.
Der Devisenschatz war aber bereits so geschrumpft, dass der
Wunderknabe Cavallo (heute unterrichtet er wieder
Wirtschaftswissenschaften in Harvard) die Sperre der Bankguthaben
verfügte. Im darauf folgenden Volksaufstand trat die Regierung De La
Rúa zurück, Argentinien war zwei Wochen ohne Regierung, der IWF hatte
keinen Verhandlungspartner mehr, und Argentinien war zahlungsunfähig.

Unter dem 2003 gewählten Präsidenten Néstor Kirchner wurden mit über
90 % der Gläubiger Argentiniens Vergleiche geschlossen, denen zufolge
sie auf einen guten Teil ihrer Forderungen verzichteten, um überhaupt
etwas von ihrem Geld zu sehen.

Argentinien konnte sich allerdings seit dem Bankrott Anfang 2002 nicht
mehr auf den internationalen Finanzmärkten verschulden. Obwohl man an
diesem Fall schön studieren kann, wer bei den Krediten an Argentinien
gut gefahren ist und wie sehr sie Argentinien geschadet haben, war die
Sehnsucht gross, wieder in den Schoss des Finanzkapitals
zurückzukehren. Nur mit Hilfe Venezuelas und Chinas kamen die
Regierungen von Néstor und Christina Fernandez de Kirchner an Kredit.
Auf eine Zusammenarbeit mit dem IWF war niemand neugierig.


Macri verspricht die Lösung aller Probleme

Der zum Jahresende 2015 gewählte Präsident Mauricio Macri versprach,
mit allen angeblichen Fehlern seiner Vorgängerregierungen aufzuräumen.
Er verhandelte offensichtlich im Vorfeld seiner Wahl mit Gläubigern
und Banken, dem Gericht in New York, den "Geierfonds" usw. und
versprach jede Kooperation. Auch zu Hause gelang es offenbar, die
Unternehmerschaft und die politische Klasse davon zu überzeugen, dass
sich unter ihm alles zum Guten wenden würde. Über das auch in
Argentinien vorhandene Klientelwesen reichte das dann für einen
Wahlsieg, der von der internationalen Presse euphorisch begrüsst
wurde.

Mit unglaublicher Idiotie und Verdrehung der Tatsachen wurde das
Notprogramm, das unter den Kirchners die argentinische Ökonomie in
Gang hielt, als "Misswirtschaft" abgetan. Der Bankrott 2001/2002 war
keiner Erwähnung wert, und soziale Programme wie die Stützung von
Energie- und Lebensmittelpreisen und rudimentäre Zuwendungen an die
Ärmsten der Armen wurden als Geldverschwendung, unterlassene
infrastrukturelle Reparaturen als Korruption und Schlendrian
verurteilt. Auch die chinesischen Investitionen wurden
heruntergemacht, sie brächten "eigentlich" Argentinien nichts.

Zum Unterschied von den Reformen, die Macri vorhätte, da würden
natürlich blühende Landschaften entstehen. Denn eigentlich sei
Argentinien ja


"Ein reiches Land"

Diese Phrase erklingt mit schöner Regelmässigkeit in den Medien, wenn
irgendwo eine missliebige Regierung angeschwärzt werden soll. Da
werden auf einmal Möglichkeiten des Wohlstands entdeckt, und auf
seltsame Art und Weise der Unterschied bzw. Gegensatz zwischen
abstraktem und konkretem Reichtum dingfest gemacht.

Argentinien verfügt über grosse, sehr fruchtbare und klimatisch
begünstigte landwirtschaftliche Flächen. Während die Pampas im 19.
Jahrhundert zwar als Viehweide dienten, aber hauptsächlich das Leder
auf dem Weltmarkt nachgefragt wurde, wurde Argentinien im 20.
Jahrhundert ein grosser Agrarproduzent. Nach beiden Weltkriegen
versorgte Argentinien das zerstörte Europa sehr günstig mit Getreide
und Fleisch. Dem Präsidenten Juan Domingo Perón war diese Rolle jedoch
nicht genug, er wollte zusätzlich eine eigene Industrie aufbauen, um
die Hemdlosen mit heimischen Produkten zu bekleiden und auf dem
Weltmarkt als gleichberechtigter Partner und nicht bloss als
Rohstofflieferant auftreten zu können.

Die unter Perón aufgebaute Industrie wurde mit dem
Menem-Cavallo-IWF-Privatisierungsprogramm grösstenteils stillgelegt.
Unter Cristina Fernandez de Kirchner kam es zu Wiederverstaatlichungen
- ein Versuch, wieder etwas wie eine eigene Produktion aufzubauen.

Damit machte sich die argentinische Regierung nicht beliebt, weder
beim IWF, noch bei den Politikern von EU und USA, noch bei Medien und
"Experten". Ein Land wie Argentinien soll sich gefälligst verschulden,
um uns dann unser Zeug abkaufen zu können!

Was die agrarische Produktion angeht, so kam Argentinien auch am
Höhepunkt des Rinderwahnsinns nicht zum Zug - die junge EU war 1992-3
nicht bereit, die Quoten für garantiert BSE-freies argentinisches
Rindfleisch zu erhöhen, da sie ihren Agrarmarkt schützen wollte.

Bereits zu Zeiten der Dollarparität waren beträchtliche Teile der
Bevölkerung der Nordprovinzen mangelernährt, da die Produkte der
fetten Weiden und Äcker bei ihnen nur spärlich ankamen. Auch innerhalb
Argentiniens muss man nämlich für Lebensmittel Geld hinlegen, und
genau davon hatten viele Bürger Argentiniens einfach zu wenig. Nach
dem Bankrott 2002 verhungerten in den nördlichen Provinzen jede Menge
Kleinkinder, und auch heute ist es nicht so, dass der angebliche
"Reichtum" dieses Landes der Mehrheit seiner Bewohner zu Gute käme.
Inzwischen sind nämlich weite Flächen des Landes auf Cash Crops,
Produkte für den Devisenexport reserviert. Vor allem Soja, mit jeder
Menge Monsanto-Chemie aufgeblasen, wächst heute in Argentinien, der
Haupt-Abnehmer dieses Produktes ist China.

Was Argentiniens fette Böden angeht, so trifft Eduardo Galeanos
Überschrift von der "Armut des Menschen als Ergebnis des Reichtums der
Erde" zu. Er charakterisierte damit die Kolonialzeit, aber die
Marktwirtschaft hat hier ein möglicherweise noch durchschlagenderes
Ergebnis: Alles, was sich in Argentinien zu Geld machen lässt, soll
als Geschäftsmittel dienen, damit soll Argentinien seine Schulden
zahlen, so die ultimative Weisheit von IWF, Wirtschaftsexperten und
G20-Gipfeln. Wenn die Bevölkerung hungert oder massenhaft auswandert,
so ist das eben Pech. Schicksal hat jedoch mit Geschäft, Gewinn und
Kredit nichts zu tun.

Macri wurde beklatscht, weil er das genauso sieht.


Argentinien und die Drogen

Argentinien war lange Zeit für den internationalen Drogenhandel
ziemlich unwichtig. Die Kokainproduktion wurde nach Norden oder Osten
verschifft, ausgeflogen oder sonstwie transportiert. Die Märkte waren
in den USA und Europa.

Seit dem Zusammenbruch der Ökonomie nach dem Bankrott 2002 wurde
Argentinien jedoch immer wichtiger für den Handel, sowohl als
Abnehmer-, als auch als Transitland. Der soziale Abstieg und das Elend
liessen den Konsum an harten Drogen ansteigen. Die Kämpfe der
USA-Drogenbehörde DEA gegen den Drogenanbau und -handel in Kolumbien
und Mexiko brachten die Drogenkartelle darauf, andere Vertriebsrouten
zu suchen. Und sie entdeckten Argentinien als Land guter Strassen und
Häfen, wo aufgrund der unerfreulichen wirtschaftlichen Umstände nicht
so genau darauf geachtet wurde, was da so durch das Land fuhr und über
die Häfen verschifft wurde.

Schliesslich entdeckte der Drogenhandel auch Argentinien als
Möglichkeit zur Geldwäsche. Der Anlagebedarf der Kartelle verschaffte
Argentinien einen Immobilienboom und brachte Devisen ins Land.

Mittlerweile haben sich in Argentinien auch Labors für synthetische
Drogen etabliert. Es ist also auch selbst zu einem Drogenproduzenten
geworden.

Alle diese Sphären bringen Argentinien die dringend benötigten Devisen
und wurden deshalb weder von den Kirchner-Regierungen noch von ihren
Nachfolgern besonders bedrängt.


Die Entwicklung der Schuld

Als die Regierung Macri sich mit denjenigen Gläubigern einigte, die
den Kirchnerschen Vergleichen nicht zugestimmt und Argentinien
verklagt hatten, und ihnen die Schuld vollständig zurückzahlte,
erkannte Argentinien damit de facto die gesamte Altschuld an. Mit
dieser Einigung wuchs also die Schuld Argentiniens gewaltig an. Dafür
erhielt Argentinien wieder Kredit, sodass auch die Neuverschuldung
rasant zunahm.

Es ist anzunehmen, dass Macri bei seinen Verhandlungen mit den grossen
US-Banken Versprechungen gemacht wurden, die dann nicht eingehalten
wurden. Ihnen ging es um die Anerkennung der Altschuld.

"Die Staatsschuld, d.h. die Veräusserung des Staats - ob despotisch,
konstitutionell oder republikanisch - drückt der kapitalistischen Ära
ihren Stempel auf. Der einzige Teil des sogenannten Nationalreichtums,
der wirklich in den Gesamtbesitz der modernen Völker eingeht, ist -
ihre Staatsschuld. ... Der öffentliche Kredit wird zum Credo des
Kapitals. Und mit dem Entstehen der Staatsverschuldung tritt an die
Stelle der Sünde gegen den heiligen Geist, für die keine Verzeihung
ist, der Treubruch an der Staatsschuld." (Marx, Kapital I, Kap. 24/6)

Es ging also nur darum, einen Blöden - oder Agenten - zu finden, der
diese Schuld wieder dem argentinischen Staat bzw. der argentinischen
Bevölkerung umhängt. Macri hat in diesem Sinne seine Schuld getan und
kann gehen. Er kann sich als Verdienst anrechnen, die argentinische
Schuld gewaltig erhöht zu haben - es ist noch nicht genau heraussen,
auf wieviel, die Rede ist von 200 bis 300 Milliarden Dollar, es kann
aber auch mehr sein.

Die Sache ist damit aber noch nicht durchgestanden. Der Peso hat in
diesem Jahr die Hälfte seines Wertes verloren, der Schuldendienst ist
gewaltig, da teilweise zu 40 % verzinste Anleihen ausgegeben wurden.
Inzwischen ist der Zinsfuss auf 60 % angelangt, der IWF verhandelt in
einem fort, auf ein Stützungsprogramm folgt das nächste.

Einen neuerlichen Bankrott kann sich Argentinien und vor allem das
Weltfinanzsystem nicht leisten. Ob es gelingt, ihn zu verhindern, und
wie, wird sich in den nächsten Monaten herausstellen.


Erstveröffentlicht bei:

http://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/politik/lateinamerika/argentinien_die_ewige_wiederkehr_der_krise_5004.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/067: Chile und Deutschland - Justizversagen im Fall Colonia Dignidad nimmt kein Ende (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland

Justizversagen im Fall Colonia Dignidad nimmt kein Ende



(Berlin, 26. September 2018, fdcl) - Das Oberlandesgericht Düsseldorf
hat die Vollstreckung der chilenischen Verurteilung von Hartmut Hopp
abgelehnt. Die bundesdeutsche Justiz ermittelt seit fast sechs
Jahrzehnten ergebnislos gegen Täter*innen der Colonia Dignidad (CD).
Seit den ersten Ermittlungen gegen Paul Schäfer im Jahr 1961 wurde
hierzulande keine einzige Anklage gegen Täter*innen der CD erhoben.
Nach jahrzehntelangen Ermittlungen bei der Staatsanwaltschaft Bonn
ermittelt die Staatsanwaltschaft Krefeld nunmehr seit sieben Jahren
gegen Hartmut Hopp. Laut Oberstaatsanwalt Axel Stahl sei man in den
Ermittlungsverfahren wegen Mordes, Körperverletzung und Beihilfe zum
sexuellen Missbrauch jedoch noch sehr weit von einem hinreichenden
Tatverdacht entfernt [1]. Mit der aktuellen Entscheidung des OLG
Düsseldorf [2] zugunsten von Hartmut Hopp geht das bundesdeutsche
Justizversagen in die nächste Runde. Chile hatte Deutschland um die
Vollstreckung eines rechtskräftigen chilenischen Urteils zu fünf
Jahren Haft gegen Hopp aus dem Jahr 2013 gebeten. Damit verwirft das
OLG die Möglichkeit, erstmalig in Deutschland einen Täter der CD ins
Gefängnis zu schicken. Hopp war 2011 aus Chile nach Deutschland
geflüchtet und lebt seitdem straflos in Krefeld. Weitere mögliche
Täter*innen der CD, gegen die ebenfalls chilenische Haftbefehle
erlassen wurden, leben ebenfalls seit Jahren straflos in der
Bundesrepublik.

"Die Untätigkeit gegenüber Tätern der Colonia Dignidad ist
unerträglich und stellt einen Justizskandal dar", so Jan Stehle, der
das Thema CD im FDCL bearbeitet. "Der Beschluss des Textes des
Düsseldorfer Landgerichts übernimmt die Sprache der Täteranwälte und
bestärkt das Schweigekartell der Verbrecher der Colonia Dignidad.
Deutschland ist zum sicheren Hafen für Menschenrechtsverbrecher
geworden", so Stehle. "Dieser Beschluss im Jahr 2018 ist auch in
politischer und historischer Sicht fatal und ein Schlag ins Gesicht
der Opfer. Diese warten nach mehr als einem halben Jahrhundert
Straflosigkeit auf ein Sandkörnchen Gerechtigkeit seitens der
bundesdeutschen Justiz, die bei der Aufarbeitung der Verbrechen
bislang vollständig versagt hat."


Schlag ins Gesicht der Opfer

Der Beschluss des OLG Düsseldorf hält die im chilenischen Urteil gegen
Hopp aufgeführten Gründe für nicht ausreichend, obwohl für eine
Vollstreckungsübernahme laut dem Internationalen Rechtshilfegesetz
(IRG) keine Beweiswürdigung notwendig ist. Stattdessen übernimmt der
Beschluss das Narrativ der Täter, nachdem in der Colonia Dignidad
neben der Begehung von Verbrechen auch gute soziale Arbeit geleistet
worden sei. Rechtsanwältin Petra Schlagenhauf, Vorsitzende des FDCL,
die mehrere Opfer in den deutschen Verfahren gegen Hartmut Hopp
vertritt, dazu: "Der Beschluss stellt sich in eine lange Reihe von
Entscheidungen der deutschen Justiz, die die tatsächlichen
Verhältnisse in der CD unzutreffend beurteilen, und setzt de facto die
für die Täter der CD herrschende Straflosigkeit fort. Wer davon
ausgeht, dass es in der CD überwiegend normal und sozial adäquat
zuging, hat nichts verstanden." Schlagenhauf fordert eine Ausweitung
und Beschleunigung der deutschen Ermittlungen gegen Hopp bei der
Staatsanwaltschaft Krefeld. "Es gibt neben dem chilenischen Urteil
noch ein genuin deutsches Ermittlungsverfahren wegen derselben
Vorwürfe gegen Hartmut Hopp, in dem die zuständige Staatsanwaltschaft
nunmehr aufzufordern ist, den Sachverhalt umfassend zu ermitteln und
die Beweisangebote, die seit Jahren vorliegen, auszuschöpfen."

Auch Rechtsanwalt Hernán Fernández, der die Opfer in dem chilenischen
Verfahren vertrat, das zur Verurteilung von Hopp wegen Beihilfe zum
sexuellen Missbrauch führte, zeigte sich bestürzt. "Der Beschluss des
OLG Düsseldorf ist beschämend. Anstatt die Rechtsstaatlichkeit der
chilenischen Verfahren zu bemängeln, sollte die deutsche Justiz ihrer
eigenen Verantwortung nachkommen und Täter wie Hartmut Hopp zur
Rechenschaft ziehen. Dies ist ein düsterer Tag für die Gerechtigkeit.
Wir werden jedoch weiterhin alle rechtlichen Möglichkeiten
ausschöpfen, damit die Täter nicht straflos ausgehen. Wenn die
deutsche Justiz versagt, werden wir auch prüfen, ob auf europäischer
Ebene Rechtsmittel möglich sind."


Anmerkungen:

[1] https://rp-online.de/nrw/staedte/krefeld/olg-duesseldorf-colonia-dignidad-arzt-hartmut-hopp-muss-nicht-hinter-gitter_aid-33276023

[2] http://www.olg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/Presse_aktuell/20180925_PM_Colonia_Dignidad/20180920-Beschluss-III-3-AR-158-17-.pdf


URL des Artikels:

www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-justizversagen-im-fall-colonia-dignidad-nimmt-kein-ende/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06702: Fluchtpunkt Nihilismus (SB)


Alexander Aljechin haßte das Dasein nicht, er fand jedoch auch keinen
Gefallen daran, und um diese Diskrepanz zu überbrücken und die Jahre
seines Lebens erträglich zu machen, warf er sich dem Rausch in die
Arme. Er trank zuweilen maßlos. Aber das Leben einfach
verschwenderisch verbrauchen, um dann wie eine kleine Flamme
ausgelöscht zu werden? Nein, dazu war Aljechin zu sehr Opportunist.
Als Sproß einer Adelsfamilie im Verfallsstadium des zaristischen
Rußlands hatte er diese Praxis lernen müssen. Die Zustände, in die er
hineingeboren wurde, verloren ihren Halt, verödeten, wurden sinnlos
und fielen schließlich der Politik zum Opfer. Aljechin emigrierte.
Aber Aljechin war auch ein klarer Denker und besessen von der Idee,
Unsterbliches zu hinterlassen, wenn schon alles vor die Hunde ging,
woran er geglaubt hatte. Von frühester Kindheit an galt ihm das
Schachspiel als Rettungsanker vor dem schleichenden Nihilismus seiner
Zeit, einer Zeit des Umbruchs, der Werteverfalls und der politischen
Zuspitzungen. So wurde das Schach für ihn zum Sinnbild eines Lebens,
auf das er hatte verzichten müssen. Und er tat es mit verzehrender
Leidenschaft. Im heutigen Rätsel der Sphinx entzündete er durchaus den
Funken des Genius, der im Schachspiel gemeinhin unerweckt schlummert.
Sein Kontrahent Bogoljubow, wie er ein Vertriebener aus Rußland,
spielte mit den weißen Steinen. Doch beider Neigungen für das
Schachspiel gingen verschiedene Wege. Bogoljubow war Pragmatiker. Ihm
schwebte im Gegensatz zu Aljechin kein großer Traum vor, um dessen
Erfüllung er ringen mußte. Aljechin hatte zuletzt 1...b5-b4 gespielt,
und damit war die Partie im Grunde entschieden. Nach 2.Ta5xa8 De8xa8
3.Dc3-b3 Da8-a1 4.Db3-b1 Tf8-a8 hätte Aljechin eine Gewinnstellung
herbeiführen können. Aber er zog nicht das profane 2...De8xa8, er
suchte etwas Sakrales, Wanderer, und fand es.






[image: SCHACH-SPHINX/06702: Fluchtpunkt Nihilismus (SB)]



Bogoljubow - Aljechin

Hastings 1922


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ja, mit 1.Dd3-d6 De7xd6 2.Lc7xd6 Sc5-b7 hätte der schwedische
Großmeister Ulf Andersson in der Tat um ein Remis kämpfen können, aber
der Rumäne Florin Gheorghiu ließ es nicht soweit kommen und pflanzte
seinen Läufer auf 1.Lc7-d6! Endlich mal einer, der gegen Andersson
nicht auf Remis spielte, obwohl sich der Schwede den Ausgang der
Partie sicherlich anders gewünscht hätte. Er gab auf, weil er nach
1...Sc5xd3 2.Ld6xe7 Sd3-e5 3.b5-b6 Se5-c6 4.b6-b7 den Springer hätte
hergeben müssen, um die Umwandlung des Bauern zu verhindern.



Erstveröffentlichung am 2. Oktober 2005

1. Oktober 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/497: Psychologische Beratung für die Generation Smartphone (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 28.09.2018

Psychologische Beratung für die Generation Smartphone

FAU-Forscher beteiligen sich an EU-Projekt zur Entwicklung von Leitlinien
für Online-Beratungen und Therapie



Psychische Erkrankungen unter Jugendlichen sind stark angestiegen. Um die
Betroffenen leichter mit Hilfsangeboten zu erreichen, können Therapeuten
dank sozialer Medien und Smartphone neue Wege beschreiten. Hierfür
entwickelten Wissenschaftler der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU) im Rahmen der zweijährigen EU-Initiative Therapy 2.0
zusammen mit Partnern aus sieben verschiedenen Ländern Leitlinien und
Trainingsmaterial für Berater, Therapeuten, Lehrer und Flüchtlingshelfer.

WhatsApp, Facebook, Skype und das Smartphone: die sogenannte Generation
Smartphone nutzt neue Kommunikationswege. Damit verändern sich auch deren
Konsumgewohnheiten - Onlineangebote sind die Norm. Wer diese Generation
erreichen will, muss deshalb neue Wege beschreiten. Dies gilt auch für
jene, die therapeutisch oder beratend tätig sind und jungen Erwachsenen
mit psychischen, psychosozialen und psychosomatischen Störungen wie
beispielsweise Depressionen, Angstzuständen oder Panikstörungen helfen
wollen. Hier empfehlen sich laut des Barmer Arztreport 2018
niederschwellige Formen wie Online-Angebote, um die Betroffenen zu
erreichen. Dass dieser Ansatz notwendig ist, zeigt der Arztreport
ebenfalls: In Deutschland stieg die Zahl der 18- bis 25-jährigen Menschen
mit psychischen Erkrankungen und Störungen zwischen 2005 und 2016 um 38
Prozent von 1,4 Millionen auf 1,9 Millionen. Somit war 2016 etwa ein
Viertel der gesamten Altersgruppe von einer psychischen Erkrankung bedroht
oder betroffen.

Die neuen Möglichkeiten der Online-Welt

Um das Bewusstsein für und das Potenzial von Informations- und
Kommunikationstechnologie in Beratungs- und Therapieprozessen zu schärfen,
haben sich acht Partner aus sieben europäischen Ländern in den letzten
zwei Jahren in der Initiative "Therapy 2.0 - Counselling and Therapeutic
Interactions with Digital Natives" zusammengetan. Gefördert wurde dieses
Projekt durch das EU-Erasmus + - Programm. Ziel der Initiative war es,
Beratern und Therapeuten zu helfen, ihre Tätigkeiten auf Online-Angebote
auszuweiten. Hierfür entwickelten die Teilnehmer der Therapy
2.0-Initiative verschiedene Instrumente, die sich leicht in die
therapeutische Praxis einbinden lassen. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Instituts für Lern-Innovation (ILI) der FAU leiteten
dabei die inhaltliche Entwicklung der Instrumente. "Eine unserer Aufgaben
war es, zu Beginn eine europaweite Bedarfsanalyse zu erstellen", sagt
Psychologin Evelyn Schlenk vom ILI. Hierfür befragten die FAU-Forscher
unter anderem Berater, Therapeuten, Berufsverbände und Flüchtlingshelfer.
Dabei zeigte sich, dass in Deutschland und anderen europäischen Staaten
die Möglichkeiten moderner Kommunikationstechnologie noch nicht weit in
den Therapiealltag eingebunden ist. In Ländern wie Kroatien oder Slowenien
gibt es hingegen bereits ausgefeilte Online-Beratungsstrukturen.

"Es besteht zudem vor allem in technischer und rechtlicher Hinsicht
Unsicherheit", sagt Schlenk. "Therapeuten und Berater fragen sich zum
Beispiel, welche Vorteile und mögliche Einschränkungen es möglicherweise
bei Online-Angeboten gibt oder für welche Beratungs- und Behandlungsformen
diese überhaupt geeignet sind. Hinzu kommen noch praktische Fragen nach
beispielsweise Daten- und Patientenschutz, Kosten oder
Abrechnungsmöglichkeiten." Hierfür entwickelten die Projektpartner
Leitlinien, die Beratern und Therapeuten helfen, ihre Kompetenzen auf eine
Online-Umgebung umzusetzen, Schulungsmaterial als Ergänzung dieser
Leitlinien, Sammlungen weltweiter Beispiele aus der Praxis, eine Plattform
als virtuelle Lernumgebung sowie eine App, die sämtliche Materialen
beinhaltet.

Auch in der Flüchtlingshilfe einsetzbar

Dieser Online-Ansatz soll auch jungen Flüchtlingen zugutekommen. Die
meisten von ihnen haben traumatische Erfahrungen gemacht und leiden häufig
an posttraumatischen Belastungsstörungen. Ihre wichtigsten
Kommunikationsmittel sind Smartphones. Da ihre Sprachkenntnisse oft
schlecht sind, braucht die konventionelle Beratung einen weiteren Ansatz,
der Medien nutzt, in denen diese Jugendlichen zu Hause sind. Nicht zuletzt
eröffnet dies auch Wege der Gewaltprävention, die mit traumatischen
Fluchterfahrungen zusammenhängen können.


Mehr Informationen unter:

www.ecounselling4youth.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/496: Wenn aus Einfühlsamkeit Altruismus wird (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 28.09.2018

Wenn aus Einfühlsamkeit Altruismus wird



Wie wir auf Menschen in Not reagieren, zeigt sich bereits daran, wie wir
als Babys auf ängstliche Gesichter reagiert haben. Das zeigt eine Studie
des Max-Planck-Instituts für Kognitions- und Neurowissenschaften in
Leipzig und der Universität von Virginia in Charlottesville, USA.

Altruistisches Verhalten wird als eine der wesentlichen Voraussetzungen
für Kooperation in menschlichen Gesellschaften gesehen. Altruismus
bezeichnet dabei ein soziales Verhalten gegenüber einer anderen Person,
mit der wir weder verwandt sind noch in einem anderen engen sozialen
Verhältnis stehen, ohne dass wir einen direkten persönlichen Nutzen oder
Gegenwert erwarten. Dennoch variiert diese Tendenz, sich altruistisch zu
verhalten, zwischen einzelnen Menschen sehr stark. Während es bei einigen
besonders deutlich ausgeprägt ist, etwa bei jenen, die einem Unbekannten
eine Niere spenden, scheint es bei anderen, etwa antisozialen
Psychopathen, kaum vorhanden zu sein.

Bisher war wenig darüber bekannt, wann im Laufe des Lebens sich welche
Tendenz herausbildet. Frühere Studien haben jedoch bereits belegt, dass
Menschen, die sensitiver auf angstverzerrte Gesichter reagieren, sich
gleichzeitig prosozialer verhalten - und das bereits im Vorschulalter.
Damit scheint die unterschiedliche Reaktion von Kindern auf ängstliche
Gesichter eine Möglichkeit zu sein, die Vorstufen altruistischen
Verhaltens zu untersuchen.

Um dieser Frage nachzugehen, nutzte ein Team des Max-Planck-Instituts für
Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in Leipzig und der
Universität von Virginia in Charlottesville, USA, das sogenannte Eye
Tracking. Dabei werden die Blickbewegung der Kleinen gemessen, während sie
ängstliche, fröhliche oder wütende Gesichter zu sehen bekommen. Die
Forscher beobachteten zunächst, wie Babys im Alter von sieben Monaten auf
diese Gesichter reagierten. Sieben Monate später untersuchten sie wiederum
in einem Test, wie prosozial sich die Kleinen verhalten - und ob es dabei
möglicherweise einen Zusammenhang mit ihrer Reaktion auf die Gesichter
gibt. Dazu ließ der Versuchsleiter einen Gegenstand vom Tisch fallen und
wartete ab, ob ihm das Kleinkind zu Hilfe eilt, um ihn wieder aufzuheben.

Und tatsächlich: Anhand der Reaktion der Kleinen auf ängstliche Gesichter
im Alter von sieben Monaten konnten die Wissenschaftler voraussagen, wie
hilfsbereit sich die Kinder sieben Monate später zeigen würden. Und nicht
nur das: Diese Unterschiede spiegelten sich sogar in ihren Hirnaktivitäten
wider. Babys, die stärker auf die ängstlichen Gesichtsausdrücke reagierten
und sich demzufolge einige Monate später als prosozialer herausstellten,
zeigten andere Muster im sogenannten dorsolateralen präfrontalen Cortex
als die weniger prosozialen. Diese Zusammenhänge zeigten sich wiederum
nicht, wenn sie mit fröhlichen oder wütenden Gesichtern konfrontiert
wurden.

"Unsere Ergebnisse offenbaren, dass sich bereits in unserer sehr frühen
Entwicklung anhand unserer Reaktion auf hilfebedürftige Menschen und
unserer Hirnaktivitäten erkennbar wird, wie unterschiedlich stark sich
altruistisches Verhaltens bei uns später ausprägen wird", so Tobias
Grossmann, Studienleiter und Erstautor der zugrundeliegenden Studie, die
aktuell im Fachmagazin PLOS Biology erschienen ist. "Außerdem wissen wir
nun, dass unsere Reaktion auf Menschen mit Angst eine Vorstufe von
altruistischem Verhalten bildet."


Originalpublikation:

Grossmann T, Missana M, Krol KM (2018)

The neurodevelopmental precursors of altruistic behavior in infancy.

PLOS Biology 16(9): e2005281.

https://doi.org/10.1371/journal.pbio.2005281

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften, 28.09.2018
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1169: Bielefeld - "Einführung in die Alexander-Technik" am 5. und 6.10.2018


Einführung in die Alexander-Technik



Bielefeld (bi). In einer Wochenendveranstaltung der Volkshochschule
stellt Thomas Pupkulies die Alexander-Technik als Methode der
effektiven, dynamischen und leichteren Bewegung in Alltag und Beruf
vor. Der Kurs wird angeboten am Freitag, 5. Oktober, von 18 bis 20 Uhr
und am Samstag, 6. Oktober, von 10 bis 12 Uhr in der Ravensberger
Spinnerei. Besondere Voraussetzungen zur Teilnahme sind nicht nötig.
Die Übungen sind für Menschen aller Altersgruppen gleichermaßen gut
geeignet. Information und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/859: Karlsruhe - Monatsübersicht Oktober 2018


BADISCHES STAATSTHEATER KARLSRUHE

MONATSÜBERSICHT VOM OKTOBER 2018



Dienstag, 02. Oktober 2018

20:00-21:45

WILLKOMMEN / von Lutz Hübner und Sarah Nemitz

32,00 - 10,50 Euro, Di A22

KLEINES HAUS

Mittwoch, 03. Oktober 2018

16:00 -17:00

GOLD!

Kinderoper von Leonard Evers

Monatsaktion

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

38,50 - 11,50 Euro, Mi B, KTG Schauspiel,

DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 -ca. 20:45

PROMETHEUS - 25 JAHRE UNABHÄNGIGKEIT

von Data Tavadze & Davit Gabunia

anschließend Publikumsgespräch

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

KLEINES HAUS

Donnerstag, 04. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

ENTFÄLLT

KLEINES HAUS

Freitag, 05. Oktober 2018

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

VORAUFFÜHRUNG

34,00 - 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30 EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

dramatisches gedicht in mehreren tableaus 

von Miroslava Svolikova

ÖFFENTLICHE PROBE

5,00 Euro

STUDIO

Samstag, 06. Oktober 2018

19:00 Einführung

19:30 - 21:45

BALLETT: RUSALKA

Ein Ballettmärchen von Jirí

BubenícekMonatsaktion

WIEDERAUFNAHME / ZUM VORLETZTEN MAL IN KARLSRUHE

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, KTG Freitag, Schnupperabo

Herbst, Ballettabo für Volksbühne,

DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 22:45 NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

PREMIERE | VORSTELLUNGSÄNDERUNG

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielpremieren-Abo,

1 Pause

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 - ca. 20:15

DON'T WORRY BE YONCÉ (XS)

Lecture-Performance 

von Stephanie van Batum & Stacyian Jackson

ENTFÄLLT

KLEINES HAUS

20:30 - 21:45

RADIKALE AKTE

Stückentwicklung 

mit Menschen aus Karlsruhe und Umgebung

ENTFÄLLT

KLEINES HAUS

Sonntag, 07. Oktober 2018

11:00 - 13:00

PICKNICK AUF PARKETT - STARKE FRAUEN

KLEINES HAUS

EINTRITT FREI

14:30 Einführung

15:00 - 18:30

ANNA BOLENA

Tragedia lirica von Gaetano Donizetti

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, So F, KTG So, Volksbühne

Sonntag, DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

16:00 - 17:30

DIE ZUKUNFT IST WEIBLICH!

Gesprächsreihe

STUDIO

EINTRITT FREI

18:30 Einführung

19:00 - 22:15

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

34,00 - 11,00 Euro, So A11, 1 Pause

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:30

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

dramatisches gedicht in mehreren tableaus 

von Miroslava Svolikova

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 09. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

ENTFÄLLT

KLEINES HAUS

Mittwoch, 10. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro, Mi C38

KLEINES HAUS

20:00 - 22:15

DIE EHEN UNSERER ELTERN

Dokumentartheater von werkgruppe2

Monatsaktion

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 11. Oktober 2018

11:00 - 12:00

1. KINDERKAMMERKONZERT - WIR SIND NACHHER

WIEDER DA, WIR MÜSSEN KURZ NACH AFRIKA

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro /

8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

17:00

PÄDAGOG*INNENTREFFEN I

ANMELDUNG schulen@staatstheater.karlsruhe.de

INSEL

20:00 - 21:45

WILLKOMMEN / von Lutz Hübner und Sarah Nemitz

32,00 - 10,50 Euro, Do A41

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 21:30

LOVE IS A BATTLEFIELD

Songs & Stories 

mit Sven Daniel Bühler & Meik van Severen

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Freitag, 12. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

TIGER UND LÖWE

von Data Tavadze & Davit Gabunia

WIEDERAUFNAHME

34,00 - 11,00 Euro, Fr C58, Volksbühne

Schauspiel Freitag

KLEINES HAUS

20:00 - 21:45

OPER AM KLAVIER: ANNA BOLENA

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

STUDIO

Samstag, 13. Oktober 2018

10:00 - 14:00

KLASSIKER GANZ UNKLASSISCH - DER GOLDNE TOPF UND FAUST

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro / ANMELDUNG

theaterpaedagogik@staatstheater.karlsruhe.de

INSEL

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:45

DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

anschließend Premierenfeier

A-PREMIERE

Tagesbesetzung

65,00 - 17,50 Euro, Premieren-Abo, 1 Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:30

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

dramatisches gedicht in mehreren tableaus 

von Miroslava Svolikova

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, KTG Studio

STUDIO

19:00 Einführung

19:30 - 21:15

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

WIEDERAUFNAHME

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel-Abo

KLEINES HAUS

Sonntag, 14. Oktober 2018

14:00 - 15:15

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

anschließend Familiennachmittag

PREMIERE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

17:00

TURNGALA - WUNDERWELT TURNEN

GASTSPIEL | Turngala 2018 des Karlsruher

Turngaus e. V.

Informationen & Vorverkaufsstellen

www.ktg-turngala.de

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 22:15

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

34,00 - 11,00 Euro, So A12, 1 Pause

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 20:30

DER FALL JESUS / Lasha Imedashvili

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 16. Oktober 2018

09:00 - 10:15

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

11:00 - 12:15

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

20:00 - 21:30

AM BODEN von George Brant

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Mittwoch, 17. Oktober 2018 

SCHWALBENKÖNIG

Klassenzimmerstück von Stefan Hornbach

WIEDERAUFNAHME

EIN KLASSENZIMMER IN & UM KARLSRUHE

11:00 -12:15

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

31,00 - 10,00 Euro, Mi A32

KLEINES HAUS

Donnerstag, 18. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 22:30

TOSCA Musikdrama von Giacomo Puccini

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Do B, DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DIE GLASMENAGERIE von Tennessee Williams

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro, Do A42

KLEINES HAUS

Freitag, 19. Oktober 2018

11:00 - 12:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:00 - 20:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

34,00 - 11,00 Euro, Fr C59, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:45

DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

B-PREMIERE

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr B, Volksbühne Freitag,

Volksbühne Oper Freitag, 1 Pause

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Samstag, 20. Oktober 2018

18:30Einführung

19:00 - 20:30

DER ZUG von David Turashvili

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

KLEINES HAUS

19:30 - 22:00

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

43,00 - 11,50 Euro, Schauspiel-Abo 4 + 3,

Besuchergemeinde Offenburg, 1 Pause

GROSSES HAUS

Sonntag, 21. Oktober 2018

10:15 Einführung

11:00 - ca. 13:00

2. SINFONIEKONZERT

Werke von Dukas, Saariaho, Kurtág

Thorvaldsdottir & Debussy

48,00 - 13,50 Euro, Konzertabo Sonntag, 1 Pause

GROSSES HAUS

14:00 - 14:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

14:30 Einführung

15:00 - 16:30

TIGER UND LÖWE von Data Tavadze & Davit Gabunia

anschließend Publikumsgespräch

34,00 - 11,00 Euro, So F16

KLEINES HAUS

16:00 - 16:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

19:00 - 20:15

JACQUES BREL - ON N'OUBLIE RIEN

Inszenierte Chansons mit Natanael Lienhard

WIEDERAUFNAHME

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIORESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Montag, 22. Oktober 2018

19:15 Einführung

20:00 - ca. 22:00

2. SINFONIEKONZERT

Werke von Dukas, Saariaho, Kurtág

Thorvaldsdottir & Debussy

48,00 - 13,50 Euro, Konzertabo Montag, 1 Pause

GROSSES HAUS

Dienstag, 23. Oktober 2018

11:00 - 11:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL19:001. JUGENDKONZERT

Claude Debussy La mer

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro,

Jugendkonzert-Abo

KLEINES HAUS

19:00 - 22:10

SZENEN EINER EHE nach dem Film von Ingmar Bergman

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

Mittwoch, 24. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DIE GLASMENAGERIE

von Tennessee Williams

32,00 - 10,50 Euro, Mi B34, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

Donnerstag, 25. Oktober 2018

11:00 - 12:20

ZWEI IM DUNKELN

von Michail Bartenjew & Alexej Slapowskij

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 22:10

SZENEN EINER EHE nach dem Film von Ingmar Bergman

VORAUFFÜHRUNG

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

31,00 - 10,00 Euro

KLEINES HAUS

Freitag, 26. Oktober 2018

11:00 - 12:00

1. KINDERKAMMERKONZERT - WIR SIND NACHHER

WIEDER DA, WIR MÜSSEN KURZ NACH AFRIKA

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro /

8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

11:00 - 12:30

LIEBLINGSBUCH 1 - GRUSEL-GEWUSEL

Eine Vorlesereihe für Kinder

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

34,00 - 11,00 Euro, Fr A1, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

dramatisches gedicht in mehreren tableaus 

von Miroslava Svolikova

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, DGB-Besucherring

STUDIO

Samstag, 27. Oktober 2018

14:30 Einführung

15:00 - 17:45

SIMON BOCCANEGRA Musikdrama von Giuseppe Verdi

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Sa D, Sternfahrt, KTG

Samstag, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:20

ZWEI IM DUNKELN

von Michail Bartenjew & Alexej Slapowskij

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 - 21:30

JAZZ NIGHT 21 - PETE YORK 'SPANGALANG'

22,00 Euro / erm. 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 23:10

SZENEN EINER EHE nach dem Film von Ingmar Bergman

anschließend Premierenfeier

KARLSRUHE PREMIERE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

Sonntag, 28. Oktober 2018

11:00

47. BUNDESWETTBEWERB 

GESANG FÜR OPER / OPERETTE / KONZERT

STUDIO

EINTRITT FREI

16:00 - 17:30

LIEBLINGSBUCH 1 - GRUSEL-GEWUSEL

Eine Vorlesereihe für Kinder

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

17:00 - 20:00

MY FAIR LADY

Musical in zwei Akten 

von Frederick Loewe & Alan J. Lerner

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, DGB-Besucherring,

Besuchergemeinde Nußloch, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:45

WILLKOMMEN / von Lutz Hübner und Sarah Nemitz

34,00 - 11,00 Euro, So A13

KLEINES HAUS

Montag, 29. Oktober 2018

19:00 - ca. 21:152. SONDERKONZERT

Werke von Mozart & Tschaikowski

mit Moderation & anschließendem

Künstler*innentreff

48,00 - 13,50 Euro, Sonderkonzert-Abo, KTG

Konzert, Volksbühne Konzert, 1 Pause

GROSSES HAUS

Dienstag, 30. Oktober 2018

18:00 - ca. 18:45

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

WIEDERAUFNAHME

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenverkauf@staatstheater.karlsruhe.de. 

Unser Kartenservice wendet sich an Sie.

19:00 Einführung

19:30 - 23:00

ANNA BOLENA

Tragedia lirica von Gaetano Donizetti

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Di A, DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:35 - ca. 20:20

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

20:00 - 22:15

DIE EHEN UNSERER ELTERN

Dokumentartheater von werkgruppe2

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Mittwoch, 31. Oktober 2018

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

TIGER UND LÖWE

von Data Tavadze & Davit Gabunia

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

AM BODEN von George Brant

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

 * 

Karten sind erhältlich an der Kasse des Badischen Staatstheaters 

zu den üblichen Öffnungszeiten

Tel. Vorverkauf Mo-Fr von 10.00-18.30 Uhr bzw.
bis zum Beginn der ersten Abendvorstellung

Sa von 10.00-13.00 Uhr, Tel. 07 21/93 33 33

E-mail: kartenverkauf@badisches-staatstheater.de

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Baumeisterstr. 11, 76137 Karlsruhe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Telefon (0721) 3557 232/122

Telefax (0721) 37 32 23

Internet: www.staatstheater.karlsruhe.de
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TIERHALTUNG/734: Tierhaltung der Zukunft und wie sie finanziert werden könnte (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 1/2018

Tierhaltung der Zukunft und wie sie finanziert werden könnte

von Jasmin Zöllmer



Weite Teile der Gesellschaft in Deutschland wünschen sich eine andere
Form der Tierhaltung. Eine Haltung, die den Tieren Respekt zollt und
sie als fühlende Lebewesen wahrnimmt. Eine Haltung, die es Tieren
ermöglicht, ihre Grundbedürfnisse auszuleben. Genügend Platz,
Beschäftigungsmaterial und Auslauf gehören dazu. Rinder, die auf der
Weide grasen, Schweine, die sich im Erdreich suhlen und wühlen können,
Ferkel, die über eine Wiese rennen. Hühner, die im Gras picken und
scharren und in der Sonne ein Sandbad nehmen. Doch diese
Haltungsformen gibt es nicht zum Nulltarif. Investitionen in Ställe
amortisieren sich häufig erst nach über zwanzig Jahren und Landwirte
stehen ohnehin schon unter globalem Preisdruck. Der Umbau der
Tierhaltung ist teuer: Laut wissenschaftlichem Beirat des
Bundeslandwirtschaftsministeriums kostet die Umstellung auf eine
gesellschaftlich akzeptierte "Nutz"tierhaltung drei bis fünf
Milliarden Euro pro Jahr.

Das hört sich erst mal nach sehr viel Geld an. Doch im Haushaltsjahr
2017 konnten Bund, Länder und Gemeinden Steuereinnahmen (ohne
Gemeindesteuern) in Höhe von 674,6 Milliarden Euro verbuchen. Nur ein
halbes Prozent dieser Steuereinnahmen (also circa 3,4 Milliarden Euro)
würde schon sehr viel bewirken. Doch stattdessen haben die
Koalitionspartner SPD, CDU und CSU nur 1,5 Milliarden Euro für die
gesamten vier Jahre der Regierungszeit und den gesamten Bereich
Landwirtschaft und ländliche Räume vorgesehen. Nicht einmal 400
Millionen Euro pro Jahr sollen für alle Themenbereiche reichen. So
kann der Umbau nicht gelingen.

Es gibt jedoch noch andere Möglichkeiten eine Tierhaltung der Zukunft
zu finanzieren:


Umschichtung der Gelder der Gemeinsamen Agrarpolitik

60 Milliarden Euro gibt die Europäische Union jährlich für
Agrarsubventionen aus. Der Löwenanteil (75 Prozent) fließt dabei in
die sogenannte erste Säule in Form von Direktzahlungen. Sie werden pro
Hektar ausgeschüttet - vor allem auf die Größe, nicht auf die Haltung
kommt es hierbei also an. Für Deutschland stehen jährlich rund fünf
Milliarden Euro für Direktzahlungen zur Verfügung. Genug, um den Umbau
der Tierhaltung zu finanzieren, wenn man bereit wäre, diese Zahlungen
gezielt für die Förderung von Tierschutzmaßnahmen umzulenken.

Knapp 25 Prozent der Subventionen fließen in die zweite Säule und
honorieren damit zielgerichtet gesellschaftliche Leistungen, wie
Umwelt- und Tierschutzmaßnahmen. Für Deutschland sind das nur rund 1,3
Milliarden Euro pro Jahr. Zwar steht es den EU-Mitgliedsstaaten und
somit auch Deutschland frei, bis zu 15 Prozent aus der ersten Säule in
die zweite Säule umzuschichten, um damit höhere Leistungen an
Umwelt- und Tierschutz gezielter zu honorieren. Die Bundesregierung
ist jedoch leider weit davon entfernt, diese Spielräume zu nutzen. So
blockierte sie sogar eine minimale Erhöhung der Umschichtung um 1,5
Prozent, die im Bundesrat bereits beschlossen wurde.


Die Fleischsteuer

Fleisch ist beim Discounter oft sehr billig zu haben, zu billig, um
eine artgerechte Tierhaltung zu ermöglichen. Ein Instrument, das auch
deshalb immer wieder diskutiert wird, ist die Anhebung der
Mehrwertsteuer, denn bisher gilt für Fleisch und Milch die reduzierte
Mehrwertsteuer von sieben Prozent.

Ein überhöhter Fleischkonsum hat viele negative Folgen auf unsere
Umwelt, unsere Gesundheit und natürlich auf die Tiere. Trotzdem werden
tierische Produkte immer noch mit dem begünstigten Steuersatz
besteuert. Dieser gilt für die meisten Grundnahrungsmittel, damit sich
auch Menschen mit geringem Einkommen diese leisten können. Bei
gesunden Lebensmitteln mit nur geringen externen Kosten wie Brot,
Gemüse und Obst macht das auch Sinn. Aber gibt es ein Recht auf
billiges Fleisch? Wenn der Mehrwertsteuersatz für Fleisch von 7 auf 19
Prozent erhöht würde, hätte dies einige positive Wirkungen:

Erstens würden Menschen insgesamt weniger Fleisch konsumieren, da der
relative Preis im Vergleich mit anderen Lebensmitteln teuer würde. Der
Fleischkonsum in Deutschland würde also schneller sinken als bisher.

Zweitens könnten die Mehreinnahmen einen Teil des Umbaus der
Tierhaltung finanzieren. Das Umweltbundesamt schätzt die zusätzlichen
Steuereinnahmen auf rund 5,2 Milliarden Euro, wenn alle tierischen
Lebensmittel mit dem regulären Steuersatz von 19 Prozent besteuert
würden. Dieses Geld könnte direkt in den Umbau der Tierhaltung
fließen.

Leider hätte die Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes auch eine
beachtliche negative Wirkung: Billigfleisch würde relativ zu Fleisch
aus artgerechterer Haltung noch billiger werden. Denn
die Mehrwertsteuer wird prozentual auf den Endpreis gerechnet. Je
teurer der Basispreis, umso höher auch der Anstieg des Endpreises.
Anstatt 1,07 Euro würde also 1,19 Euro bezahlt. Eine relativ geringe
Differenz. Bei einem Basispreis von 10 Euro würden nun jedoch statt
10,70 Euro auf einmal 11,90 Euro fällig. Dies könnte durchaus dazu
führen, dass preisbewusste Verbraucherinnen zunehmend nach
Billigfleisch greifen anstatt hochwertiges Fleisch zu kaufen.

Alternativ könnte eine pauschale Abgabe von zum Beispiel 50 Cent pro
Kilogramm Fleisch eingeführt werden. Dies würde das Gegenteil
bewirken, denn prozentual gesehen würde hierbei teures Fleisch
begünstigt. Bei dem derzeitigen Fleischverzehr von 59 Kilogramm pro
Kopf in Deutschland kämen immerhin um die 2,5 Milliarden Euro
zusammen.

Unfair ist zudem, dass tierfreie Ersatzprodukte wie Hafermilch und
Sojaschnitzel derzeit höher besteuert werden als Milch und Fleisch.
Hierfür gilt nämlich der reguläre Steuersatz von 19 Prozent. Das setzt
falsche Anreize, denn damit werden tierische Produkte vor pflanzlichen
Nahrungsmitteln begünstigt.

Sinnvoll wäre zum Beispiel, den begünstigten Mehrwertsteuersatz für
Milch- und Fleischprodukte aufzugeben und gleichzeitig
Tierschutzmaßnahmen wie die Weidehaltung gezielt zu fördern. So würden
einerseits Anreize für bewussteren Fleischkonsum gesetzt. Andererseits
könnten Erzeuger mit besonders tierfreundlichen Haltungssystemen die
Mehrkosten wieder ausgleichen.


Honorierung der Haltungsbedingung durch transparente
Kennzeichnung

Die Eierkennzeichnung hat gezeigt: Bei hoher Transparenz und
Glaubwürdigkeit gibt es eine beachtliche Zahlungsbereitschaft bei
einem Großteil der deutschen Verbraucher. Durch eine flächendeckende
gesetzliche Kennzeichnung der Haltungsbedingungen auf Fleisch- und
Milchprodukten könnte sich ein jeder beim Kauf bewusst für eine
bestimmte Haltungsform entscheiden. Die Kennzeichnung von 0 - 3 ist
bereits beim Ei sehr erfolgreich: Immer mehr Menschen greifen zu
Bio- und Freilandeiern. Käfigeier wurden durch die sinkende Nachfrage
vom Handel ausgelistet. Auch der Ernährungsreport 2018 zeigt: 85
Prozent der Deutschen wünschen sich Angaben zu den Haltungsbedingungen
der Tiere bei Produkten tierischen Ursprungs. Dann sind sie auch
bereit mehr zu bezahlen. Zumindest ein Teil der Kosten für
Tierschutzmaßnahmen könnte so über den Markt wieder abgedeckt werden.

Aber der Markt alleine wird das Problem nicht lösen. Ein Politik-Mix
aus einer flächendeckenden gesetzlichen Haltungskennzeichnung und
gezielter staatlicher Förderung ist nötig, auch um den Landwirten
Planungssicherheit zu gewährleisten. Diese Förderung kann durch eine
Umschichtung der GAP-Gelder von der ersten in die zweite Säule sowie
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer für tierische Produkte auf 19
Prozent refinanziert werden. Der Umbau der Tierhaltung ist möglich.
Packen wir es an!


MÖGLICHE FINANZIERUNGSQUELLEN UMBAU DER TIERHALTUNG:

Angaben pro Jahr in Milliarden Euro

0,5% der Steuereinnahmen:

3,4

GAP: Nutzung bestehender Gelder aus der 2. Säule:

1,3

GAP: Umschichtung von 15% von 1. in 2. Säule:

0,75

Regelbesteuerung tierischer Produkte (Erhöhung auf 19%):

5,2

Oder: Pauschale Fleischabgabe von 50 Cent/Kilogramm:

circa 2,5

SUMME MÖGLICHER FINANZIERUNGSQUELLEN:

8-10,6

Kosten Umbau der Tierh. laut wissenschaftlichem Beirat:

3-5

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 1/2018, Seite 12-15

Herausgeber: PROVIEH e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel

Telefon: 0431/248 28-0, Telefax: 0431/248 28-29

E-Mail: info@provieh.de

Internet: www.provieh.de
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AKTION/352: Heiße Temperaturen beeinflussen Vogelzug - Birdwatch am 6. und 7. Oktober (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. Oktober
2018

NABU: Heiße Temperaturen beeinflussen Vogelzug

Am 6. und 7. Oktober zum "EuroBirdwatch" den Blick in den Himmel
richten



Berlin - Das "EuroBirdWatch"-Wochenende am 6. und 7. Oktober gibt den
Startschuss für zahlreiche Veranstaltungen rund um die Faszination
Vogelzug. Das Zugvogelverhalten verläuft allerdings in diesem Jahr
durch den heftigen trockenen Sommer anders als sonst und birgt einige
Überraschungen. "Beobachtungen am Birdwatch-Wochenende helfen dabei,
Veränderungen von Zugzeiten festzustellen und Wettereinflüsse auf die
Natur besser zu verstehen", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif
Miller.

Viele Arten haben schon früher ihre Brutplätze verlassen,
beispielsweise der Weißstorch oder viele Watvögel. Kraniche und
nordische Gänse lassen sich an ihren Rast- und Sammelplätzen aber
immer noch beobachten. Innerhalb von wenigen Wochen haben sich die
Kranichrastbestände an der Ostseeboddenküste und Rügen rund um das
NABU-Kranichzentrum Groß Mohrdorf auf über 32.700 erhöht.

Zugvögeln ist der Klimawandel besonders dicht auf den "Schwingen",
denn sie sind auf intakte Verhältnisse gleich an mehreren Orten der
Welt angewiesen: an ihren Brutplätzen, in ihrem Überwinterungsgebiet
und an den Rastplätzen entlang der Zugrouten. Zahlreiche
Untersuchungen zeigen, dass der derzeitig auf der ganzen Welt wirksame
Klimawandel verschiedene Veränderungen in für die Vogelwelt mit sich
bringt. "Viele Zugvögel kehren im Frühjahr etwa drei Wochen früher aus
ihren Winterquartieren zurück als vor 40 Jahren, manche ändern ihre
Abzugszeiten im Herbst und immer mehr unserer Rotmilane oder Graugänse
fliegen gar nicht mehr bis in den Mittelmeerraum oder an die
Atlantikküste", so NABU-Vogelschutzexperte Eric Neuling.

Bekannt für ihre spektakulären Flugformationen sind Starenschwärme.
Der Star, vom NABU gewählter "Vogel des Jahres" 2018, gehört zu den
Zugvögeln, die sich jetzt gut beobachten lassen. "Viele Stare haben
aufgrund der diesjährigen Dürre im Osten und Norden keine zweite Brut
aufgezogen. Ob das auch die dänischen oder osteuropäischen Stare
betrifft, ist noch unklar. Die riesigen Schwärme an der Nord- und
Ostsee von 100.000 und mehr Staren blieben in diesem Jahr jedenfalls
bisweilen aus", sagt Neuling. Dafür scheinen die vollen Weinreben in
diesem Jahr viele Stare in die Winzergebiete von Rheinland-Pfalz
gelockt zu haben. In Deutschland wurde der größte Trupp des Septembers
bisher mit rund 80.000 Vögeln Anfang September bei Offstein in
Rheinland-Pfalz gemeldet.

Jedes Jahr verlassen über 200 Millionen Zugvögel ihre Brutgebiete in
Deutschland, um in Südeuropa oder Afrika zu überwintern. Hinzu kommen
300 Millionen Zugvögel, die auf ihrem Weg durch Deutschland fliegen
oder schon hier ihr Winterquartier erreicht haben.

Bis Mitte Oktober bieten NABU-Gruppen Exkursionen und geführte
Beobachtungen an, um den Vogelzug erlebbar zu machen. Beispielsweise
liegt die NABU-Storchenschmiede Linum an einem der spektakulärsten
Kranichrastplätze in Deutschland. Jährlich finden sich dort über
hunderttausend von Tieren ein, um auf ihren Weg nach Südeuropa zu
rasten.




NABU-Hintergrundinfos:

NABU-Vogelschutzexperte Eric Neuling verrät, wo die besten
Beobachtungsplätze zu finden sind und was dabei zu beachten ist: 
 
www.youtube.com/watch?v=fJucTefVKAo

Die bekanntesten Langstrecken- und Kurzstreckenzieher vor der Haustür
und die Top 12 der häufigsten Zugvögel in Deutschland (ermittelt aus
den Birdwatch-Beobachtungen der letzten Jahre) unter: 

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/birdwatch/21270.html

Ausführliche Informationen zur Teilnahme und zur Aktion unter: 

www.birdwatch.de

Veranstaltungen zum Birdwatch finden durchgängig im Oktober statt.
Alle Termine auf einen Blick gibt es unter: 

www.nabu.de/birdwatch

 * 
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FORSCHUNG/728: Neues Zuhause in der Arktis (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 26.09.2018

Neues Zuhause in der Arktis: 

Mit dem Klimawandel halten höherwüchsige Pflanzen in der Tundra
Einzug



Frankfurt/Leipzig, den 24.09.2018. Die Arktis ist bislang eine Domäne
niedrigwüchsiger Gräser und Zwergsträucher. Um den harten
Umweltbedingungen zu widerstehen, kauern sie sich dicht an den Boden
und werden oft nur wenige Zentimeter hoch. Zunehmend breiten sich hier
jedoch neue, größere Pflanzenarten aus. Daher sind in der arktischen
Tundra in den letzten 30 Jahren deutlich höherwüchsige
Pflanzengemeinschaften entstanden. Das berichtet eine Gruppe von fast
130 internationalen Biologen unter der Leitung des Deutschen Zentrums
für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und des Senckenberg
Biodiversität und Klima Forschungszentrums heute im Fachmagazin
Nature.




[image: Foto: © Anne Bjorkman]

Die Pflanzengemeinschaft in der arktischen Tundra ist in den letzten
dreißig Jahren höher geworden.

Foto: © Anne Bjorkman



Die Studie, die von einer Arbeitsgruppe von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern initiiert wurde, die durch das Deutsche Zentrum für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) gefördert wurde, basiert
auf der Auswertung des bislang umfangreichsten verfügbaren Datensatzes
zu Pflanzen in der arktischen Tundra. Er beinhaltet Daten von fast 120
Tundra-Gebieten in den arktischen Regionen von Alaska, Kanada, Island,
Skandinavien und Sibirien sowie anderen Regionen, in denen die Höhe
der Pflanzen gemessen wurde.




[image: Foto: © Anne Bjorkman]

Feldarbeit auf Ellesmere Island, Kanada: Vermessung einzelner
Pflanzen. Die Studie basiert auf über 50,000 Einzel-Messungen, die
über einen Zeitraum von 30 Jahren durchgeführt wurden.

Foto: © Anne Bjorkman



Die Daten zeigen: "Der Zuwachs hat nicht nur in bestimmten Gebieten
stattgefunden, sondern fast überall", so Dr. Anne Bjorkman,
Erstautorin der Studie, die heute am Senckenberg Biodiversität und
Klima Forschungszentrum arbeitet und die Studie am Forschungszentrum
iDiv, der Universität Edinburgh und der Universität Aarhus
durchgeführt hat.

Laut den Forscherinnen und Forschern ist die globale Klimaerwärmung
für diese Entwicklung verantwortlich. In den letzten 30 Jahren sind
die Temperaturen in der Arktis um rund 1 Grad im Sommer und 1,5 Grad
im Winter angestiegen. Die Arktis ist damit eine der sich am
schnellsten erwärmenden Regionen der Erde.




[image: Foto: © Anne Bjorkman]

Das Gewöhnliche Ruchgras (Anthoxanthum odoratum), das ursprünglich im
europäischen Tiefland zuhause ist, wurde auf alpinen Standorten in
Schweden und Island nachgewiesen.

Foto: © Anne Bjorkman



Eine Detailanalyse ergab, dass nicht nur die einzelnen
Pflanzenindividuen im Zuge wärmerer Temperaturen größer werden,
sondern sich auch die Zusammensetzung der Pflanzengemeinschaft
geändert hat. "Höher wachsende Pflanzenarten, die entweder aus
wärmeren Gebieten innerhalb der Tundra oder aus südlicheren Regionen
außerhalb kommen, haben sich in den letzten 30 Jahren in der Tundra
ausgebreitet", sagt Dr. Nadja Rüger, Wissenschaftlerin am
Forschungszentrum iDiv und der Universität Leipzig und eine der
Co-Autorinnen der Studie.

Diese Entwicklung ist noch längst nicht abgeschlossen "Wenn sich die
höherwüchsigen Pflanzen weiter wie bisher ausbereiten, könnte die
Wuchshöhe von Pflanzengemeinschaften in der Tundra bis zum Ende des
Jahrhunderts durchschnittlich nochmals um 20 bis 60 % zunehmen", so
Bjorkman. Überraschenderweise führt - so die Studie - der Zuwachs an
höherwüchsigen Pflanzen jedoch nicht unmittelbar dazu, dass die
kleineren Arten verschwinden.

Der arktischen Tundra wird in der Klimaforschung große Aufmerksamkeit
zuteil, denn im Permafrostboden lagert circa ein Drittel bis die
Hälfte des weltweit im Boden gebundenen Kohlenstoffs. Wenn der Boden
taut, könnten daher Treibhausgase freigesetzt werden - und eine
Zunahme an höherwüchsigen Pflanzen könnte diesen Prozess
beschleunigen. Denn um höherwüchsige Pflanzen sammelt sich im Winter
mehr Schnee an. Der darunter liegende Boden wird dadurch isoliert und
friert daher im Winter nicht so schnell und nicht so tief. "Obwohl es
noch viele Unsicherheiten gibt, könnten die höherwüchsigen Pflanzen in
der Tundra den Klimawandel sowohl in der Arktis als auch weltweit
weiter anheizen", folgert Bjorkman.

Im Gegensatz zum Höhenwachstum konnten die Forscher bei sechs anderen
Eigenschaften von Pflanzen, beispielsweise Blattfläche oder
Stickstoffgehalt der Blätter, über die letzten 30 Jahre hinweg keine
klaren Trends erkennen. Grund ist, dass diese Merkmale neben der
Temperatur maßgeblich von der Feuchtigkeit des jeweiligen Standorts
beeinflusst werden.

Laut den Autoren deutet dieser zweite Befund darauf hin, dass die
Reaktion der Pflanzengemeinschaften auf den Klimawandel insgesamt
davon abhängt, ob die Tundra trockener oder feuchter wird. Rüger sagt
dazu: "Um zukünftige Veränderungen der Pflanzenwelt in der Tundra zu
prognostizieren, ist es daher wichtig, nicht nur im Blick zu behalten,
wie sich die Temperatur entwickelt, sondern auch die Verfügbarkeit von
Wasser. Wenn sich die Niederschlagsmenge oder der Wasserkreislauf
ändern oder sich der Zeitpunkt der Schneeschmelze verschiebt, kann
dies erhebliche Auswirkungen auf die Pflanzenwelt haben."

Originalpublikation:

Anne D. Bjorkman et.al. (publiziert am 26. September 2018): Plant
functional trait change across a warming tundra biome. Nature. 

Doi: 10.1038/s41586-018-0563-7.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news702904

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 26.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/541: Umweltauswirkungen der Krabbenfischerei im Nationalpark Wattenmeer (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 28.09.2018

Umweltauswirkungen der Krabbenfischerei im Nationalpark Wattenmeer

Thünen-Institut
erhält Zuschlag für ein neues, bundesländerübergreifendes
Forschungsprojekt



Die deutsche Nordseeküste gehört fast vollständig zum Nationalpark
Wattenmeer, einem besonders schützenswerten Ökosystem. In diesem
Gebiet sind rund 190 Krabbenfischerei-Betriebe tätig. Hohe
Anforderungen an die Nachhaltigkeit sind nötig, um die
Garnelenfischerei mit den Nationalparkzielen und der
Natura2000-Richtlinie in Einklang zu bringen. Bei ihren Fangfahrten
setzen die Krabbenfischer Grundschleppnetze ein, sogenannte
Baumkurren, die durch Rollen und Kufen stetigen Kontakt zum
Meeresboden haben. Wie stark dies das Ökosystem beeinträchtigt, wird
in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert.




[image: Auf See - Foto: © Michael Welling]

Krabbenkutter mit ausgefahrenen Baumkurren.

Foto: © Michael Welling



Die Auswirkungen der Baumkurren auf den Meeresboden und seine
Lebensgemeinschaften besser zu verstehen, ist Ziel des neuen
Forschungsprojekts "CRANIMPACT - Auswirkungen der Garnelenfischerei
auf Habitate und Lebensgemeinschaften im Küstenmeer der Norddeutschen
Bundesländer Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen". Unter
Leitung des Thünen-Instituts für Seefischerei hat sich für dieses
Projekt ein Konsortium aus Universitäten, staatlichen
Forschungseinrichtungen und Wirtschaftspartnern zusammengefunden; die
Kosten von rund 1,4 Millionen Euro werden zu 75% aus Mitteln des
Europäischen Meeres- und Fischereifonds bereitgestellt, die übrigen
25% tragen die beiden Bundesländer Schleswig-Holstein und
Niedersachsen.




[image: Zwei Personen mit Proben an Deck - Foto: © Thünen-Institut]

Erste Bodensediment-Proben aus dem Lister Tief sind für die weitere
Untersuchung im Labor genommen. 

Foto: © Thünen-Institut



Das Projekt hat zwei sich ergänzende Ansätze: Analysen der
Zusammensetzung der Bodenlebensgemeinschaften entlang von Gradienten
fischereilicher Nutzung und die Untersuchung der Erholungsraten der
Lebensgemeinschaften und Bodenstrukturen nach experimenteller
Befischung. Als Referenzgebiet dient dabei erstmals ein Teil des
dänischen Wattenmeeres, wo Krabbenfischerei seit Jahrzehnten verboten
ist. Zusätzlich wird untersucht, wie tief die Baumkurren in die
verschiedenen Bodentypen des Küstenmeeres eindringen, um deren
physikalische Empfindlichkeit gegenüber der Fischerei
herauszuarbeiten.

Für die Arbeiten auf See kommen sowohl kommerzielle Krabbenkutter der
Erzeuger-gemeinschaft der Deutschen Krabbenfischer zum Einsatz als
auch kleinere Forschungsschiffe, die speziell für den Einsatz im
flachen Wattenmeer konzipiert sind. Die Untersuchungsgebiete
erstrecken sich vom Lister Tief nördlich der Insel Sylt bis zur Blauen
Balje südlich des Jadebusens im Niedersächsischen Wattenmeer.

Neben den praktischen Arbeiten auf See werden verschiedene Datensätze,
unter anderem Langzeiterhebungen der Bodenlebensgemeinschaften und
Satellitenüberwachungsdaten, ausgewertet, um abschätzen zu können, wie
sich die Ökosysteme längerfristig an die Fischerei anpassen. In den
biologischen Analysen stehen die Auswirkungen der Fischerei auf die
Ökosystemfunktionalität und -leistungen besonders im Fokus.

Die Projektergebnisse liefern eine fundierte wissenschaftliche
Grundlage für Management-maßnahmen und Bewirtschaftungspläne für die
Krabbenfischerei im Küstenmeer, wie sie z.B. im Rahmen der
MSC-Zertifizierung eingefordert werden. Darüber hinaus liefern Sie
wichtige Fakten, die die Diskussion über die Vereinbarkeit von
Naturschutz und fischereilicher Nutzung im Nationalpark Wattenmeer
weiterbringen können.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703069

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 28.09.2018
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POLITIK/431: Den Wald als deutsches Kultur- und Wirtschaftsgut für die Zukunft schützen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 28. September
2018

Bundesministerin Julia Klöckner: "Wir müssen den Wald als deutsches
Kultur- und Wirtschaftsgut für die Zukunft schützen."

Klöckner richtet gemeinsame Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein, um die
Wälder klimafest zu machen



Auf der Agrarministerkonferenz in Bad Sassendorf, Nordrhein-Westfalen,
hat sich Bundeswaldministerin Klöckner mit den Ländern darauf
verständigt, die Waldeigentümer beim Schutz ihrer Wälder finanziell zu
unterstützen.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Wir sehen die Schäden in unseren
Wäldern und die Situation unserer Waldbesitzer mit sehr großer Sorge.
Die durch den Borkenkäfer verursachten Schäden in einigen Teilen
Deutschlands sind immens. Wir brauchen für den Wald andere
Unterstützung und Maßnahmen als bei der Dürrehilfe für die Landwirte.
Kurzfristig sollten wir das Einschlagen von Holz in Bundes- und
Landesforsten zurückfahren. Es ist zur Zeit viel zu viel Holz auf dem
Markt, das drückt auf die Preise."

Bund-Länder-Arbeitsgruppe

"Daher werden wir eine ständige Bund-Länder-Arbeitsgruppe auf
Abteilungsleiterebene aufbauen zur Situation der Wälder und der
Forstwirtschaft. Zu der ersten Sitzung wird der Bund einladen."

Pflanzenschutz im Wald

"Wir müssen präventiv das Thema Pflanzenschutz im Wald angehen und in
der Praxis umsetzen. Das ist durchaus ein Zielkonflikt, den wir lösen
müssen."

Finanzielle Unterstützung

"Wir wollen die Waldeigentümer finanziell stärker unterstützen - vor
allem bei der Anpassung der Wälder an den Klimawandel. Die
Unterstützung soll über die GAK und ELER laufen. Zudem können wir
unseren Export von Holz gemeinsam mit der Branche verstärken. Vor
allem, um neue Märkte zu erschließen."

Afrikanische Schweinepest

"Uns allen ist klar, wie wichtig Präventionsmaßnahmen sind. Meine
Länderkollegen und ich nehmen die ASP sehr ernst. Daher werden wir
gemeinsam mit den Ländern die Prävention verstärken. Mein Ministerium
lädt daher alle Länder und relevanten Wirtschaftskreise zum Austausch
ein."

GAP nach 2020

"Wir haben zielführend in der AMK beschlossen, die GAP nach 2020
weiterzuentwickeln. Der Beschluss fasst wesentliche Eckpunkte zur
künftigen Gestaltung zusammen und stärkt die Position des Bundes für
die weiteren Verhandlungen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 134 vom 28.09.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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AKTION/237: Hambacher Wald - Demo am 6.10. "Wald retten, Kohle stoppen!" und weitere Waldspaziergänge (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

aus der SFV-Rundmal - 1. Oktober 2018

Demonstration am 6.10.2018 "Wald retten, Kohle stoppen!" und
weitere Waldspaziergänge



Gestern kamen ca. 10.000 Menschen zum "Waldspaziergang" am Hambacher
Wald. Ihr Protest zur angedrohte Rodung von RWE war energisch, laut
und friedlich. Auch am kommenden und den darauffolgenden Sonntagen
wird es Waldspaziergänge mit Michael Zobel geben. Detaillierte Infos
zur Organisation findet man samstags vor der jeweiligen Waldführung
unter

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

Schon länger geplant ist die Großdemonstration am 6.10.2018 am
Hambacher Wald, zu der der BUND gemeinsam mit Campact, Greenpeace und
den Naturfreunden Deutschlands aufrufen. Die Veranstalter erwarten
mehrere 10.000 Teilnehmer aus dem ganzen Bundesgebiet. Wenn Sie kommen
wollen, denken Sie daran, rechtszeitig vor Ort zu sein. Es wird voll!

Samstag, den 6. Oktober 2018 um 12 Uhr

Treffpunkt: S-Bahnhof Buir in Kerpen bei Köln



Alle Infos unter

https://www.bund.net/nc/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen/

 * 

Quelle:

sfv-rundmail 1.10.2018

Herausgeber:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère Roger Straße 8-10, 52062 Aachen

Tel.: 0241/51 16 16, Fax: 0241/53 57 86

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: http://www.sfv.de
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AKTION/236: Anti-Atom-Initiativen wollen Besuch aus Berlin bei Urenco mit Mahnwache begrüßen, 2.10. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Elternverein Restrisiko Emsland

Pressemitteilung, Gronau, 01.10.2018

Anti-Atom-Initiativen wollen Besuch aus Berlin bei Urenco mit
Mahnwache begrüßen:

Bündnis 90/ DIE GRÜNEN und DIE LINKE bereiten Gesetzentwurf für
Stilllegung der Uranfabriken Gronau und Lingen vor


Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90 / Die Grünen) und Hubertus Zdebel (Die
Linke) als Atomexperten ihrer Fraktionen im Gespräch mit Initiativen
vor Ort



Am Dienstag, 02.Oktober, besuchen die beiden Atomexperten der
Bundestagsfraktionen von Bündnis 90/ DIE GRÜNEN und DER LINKEN, Sylvia
Kotting-Uhl und Hubertus Zdebel, die unter Beteiligung von RWE und EON
betriebene Gronauer Urananreicherungsanlage. Die einzige
Urananreicherungsanlage in Deutschland ist zusammen mit der
Brennelementefabrik von Framatome / ANF in Lingen weiter vom
"sogenannten Atomausstieg" ausgenommen.

Mit einer Mahnwache von 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr vor dem Haupttor der
Urenco- Urananreicherungsanlage in Gronau (Röntgenstraße 4)wollen
AtomkraftgegnerInnen die beiden Bundestagsabgeordneten begrüßen und
die Forderung der Anti-Atomkraft-Bewegung nach sofortiger Stilllegung
der Uranfabriken bekräftigen. "Bis zum 'Sankt Nimmerleinstag' können
aus Gronau und Lingen neben anderen Atomkraftwerkenweltweit die
grenznahen, gefährlichen AKW Doel, Tiange, Cattenom und Fessenheim
beliefert werden. Das kann und muss unverzüglich gestoppt werden" so
Udo Buchholz vom Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Hintergrund des Besuchs von Hubertus Zdebel (DIE LINKE) und Sylvia
Kotting-Uhl (Bündnis 90/ Die Grünen) ist die von beiden
Bundestagsfraktionen beantragterechtssichere Stilllegung der
Uranfabrikenin Lingen und Gronau. Dazu wird am 17.10. ein Antrag
zurGesetzesänderung zum bestehenden Atomgesetz in einer öffentlichen
Anhörung im Bundestag von Bündnis 90/ Die GRÜNEN vorgestellt. Es wird
die Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen bisspätestens
Ende 2022 gefordert. Der Atomausstieg muss umfassend sein und darf
keine Schlupflöcher beinhalten, die die Sicherheit und die Gesundheit
der Menschen bei einem atomaren Gau gefährden. Ein Antrag der LINKEN
ergänzt die Gesetzes-Initiative um eine Stilllegung mit einer
gesetzlichen Festschreibung eines Exportverbotes von Brennelementen
bei möglicher Gefährdung der betroffenen Menschen.

Um 19 Uhr findet dann am Dienstag inder Gaststätte Rolinck Bräu in
Gronau, Neustraße 48, ein Treffen der beiden Bundestagsabgeordneten
mit interessierten AtomkraftgegnerInnenund Anti-Atom-Initiativen sowie
Umweltverbändenstatt. "Am 17.10. wird eine Delegation der
Anti-Atom-Initiativen nach Berlin reisen und an der öffentlichen
Anhörung der Gesetzesinitiative zur beantragtenStilllegung der
Atomanlagen teilnehmen." so Peter Bastian weiter.

Das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, der Elternverein
Restrisiko Emsland sowie der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) begrüßen die Gesetzesinitiativen der Fraktion von
Bündnis 90 / Die Grünen und von der Linksfraktion. Die Organisationen
werden sich aber weiterhin für die sofortige Stilllegung der
Uranfabriken einsetzen. Um dieser Forderung Nachdruck zu verleihen,
treffen sich am Sonntag, 7. Oktober 2018, wie an jedem ersten Sonntag
im Monat niederländische und deutsche Anti-Atomkraft-Initiativen zum
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 01.10.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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FILM/092: "Der alte Förster und das wilde Borstenvieh" - Weltpremiere auf dem Darß, 3.10.


Deutsche NaturfilmStiftung gGmbH - 1. Oktober 2018

Naturfilmfestival auf dem Darß startet am Mittwoch mit Weltpremiere
- NDR Spezial läutet diesjährigen Wettbewerb um den Deutschen
Naturfilmpreis ein



Ostseebad Prerow. Im Kulturkaten "Kiek In" in Prerow werden am
Mittwoch, den 03. Oktober um 14:00 Uhr in Kooperation mit dem
Medienpartner NDR die diesjährigen Eröffnungsfilme präsentiert. "Der
alte Förster und das wilde Borstenvieh" aus der NDR NaturNah-Redaktion
erzählt die Geschichte eines Försters und seiner Liebe zu den Tieren.
Im Anschluss präsentieren die Filmemacher Jens Westphalen und Thoralf
Grospitz die Weltpremiere "Elefanten hautnah - Giganten mit Gefühl" -
eine NDR Naturfilm-Dokumentation über das Leben der Afrikanischen
Elefanten in Botswana.

Schon am Dienstagabend können Naturdoku-Fans aus Deutschland einen
ganz besonderen Abend erleben. Beim großen Pre-Opening im Ozeaneum
Stralsund wirft die aktuelle Netflix- Produktion "Chasing Coral" einen
Blick auf die aktuelle Situation der Korallenriffe dieser Welt. Im
Internationalen Jahr des Riffs, möchte die Veranstaltung auf die
Schönheit und Verletzlichkeit der Korallen aufmerksam machen.

An den folgenden fünf Festivaltagen steht der Wettbewerb um den
Deutschen Naturfilmpreis im Fokus. Bewegende und faszinierende
Geschichten unserer Erde werden auch dieses Jahr wieder mehrere
tausend Besucher vor der Kinoleinwand begeistern. Im Anschluss an die
Vorführungen erfahren die Festivalbesucher in moderierten
Filmgesprächen mehr über die Arbeit der Filmemacher. Neben filmischen
Highlights stehen auch Fotoausstellungen, Multivisionsshows,
Diskussionsforen und Naturerlebnisexkursionen auf dem Programm.

Der Deutsche Naturfilmpreis wird seit 2008 auf der Ostseehalbinsel
Fischland-Darß-Zingst verliehen. Schirmherrin ist die
Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommerns Manuela
Schwesig. Die Preise sind mit insgesamt 21.000 Euro dotiert. Neben den
Jury-Preisen stimmt auch das Publikum über ihren Favoriten ab. Die
Preisverleihung findet am Abend des 06. Oktobers statt.

Veranstalter des Festivals ist die Deutsche NaturfilmStiftung, die
2017 vom Förderverein Nationalpark Boddenlandschaft und der Deutschen
Wildtier Stiftung gegründet wurde. Partner sind u. a. das Land
Mecklenburg-Vorpommern und die Darß-Gemeinden. Medienpartner der NDR
und die Ostsee Zeitung.

Mehr Informationen auf www.deutscher-naturfilm.de

 * 

Quelle:

Deutsche NaturfilmStiftung gGmbH

Bliesenrader Weg 2, 18375 Wieck a. Darß

Internet: www.deutscher-naturfilm.de
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AKTION/1458: Leer - Evenburg-Führung "Zeitreise mit Frau Boekhoff und Frau Ibelings" am 6.10.


Evenburg: Zeitreise mit Frau Boekhoff und Frau Ibelings

Theaterführung am 6. Oktober



Am 6. Oktober ab 15.30 Uhr erleben die Besucher der Evenburg in einer
Führung durch das Schloss, wie Frau Ibelings, Gattin des reformierten
Pastors und Frau Boekhoff, Ehefrau des lutherischen Pastors in die
Konkurrenzsituation der Kirchen in der Grafenfamilie geraten.

Reformiert oder lutherisch - das ist hier die Frage. Jahrzehntelang
scheint alles in bester Ordnung. Die reformierte Kirche gehört zur
lutherischen Grafenfamilie. Bis Graf Carl Georg von Wedel eine neue
Kirche bauen lässt: die lutherische Friedenskirche. Eine
Konkurrenz-Situation entsteht und mitten drin die Pastorengattinnen.
Hier prallt christliche Nächstenliebe auf weibliche Scharfzüngigkeit,
biedermeierliche Heimatliebe auf interreligiösen Diskurs,
wirtschaftlicher Weitblick auf eingekellerte Kartoffeln.

Mit Humor und interessanten Geschichten werden die Teilnehmer durch
das Schloss geführt.

Der Eintritt kostet 14 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei. Eine Anmeldung
ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000 erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AKTION/1457: Magdeburg - Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am 5.10.2018


Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern

Am kommenden Freitag um 14.30 Uhr



Am kommenden Freitag, 5. Oktober, können Magdeburgerinnen und
Magdeburger sowie Gäste der Landeshauptstadt die Gruson-Gewächshäuser
bei begleiteten Rundgängen kennenlernen. Der tropisch-botanische
Garten der Ottostadt in der Schönebecker Straße 129b steht dafür allen
Interessierten ab 14.30 Uhr offen. Bei Bedarf werden mehrere Rundgänge
gleichzeitig angeboten. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Neben Erklärungen zu den einzelnen Schaugewächshäusern informieren die
Mitarbeiter auch zur Geschichte, zu einzelnen exotischen Pflanzen und
Tieren sowie zu den aktuellen Besonderheiten.

Ein Rundgang dauert etwa 90 Minuten und kostet einschließlich Eintritt
4,50 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. Die Eintrittskarte berechtigt auch zum
individuellen Rundgang durch die Gewächshäuser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KURSUS/1222: Bielefeld - "Persisch kochen" am 5. Oktober 2018


Persisch kochen mit der VHS



Bielefeld (bi). Den Zauber des Orients lernen Interessierte am
Freitag, 5. Oktober, bei einem persischen Kochkurs in der VHS
Nebenstelle Brackwede kennen. Von 17 bis 22 Uhr gehen Kochfreunde auf
eine kulinarische Reise in die traditionelle und moderne Küche
Persiens. Anmeldungen und Infos zum VHS-Kurs in der Marktschule,
Stadtring 39, unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MARKT/4152: Mönchengladbach - "Frauentrödel" am 5. Oktober 2018


Frauentrödel im Familienzentrum Wildwiese



Am Freitag, den 5. Oktober ist Städtischen Familienzentrum "Wildwiese"
am Hosterweg 23 in Geneicken wieder ein großer Frauentrödelmarkt
(Weiberkram) statt. Von 18.00 Uhr bis 21.00 Uhr sind große Leute recht
herzlich eingeladen, in den Räumen der Tagesstätte zu stöbern,
Schnäppchen von Größe 34 - 44, Accessoires, Schmuck, Schuhe und Mode
zu ergattern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SPIELE/413: Bielefeld - Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek am 5.10.2018


Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). In der Stadtbibliothek am Neumarkt lernen
Interessierte am Freitag, 5. Oktober, die Welt der Brett- und
Kartenspiele neu kennen. In der Veranstaltung zur Reihe "Irgendwas is
immer" wird von 14.30 bis 17.30 Uhr gespielt und längst vergessene
Brett- und Kartenspiele neu entdeckt. Der Eintritt ist frei, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7340: Lippstadt - Fahrradtour zum Mastholter See am 7. Oktober 2018


Fahrradtour zum Mastholter See

Öffentliche Radtour am 7. Oktober



Lippstadt. Am Sonntag, dem 7. Oktober, bietet die Stadtinformation die
letzte öffentliche Radtour in dieser Saison an.
Treffpunkt ist um 14 Uhr am Rathaus. Dort startet die Tour mit der
Stadtführerin Susanne Foster Richtung Mastholte, entlang der Burgruine
in Lipperode, dem Alberssee, dem "Freien Stuhl", dem Mastholter See
bis zum dortigen Heimathaus.

Die Route ist ca. 30 km lang, dauert einschließlich Pause ca. 3,5
Stunden und ist auch für Familien mit Kindern bestens geeignet.

Der Kostenbeitrag für die Fahrradtour beträgt 6,00 Euro für
Erwachsene, Kinder und Schüler/Studenten zahlen 3,00 Euro. Da die
Teilnehmerzahl für diese Führung begrenzt ist, bittet die
Stadtinformation im Rathaus um Anmeldung, Telefon 02941 / 58515.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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